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Beginn: 9.01 Uhr

Prasidentin Diezel:

Guten Morgen, meine Damen und Herren Abgeord-
neten! Ich begrufle Sie herzlich zu unserer heutigen
Sitzung des Thuringer Landtags, die ich hiermit er-
offne. Ich begrifRe auch die Gaste auf der Zuschau-
ertribline und die Zuschauer am Livestream sowie
die Vertreterinnen und Vertreter der Medien.

Fur diese Plenarsitzung hat Frau Abgeordnete Mul-
ler als Schriftfihrerin neben mir Platz genommen,
die Redeliste fiihrt Herr Abgeordneter Zippel.

Fir die heutige Sitzung haben sich entschuldigt:
Abgeordneter Krumpe, Abgeordneter Rietschel und
Frau Ministerin Werner.

Gestatten Sie mir noch folgende Hinweise zur Ta-
gesordnung: Wir sind bei der Feststellung der Ta-
gesordnung Ubereingekommen, den Tagesord-
nungspunkt 2 am Freitag, den Tagesordnungs-
punkt 10 am Freitag als zweiten Punkt und den Ta-
gesordnungspunkt 12 heute als ersten Punkt aufzu-
rufen.

Zu Tagesordnungspunkt 18 wird ein Entschlie-
Bungsantrag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 6/7008 verteilt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 12

Thiringer Gesetz zur freiwilli-
gen Neugliederung kreisange-
hoériger Gemeinden im Jahr
2019 und zur Anpassung ge-
richtsorganisatorischer Vor-
schriften

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung

- Drucksache 6/6960 -

ERSTE BERATUNG

Winscht die Landesregierung das Wort zur Be-
grindung? Ja, bitte schon, Herr Minister Maier.

Maier, Minister fiir Inneres und Kommunales:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe Besucherinnen
und Besucher! Freiwilligkeit wirkt! Heute bringe ich
das dritte Gemeindeneugliederungsgesetz in dieser
Legislaturperiode ein, dies sogar innerhalb von
zwei Jahren. Das ist ein groRer Erfolg und ich
mochte mich gleich zu Beginn bei allen Beteiligten,
sei es auf kommunaler Ebene, bei meinen Kollegin-
nen und Kollegen im Thuringer Ministerium fur In-
neres und Kommunales und den anderen Ressorts
und naturlich auch bei lhnen, den Abgeordneten

des Thiringer Landtags, ausdrtcklich fir lhren Ein-
satz und fur Ihre Unterstitzung bedanken.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Mit dem hier vorgelegten Gesetz wird vom Landtag
die umfangreichste NeugliederungsmafRnahme der
vergangenen 20 Jahre auf der gemeindlichen Ebe-
ne beschlossen. Fast 400 Gemeinden in Thiringen
sind an dieser Neugliederung beteiligt. Was mir
ganz besonders wichtig ist — und deswegen habe
ich es auch ganz an den Anfang meiner Rede ge-
stellt —: Dies erfolgte ausschlieBlich auf freiwilliger
Grundlage mit vielfaltiger Unterstiitzung des Lan-
des, vor allem aber aufgrund eines aufiergewohnli-
chen Engagements der kommunalen Vertreterinnen
und Vertreter.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, so ein Fu-
sionsprozess ist ein Kraftakt. Es bedarf Mut, das
anzugehen und umzusetzen, denn oft spielen emo-
tionale Vorbehalte eine Rolle, die man mit Finger-
spitzengefiihl und Uberzeugungskraft tberwinden
muss. Hierfir geblhrt allen Beteiligten mein héchs-
ter Respekt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Das Ergebnis kann sich — wie gesagt — sehen las-
sen. In Thuringen gab es zu Beginn dieser Legisla-
turperiode insgesamt 843 kreisangehdrige Gemein-
den. Etwa ein Viertel dieser zumeist sehr kleinen
Gemeinden war mit dem Blick in die Zukunft bereit,
sich zugunsten ihrer Neugliederung weiterzuentwi-
ckeln und hat die Eingliederung in eine andere Ge-
meinde oder die Bildung einer neuen Gemeinde be-
schlossen und beantragt.

Um Missverstandnissen vorzubeugen: Die Orte der
aufgelésten Gemeinden bestehen natlrlich weiter
und das wird auch in Zukunft so sein, denn ihre
Identitat hangt eben nicht vom Sitz der Verwaltung
ab, sondern von den Menschen selbst, der Nach-
barschaft und den Vereinen, also dem Miteinander
der Einwohnerinnen und Einwohner im jeweiligen
Ort. Inzwischen haben die in dieser Legislaturpe-
riode neu gegliederten Gemeinden damit begon-
nen, ihre neuen Strukturen mit Leben zu fillen. Wir
alle wissen, kommunale Strukturdnderungen schaf-
fen zunachst nur die Voraussetzungen dafir, die
vorhandenen Ressourcen und Potenziale bestmog-
lich zu nutzen. Inwieweit tatsachlich die Vorteile der
kommunalen Strukturanderungen zum Tragen kom-
men, hangt in erster Linie von den Verantwortlichen
vor Ort ab. Sie kénnen nun die weiteren Prozesse
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(Minister Maier)

selbst gestalten. Sie halten ihr Schicksal also jetzt
selbst in ihren Handen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn mir
jemand zum Zeitpunkt meiner Amtsibergabe ge-
sagt hatte, dass die vermeintlich gescheiterte Ge-
bietsreform gesetzliche Neugliederungen auf frei-
williger Basis in diesem Umfang und sogar noch zu
diesem Zeitpunkt, ndmlich kurz vor der Landtags-
wahl, erforderlich macht, hatte ich das, ehrlich ge-
sagt, nicht fir moglich gehalten. Nachdem das
zweite Gemeindeneugliederungsgesetz auf den
Weg gebracht war, riss der Strom der Gesprachs-
anfragen im Innenministerium noch immer nicht ab,
eine Vielzahl von Gemeinden machte deutlich:
Auch wir wollen noch Teil dieses Erneuerungspro-
zesses werden, um fur die Zukunft gut aufgestellt
zu sein, und wir wollen, dass die Strukturanderun-
gen baldmdoglichst in Kraft treten. Vor diesem Hin-
tergrund hat sich die Landesregierung entgegen ih-
rer ursprunglichen Planung entschieden, noch in
dieser laufenden Legislaturperiode einen dritten
Gesetzentwurf zu erarbeiten und Ihnen heute zur
Beratung vorzulegen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Ge-
setzentwurf enthalt 17 Regelungsvorschlage, an
denen insgesamt 70 Gemeinden direkt beteiligt,
von denen 11 Landkreise betroffen sind. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf folgt unverandert der Zielset-
zung, leistungs- und verwaltungsstarke Gebietskor-
perschaften zu schaffen, die dauerhaft in der Lage
sind, ihre Aufgaben sachgerecht, bilrgernah,
rechtssicher und eigenverantwortlich wahrzuneh-
men. Zur Umsetzung dieser Ziele dienen weiterhin
die bekannten Leitlinien, insbesondere der Vorrang
der Bildung von Einheits- und Landgemeinden, de-
ren MindesteinwohnergréRe 6.000 Einwohner be-
zogen auf das Jahr 2035 betragen soll. Bei der An-
wendung dieser Leitlinien soll dem Prinzip der Frei-
willigkeit eine hohe Bedeutung eingeraumt werden.
Daher beruhen auch die in diesem Schritt der Ge-
meindegebietsreform vorgeschlagenen rechtlichen
Regelungen ausschlielich auf freiwilligen Neuglie-
derungsantragen von Stadten und Gemeinden. Sie
entsprechen aus Sicht der Landesregierung dem
offentlichen Wohl und kénnen durch den Gesetzge-
ber umgesetzt werden. Der vorliegende Gesetzent-
wurf zielt darauf ab, dem Leitbild und den Leitlinien
der Gemeindegebietsreform so weit wie moglich
auf Basis von Konsens und Kooperation zu ent-
sprechen. Diesem Ziel folgend, beinhaltet der Ge-
setzentwurf daher auch Neugliederungsfalle, in de-
nen die anzustrebende Mindesteinwohnerzahl von
6.000 auf freiwilliger Basis bislang noch nicht er-
reicht werden kann. Solche Strukturveranderungen
werden dennoch vorgeschlagen, soweit sie aus Ge-
meinwohlgriinden gerechtfertigt sind, eine Steige-

rung der Leistungsfahigkeit der Gemeinde erwarten
lassen, eine weitere Neugliederung zu einem spa-
teren Zeitpunkt moglich bleibt und die umliegenden
Gemeinden dadurch nicht geschwacht oder in ihrer
Entwicklung behindert werden. In diesen Fallen
werden die beantragten Neugliederungen als ein
erster Schritt einer stufenweisen Umsetzung der
Leitlinien angesehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, einen
Neugliederungsantrag hat die Landesregierung je-
doch nicht in den Gesetzentwurf aufgenommen: die
kreistibergreifende Neugliederung der Gemeinde
Katzh(tte. Die urspringlich von der Landesregie-
rung vorgesehene Umsetzung der beantragten Ge-
biets- und Bestandsanderung war im Wesentlichen
durch das Ergebnis des Birgerentscheids in der
Gemeinde Katzhitte am 6. Januar 2019 begrundet.
In diesem Rahmen hatten sich die Blrger mehrheit-
lich fur eine kreistubergreifende Fusion mit der Stadt
Grol3breitenbach ausgesprochen. Allerdings wur-
den zwischenzeitlich nachvollziehbare rechtliche
Bedenken gegen die Durchfihrung des Bulrgerent-
scheids am 6. Januar 2019 vorgetragen, die bisher
auch nicht ausgerdumt werden konnten. Damit bil-
det das Ergebnis des Burgerentscheids in der Ge-
meinde Katzhltte nach Auffassung der Landesre-
gierung zum gegenwartigen Zeitpunkt keine ver-
I&ssliche Grundlage dafur, dem Landtag diese Neu-
gliederung zur Entscheidung vorzulegen.

(Beifall CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Ent-
wurf des dritten Neugliederungsgesetzes sieht ins-
gesamt die Aufldsung von 41 Gemeinden vor. Aus
den Gebieten der aufgelosten Gemeinden sollen
funf Einheits- oder Landgemeinden werden und elf
Gemeinden vergrofRert werden. Unter Beriicksichti-
gung der in diesem Gesetz beteiligten 70 Gemein-
den werden insgesamt bis zum Ende dieses Jahres
voraussichtlich 390 Gemeinden aufgrund gesetzli-
cher Regelung in dieser Legislaturperiode neu ge-
ordnet sein. Hiervon sind mehr als 900.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner des Freistaats, das heif3t,
Uber 40 Prozent, betroffen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mir ist be-
wusst, dass gerade auch die in Aussicht gestellten
betrachtlichen Finanzhilfen ihre Wirkung fir die
breite Beteiligung an der Gemeindegebietsreform
auf freiwilliger Grundlage nicht verfehlt haben. Zu
diesem Zweck wurden sie ja schliellich auch be-
reitgestellt. Die vorausschauende Inanspruchnah-
me dieser Mittel zeugt aber meiner Auffassung
nach vor allem von dem verantwortungsvollen Han-
deln der kommunalen Vertreter. Denn es ging hier-
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(Minister Maier)

bei nicht nur um Neugliederungspramien, die den
Gemeinden als Anreiz angeboten und nach vollzo-
gener Neugliederung zur freien Verfigung gestellt
wurden, sondern vielerorts auch um Mittel zur
Schuldentilgung. Besonders erfreulich ist, dass da-
mit zahlreichen finanzschwachen Kommunen ein
erfolgreicher Start in eine zukunftsfahige kommuna-
le Struktur erméglicht werden konnte.

Fir alle drei Neugliederungsgesetze werden wir
voraussichtlich fast 175 Millionen Euro an Finanz-
hilfen bereitstellen. Die Finanzhilfen fur die in dem
vorliegenden Gesetzentwurf enthaltenen Gebiets-
und Bestandsanderungen werden nach den glei-
chen Bedingungen wie in den ersten beiden Run-
den ausgereicht. Insgesamt ist fir das vorliegende
Gesetz eine Ausreichung von etwa 24,7 Millionen
Euro vorgesehen. Daruber hinaus verzichtet das
Land auf rickzahlbare Bedarfszuweisungen in Ho-
he von etwa 1,5 Millionen Euro und leistet fir die
von der Neugliederung betroffenen Verwaltungsge-
meinschaften und Gemeinden temporare Kompen-
sationszahlungen in Hohe von insgesamt 1,9 Millio-
nen Euro.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Ge-
meindegebietsreform in Thiringen ist in dieser Le-
gislaturperiode weit vorangekommen — viel weiter,
als wir alle gedacht haben. Vieles ist noch zu tun,
aber weit mehr ist geschafft, als zunachst méglich
schien. Ich bitte Sie nun, das Thiringer Gesetz zur
freiwilligen Neugliederung kreisangehoriger Ge-
meinden im Jahr 2019 auf den Weg zu bringen. Ich
danke fur Ihre Aufmerksamekeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Minister. Ich eroffne die Ausspra-
che und als Erster hat Abgeordneter Fiedler von
der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Guten Morgen, sehr geehrte Frau Prasidentin, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Wir reden
heute Uber das dritte Neugliederungsgesetz in die-
ser Legislatur und ich freue mich, dass wir Gber das
Gesetz reden. Herr Minister Maier, ich sal® auf mei-
nem Platz, wenn man frilh so langsam ankommt
und dann hérte ich lhre Worte: ,Freiwilligkeit wirkt!”,
sagt Minister Maier. Ich frage mich, warum diese
Landesregierung das so spat erkannt hat,

(Beifall CDU)

mussten wir da doch erst nachhelfen und vor das
Verfassungsgericht, anstatt gleich den Weg zu ge-

hen. Meine Fraktion hat immer gesagt: Freiwilligkeit
tragen wir mit, Freiwilligkeit wird unterstitzt, Freiwil-
ligkeit werden wir auch mit begleiten. Deswegen:
Der grundsatzliche Weg ist richtig, der gegangen
wird, aber man muss auch sehen, dass man auch
noch die Nase im Gesicht behalt und nicht Uber-
treibt, was man denn da Gutes jetzt gemacht hat.

Meine Damen und Herren, ich mochte noch voran-
stellen, weil das noch in der Erinnerung ist: Also
dass die Gemeinden Teil des Erneuerungskonzepts
sind, dass sie das gern gemacht haben und dass
sie es gern mitmachen, das konnte ich aber nun im
Lande wirklich nicht Uberall so erleben, sondern
was wir alle wissen und was Sie auch wissen, was
Sie ja vorhin gesagt haben: Natlrlich hing da oben
immer die ganz grolde Wurst mit dem vielen, vielen
Geld. Die hing naturlich immer da oben: Also wenn
ihr was davon haben wollt, dann jetzt oder nie. —
Das ist so! Und es war ein groRer Glucksfall fir die-
se Landesregierung, dass seit Jahren die Steuer-
quellen sprudeln und dass genigend Geld da ist.
Das muss man einfach nur festhalten, ohne jetzt in
irgendeiner Form neidisch zu sein — es ist so, wie
es ist.

(Beifall AfD)

Gut ist, wenn Geld reinkommt, und nicht, wenn wir
kein Geld haben. Aber man muss das auch zum
Gesamtkonzept mit sagen, dass es viele Umstande
waren, die dazu geflhrt haben. Der Gebietsreform-
staatssekretar hat sich grofle Muhe gegeben — teil-
weise. Wenn er vor Ort war, war es auch mal ein
bisschen straff.

(Zwischenruf Hohn, Staatssekretar: Das ge-
hort dazu!)

Ich entsinne mich nur, weil mir meine Kollegen er-
zahlt haben, bei mir in Trockenborn-Wolfersdorf
wollten sie einen Kreiswechsel machen. Am Ende,
obwohl alle vor Ort waren, waren zwei Drittel dage-
gen.

(Zwischenruf Hohn, Staatssekretar: Wir hat-
ten einen schénen Abend!)

Ja. Na ja, Wolfersdorf ist ja schon. Wir haben ja
auch eine schone Gegend.

Meine Damen und Herren, nachdem Rot-Rot-Grin
die ersten Jahre der Legislatur mit der am Ende ge-
scheiterten Gebietsreform — ich muss es einfach
noch mal sagen, damit es in Erinnerung bleibt —,
herumexperimentiert hat, liegt uns nunmehr das
dritte Gesetz vor. Ich habe gesagt: Das ist gut so.
Wie schon bei den beiden vorangegangenen Ge-
setzen halt sich die Landesregierung auch diesmal
nur am Rande an das eigene Leitbild. Sie haben
das so schén umschrieben, Herr Minister. Zur Erin-
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nerung darf ich kurz aus diesem zitieren: ,Vorrang
hat die Bildung von Einheitsgemeinden als Urtyp
der umfassend leistungsfahigen, sich selbst ohne
Einschaltung Dritter verwaltenden Gemeinde oder
von Landgemeinden, deren jeweilige Mindestein-
wohnergroRe 6.000 Einwohner bezogen auf das
Jahr 2035 betragen soll.“ Ich will Sie nur an Ihr ei-
genes Leitbild erinnern.

Wenn man sich die im Gesetzentwurf enthaltenen
Neugliederungen genauer betrachtet, wird man
schnell feststellen, dass sich Rot-Rot-Griin in 6 der
insgesamt 17 Fusionen nicht an die eben genann-
ten Vorgaben des Leitbildes und die Mindestein-
wohnergréfRen halt.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident:
Aber es sind die notwendigen Schritte in ge-
nau die richtige Richtung!)

Ja, Herr Ministerprasident, es geht in die richtige
Richtung, aber man macht in der Regel Leitbilder,
damit sie in etwa eingehalten werden.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Leit-
bild ist nicht Dogma, lieber Kollege Fiedler!)

Ich streite mich ja gern mit dem Ministerprasiden-
ten. Der hat ja neben dem Staatssekretar und dem
Minister den meisten Einblick in die Gebietsreform.
Da bin ich mir ganz sicher, dass wir wissen, wovon
wir gemeinsam reden.

Meine Damen und Herren, damit fihren Sie den
Sinn und Zweck lhres eigenen Leitbildes — darum
geht es mir — selbst ad absurdum. Aber wenn man
sich lhre Politik insgesamt anschaut, Uberrascht
mich das wirklich nicht, meine Damen und Herren.
Es kommt mir vor allem so vor, als wolle man auf
den letzten Metern der Legislatur noch so viele Fu-
sionen wie mdglich auf den Weg bringen, und dies
wie immer bei Rot-Rot-Griin im Eiltempo, man kann
auch sagen: Schweinsgalopp.

(Beifall CDU)

Das Wort ist ja mittlerweile auch schon etabliert. Ich
will einfach daran erinnern und ich kann das mit
Zahlen noch einmal deutlich machen. Dies zeigt
auch wieder die Ansetzung einer Sondersitzung
des Innenausschusses, um die Anhdrung zu be-
schlieRen, damit wir dieses Gesetz noch in dieser
Legislatur auf den Weg bringen kdnnen. In dieser
Legislatur Ubrigens die 18. Sondersitzung des In-
nenausschusses von insgesamt 70 Sitzungen!

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Der
arbeitet wenigstens, Wolfgang!)

Ja, wir arbeiten gern und wenn es etwas Richtiges
ist, machen wir es auch. Aber wir wiirden uns auch
manchmal wiinschen, dass die Landesregierung

ein bisschen schneller arbeitet und uns das besser
und schneller vorlegt, denn ich sehe Uberhaupt
nicht ein — wenn ich den Einschub machen darf,
wenn ich an Suhl, Eisenach und Co. denke —, dass
die alle vor Ort denken, sie kdnnen hier mit uns ma-
chen, was sie wollen. Und dann schreiben sie uns
grol3e Briefe, wir sollen uns doch beeilen. Das sehe
ich Uberhaupt nicht ein, damit das mal ganz klar ist.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Da reden Sie mal mit lhren
Kollegen!)

Wer auch immer, das ist mir doch vollkommen
Wourst.

(Heiterkeit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich entsinne mich dunkel — die Linken sind ganz ru-
hig —, dass die linke Oberbiirgermeisterin von Eise-
nach ja wohl die groRe Veranderung bis jetzt war.

(Heiterkeit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das ist eine steile These!)

Ich entsinne mich aber ganz klar, dass das so war,
meine Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Deine
Erinnerungen trigen!)

Meine Erinnerungen triigen mich hier Uberhaupt
nicht. Ich bin kérperlich vielleicht nicht mehr ganz
so fit, aber der Geist ist halbwegs noch da.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Halbwegs!)

Der ist noch halbwegs da, meine Damen und Her-
ren. Keine Bange: Solange ich diesem Hohen
Hause noch angehdre, kénnen Sie sicher sein,
dass ich alles aufmerksam verfolge.

(Beifall CDU)

Als langjahriger Innenpolitiker meine ich, schon ein
Stlck weit von der Materie zu verstehen. Das muss
mir ja nicht jeder zugestehen, aber ich habe schon
ein paar Gebietsreformen gemacht. Ich erinnere
noch mal daran: Zu unserer Zeit haben wir auch
Gebietsreformen gemacht — ganz klar —, aber wirk-
lich auf echter freiwilliger Basis. Was mir vor allen
Dingen fehlt ...

(Zwischenruf Hohn, Staatssekretar: Was Ge-
scheites ist nicht dabei rausgekommen!)

Gescheites ist nicht immer rausgekommen, das ist
richtig, weil die SPD oft darin rumgemehrt und alles
durcheinandergebracht hat.

(Heiterkeit im Hause)
(Beifall CDU)
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Das ist so. Also wir waren gut vorbereitet. Auch das
ist so, Herr Ehemalige-linke-Herzkammer, so ist die
Welt, das andert sich immer wieder mal. Ich will nur
sagen: Es gab ja gute Ansatze. Wir sind doch in
voller Ubereinstimmung: Unser Land ist ein sché-
nes Land — unser liebes Thuringen —, aber wir sind
auch immer kleingliedrig gewesen. Wir waren nie
ein Konigreich Sachsen, weil mal da unser Konig
war, sondern wir waren auch teilweise zankische
Bergvdlker und alles.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Heute noch!)
Und heute noch.

Wenn ich nach Suhl und Meiningen schaue, da
kénnten mir noch ein paar einfallen. Nicht wabhr,
Herbert Wirkner? Bei Katzhitte und Co. fallen uns
viele Dinge ein, die da sind. Aber was viele verges-
sen — deswegen will ich das nur noch mal sagen —:
Wir haben uns ja gerade erst 1990 wieder neu ge-
grundet. Ich will gern immer mal daran erinnern:
Die Menschen sind damals auch auf die Stral3e ge-
gangen, weil sie ihre eigenen Dinge in die Hand
nehmen wollten.

(Beifall CDU)

Da gab es damals schon vom einen oder anderen
die Bestrebung — ich will es noch mal in Erinnerung
rufen —, mit Hessen oder anderen zusammenzuge-
hen. Das war einfach vollkommen verfriht und voll-
kommen unsensibel, weil eben die Menschen ihre
Dinge hier selbst machen wollten, und vor allen
Dingen auch kommunal vor Ort. Und das darf man
bei dem Ganzen nicht vergessen: Was sind denn
eigentlich 29 oder 30 Jahre? Das ist nichts. Da
muss man die Menschen mithehmen — und das ist
mir das Entscheidende —, man muss sie mithehmen
in dieser ganzen Geschichte. Und das kommt mir
bei einigen Dingen einfach zu kurz, weil die Zeit-
phasen zu kurz sind. Man versucht das dann mit al-
len Mitteln — koste es, was es wolle, da spielt Geld
keine Rolle, obwohl die ibrigen Kommunen gern
Geld hatten.

Herr Minister, Sie wissen genauso gut wie ich: Bei
uns beginnen wir bei Minister Vo3 — ich sage das
immer vorneweg, damit gar nicht erst der Eindruck
entsteht. Vor allen Dingen die Linken und die Gri-
nen schreien ja gern: Was ihr uns alles hinterlassen
habt. Wenn ich an gestern denke, an die Justiz:
Mein Gott, viereinhalb Jahre regiert ihr, was habt ihr
denn gemacht?

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Leute eingestellt!)

lhr hattet es doch andern konnen!

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Haben wir doch!)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ha-
ben wir doch!)

Ach, schén! Wenn ich an den Personalvertretungs-
abbaupfad denke: Sie hatten ihn doch nicht Uber-
nehmen brauchen. Sie haben ihn ibernommen und
haben weiter daran gearbeitet, dann kann er doch
gar nicht so schlecht gewesen sein.

Meine Damen und Herren, es ist eine Vorlage, die
teilweise sehr spat kommt, aber wir machen gern
eine Sondersitzung, wenn es den Kommunen vor
Ort dient.

Meine Damen und Herren, mir ist vor allen Dingen
wichtig, dass die Zwangsfusionen nun offenbar vom
Tisch sind. Es ging ja lange Zeit durch die Medien,
dass sowohl der Ministerprasident als auch der In-
nenminister seit dem letzten Neugliederungsgesetz
nicht mehr von einer spateren Pflichtphase — also
Zwangsfusion — sprechen. Kollege Kuschel be-
hauptet das frihs, mittags und abends noch. Jetzt
liest er wahrscheinlich gerade die Bild-Zeitung.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Nie-
mals!)

Ja, das ist ein ahnliches Blatt.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ich
lese deine Rede mit!)

Ja, das ist gut.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Hal-
te dich an deinem Manuskript fest!)

Aus meiner Rede kannst du immer etwas lernen.
Das kann nicht schaden. Ich will darauf verweisen,
dass er bis heute noch von Zwangsfusionen
spricht. Deswegen erwahne ich das ausdriicklich,
damit das auch im Protokoll schén festgehalten ist,
dass der Ministerprasident und der Innenminister
von diesen Dingen — von Zwangsfusionen — nicht
mehr sprechen. Wir werden es in guter Erinnerung
behalten. Mal sehen, was sich Ende des Jahres
entwickelt. Deswegen ist mir das wichtig, dass man
hier noch einmal darauf hinweist.

Meine Damen und Herren, ich habe hier noch eini-
ge Dinge stehen. Die lasse ich alle weg, weil ich
der Meinung bin, dass wir hier vor allen Dingen
noch eines machen mussen: Wir mussen dieses
Gesetz, weil es auch um die Anpassung gerichtsor-
ganisatorischer Vorschriften geht, an den Justizaus-
schuss uberweisen, damit das dort mit behandelt
wird. Wir werden das im Rahmen der Anhdrung —
da sind wir immer in guter gemeinsamer Form —
durchziehen, damit das rechtssicher ist. Denn das
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A und das O muss flr uns hier im Hause sein: Nicht
nur, dass wir das den Kommunen vor Ort ermogli-
chen wollen, wo die echte Freiwilligkeit da ist.
Zwang mit Geld und Co. habe ich erwdhnt. Gehen
Sie mal hinaus, wenn Sie mal nicht ganz offiziell
sind, und reden einmal mit den Leuten. Die sagen,
und Sie wissen es, ich hatte es vorhin angedeutet,
Vol3 hat leider angefangen, wir haben es abge-
bremst — massiv abgebremst —, aber Sie haben es
weiter betrieben. Sie haben vor allen Dingen den
kleinen Kommunen den Geldhahn immer weiter zu-
gedreht, bis denen nichts anderes Ubrig blieb.

(Beifall CDU)

Das ist namlich der Punkt: Bis denen nichts ande-
res Ubrig blieb. Finanzminister und Innenminister
unterscheiden sich da nicht so sehr. Finanzminister
sind beim Geld noch schlimmer als Innenminister,
das muss man sagen. Wo ist denn meine Freundin
Heike? Sie ist gerade nicht drin.

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Doch, sie ist
da!)

Oh — sie ist da. Da muss ich aufpassen.

Meine Damen und Herren, mir ist einfach wichtig,
hier ist naturlich finanzieller Druck ausgelibt wor-
den. Eines kann ich flir meine Fraktion ganz klar
sagen: Am Ende dieses Jahres stehen Wahlen an
und wir kommen in Verantwortung — im Moment
sieht es ja so aus, dass wir vorn dran sind, aber
man muss heftig dran arbeiten —, da werden wir ei-
nes ganz sicher machen: Wir werden den kleinen
Kommunen deutlich mehr Geld geben, damit sie
nicht in die Ecke gedrangt werden.

(Beifall CDU, AfD)

Wir werden auch die Verwaltungsgemeinschaften
erhalten, wo sie gewollt sind. Sie haben selbst Ver-
waltungsgemeinschaften aufgeldst, andere haben
Sie wieder zugelassen. In dem Ganzen ist einfach
keine Konsistenz. Meine Damen und Herren, wir
wollen die Freiwilligkeit nicht verhindern. Deswegen
werden wir es mitberaten. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Fiedler. Es spricht
jetzt Herr Abgeordneter Adams fur die Fraktion
Bindnis 90/Die Grinen.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kollegen hier im Thi-
ringer Landtag, liebe Gaste! Die Bildung zukunftsfa-
higer — damit meist auch grofierer — Gemeinden ist
der richtige Schritt. Deshalb ist auch dieses dritte
Neugliederungsgesetz ein gutes Gesetz, ein Erfolg
und ein richtiger Schritt in die Zukunft Tharingens.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

70 Gemeinden in 11 Landkreisen werden sich zu-
sammengefasst in 17 Neugliederungsprozessen
ganz unterschiedlicher Art zusammentun, weil es
gemeinsam besser geht. Was mich besonders
freut: Dass diesmal — ich glaube, das ist eine Pre-
miere — das erste Mal eine Neugliederung oder ein
Beitritt einer Gemeinde im Landkreis Greiz dabei
ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich freue mich darliber, weil man jetzt auch im
Landkreis Greiz, wo Frau Schweinsburg immer
stramm das Gegenteil behauptet, lernen wird, dass
niemand die Identitat verliert, niemand in Neumuh-
le/Elster wird seine Identitat verlieren, wenn diese
Gemeinde in die Stadt Greiz eingegliedert wird.
Das ist eine wichtige Sache, die auch in Ostthiirin-
gen erkannt und gelebt werden kann. Deshalb ist
dieses dritte Neugliederungsgesetz von ganz be-
sonderer, beispielgebender Wirkung und wird noch
lange in der Thiringer Geschichte der Gesetzge-
bung einen Platz behalten, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Jetzt
reicht es mit den Lobeshymnen!)

Warum ist es richtig, sich zusammenzutun? Da ist
zum einen das, was Verwaltungswissenschaftlerin-
nen und Verwaltungswissenschaftler Skalierungsef-
fekte nennen. Das ist ein groRes Wort. Wenn man
sich das genau anschaut, wird man sehen, dass
sich das am besten so erklaren Iasst: An diesem
Wochenende soll das Wetter hoffentlich ein biss-
chen besser werden, wenn Sie da den Rost fur cir-
ca funf Leute anziinden, dann werden Sie dafur —
ich sage mal fur ein bisschen Bier, eine Limo, Brat-
wurst, Brétchen, Senf, Ketchup, wer das will — ein
bisschen Geld ausgeben missen. Wenn Sie das
Gleiche fir 50 Menschen machen, werden Sie nicht
zehnmal so viel ausgeben, und wenn Sie das Glei-
che fur 500 Thiringerinnen und Thuringer machen,
werden Sie sehen, dass fur alle noch was ubrig
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bleibt. Das sind Skalierungseffekte und daran sieht
man,

(Beifall DIE LINKE)

dass eine Gemeindegebietsreform sinnvoll ist und
auch Spall machen kann genauso wie das Grillen
am Wochenende, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

Leistungsfahigkeit ist aber auch noch etwas ande-
res. Da geht es um Qualitdt und auch um Menge.
Es gibt Dinge, die kénnen Sie nicht tun, wenn Sie
zu wenige Menschen in der Verwaltung haben. Ich
habe immer das Beispiel vom FuRball genommen:
Wenn sie nicht elf Mann haben — elf Frauen oder elf
Manner —, dann brauchen sie nicht auf den Platz
laufen. Da habe ich Anrufe und E-Mails von
Schiedsrichtern bekommen, dass man sich auch ei-
nigen kann und mit weniger spielen darf. Okay,
deshalb ein neues Beispiel: Wenn Sie zum Tauzie-
hen gehen und auf der einen Seite nur vier Leute
haben, also acht Hacken, die sich in den Rasen
krallen kénnen, und auf der anderen Seite sechs
Leute, die also zwolf Hacken in den Rasen setzen
kénnen, dann werden Sie, egal, wie viel Kraft Sie
haben, auf der Seite der vier Leute immer verlieren.
Deshalb miussen wir unsere Kommunen fit machen
fur das Tauziehen um die besten Lésungen in der
Gemeinde, um die beste Aufgabenerledigung flr
unsere Thuringerinnen und Thdringer. Und diese
Aufgaben stehen vor der Tur: Das ist Digitalisie-
rung, das ist eine Spezialisierung in verschiedens-
ten Verwaltungsverfahren — und dafir missen wir
unsere Kommunen fit machen und wir wollen das
auch tun. Und deshalb unterstitzt der Freistaat
Thuringen zum Beispiel allein in diesem Neugliede-
rungsgesetz die Kommunen, die sich zusammen-
tun, mit einer Neugliederungspramie in Hohe von
11 Millionen Euro.

Herr Fiedler hat gesagt: Das ist die grofse Wurst,
die irgendwo hingehangen wird, holt euch die. Aber
wenn Sie sich in lhrer Gemeinde, wo Sie auch Ver-
antwortung tragen, Herr Fiedler, mal auf den Weg
gemacht hatten, sich zusammenzutun, dann hatten
Sie auch gemerkt, dass natirlich solche Fusionser-
fahrungen, solche Fusionen auch ein bisschen
Geld benétigen. Man muss ein paar Sachen neu re-
geln und es macht auch nur Sinn, sich zusammen-
zutun, wenn man dann etwas neu macht, also Ver-
fahren neu strukturiert, und dafir braucht man ein
bisschen Geld. Und deshalb sind diese 11 Millionen
Euro gutes Geld, das direkt an die Gemeinden
geht, und die Gemeinden entscheiden selbst, was
sie damit machen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das ist natirlich allen Applaus wert. Zusatzlich gibt
es fast 2 Millionen Euro Strukturbeihilfe und — be-
sonders wichtig — Entschuldungshilfen, auch noch
mal in Héhe von 11 Millionen Euro, fast 12 Millionen
Euro. Das sind wichtige Hilfen, die unsere Gemein-
den und Stadte in Thiringen bendtigen, besonders
auch der landliche Raum.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Kollege
Fiedler hat kritisiert, warum alle Neugliederungsge-
setze immer, er sagt, so knapp oder im Schweins-
galopp durchgefihrt werden. Weil wir Respekt vor
kommunalen Abgeordneten haben. Die Frauen und
Manner in unseren Gemeinderaten machen das al-
le ehrenamtlich, Herr Fiedler, nicht so wie wir
hauptamtlich, den ganzen Tag lang. Die machen
das nach ihrer Arbeit.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ich mache
das schon 29 Jahre, auch neben meiner Ar-
beit!)

Und wenn die in einem langen Prozess sagen: Wir
mussen uns nachste Woche noch einmal treffen,
dann ist es richtig, dass das Innenministerium nicht
sagt: |hr habt verloren, weil ihr einen bestimmten
Zeitpunkt gerissen habt. Sondern das Innenministe-
rium sagt: Dann trefft euch noch mal und wenn ihr
uns danach den Antrag schreibt und danach euren
Fusionsvertrag fertig habt, ist es auch immer noch
gut.

Deshalb reizen wir die Zeit, um bestimmte Neuglie-
derungen zu schaffen, immer aus. Ich finde, es ist
auch in Ordnung, wenn wir dafir zum Beispiel mor-
gen unsere Mittagspause opfern, um nicht mehr
und nicht weniger zu tun, als die Anhérung zu be-
schliefen. Wir beschlielen ja nicht Ja oder Nein,
sollten die Gemeinden zusammengehen, sondern
wir beschlieen, dass vor Ort angehort werden soll.
Und das, meine sehr verehrten Damen und Herren,
glaube ich, kann man auch mal in der Mittagspause
hier wahrend des Plenums machen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

In dem Zusammenhang ist mir eine Sache ganz
wichtig, und zwar, dass hier keine Mythen entste-
hen. In Eisenach ist die Fusion gescheitert an ei-
nem Bundnis, das man Schwarz-Rot nennen muss.
Daran ist es gescheitert. Und als man sich Rot-Rot-
Grun wieder zusammengetan hat, hat man sogar
die CDU uberzeugen kénnen und dann ist es gut
geworden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bitte
merken Sie sich das fiir den Herbst dieses Jahres.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses
Gesetz hat aber auch noch ein paar Konflikte zu 16-
sen. Es ist zum Beispiel alles das, was wir im Um-
feld von Apolda machen. Wir bekommen im Augen-
blick Briefe aus Kindelbriick. Wir haben auch einen
Fall Katzhiitte, die sich seit Langem bemuihen zu-
sammenzugehen, aber es ist schwer festzustellen,
was die Gemeinde wirklich will, was die Bevdlke-
rung dort wirklich mdéchte. Deshalb ist die Gemein-
de Katzhitte in diesem Entwurf der Landesregie-
rung noch nicht enthalten. Von meiner Seite gibt es
das klare Bekenntnis fir Bundnis 90/Die Grinen:
Wenn in den nachsten Tagen die Entscheidung der
Kommunalaufsicht getroffen wird, dass der Birger-
entscheid erfolgreich war und zu einem guten Er-
gebnis gefuhrt hat, werden wir sofort Uber einen
Anderungsantrag auch die Gemeindeneugliede-
rung und den Ubergang in einen anderen Kreis fiir
die Gemeinde Katzhutte auf den Weg bringen. Das
ist die klare Aussage auch in Richtung Katzhitte,
wenn es dazu eine klare Entscheidung geben wird.
Im Augenblick liegt diese Entscheidung nicht vor
und deshalb ist es auch richtig, dass diese Neuglie-
derung hier noch nicht aufgenommen worden ist.

Wir werden auch diese Konflikte wie zum Beispiel
Apolda, Kindelbrick, Katzhitte I6sen. Das zeigen
vor allen Dingen 380 Gemeinden, die wir in dieser
Legislatur neu gebildet haben. Damit sind Uber
52 Prozent der Thiringerinnen und Thiringer heute
verwaltungsmaflig in neuen Zusammenschlissen
unterwegs. Das sind fast eine Million Thiringerin-
nen und Thuringer, die Einwohner in diesen neuen
Gemeinden sind. Und es wird sich herumsprechen,
dass es nicht zum Plattmachen des landlichen
Raums, dass es nicht zu Identitatsverlust kommt,
sondern dazu kommt, dass unsere Kommunen leis-
tungsfahig sind und mit einer guten Zukunft nach
vorn schauen konnen. Das ist das Ziel von Blindnis
90/Die Grunen und damit auch von Rot-Rot-Grin.
Diesem Ziel kommen wir mit diesem Gesetz ein gu-
tes Stlck weiter entgegen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Adams. Es spricht
jetzt Herr Abgeordneter Henke von der AfD-Frak-
tion.

Abgeordneter Henke, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, werte Abgeordnete,
werte Gaste, Neugliederungsgesetz, das dritte.
Seitdem die rot-rot-griine Landesregierung mit der
Durchflihrung ihres Prestigeprojekts, namlich der

grol3 angekulndigten Gebietsreform, gescheitert ist,
fuhrt sie dies nun Schritt fur Schritt durch die Hinter-
tur ein. Unter dem Deckmantel der vermeintlich frei-
willigen Neugliederung wird dieser Prozess mit dem
hier vorliegenden Entwurf zum dritten, vorerst letz-
ten Gemeindeneugliederungsgesetz abgeschlos-
sen.

Selbstverstandlich befirworten wir von der AfD
grundsatzlich  freiwillige Neugliederungen zur
Schaffung von leistungsstarken und verwaltungs-
starken Gemeinden, die in der Lage sind, ihre kom-
munalen Aufgaben dauerhaft und in geordneter
Haushaltswirtschaft eigenstédndig und sachgerecht
wahrzunehmen.

(Beifall AfD)

Allerdings lehnen wir die Vorgehensweise der Lan-
desregierung, die in Wahrheit wenig mit Freiwillig-
keit zu tun hat, ab. Staatssekretdr Kuschel, der
landauf, landab unterwegs ...

(Unruhe DIE LINKE)

Oh, Entschuldigung, Staatssekretar Hohn, der land-
auf, landab unterwegs war, um die Gebietsreform
weiterzubringen ...

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Kiel3ling, AfD: Das mdchte
er gern mal werden!)

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Entschuldigung, kleiner Fauxpas.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Wenn schon, dann Innenminister!)

Denn auch fiir die Durchfihrung der hier in Rede
stehenden dritten Fusionsrunde nimmt sie wieder
unzahlige Millionen in die Hand. Im Ergebnis wer-
den hier 24,7 Millionen Euro fir Neugliederungspra-
mien, Strukturbegleithilfen sowie Entschuldungshil-
fen von der Landesregierung ausgegeben, um sich
die Fusionsbereitschaft von den klammen Kommu-
nen zu erkaufen. Zusammen mit den zwei bereits
vorausgegangenen Fusionsgesetzen veranschlagte
die Landesregierung somit knapp 217 Millionen
Euro an Steuergeldern fiir die angeblich freiwillige
Fusionsbereitschaft der Kommunen. Da muss ich
doch wirklich einmal nachfragen: Was ist denn aus
den geplanten Einsparungen geworden, die immer
wie eine Monstranz vor sich hergetragen worden
sind? Leitbild — ich sage nur in diesem Kontext dem
Abgeordneten Fiedler Danke, dass er noch einmal
darauf hingewiesen hat. Und nein, Herr Innenminis-
ter, es ist ein Erfolg, aber es ist ein erkaufter Erfolg.
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Sie haben sich die Bereitschaft der Gemeinden er-
kauft!

(Beifall AfD)

Man muss vielleicht auch einmal in der nachsten
Legislatur evaluieren, was denn Uberhaupt aus den
Erfolgen geworden ist, die Sie hier verkiindet ha-
ben. Sind die Gemeinden leistungsfahig? Was ist
mit den Geldern gemacht worden? Kénnen die oh-
ne diese Begleithilfen Uberhaupt berleben? Das
sind alles Fragen, die mich einmal interessieren
wuirden. Geld, das letztlich nur ausgegeben wurde,
damit Rot-Rot-Griin am Ende der Legislaturperiode
noch schnell ein positives Ergebnis ihrer Regie-
rungsverantwortung vorweisen kann. Sie bringen
hierbei aber zugleich auch Unruhe, Spannungen
und Zwietracht in die Gesellschaft wie jetzt am Bei-
spiel der Gemeinde Katzhitte oder Kaltennord-
heim. Es gibt viele andere Beispiele, ich erinnere
mich an die Demo hier drauf3en, als die Gemeinden
da waren und Sie mit ihnen gesprochen haben. Es
gibt genug Redebedarf und das werden wir wahr-
scheinlich auch nutzen, wenn die Anhérung kommt.
Es ist deutlich zu erkennen: Der Landesregierung
ist das naturlich egal. Durch Ihre Entscheidung, den
Antrag der Gemeinde auf Wechsel zu GroR3breiten-
bach nicht in den vorliegenden Gesetzentwurf mit-
zunehmen, sieht Katzhutte sich nun in dem Gleich-
behandlungsgrundsatz sowie in ihrer kommunalen
Selbstbestimmung verletzt und will daher Verfas-
sungsbeschwerde einlegen. An diesem Beispiel
sieht man, dass die Betroffenen nicht in ausrei-
chendem Malie in den gesamten Prozess mit ein-
gebunden wurden. Mit dieser Politik, die Uber die
Kopfe der Betroffenen hinweg gemacht wird, trei-
ben Sie nur einen Keil in die Gesellschaft. Dieser
Riss zieht sich wirklich durch ganz Thuringen. Ich
war in Katzhitte. Ich war in vielen anderen Orten.
Da ist alles fifty-fifty. Da haben Sie nicht viel ge-
macht, um die Blirger auf eine Linie zu bringen. Um
zu einer einvernehmlichen Lésung zu gelangen,
hatte man besser vermitteln und miteinander ver-
handeln muissen. Wie man unschwer erkennen
kann, steht noch eine Menge Arbeit im Ausschuss
an, um ein fur alle Mal fir alle Beteiligten eine ein-
vernehmliche Losung zu finden. Wir als AfD-Frak-
tion werden uns nicht verschlielRen und werden da-
her einer Uberweisung an den Innen- und Kommu-
nalausschuss sowie den Justizausschuss zustim-
men. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Henke. Es spricht
jetzt zu uns Abgeordneter Kuschel von der Links-
fraktion.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Staatsse-
kretar Kuschel!)

Herr Abgeordneter Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich bin gern Landtagsabgeordneter und ha-
be nicht vor, in die Landesregierung zu wechseln
oder Staatssekretar zu werden. Wolfgang Fiedler,
herzlich willkommen wieder im Plenum!

(Beifall AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir haben uns kurz vor dem Plenum verstandigt.
Da hat er gesagt, er wird heute nur kurz reden. Fur
diese Ankindigung war es doch relativ lang, aber
es war okay. Aber ich muss auf ein paar Dinge, die
Wolfgang Fiedler hier gesagt hat, noch einmal kurz
reflektieren und eingehen. Die erste These war, wir
haben den kleinen Gemeinden den Geldhahn zu-
gedreht und deshalb sahen sie sich jetzt sozusagen
in einer ausweglosen Situation und haben die
Chancen der Freiwilligkeit der Gebietsreform dem-
entsprechend genutzt. In dem Zusammenhang will
ich nur auf die Hilfsprogramme seit 2015 verwei-
sen, die insbesondere auch einen Bezug auf die
kleinen Gemeinden und den landlichen Raum hat-
ten, und selbst die Neuregelung im Finanzaus-
gleich, was den § 7a betrifft, also Ausgleich fiir die
Veranderung in der Hauptansatzstaffel fur die klei-
nen Gemeinden, kommt zur Wirkung. Ich habe
manchmal persdnlich eine andere Auffassung,
auch bezlglich § 7a FAG. Das gebe ich zu. Aber
das hat Rot-Rot-Griin mehrheitlich so beschlossen
und es ist deswegen keinesfalls so, dass die klei-
nen Gemeinden in irgendeiner Weise weniger Geld
zur Verfigung haben als vor 2015. Es gibt andere
Griinde, weshalb sie sich auf den Weg gemacht ha-
ben, darauf werde ich noch mal zurtickkommen.

Die zweite These, die Wolfgang Fiedler aufgestellt
hatte, war: Auch die CDU und die SPD haben in
der vergangenen Wahlperiode Gebietsreformen ge-
macht. Das stimmt.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: 300!)

Die Konsequenzen haben wir jetzt immer noch zu
tragen, insbesondere raumordnerisch und landes-
planerisch. Ich will mal ein paar Falle nennen. Jetzt
haben sich sogar Gemeinden von damals auf den
Weg gemacht, das zu korrigieren. Es waren im Re-
gelfall, was Sie gemacht haben, Abwehrfusionen
gegen Stadte. Ich darf da die Gemeinde Franken-
blick im Landkreis Sonneberg nennen. Die diskutie-
ren gegenwartig, ob sie diese Gemeinde noch im
Rahmen der Freiwilligkeit nach raumordnerischen
und landesplanerischen Kriterien neu aufstellen im
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Zusammenhang mit Sonneberg und Schalkau.
Oder Amt Wachsenburg im Bereich Arnstadt oder
Immelborn-Barchfeld im Bereich Bad Salzungen.
Das waren alles Abwehrfusionen gegen Stadte, die
den Regionen nie gutgetan haben und wo heute
noch Konflikte da sind, die wir Schritt flir Schritt be-
heben missen.

Dann war der Vorwurf ,Eiltempo“ — dazu hat Dirk
Adams schon was gesagt. Ich will weiter erganzen:
Es waren die Gemeinden, die auf uns zugekommen
sind und gesagt haben: Kénnt ihr das Anhérungs-
und Auslegungsverfahren so gestalten, dass es
nicht in die Sommerferien fallt, weil das immer kom-
pliziert ist? Die CDU waren die Ersten, die diesen
Vorwurf wieder erheben wirden. Wir kdnnten das
machen, wir kénnten ganz normal zur nachsten
planmafiigen Innenausschusssitzung die Ausle-
gung und Anhérung beschliel3en, dann ware diese
aber zumindest in Teilen in den Sommerferien. Und
um das zu verhindern, haben wir uns entschlossen,
eine Sondersitzung am Rande dieses Plenums zu
machen, sodass die Anhérung und Auslegung be-
reits im Juni stattfinden kann und damit vor den
Sommerferien. Es ist keinesfalls so, dass wir hier ir-
gendwie Druck aufgemacht haben, sondern wir re-
agieren einfach auf einen Wunsch der Gemeinden,
meine Damen und Herren.

Die Rolle von Wolfgang Fiedler war heute eine
schwere. Nachdem die CDU es niemals fir moéglich
erachtet hatte, dass sich fast die Halfte der Ge-
meinden im Rahmen der Freiwilligkeit neu gliedert,
die Chancen nutzt,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Freiwillig-
keit!)

ist damit das bisherige Argumentationsgeflecht der
CDU zusammengebrochen. Ich muss also noch
mal sagen — Sie sind selbst darauf eingegangen,
wir reden immer von einem Leitbild —: Ein Leitbild
ist kein Dogma oder eine enge gesetzliche Vorga-
be, sondern Leitbild heit im wahrsten Sinne des
Wortes, dass man sich daran orientiert. Wir haben
in jedem Einzelfall geprift, auch in den sechs Fal-
len, die Sie jetzt hier benannt haben, wo Sie gesagt
haben, da sind die Vorgaben des Leitbilds nicht er-
fullt, ob das einer spateren leitbildkonformen Neure-
gelung im Wege steht oder nicht. Die Landesregie-
rung ist zundchst zur Einschatzung gekommen:
Nein. Wir als Parlament mussen ein eigenes Er-
messen hier noch mal austben und dann werden
wir sehen. Auch im ersten und zweiten Gesetz gab
es an der einen oder anderen Stelle einen Ande-
rungsantrag oder eine Neujustierung. Die Zeiten
wie bei der CDU, dass ein Gesetzentwurf der Lan-
desregierung eingebracht und durchgewinkt wird,
sind vorbei, traditionell. Das hat nichts mit dem jet-

zigen Regelungsgegenstand zu tun, sondern das
ist so.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Lass den
Maier doch auch mal Erfolg haben!)

Ich darf mal auf ein Beispiel verweisen: In § 11 —
das sind die zwei Verwaltungsgemeinschaften zwi-
schen Erfurt und Sémmerda — ist im Gesetzentwurf
dargestellt, dass alle Mitgliedsgemeinden das wol-
len. Inzwischen haben die Fraktionen ein Schreiben
der Gemeinde GroRrudestedt bekommen, dass sie
dieser Sache noch nicht zugestimmt haben. Das
heiflt, da bleibt noch die Aufgabe im Gesetzge-
bungsverfahren, sich damit entsprechend zu be-
schaftigen. Wir missen diesen Gemeinden deutlich
sagen, dass das keine Vorwegnahme ist, was eine
mogliche Abwehrfusion gegen Sémmerda und Er-
furt darstellt, weil wir schon das Konfliktfeld in die-
sem Bereich sehen, und da wollen wir eine deutli-
che Ansage. Sie wissen, wir haben da das Instru-
ment, dass wir das in der Begriindung eines Ge-
setzentwurfs bereits reinformulieren kénnen. Das
haben wir an anderer Stelle auch gemacht. Ich darf
daran erinnern, bei der Bildung der Gemeinde Ro-
senthal in unmittelbarem Einzugsbereich von Lo-
benstein ist in der Begriindung deutlich formuliert,
dass das nur eine Ubergangslésung sein kann, und
das wissen auch alle Beteiligten. Da sollten wir
schon hohes Vertrauen haben.

Meine Damen und Herren, es ist keinesfalls so,
dass ausschlieB3lich die finanzielle Férderung der
Neugliederung das Hauptmotiv daflr ist, dass Ge-
meinden diese Chance der Freiwilligkeit nutzen. So
billig lassen sich Kommunalpolitikerinnen und Kom-
munalpolitiker nicht einkaufen, dass sie wegen
200 Euro Fusionspramie pro Einwohner oder einer
Teilentschuldung sozusagen die Eigenstandigkeit
aufgeben. Diese Aufgabe der Freiwilligkeit ist un-
strittig ein groRer Akt, aber es gibt andere Begrun-
dungen.

Ich will mal zwei Herausforderungen benennen, vor
denen die Gemeinden stehen, gerade die kleinen
Gemeinden, aber eben auch die Verwaltungsge-
meinschaften. Das ist einmal die Umstellung auf die
elektronische Akte. Das konnen Kleinstverwaltun-
gen kaum I6sen. Nicht einmal die Landkreise sehen
sich in der Lage, das eigenstandig zu l6sen, son-
dern suchen nach Kooperationen sogar Uber die
Landesgrenzen hinaus und fiinf Landkreise wollen
sich einem Zweckverband in Sachsen anschlief3en,
weil sie sagen: Alleine schaffen wir das gar nicht.
Wie sollen denn die Verwaltungsgemeinschaften,
bei denen man im Regelfall neun Vollbeschéaftigten-
einheiten hat, meist im mittleren Dienst, das be-
werkstelligen? Die groRe Zauberformel der CDU,
kommunale Gemeinschaftsarbeit, entfaltet eben
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diese Wirkung nicht. Sie scheitert noch zu oft am
Ortseingangs- oder Ortsausgangsschild. Von daher
ist das die grof3e Herausforderung.

Oder die Datenschutzverordnung — diese umzuset-
zen, bindet personelle Ressourcen, das ist so, und
die sind in den Kleinstverwaltungen eben nicht vor-
handen. Das sind die Herausforderungen, deswe-
gen machen sich Gemeinden auf den Weg und
schaffen leistungsfahigere Verwaltungsstrukturen,
weil sie sagen, dann kénnen wir diese neuen He-
rausforderungen wahrnehmen.

Wir miissen noch aufpassen, dass die hohe Dyna-
mik der gesellschaftlichen Entwicklung nicht an der
Kommunal- und der Landesverwaltung vorbeigeht.
In der Landesverwaltung bestehen andere Heraus-
forderungen, aber in den Kommunalverwaltungen
ist die Kleingliedrigkeit eines der entscheidenden
Hindernisse, was also die Wahrnehmung dieser
Herausforderung betrifft, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

Auch ich will mich dem Dank des Innenministers
gern anschlief3en, insbesondere bitte ich, das auch
der Fachabteilung noch mal mitzuteilen. lhre Fach-
abteilung steht vor grof’en Herausforderungen —
daflr sorgen auch wir zum Teil, das ist so — und sie
haben das aus meiner Sicht beispielhaft gemeistert.
Wir gehen davon aus, dass auch in der Begleitung
des jetzigen Verfahrens zum dritten Neugliede-
rungsgesetz die Fachabteilung weiterhin fir uns als
eine Art Dienstleister wirken wird. Also noch mal
unseren Dank dafir!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Zah-
len sind schon durch meine Vorredner genannt wor-
den, deswegen will ich darauf nicht noch mal expli-
zit eingehen. Dirk Adams hat sich auch schon mal
zur — ich sage mal — Katzhutte-Problematik gedu-
Rert und ich bin ihm dankbar, dass er einen Teil un-
serer Verstandigung schon benannt hat. Einen Teil
hast du weggelassen, das erganze ich jetzt. Wir
halten es auch fir moglich, dass ein neuer Birger-
entscheid stattfindet, eine neue Abstimmung — das
hast du jetzt nicht benannt — und dass wir uns auch
an dieses Ergebnis dann politisch gebunden fiihlen,
auch wenn die Rechtslage manchmal anders ist.
Aber wir haben eine politische Aussage getroffen.
Das setzt natirlich voraus — das ist mein Appell an
das Ministerium —, dass die untere Rechtsaufsicht,
die als nachgeordnete Behdrde zum Bestandteil
des Ministeriums gehdrt, jetzt schnell entscheidet
und dann liegt es an der Gemeinde, ob sie gegen
diese Entscheidung rechtlich vorgeht — dann mus-
sen wir davon ausgehen, dann war es das wahr-
scheinlich fir das jetzige Gesetzgebungsverfahren
— oder ob sie sagt, wir akzeptieren die Entschei-
dung der Rechtsaufsicht, wenn es zu einer Bean-

standung kommt, und wiederholen die Abstim-
mung. Dazu ware bis Mitte Juni noch ausreichend
Zeit, sodass wir das dann noch geordnet ins Ge-
setzgebungsverfahren einspielen kénnten.

In diesem Zusammenhang moéchte ich nur noch
mal darauf verweisen: Unstrittig sind bei der Ab-
stimmung Fehler gemacht worden, aber nicht jeder
Fehler muss zwingend zur Beanstandung fihren.
Aber das muss die untere Rechtsaufsichtsbehdrde
entscheiden. Da sind wir nur ,Zaungast®. Die Ge-
meinde vor Ort ist geteilt und wir missen eine L6-
sung finden. Ich warne nur davor, einfach zu sagen,
den Buirgerentscheid fur nichtig zu erkldren und das
war es — wirde diese Konflikte nicht 16sen.

Wir sind dort weiterhin im Dialog. Wir haben eine
Beschlussfassung und wir haben schon mehrere
Falle gehabt, die sich im Gesetzgebungsverfahren
verandert haben. Ich darf daran erinnern, die Ge-
meinde Masserberg hat zwei Wochen vor der Be-
schlussfassung zur Fusion mit Schleusegrund den
Beschluss aufgehoben. Das mussten wir akzeptie-
ren, obwohl die Gemeinde unter die Regelung des
§ 46 Abs. 3 Kommunalordnung fallt, also unter
3.000 Einwohner hat und auch eigentlich nicht
mehr selbststandig sein dirfte und auch keine Ver-
waltungsgemeinschaft da ist. Wir hatten entschei-
den konnen: Rechtlich betrachtet ist dieser Be-
schluss nicht unumstritten, weil er zu einer rechts-
widrigen Situation flhrt. Trotzdem haben wir ent-
schieden: In der Phase der Freiwilligkeit missen
wir eine solche Entscheidung hinnehmen.

Das heilfdt, es ist nichts Neues, dass sich bestimmte
Dinge im Laufe eines Gesetzgebungsverfahrens
entwickeln — und das trifft eben auch auf Katzhitte
zu. Aber ich bin Uberzeugt, wir kdnnen nicht einfach
sagen: Die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbe-
horde ist dann der Endpunkt der Debatten, sondern
es muss weitergehen und eine vernunftige Ent-
scheidung getroffen werden. Wir hatten schon im-
mer knappe Entscheidungen, auch bei Burgerent-
scheiden: Ménchenholzhausen und Erfurt, 52 Pro-
zent, das waren wenige Stimmen, die sich gegen
Erfurt ausgesprochen haben und es muss akzep-
tiert werden. Denn wo will man denn die Grenze bei
einer Abstimmung ziehen? Mehrheit ist Mehrheit.
Ob sie jetzt deutlich oder weniger deutlich ist, kann
man politisch bewerten, aber man kann sie dann
nicht rechtlich noch mal einer Extrabewertung un-
terziehen. Ich will nur ergédnzend auch noch mal da-
rauf verweisen: Wir hatten auch gerade im zweiten
Gesetzgebungsverfahren die Falle, dass wir als
Gesetzgeber bereits gehandelt haben, obwohl pa-
rallel noch BirgerbeteiligungsmaRnahmen liefen —
Judenbach und Sonneberger Unterland war so ein
Fall oder Tiefenort und Bad Salzungen. In beiden
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Fallen waren Birgerentscheide zugelassen, aber
noch nicht vollzogen. Insofern ist das auch kein
Neuland, was wir betreten.

Wir mussen auch so offen und ehrlich sein: Ver-
bleibt Katzhltte als eigenstédndige Gemeinde im
Schwarzatal, bedarf es eines Plans B flr die Ge-
meinde Katzhutte, weil die Eigenstandigkeit gegen-
wartig dazu fuhrt, dass sie handlungsunfahig ist.
Die zustandige Rechtsaufsicht kann das Haushalts-
sicherungskonzept nicht einmal genehmigen, weil
trotz aller Einsparungsoptionen und Ausnutzung al-
ler Einnahmeoptionen ein Fehlbetrag da ist. Im letz-
ten Jahr hat Katzhitte alle Voraussetzungen fur ei-
ne Bedarfszuweisung erfillt, aber keine bekom-
men, weil der Landesausgleichsstock begrenzt ist,
die Mittel begrenzt sind. Das heif3t, da muss dann
fur Katzhitte auch eine Perspektive her, ein soge-
nannter Plan B. Einfach zu sagen: Katzhutte bleibt
im Schwarzatal und das war es, das ist es nicht.
Das ist auch mein Appell an die Verantwortlichen
im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt: die Gemeinde
dann in diesem Fall nicht alleinzulassen, weil daran
niemand Interesse haben kann.

Meine Damen und Herren, auch das hat der Minis-
ter schon gesagt: Es laufen weitere Initiativen vor
Ort, die gern noch Neugliederungen vollzogen ha-
ben wollen. Ich habe schon Sonneberg, Schalkau
und Frankenblick genannt. Aber gestern haben
auch Martinroda und Neusif} eine Fusion beschlos-
sen. Die gehoéren beide zur Verwaltungsgemein-
schaft Geratal/Plaue, sie wollen also innerhalb die-
ser VG auch noch fusionieren. Wir haben beim
zweiten Gesetz als Koalition hohe Flexibilitat bewie-
sen und haben noch Sachen ins Verfahren reinge-
nommen, solange die Verfahrensschritte, was Aus-
legungen, Anhérungen, Beschlussempfehlungen im
Innenausschuss betrifft, dadurch nicht blockiert
werden, also das Gesetz — ich sage es mal um-
gangssprachlich — nicht angehalten wird. Von daher
auch heute noch mal der Appell an die Gemeinden,
die tatsachlich noch was wollen: Irgendwann ist
verfahrenstechnisch einfach Schluss. Es besteht
noch irgendwie Spielraum, das muss dann immer
die Koalition entscheiden. Die Landesregierung ist
sozusagen mit der Ubergabe des Gesetzentwurfs
an den Landtag aufen vor und kann selbst nichts
mehr verandern, aber wir als Koalition kénnen das
durchaus noch machen. Aber das entscheiden die
Gemeinden selbst, die sich jetzt noch mit dem Ge-
danken tragen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir halten
eine Uberweisung des Gesetzes an den Justizaus-
schuss fur nicht erforderlich. Deshalb beantrage
ich, dass wir den Gesetzentwurf an den Kommunal-

und Innenausschuss zur weiteren Beratung Uber-
weisen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Kuschel. Es
spricht jetzt Frau Abgeordnete Scheerschmidt fir
die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Scheerschmidt, SPD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Abge-
ordnete, sehr geehrte Gaste auf der Tribiine und
auch zu Hause am Livestream, mit diesem Neuglie-
derungsgesetz diskutieren wir das letzte in dieser
Wahlperiode. Es wurde bereits gesagt: 70 Gemein-
den, die die Moglichkeit zum einvernehmlichen Zu-
sammenschluss mit ihren Nachbargemeinden nut-
zen wollen. Ich persdnlich hatte nicht gedacht, dass
es jetzt im dritten Gesetz doch noch mal 70 Ge-
meinden werden. Es freut mich umso mehr. Alle be-
reits beschlossenen und auch jetzt dieses zeigen,
dass man hier wirklich nicht mehr von einem Re-
férmchen sprechen kann. Denn am Ende sind es —
und auch das wurde bereits gesagt — 390 Gemein-
den, die sich zu Einheits- und Landgemeinden zu-
sammengeschlossen haben. Und das heil3t, tUber
900.000, also fast die Halfte aller Thiringer, profitie-
ren von den vom Land bereitgestellten Fusionspra-
mien und Strukturbegleithilfen. Also nahezu fast je-
der zweite Burger in Thiringen hat definitiv etwas
von diesen Fusionsmitteln gehabt.

(Beifall SPD)

Natirlich — das wurde bereits gesagt — sind auch in
diesem Gesetz wieder Gemeinden, die im Moment
noch nicht die Einwohnerzahl von 6.000 im Jahr
2035 erreichen. Aber sie haben die Mdglichkeit,
sich in Zukunft zu leitbildgerechten Strukturen ent-
wickeln zu kénnen. Wir haben deswegen auch nicht
Gemeinden abgewiesen, die im Moment diese Pa-
rameter noch nicht erfillen. Denn wichtig ist doch,
dass diese Gemeinden perspektivisch die Mdglich-
keit haben, sich zu leitbildgerechten Formen zu ent-
wickeln.

Ein Beispiel: Wir haben in diesem Gesetz Kdlleda.
Koélleda war bereits im vorhergehenden Gesetz und
hat sich zum 01.01.2019 mit der Gemeinde Beich-
lingen zusammengeschlossen. Jetzt haben wir Kol-
leda wieder im Gesetz, und zwar werden Grofl3neu-
hausen, Kleinneuhausen und Ostramondra in die
Stadt Kolleda eingegliedert und damit erreicht Kol-
leda im Jahr 2035 prognostiziert 6.468 Einwohner.
Das heifdt, es muss die Perspektive gegeben sein,
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dass sich in Zukunft aus den Gemeinden, die den
Parametern jetzt noch nicht entsprechen, leitbildge-
rechte Kommunen griinden kénnen. Das halte ich
fur wichtig. Das Beispiel zeigt auch, dass in vielen
Gemeinden die Fusionen noch nicht abgeschlossen
sind, sondern dass da immer noch Gesprachsbe-
darf besteht und auch Gesprache mit Nachbarge-
meinden gefuhrt werden.

Das Beispiel Katzhlitte ist bereits von meinen Vor-
rednern erlautert worden. Wir wissen im Moment
noch nicht, wie es ausgeht, wie dieser Burgerent-
scheid bewertet wird. Ob er fur glltig oder fir un-
gulltig erklart wird. Deshalb halte ich es fir richtig,
dass Katzhitte nicht mit in dem Gesetz steht.

(Beifall CDU)

Sollte der Burgerentscheid fir rechtskraftig erklart
werden, dann werden wir den naturlich akzeptieren.
Sollte er fir nicht rechtmaRig erklart werden und die
Gemeinde fuhrt bis zur Verabschiedung des Ge-
setzes einen neuen Bilrgerentscheid durch und
sollte dieser so ausgehen, dass sich die Gemeinde
zu Grolbreitenbach hinbewegen mochte, dann
werden wir auch das akzeptieren. Aber im Moment
ist die Lage so, dass wir es nicht wissen. Deswe-
gen bin ich der Meinung, es ist richtig, Katzhitte
aus diesem Gesetz herauszulassen. Es sind im Mai
Kommunalwahlen, man weif} Gberhaupt noch nicht,
wo dann der Weg vielleicht hingeht. Deswegen pla-
diere ich dafur, dass Katzhitte vorab in der VG ver-
bleibt.

Es wurde auch schon auf die Probleme kleinerer
Gemeinden eingegangen. Meine Vorredner haben
das ausflhrlich erwahnt, ich will das gar nicht noch
mal wiederholen. Mir ist eines wichtig: Wir hatten
zwei Neugliederungsgesetze, die umgesetzt wor-
den sind. Ich habe auch mit vielen Einheits- und
Landgemeinden gesprochen. Fir mich war — ich
sage das ja hier immer gebetsmihlenartig — er-
schreckend, dass das groRte Problem, das aller-
groRte Problem bei allen Fusionen die Software der
einzelnen Kommunen war. Wir haben festgestellt,
in den seltensten Fallen passt was zueinander. Das
war auch das grofite Problem. Man muss sich vor-
stellen, in manchen Kommunen sitzen die Mitarbei-
ter und Ubertragen handisch — handisch! — die Da-
ten, sei es vom Steueramt, sei es aus den Meldere-
gistern. Handisch! Das ist fir mich erschreckend.
Herr Kuschel hat es gesagt, wir stehen vor der He-
rausforderung: Einfiihrung der E-Akte, Digitalisie-
rung der Kommunen. Ich darf gar nicht daran den-
ken, wenn die EinfGhrung der Mehrwertsteuer
kommt. Das ist ein Punkt, an dem sollten wir jetzt
ganz verstarkt arbeiten und uns dafir einsetzen —
wir haben ja auch das neue Forderprogramm zur
Digitalisierung fiir die Kommunen —, damit wir das

auf den Weg bringen und unsere Kommunen wirk-
lich hier fit machen und auch darauf hinwirken.

Noch ein Wort zum erwahnten ,Schweinsgalopp®:
Naturlich haben wir gesagt, wir machen morgen ei-
ne Sondersitzung fur die Anhérung. Ich halte es fur
ganz wichtig, dass diese Anhoérung nicht in die
Sommerferien féllt. Denn auch in der Vergangen-
heit, im ersten und im zweiten Neugliederungsge-
setz, haben wir sehr, sehr viele Gesprache vor Ort
gefuhrt und es hat sich gezeigt, dass das wichtig
war. Viele Probleme sind dort angesprochen wor-
den. Wir haben gesehen, dass auch grol’e Kommu-
nikationsliicken da waren, dass teilweise auch
Missverstandnisse da waren, die ausgerdumt wer-
den konnten. Ich halte es fUr ganz wichtig, dass wir
diesen Kommunikationsprozess im Anhdérungsver-
fahren haben. Denn es wird sich sicherlich das eine
oder andere im Anhdérungsverfahren noch entwi-
ckeln, Dinge werden noch rein, Dinge vielleicht ver-
andert werden missen. Deswegen denke ich, das
sind wir auch unseren Kommunen schuldig, dass
wir da die eine oder andere Sondersitzung machen.

(Beifall SPD)

Aber ich halte es fir sehr wichtig, dass wir diesen
Kommunikationsprozess filhren, und das nicht in
der Ferienzeit. Dafir ist es einfach zu wichtig.

Der AfD mdochte ich empfehlen: Wenn Sie mal se-
hen wollen, ob das den Kommunen etwas bringt
oder nicht, besuchen Sie das Foritztal — mehr kann
ich dazu nicht sagen —, da werden Sie sehen, wie
so etwas funktionieren kann.

Uns ist gleichwohl bewusst, dass auch mit diesem
dritten Neugliederungsgesetz die Gemeindeneu-
gliederung in Thiringen nicht abgeschlossen sein
kann und das ein erster Schritt in die richtige Rich-
tung ist — hin zu leistungsfahigen Strukturen auf der
gesamten Gemeindeebene. Meine Fraktion wird
diesen Weg konsequent weitergehen und wir wer-
den dabei an dem Prinzip der Freiwilligkeit weiter-
hin festhalten.

(Beifall CDU)
Sehen Sie, Herr Fiedler!

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das ist
schon mal gut!)

Ich wére gern noch auf ein paar Punkte eingegan-
gen, die Sie hier vorgetragen haben, aber

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Zur zweiten
Lesung!)

— genau — ich sage heute einfach mal: Ich habe
Ehrfurcht vor schneeweilen Haaren. Deswegen
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lasse ich das heute und wir werden uns im Diskus-
sionsprozess im Innenausschuss und in der

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Bei Herrn
Hoff trifft das zu, aber bei mir noch nicht!)

Anhorung dazu noch verstandigen. Ich bin sicher,
auch dieses Gesetz wird nicht so verabschiedet
werden, wie es in den Landtag hineingekommen ist
— ich denke, zum Positiven; das hoffe ich —, und da-
fir méchte ich auch den Diskussionsprozess nut-
zen. Ich wiinsche uns viel Erfolg, vor allen Dingen
den am Gesetz beteiligten Kommunen und dass wir
auch dieses dritte Neugliederungsgesetz dann zu
einem guten Abschluss fiihren. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Scheerschmidt.
Gibt es weitere Wortmeldungen? Bitte schén, Herr
Abgeordneter Henke. Und dann Herr Wirkner.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Ich bin nur noch mal
ganz kurz vor, Frau Scheerschmidt, weil ich nur
noch mal klarstellen wollte: Was die Evaluation be-
trifft, da ist naturlich klar, es missen ein paar Jahre
ins Land gehen; wir missen sehen, wie sich die
Haushalte entwickeln. Das ist klar. Aber bei den be-
reitgestellten Finanzmitteln, die die Kommunen alle
bekommen haben, muss man doch wirklich mal
hinschauen, was denn mit diesen Mitteln erreicht
worden ist. Da muss man doch genau in die Haus-
halte reinschauen: Hat es die Wirkungen gebracht,
die man braucht, oder nicht? Und da muss man
nachsteuern. Dazu braucht man eine Evaluation.
Das wollte ich eigentlich nur mal klarstellen. Vielen
Dank. — Wie das funktioniert, weil} ich.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Es spricht zu uns Herr Abgeordneter Wirkner fur die
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Wirkner, CDU:

Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, das Thema ,Katzhitte® rihrt mich auf und
verpflichtet mich natirlich als Abgeordneter in die-
sem Wabhlkreis, hier nach vorn zu gehen und noch
mal eine Meinung darzustellen zum Thema ,Katz-
hitte®. Ich freue mich auch, dass der Abgeordnete
Kuschel noch anwesend ist, weil es im Grofsen und
Ganzen vieles betrifft, was ihn selbst betrifft.

Die Gemeinde Katzhltte hat einen Burgerentscheid
herbeigefuhrt, der rechtlich bedenklich ist. Das wur-
de hier schon mehrmals ausgefuhrt.

(Beifall AfD)

Und letzten Endes, wenn es heute in das neue
Neugliederungsgesetz aufgenommen worden ware,
hatte der Landeskreis ohnehin dagegen geklagt. In-
sofern ist es gut, dass es schon mal nicht im Neu-
gliederungsgesetz drin ist. Unbestritten ist, dass
Katzhutte Hilfe braucht.

(Beifall DIE LINKE)

Die finanzielle Not und viele Investitionsmangel ha-
ben sie gezwungen, den Blick in Richtung GroR3-
breitenbach zu richten. Das Ergebnis ist: Der ver-
meintliche Birgerentscheid hat mit knapper Mehr-
heit dazu beigetragen, dass Katzhitte nach GroR3-
breitenbach kommen sollte. Unbestritten ist, dass
der Ort seit dieser Zeit gespalten ist und genau das
nicht erreicht wird, was eigentlich eine Gemeinde-
und Gebietsreform erreichen soll, ndmlich dem
Wohl der Menschen in der entsprechenden Region
zu dienen und die Region starkzuhalten. Herr Ku-
schel hatte das vorhin angefiihrt: Wenn sie nicht
nach GrofR3breitenbach kommt, braucht sie Hilfe —
das ist nach wie vor unbestritten.

Aber wie ist denn so ein Beschluss zustande ge-
kommen, dass man nach Grof3breitenbach will? Da
muss ich den Kollegen Kuschel konkret angreifen.
Im Januar dieses Jahres war er auf Werbetour fir
GroRbreitenbach in der Gemeinde Katzhitte. Ich
habe mir die Mihe gemacht, zu dieser Veranstal-
tung zu gehen, um zu sehen, wie so etwas ablauft.
Da muss ich sagen: Ich war schwer enttauscht.
Durch eine AuBerung wurde Angst geschiirt, die
letzten Endes dafilir gesorgt hat, dass noch mehr
Unsicherheit zustande kam, indem er Folgendes
gesagt hat — ich lese vor —: Kuschel verwies in die-
sem Zusammenhang darauf, dass seine Landesre-
gierung, falls Sie nicht nach GroRbreitenbach wol-
len, ohnehin bei der Aufstellung des kiinftigen
Haushalts beabsichtigt, die Kriterien fir Bedarfszu-
weisungen zu verscharfen, um kinftig nur jenen
Gemeinden eine Bedarfszuweisung zu geben, die
gemal Leitbild zur Gemeindereform die entspre-
chende Einwohnerzahl haben.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Hort, hort!)

Und ich muss sagen — das sage ich hier noch mal
offentlich, das habe ich auch in der Presse kundge-
tan —: Das hat mich schwer enttauscht. Mit so einer
Angststrategie kann man Menschen in der heutigen
Zeit nicht beeinflussen, es sei denn zum Nachteil.
Ich bedaure sehr, dass es heute solcher Methoden
bedarf, um Menschen zu Uberzeugen, das eine
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oder andere richtig zu machen. Das ist flr mich ei-
ne verwerfliche Politik und eines Abgeordneten un-
wurdig.

(Beifall CDU, AfD)

Damit hier kein Zweifel entsteht: Wir als CDU-Frak-
tion wollen immer die Freiwilligkeit und ich — spezi-
ell als Person — trete dafir ganz vehement ein.
Aber diese Freiwilligkeit muss immer unter der
MalRgabe erfolgen, dass dies dem offentlichen
Wohl dient und nachhaltig zur Starkung der Region
beitragt. Das war auch, wenn ich das richtig ver-
standen habe, die Intention der Landesregierung.
Wenn Katzhltte weggeht, ist die Region der neuen
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal wieder maf3-
geblich geschwacht. Mit jedem Weggang aus einer
Region ist eine Verwaltungsgemeinschaft ge-
schwacht. Was bleibt, ist natirlich die Sorge: Was
wird mit den Ortschaften, was wird mit Katzhiitte,
was wird dann mit der Region? Ich mdchte nur erin-
nern, dass diese Region eigentlich einmal zu den
schonsten von Thiaringen zahlte und heute noch
zahlt.

(Beifall DIE LINKE)

Schwarzburg — 100 Jahre Weimarer Verfassung —:
Geldnot.

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Friedrich
Ebert!)

Sitzendorf, bis hoch nach Katzhitte — eine wunder-
schéne Region. Was wir brauchen, ist finanzielle
Unterstitzung. Wir brauchen — und das ist meine
personliche Meinung — ein Investitionsprogramm fir
den landlichen Raum. Ich persoénlich wirde mir
wilnschen, dass das Schwarzatal eine Musterre-
gion fur diese politische Strategie wird. Wir brau-
chen finanzielle Hilfe. Mein Kollege Fiedler hat das
ja heute schon angekindigt: Sollte die CDU in Re-
gierungsverantwortung kommen — und ich nehme
das jetzt mal beim Wort —, dann werden die Kom-
munen auf jeden Fall mit mehr Geld ausgerustet.

Fakt ist eines: Auch der Abgang zu Grof3breiten-
bach wird dem Ort Katzhitte und der Region nicht
dauerhaft helfen. Deswegen pladiere ich jetzt hier
dafir: Lassen Sie um Himmels Willen Katzhiitte in
dieser Region und schaffen wir dort gemeinsam die
Bedingungen, dass die finanzielle Voraussetzung
geschaffen wird, dass die Gemeinden selbststandig
leben und arbeiten und Uberzeugen kénnen, dass
sich eine Gemeinde- und Gebietsreform positiv auf
eine Region auswirken kann. Sollte der Versuch un-
ternommen werden, Katzhiutte noch einmal nach
GroRbreitenbach anzuschlieRen, wirde ich das als
einen eklatanten Fehler betrachten.

Also, lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten,
dass diese Regionen finanziell so ausgestattet wer-
den, dass sie solche Vereinigungen und solche Zu-
sammenlegungen mit anderen Gemeinden nicht
noétig haben. Danke.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Wirkner. Eine
Wortmeldung von Herrn Abgeordneten Kuschel und
dann Frau Scheerschmidt. Bitte, Herr Abgeordneter
Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Frau Prasidentin. In meinem politischen Le-
ben musste ich schon immer mit solchen Mythen
leben. Wolfgang Fiedler ist in den 90er-Jahren nicht
mude geworden, mir zu unterstellen, alle Burgerini-
tiativen, die vor dem Landtag demonstriert haben,
waren von dem Kuschel gesteuert. Jetzt ist so eine
ahnliche Situation, deswegen muss ich nur mal
klarstellen: Es war eine Veranstaltung der Gemein-
de, wo Sie auch eingeladen waren, Herr Krauter
war auch eingeladen, und die Gemeinde hatte mich
und den Landrat und die Kommunalaufsicht einge-
laden. Da wurde das ganze Spannungsfeld fur alle
Beteiligten aufgemacht — also es war keine Werbe-
tour, keine einseitige Veranstaltung, sondern beide
Seiten haben dort ihre Positionen dargestellt. Und
was Sie zitiert haben, stand in der Zeitung. Da wis-
sen wir inzwischen: Nicht alles, was in der Zeitung
steht, muss mit dem zu tun gehabt haben, was in
der Veranstaltung gesagt wurde.

(Beifall DIE LINKE)

Deshalb mdchte ich noch mal sagen, was ich denn
gesagt habe. Ich habe dargestellt, dass die Ge-
meinde Katzhitte im Jahr 2018 alle Voraussetzun-
gen flr Bedarfszuweisungen erfiillt hat. Trotzdem
hat die Gemeinde Katzhiitte keine Bedarfszuwei-
sungen erhalten. Das ist exekutives Handeln. Da
habe ich gesagt, das muss die Landesregierung
begriinden. Ich habe nachgefragt und die Begrin-
dung war nicht, weil man irgendwie Katzhiitte nicht
mag, sondern weil der Landesausgleichsstock eben
begrenzt ist. Wir hatten Gber 100 Antrage, davon
sind nur 12 Antrage bei Bedarfszuweisungen in der
beantragten HOohe genehmigt worden und rund
20 Gemeinden haben null bekommen, obwohl alle
Voraussetzungen zutrafen. Da habe ich gesagt:
Diese Situation bleibt bei Katzhiitte, wahrend, wenn
der Gemeinderatsbeschluss umgesetzt wird, der
Vertrag mit Grof3breitenbach abgeschlossen ist, in
GroRbreitenbach ein sogenannter Doppeleffekt ein-
tritt. Grof3breitenbach ist abundante Gemeinde, die
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zahlen in den Landesausgleichsstock mit ein. Da
wirden sie sparen und durch die Einwohnerverede-
lung kdmen mehr Schllisselzuweisungen in die Re-
gion, wie sozusagen die Gemeinden jetzt einzeln
erhalten. Das missen Sie mir zugestehen, dass ich
als Abgeordneter den Betroffenen die Wirkungen
des Finanzausgleichs erlautere. Und dann kam der
Landrat und der ist gefragt worden, was denn mit
dem Haushaltssicherungskonzept ist. Der hatte den
Chef der Kommunalaufsicht dabei, der hat gesagt,
ich kann das Haushaltssicherungskonzept nicht ge-
nehmigen, weil nach wie vor ein Fehlbetrag von
400.000 Euro da ist. Dann wurde er gefragt: Wo se-
hen Sie denn Einsparungsmdglichkeiten oder Ver-
besserungen der Einnahmesituation? Da haben der
Chef der Kommunalaufsicht und der Landrat ge-
sagt: Wir haben kommunale Selbstverwaltung, das
musst ihr selbst machen. Da ist der Blrgermeister
aufgestanden und hat gesagt: Wir haben das selbst
gemacht, wir haben uns einen leistungsstarken
Partner gesucht. Im Boot ist Ubrigens auch noch
Goldisthal, auch eine abundante Gemeinde, die ge-
sagt hat: Wenn Katzhitte sich flr GroRbreitenbach
entscheidet, gehen wir auch; ins Schwarzatal wol-
len wir nicht. — Das habe nicht ich zu entscheiden.
Das ist eine freiwillige Entscheidung, die gemacht
wurde. — Dann hat der Chef der Kommunalaufsicht
doch noch einen Vorschlag gemacht. Da hat der
Saal dann gelacht. Da kann ich nichts dazu. Er hat
gesagt, man konnte die Regelraumtemperatur der
Sporthalle von 14 auf 12 Grad runterfahren. Damit
kann man natlrlich einen Fehlbetrag von
400.000 Euro deckeln! Da habe ich groles Ver-
stéandnis. Und der Landrat wirkte hilflos, wobei ich
ihm mehrfach die Briicke gebaut habe: Dann sagen
Sie doch diesen Plan B. Wie kann der Landkreis
die Gemeinde unterstitzen, wenn sie als eigen-
standige Gemeinde im Schwarzatal bleibt?

Jetzt noch mal zu den rechtlichen Dingen: Jeder
Kreistag kann klagen. Der Wartburgkreis hat das
auch beschlossen.

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter Kuschel, lhre Redezeit ist zu
Ende.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Die Verfassungsklage, wissen Sie, wie die ausge-
gangen ist. Und das VG Meiningen hat im Ubrigen
auch zu Kaltennordheim entschieden: Wenn Vertra-
ge abgeschlossen sind, ist es fraglich, ob ein Bur-
gerentscheid Uberhaupt noch Wirkung erzielt. Das
muss alles mit berlcksichtigt werden. Aber wir ha-
ben uns darauf verstandigt.

Aber ich danke lhnen, dass Sie mir so eine Bedeu-
tung beimessen, dass Argumente von mir so Uber-
zeugen. Danke.

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter!

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Ich danke flr lhr Verstandnis.

Prasidentin Diezel:

Das Wort hat Frau Abgeordnete Scheerschmidt von
der SPD-Fraktion, bitte schon.

Abgeordnete Scheerschmidt, SPD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin! Herr Wirkner, es
treibt mich noch mal nach vorne, und zwar: die An-
derungen der Parameter fir die Bedarfszuweisun-
gen. Es ist mir nicht bekannt, dass es Anderungs-
antrdge zum FAG gibt beziiglich der Anderung der
Parameter fur den Erhalt von Bedarfszuweisungen.
Und ich sage das hier ganz deutlich: Das wird es
mit der Fraktion der SPD auch nicht geben. Danke
schon.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Fir die Landesregierung hat sich der
Ministerprasident zu Wort gemeldet. Bitte schon,
Herr Ramelow.

Ramelow, Ministerprasident:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lieber
Herr Wirkner, wenn wir gemeinsam auf das
Schwarzatal schauen und die Potenzen der touristi-
schen Entwicklung sehen, bin ich véllig bei Ihnen.
Das Schwarzatal ist ein touristisches Schwerge-
wicht und es hatte vor hundert Jahren eine Bedeu-
tung, die von Berlin bis nach Thiringen mit der
Bahnanbindung ein unglaubliches Gewicht hatte.
Die heutigen, immer noch grof3en Hauser und Ho-
tels dort sind ein Zeichen dafir. Dasselbe war, das
Schwarzatal hatte ein grolRes Gewicht an industriel-
ler Entwicklung. Die grof3en leeren Gebaude zeigen
heute noch, welche Bedeutung das Schwarzatal
mal hatte. Historisch hat es eine Bedeutung, weil
Friedrich Ebert dort die Verfassung unterschrieben
hat.

Herr Wirkner, Sie wissen, die Landesregierung hat
viel Geld in die Hand genommen — und nicht nur
die jetzige, sondern auch die vorherige —, um im
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Schwarzatal viele markante Dinge in Gang zu set-
zen. Das Schloss, das instand gesetzt wird, die
Waffensammlung, die in einem neuen Glanz ent-
standen ist. Und wir sind uns einig, Herr Wirkner,
das hangt auch mit den Bdurgerinitiativen zusam-
men, die sich um diese Objekte gekimmert haben,
weil Landesregierungen aller Art der Meinung wa-
ren, wir haben noch dringendere Sachen zu tun, als
diese Dinge so in Gang zu setzen. Mittlerweile ha-
ben wir einen Veranderungsprozess und unsere
Landesregierung — und deswegen habe ich mich
jetzt noch mal nach vorn begeben —, Kollegin Keller
hat zum Beispiel das IBA-Projekt damit verbunden
und sagt, das Schwarzatal und die Sommerfrische
sind Teil des IBA-Projekts. Die Insider wissen, wir
haben dasselbe mit dem Thiringer Meer gemacht,
also der touristischen Entwicklung Hohenwarte,
Bleilochtalsperre, basierend auf dem regionalen
Entwicklungskonzept der beiden Landkreise, der
Gemeinden, die sich alle beteiligen.

Warum erzadhle ich das? Weil wir jede Menge Initia-
tiven unterstitzen, womit Bewegung in eine Region
kommt. Das Kuriose ist, dieses endet immer dann,
wenn wir an die Frage der Gebietsneugliederung
kommen. Dann wird es auf einmal ganz anders.
Dann kommen auf einmal tausend Argumente, die
gegen den daneben Stehenden sprechen, weil sich
Leute nicht riechen konnen, weil auf der Kirmes ei-
ne Schlagerei stattgefunden hat, wie mir zugetra-
gen wurde, und damit auf einmal Birgermeister
nicht mehr miteinander reden und all diese Kuriosi-
taten. Und jetzt kommt die Schwierigkeit, wenn wir
das Prinzip Freiwilligkeit durchhalten wollen, wir als
Landesregierung — und Wolfgang Fiedler hat mich
ja zitiert, deswegen kann ich es jetzt auch noch mal
im Original aussprechen —: Ich habe fir mich eine
Konsequenz gezogen aus dem Versuch, die Lan-
desverwaltung zu reformieren, die Kreisverwaltun-
gen mit zu reformieren und mit der Gemeindege-
bietsreform zu verbinden. Dieser Versuch hat zu ei-
ner Uberkomplexitat gefiihrt, weil es bei Menschen
Angste ausgeldst hat. An dem dahinter liegenden
Problem hat sich trotzdem nichts geandert, die Fra-
ge des offentlichen Gesundheitsdienstes, die Frage
der fehlenden Amtsarzte, die Frage der fehlenden
Bauingenieure, die Leistungsfahigkeit der Verwal-
tungen, damit ein BlmschG-Verfahren abgearbeitet
und zeitnah erledigt werden kann. Ich war gerade in
Hildburghausen, Grundsteinlegung bei Alupress —
die Sudtiroler Firma schwort auf Hildburghausen

(Beifall DIE LINKE)

und sagt, ihre Erfahrungen in Thiringen sind, dass
innerhalb weniger Wochen die Voraussetzungen
geschaffen werden, davon wirden sie in Sudtirol
nur trdumen. Sie hatten in Sidtirol fur den gleichen

Projektantrag ein Jahr mehr verbraucht, wenn sie
sich mit ihrer Verwaltung auseinandergesetzt hat-
ten. Das heildt, das sind alles unsere Vorteile, wenn
sie funktionieren.

Und wenn an einer anderen Stelle — ich nenne den
Namen nicht, weil ich das mal bei uns auf dem Par-
teitag gemacht habe und mich auch mit meinen ei-
genen Leuten mal richtig gestritten habe in der Fra-
ge —, wenn in unseren eigenen Reihen eine Zustan-
digkeit besteht und ein Betrieb von A nach B um-
zieht und die Mitarbeiterin im Bauamt krank ist und
daran auf einmal ein ganzer Betriebsumzug zu
scheitern droht, dann merkt man, dass wir in der
Verwaltung etwas zu optimieren haben, etwas zu
verbinden haben. Das war die Frage, die mich im-
mer bewegt hat und warum ich daflir war, dass wir
den Versuch unternehmen, die Landesverwaltung,
die Kreisverwaltung im Ubertragenen Wirkungsbe-
reich — und da geht es nicht um die Selbststandig-
keit der Landkreise, da geht es um den Ubertrage-
nen Wirkungsbereich, da geht es um Aufgaben des
Landes, die zugunsten der Birger zu erledigen
sind. Und am Ende haben wir gemerkt: Das, was
wir uns alles an klugen Argumenten Uberlegt hat-
ten, was wir auf Parteitagen auch alles beschlossen
hatten und, meine Damen und Herren von der
CDU, was wir im Ubrigen auch in alle Wahlpro-
gramme geschrieben haben — also man kann den
Blrgern nicht erzahlen, dass wir aus heiterem Him-
mel, um Burger zu argern, auf einmal angefangen
hatten, das zu machen, sondern wir haben immer
gesagt, es gibt Notwendigkeiten, den Verande-
rungsprozess anzugehen.

Und um das noch mal deutlich zu sagen, lieber
Wolfgang Fiedler: Ich habe dazugelernt, dass man
in der Uberkomplexitat nicht drei Sachen gleichzei-
tig versuchen kann, wenn dabei die Menschen, um
die es geht, Angst entwickeln, wenn sie nicht wis-
sen, dass auf einmal E-Government — und insoweit
hat die Digitalisierung sehr wohl was damit zu tun —
zu Verbesserungen und Blrgerservice und Bulrger-
freundlichkeit fuhren kann, wenn die Menschen
Uber die Elektronik auch an die Aufgabenerledi-
gung rankommen, die notwendig ist. Also warum
sollen der Reisepass und der Personalausweis
nicht auch in der Gemeinde ausgegeben werden
kénnen? Warum sollte das nicht anders vorbereitet
werden kdnnen? Das mit der Pkw-Zulassung haben
wir auch erledigt. Und die eigentlich friher immer
emotionalste Frage — auch in Thuringen — war das
Autokennzeichen. Das spielt mittlerweile keine Rol-
le mehr. Wegen mir kann sich jeder sein Autokenn-
zeichen malen, wenn er die gesetzlichen Vorschrif-
ten einhalt, damit unsere schonen Jenoptik-Gerate
auch alles gut erfassen konnen, falls es mal darum
geht, dass bezahlt werden musste.
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Insoweit, meine Damen und Herren, wiederhole ich
gern, dass wir oder dass ich personlich sage: Eine
Gebietsreform macht nur Sinn, wenn sie freiwillig
untersetzt ist und auch in Zukunft freiwillig unter-
setzt ist. Das andert nichts an all den Fragen, die
Kollege Kuschel gerade aufgeworfen hat, namlich
die Frage der abundanten Gemeinden, die auf der
einen Seite sind und sich méglicherweise noch eine
Seilbahn uber das Oberbecken vom Pumpspeicher-
werk erlauben kdnnen und wo nebendran eine Ge-
meinde ist, die wir fur die touristische Entwicklung
und fir die Baderentwicklung, also fur die Kurgaste,
dringend brauchen und aufgrund der Fehler, die vor
20, 30 Jahren gemacht worden sind, bis heute lei-
den, weil man sein Rathaus verkauft hat an einen
Hedgefonds, an FuRlballer, die damit ein Schweige-
geld verdient und sich hinterher alle verantwor-
tungslos vom Platz gemacht haben.

Insoweit ist es manchmal schwierig, als Land in
Verantwortungssituationen einzusteigen, wenn sich
die Akteure selbst véllig anders auf den Weg ma-
chen. Das flhrt zu dem, was Sie gerade beschrie-
ben haben. Deswegen wollte ich das noch mal et-
was deutlicher machen — und das sage ich jetzt
nicht zur Gebietsreform und nicht zur Gebietskulis-
se —, aber wenn ich unter touristischen Aspekten
Thiringen zu entwickeln habe, dann sage ich: Das
Schwarzatal muss als Ganzes entwickelt werden,
weil es sich nicht danach orientiert, ob es sich an
der Stadt- oder Gemeindegrenze A, B, oder C ent-
wickelt.

(Beifall CDU)

Das gilt im Ubrigen auch fir Eisenach und den
Wartburgkreis, Suhl und die Region Schmalkalden-
Meiningen, das gilt im Prinzip fiur alle diejenigen,
die sich aufmachen, in die Diskussion zu gehen.
Und dann muss man auch an die Ehrlichkeit aller
Beteiligten appellieren und sagen: Was wollt ihr er-
reichen? Geht es um den Selbstzweck des Forma-
len oder geht es um den inhaltlichen Prozess der
Veranderung und wollen wir den gut gestalten?

Und deswegen, Wolfgang Fiedler, ich schatze die
Arbeit des Urgesteins in diesem Parlament, ndmlich
deine Arbeit, aus all den Wirrungen vor 30 Jahren
sehr und sage, dass uns da eine gewichtige Stim-
me in diesem Landtag in der nachsten Legislatur
verloren geht, weil Zeitzeugen, die dabei waren, die
ganzen Turbulenzen zu erleben, sind wichtige Men-
schen, die wir brauchen, um auch die Entwicklung
selbst immer wieder voranzubringen, auch wenn
wir an vielen Stellen unterschiedlicher Meinung
sind.

Nur in einem Punkt, Wolfgang Fiedler, da kannst du
dich mit deiner Nachbarin dann unterhalten, aber

die Fusion von Sonneberg und Spechtsbrunn war
wohl wirklich nicht der Weisheit letzter Schluss. Nur
um das mal in Erinnerung zu rufen: 20 Kilometer.

(Zwischenruf Abg. MeilRner, CDU: Das haben
die Burger entschieden!)

Ja, da werden Sie ganz munter. Nachher sind Sie
zwischen all den Dingen gefangen gewesen, die
Sie selbst vor Ort erzahlt haben. 20 Kilometer aus-
einanderliegende Orte zu einer Einheitsgemeinde
zu verbinden und sich um den Rest drum herum
nicht zu kimmern, scheint mir nicht der Klugheit
letzter Entscheidungsprozess zu sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Innenminister Georg Maier hat mich beiseitege-
nommen und gesagt, er traut sich zu, ein drittes
Neugliederungsgesetz noch aufzunehmen. Da war
es nach unserer Einschatzung fast nicht mehr még-
lich, dass wir es hinbekommen. Georg Maier sagte,
wenn wir alle hochkonzentriert arbeiten, dann
schaffen wir das. Deswegen, lieber Georg Maier,
will ich ausdrucklich Danke sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Wir haben die Kraft gehabt, das dritte Gemeinde-
neugliederungsgesetz auf den Weg zu bringen. In
der Situation, wo wir es entschieden haben, hat uns
nicht jeder geglaubt und nicht jeder war der Mei-
nung, dass wir es schaffen. Da habe ich gesagt:
Und wenn wir nur finf schaffen. Und was haben wir
jetzt? Eine Debatte, die sich in die richtige Richtung
bewegt mit all den Irrungen und Wirrungen, die im
Detail dabei sind.

Zu Katzhitte aulere ich jetzt keine Meinung. Aber
die Frage, ob die Abstimmung richtig oder falsch
war, ob sie zu beanstanden ist oder nicht, ist keine
Frage, die ich von hier aus zu beurteilen habe. Die
haben die Zustandigen, die das zu priifen haben,
zu prifen und am Ende zu bewerten. Dann muss
man das sagen, was hier eben auch klar gesagt
worden ist: Es gibt eine politische Zusage. Sollte es
eine neue Abstimmung geben, wird sich die Lan-
desregierung an der Abstimmung orientieren.

Eine letzte Bemerkung, meine Damen und Herren:
Dieses dritte Gemeindeneugliederungsgesetz funk-
tioniert nur, weil die Abgeordneten hier im Landtag
ein hohes Mal} an Verantwortung ibernommen ha-
ben, weil wir es als Landesregierung allein Uber
den normalen gesetzgeberischen Weg gar nicht
mehr ohne die aktive Unterstiitzung der Abgeord-
neten schaffen wirden. Zeitlich ware es gar nicht
moglich. Insoweit erinnere ich mich ziemlich gut da-
ran, weil das vorhin so ein bisschen im Raum
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stand: Es gab ein Freiwilligkeitsverfahren zwischen
Eisenach und dem Wartburgkreis. Es gab einen
verhandelten Vertrag. Diesem verhandelten Vertrag
haben die Akteure, die verhandelt haben, zuge-
stimmt. Ich danke ausdricklich Prof. Hoff, der es
auf sich genommen hat, diese ewigen Diskussions-
runden zu flhren, zu begleiten, zu unterstiitzen

(Beifall SPD)

und der es geschafft hat, tatsachlich auf allen Sei-
ten Gehor zu finden, einschlieRlich der CDU. Ich
danke auch Raymond Walk, dass er dann als Frak-
tionsvorsitzender im Stadtrat von Eisenach, nach-
dem sie es vorher abgelehnt haben, noch einmal
einen neuen Anlauf genommen und gesagt hat, wir
trauen es uns zu. Uber diesen Prozess sind wir
Uberhaupt in die Lage versetzt worden, dass wir
heute darlber entscheiden kdnnten — also nicht
heute, denn Eisenach ist heute nicht auf der Tages-
ordnung, weil es die Zweidrittelmehrheit zur Ande-
rung der Tagesordnung nicht hergegeben hat. Des-
wegen bin ich froh, wenn der Diskussionsprozess
erhalten bleibt. Wenn es klappt, wirde ich mich
sehr freuen. Und wenn es dann noch gelingt, dass
es die Akteure in Suhl und in Schmalkalden-Meinin-
gen schaffen, die Angste zu Uberwinden, was sie
eventuell verlieren, und die Kraft der Ausstrahlung
mobilisieren, was sie gemeinsam gewinnen — denn
am Ende werden sich die Regionen sowohl im
Wartburgkreis mit Eisenach und dem Leuchtturm
Eisenach als touristischem Highlight als auch Suhl
als zukilinftiges Oberzentrum mit Zella-Mehlis und
der ganzen Region. Wir werden uns da viel besser
aufstellen. Deswegen kommt es jetzt darauf an, es
auch nicht kleinzureden.

Ich sehe den Sidthidringer Raum als ganzen und
ich sehe den Erfolg von Sldthuringen. Das muss
man einfach einmal ganz nuchtern sagen. Sudtha-
ringen ist im Moment die Lokomotive unseres Frei-
staats, wenn es um die Fragen von Arbeitsplatzent-
wicklung, Produktion, Innovation geht. An dem Bei-
spiel Neuhaus-Schierschnitz kann man es immer
wieder sagen: 2.400 Einwohner, 1.200 Industriear-
beitsplatze. Eine derartige Quote, was man dort in
Sidthuringen gemeinsam auf den Weg gebracht
hat, wirde ich gern mal in Westdeutschland von
Stadten oder Gemeinden gezeigt bekommen. Aber
das geht eben nur in einem Miteinander und nicht
in einem Gegeneinander. Deswegen Danke an alle,
die sich aufgemacht haben, den heutigen Tag zu
ermdglichen.

Und jetzt auf an die Arbeit, in die Ausschiisse und
in die nachsten Schritte. Ich glaube, dass wir in die-
ser Legislatur noch einiges erledigen kdnnten, was
uns viele nicht mehr zugetraut haben. Deswegen
kénnen wir dann getrost sagen: Die Hdme, an was

wir gescheitert seien, kann man ja gern immer wie-
derholen, aber die Kraft, die wir gerade gemeinsam
ausstrahlen, von denen, die sich freiwillig aufma-
chen, das ist unser gemeinsamer Erfolg. Ich wirde
Uber die Kollegen vor Ort und die Menschen vor
Ort, die Verantwortung tragen, jetzt nicht eine Ha-
me ausschutten, denn im Moment dient die Aner-
kennung all denen, die sich aufgemacht haben, den
Prozess gut zu gestalten. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Herr Abgeordneter Fiedler hat sich er-
neut zu Wort gemeldet. Herr Fiedler: 2 Minuten 50.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

2 Minuten, das reicht. Meine Damen und Herren,
nicht weil ich nach dem Ministerprasidenten nun
noch mal reden will, das liegt mir fern. Mir geht es
noch mal darum, auf zwei, drei Dinge hinzuweisen.
Nummer 1: Ich habe es vorhin versucht zu sagen,
Herr Kollege Kuschel, Sie kennen sich ja auch aus.
Es ging um die Hauptansatzstaffel. Die Hauptan-
satzstaffel sollte zurtickgefahren werden. Da haben
die Landesregierung und die Koalitionare richtig
entschieden: Sie haben sie gelassen. Aber sie ha-
ben den anderen mehr gegeben, das muss man
dazusagen, dass man — ich will jetzt nicht auf Zah-
lenbeispiele eingehen — ihnen einfach nicht mehr
Geld gegeben hat, aber den anderen mehr Geld
gegeben hat.

Zweiter Punkt — Digitalisierung: Wenn wir Digitali-
sierung bei den kleinen Kommunen einfordern, soll-
ten wir bei uns im Landtag aber auch mal schauen,
wo wir stehen, und nicht nur auf die kleinen Kom-
munen da unten schauen. Das sollten wir bei der
ganzen Diskussion nicht vergessen. Da war der
Einwurf richtig: Viele Ehrenamtler sind da auch am
Wirken.

Herr Ministerprasident, es gibt ja auch noch Dinge,
deswegen war mir das so wichtig, das noch mal zu
sagen: Was Kuschel und Co. hier sagen und was
der zustandige Ministerprasident und der Innenmi-
nister sagen — damit das auch deutlich noch mal
hier gesagt wird —, man kann nie ganz sicher sein,
was hinten rauskommt. Deswegen muss man das
schon noch mal deutlich hier mitbringen.

Ich will noch mal darauf verweisen, Sonneberg,
Spechtsbrunn und Ahnliches, was hier von Bodo
Ramelow genannt wurde: Meine Damen und Her-
ren, da ich ja nun Urgestein oder grau oder was
auch immer bin, ist mir vollkommen egal, mir geht
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es darum: Als wir damals die erste Gebietsreform
gemacht haben, ist Franz Schuster, damals Innen-
minister, in Sonneberg — da haben wir CDU — mit
Eiern beworfen worden. Da unten ist ein zanki-
sches Bergvolk, aber ich will nur sagen, das war
schon immer so. Aber die haben vor Ort entschie-
den und das ist das Entscheidende. Sonneberg ist
der Kreis, der keine VGs hat. Die haben immer
schon die Orte hochgehalten.

Ein Letztes noch, damit ich es nicht vergesse: Je-
na, SHK. Man muss nicht immer nur fusionieren
wie Suhl, Schmalkalden und Co., sondern Jena —
neuer OB und die arbeiten jetzt gemeinsam zusam-
men, entwickeln gemeinsam das Umland. Die ei-
nen haben keine Flache, die anderen haben die
Flache, entwickeln es gemeinsam. Ich muss nicht
immer eine Gebietsreform machen, ich kann die
Dinge dann auch gemeinsam machen.

Das Letzte: Ich glaube ja an vieles, aber der Wahl-
kampf nahert sich. Was die einen versprechen und
die anderen versprechen. Ich habe durchlitten —
und jetzt geht es um Verfassungsschutz — in der
ParlKK und woanders, dass der Verfassungsschutz
durch die Linke bis zum Gehtnichtmehr gebremst
wird, und erst jetzt sagen alle: Verfassungsschutz
mussen wir erhalten, missen wir starken usw.

(Zwischenruf Abg. Kénig-Preuss, DIE LINKE:
Ich sage das nicht!)

Das fordere ich aber vom Ministerprasidenten ein.
Wir missen wehrhaft bleiben und sein.

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Ja, sofort, Frau Prasidentin. — Deswegen sage ich
das in dem Zusammenhang. Kuschel sagt das, der
sagt das, am Ende ist mir wichtig, dass etwas Rich-
tiges hinten rauskommt. Danke.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Danke schon, Herr Abgeordneter. Herr Abgeordne-
ter Henke von der AfD-Fraktion mochte sprechen,
bitte schon.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Ich muss noch mal
nach vorn. Herr Ministerprasident, Sie haben von
der Entwicklung der touristischen Region im
Schwarzatal gesprochen. Ja, Sie haben viel Geld in
die Hand genommen, um das Schloss Schwarz-

burg touristisch aufzuwerten. Was Sie nicht ma-
chen: Sie entwickeln die angrenzenden Regionen
nicht weiter. Da kommen Sie mit der Gebietsreform
um die Ecke, das kann ich nicht verstehen. Und
wozu brauchen wir Uberhaupt eine Gebietsreform?
Sie hatten das Geld nehmen kénnen und hatten es
den Kommunen auch so geben kdnnen.

(Beifall AfD)

Aber nein, Sie haben es verknipft: Gebietsreform
mit Geld. Das bringt die Leute im Land auf die Bar-
rikaden — und das verstehen Sie nicht. Deswegen
bin ich noch mal nach vorn, das muss ganz klar ge-
sagt werden: Das Geld ware da, Sie hatten es den
Kommunen auch so geben kdnnen. Nein, Sie ha-
ben es mit der Gebietsreform verkniipft und das
bringt die Leute im Land auf! Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Danke schon, Herr Abgeordneter Henke. Gibt es
weitere Wortmeldungen seitens der Abgeordneten?
Das sehe ich nicht. Winscht die Landesregierung
noch mal das Wort? Das sehe ich auch nicht.

Dann kommen wir zur Ausschussliberweisung. Ich
habe mehrfach Innen- und Kommunalausschuss
gehort. Gibt es weitere Ausschiisse, die beantragt
werden?

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ja, der Jus-
tizausschuss, weil die Gerichtsstrukturen
auch dabei sind!)

Ausschuss fur Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz? Gut.

Dann stimmen wir Uber die Ausschusstiberweisung
an den Innen- und Kommunalausschuss ab. Wer
daflr ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Fraktionen der AfD, der CDU, der
SPD, Biindnis 90/Die Griinen und Die Linke und
der fraktionslose Abgeordnete Gentele.

Wir stimmen jetzt Uber die Uberweisung an den
Ausschuss fur Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz ab. Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Der fraktionslose Abgeordnete
Gentele, die Fraktion der AfD, die Fraktion der CDU
— keine weiteren. Wer stimmt dagegen? Die Frak-
tion der SPD, die Fraktion Bundnis 90/Die Grinen
und die Fraktion Die Linke. Wer enthalt sich? Es
gibt keine Enthaltungen. Damit ist die Uberweisung
an den Ausschuss fur Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz abgelehnt und an den Innen- und
Kommunalausschuss bestétigt.

Ich beende diesen Tagesordnungspunkt und ich ru-
fe auf den Tagesordnungspunkt 6
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Gesetz zur Férderung und An-
erkennung von Musikschulen
im Freistaat Thiiringen (Thiirin-
ger Musikschulgesetz)
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD

- Drucksache 6/6936 -

ERSTE BERATUNG

Wiinscht die AfD-Fraktion das Wort zur Begrin-
dung? Ja. Bitte schén, Frau Abgeordnete Muhsal.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Sehr geehrte Abge-
ordnete, liebe Gaste! ,Wer Musik nicht liebt, ver-
dient nicht, ein Mensch genannt zu werden, wer sie
liebt, ist erst ein halber Mensch, wer sie aber treibt,
ist ein ganzer Mensch.“ Meine Damen und Herren,
ob wir alle uns diesem Zitat von Johann Wolfgang
von Goethe mit gleichem Herzblut anschlielRen wol-
len, das lasse ich offen. Fest steht aber, Thiringen
kann in der Musik, aber auch in der Kultur im Allge-
meinen auf eine reiche und vielfaltige Tradition zu-
rickblicken, auf die wir zu Recht stolz sind.

(Beifall AfD)

Nicht umsonst ist die Kultur fest in der Verfassung
unseres Landes verankert. Die Praambel spricht
vom kulturellen Reichtum und in Artikel 30 Abs. 1
heil3t es ausdriicklich — ich zitiere —: ,Kultur, Kunst,
Brauchtum genieflen Schutz und Férderung durch
das Land und seine Gebietskdrperschaften.” Damit
ist die Kultur ein Staatsziel des Freistaats Thurin-
gen und dieses Staatsziel Kultur umfasst eben
auch den Schutz und die Férderung der Musik.

Musik wird in Thiringen auf héchstem Niveau ge-
lebt. Das zeigt sich zum Beispiel an unseren vielen
Choren und Orchestern. Das zeigt sich an Institutio-
nen mit internationalem Renommee wie der Hoch-
schule fir Musik ,Franz Liszt* in Weimar oder auch
dem Musikgymnasium Belvedere. Zu dem Musik-
land Tharingen gehdéren vor allem aber auch die
zahllosen Laienmusiker. Viele Erwachsene, Ju-
gendliche und Kinder musizieren gemeinsam oder
allein in ihrer Freizeit. Sie gestalten Konzerte und
sie leben so unsere musikalischen Traditionen fort.
Denn wie Kultur Gberhaupt, so lebt nattrlich gerade
die Musik vom Mitmachen, vom Selbstmachen. Das
hat schon Johann Wolfgang von Goethe auf den
Punkt gebracht und in diese Tradition sollten wir
uns hier in Thuringen stellen.

(Beifall AfD)

Diese lebendige Musikkultur ware ohne das se-
gensreiche Wirken der o6ffentlichen und der freien

Musikschulen hier in Thiringen nicht méglich. Kom-
munale und freie Musikschulen leisten in unserem
Freistaat einen unentbehrlichen Beitrag zum Kultur-
leben und damit zur kulturellen Bildung, und zwar in
der Stadt wie auch auf dem Land. Kulturelle Bil-
dung meint dabei nicht nur, dass Kinder, Jugendli-
che und Erwachsene ein Instrument erlernen. Kul-
turelle Bildung meint auch, dass sich die Menschen
in ihrer Musik begegnen, dass sie miteinander mu-
sizieren und dadurch auch ihre Persdnlichkeit in
kultureller Hinsicht ausbilden. Ohne eine solche kul-
turelle Bildung, die moglichst in jungen Jahren be-
ginnen sollte, kann es kein Fortleben des kulturel-
len Lebens geben. Darum sind unsere Musik-
schulen so wichtig. Ihre Bedeutung und ihr Beitrag
zum kulturellen Leben im Freistaat sind unbestritten
und, Frau Henfling, ich hoffe, dass das auch heute
so bleibt. Allerdings hat es das Land Thiringen bis-
lang nicht vermocht, auch ein Musikschulgesetz auf
den Weg zu bringen. Deswegen legen wir heute ein
Musikschulgesetz vor und dieses Musikschulgesetz
legt die staatliche Anerkennung und die Férderung
der Musikschulen sowie entsprechende Qualitats-
standards eben auch gesetzlich fest.

Wichtig ist uns auch, dass der Férderanspruch der
Musikschulen gesetzlich festgeschrieben wird,
denn auch daran fehlt es. Unser Gesetzentwurf
tragt der bislang unbefriedigenden Lage der Musik-
schulen Rechnung und greift auch die entsprechen-
den Forderungen der Betroffenen auf. So wie der
Thuringer Gesetzgeber durch das Thuringer Sport-
fordergesetz dem Verfassungsrang aus Artikel 30
Abs. 3 nachgekommen ist, so sollte er auch mit
Blick auf die Musikschulen endlich auch dem Ver-
fassungsauftrag aus Artikel 30 Abs. 1 nachkommen
und ein langst uberfalliges Musikschulgesetz erlas-
sen.

Ich freue mich auf eine angeregte Debatte und bitte
schon jetzt um die Uberweisung unseres Gesetz-
entwurfs an den Ausschuss flir Europa, Kultur und
Medien. Herzlichen Dank.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Ich eroffne die Aussprache und als
Erste spricht Abgeordnete Mitteldorf von der Frak-
tion Die Linke.

Abgeordnete Mitteldorf, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Die AfD-Fraktion hat
in dieser Legislaturperiode das erste Mal ein kultur-
politisches Thema auf die Agenda gehoben. Die
Tatsache, dass sie es kurz vor den Wahlen noch
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versucht, finde ich zumindest spannend, will mich
aber, weil ich mir tatsachlich intensiv durchgelesen
habe, was die AfD-Fraktion in ihrem Gesetzentwurf
aufgeschrieben hat, inhaltlich damit auseinander-
setzen.

Vielleicht vorweg so viel: Dass die Musikschulen im
Freistaat Thuringen — sowohl die kommunal getra-
genen als auch die privat getragenen — einen es-
senziellen Bestandteil in der Kulturlandschaft als
auch der Bildungslandschaft einnehmen, ist unbe-
nommen. Nicht umsonst ist auch die Arbeit der Mu-
sikschulen im Thiringer Bildungsplan als auler-
schulischer Lernort fur kulturelle Bildung verankert.
Das trifft in gleichem Male allerdings auch — und
das wird gern vergessen und das hat leider die
AfD-Fraktion hier nicht mit aufgenommen — auf die
Jugendkunstschulen des Freistaats Thiringen zu,
weswegen wir uns auch schon im Koalitionsvertrag
darauf verstandigt haben, dass wir auf die Gleich-
stellung von Musikschulen und Jugendkunst-
schulen bezogen auf die wichtige Arbeit, die sie im
Bereich kulturelle Bildung leisten, eingehen wollen.
Schon deshalb, sage ich, greift fur mich der Ge-
setzentwurf zu kurz und wir — dazu komme ich spa-
ter noch — haben naturlich innerhalb der Koalition
auch daruber gesprochen, welche Mdaglichkeiten
wir sehen, die Musikschulen und die Jugendkunst-
schulen im Freistaat Thiringen besser zu férdern.

Sie beziehen sich auf — und voéllig zu Recht — die
Verfassung des Freistaats Thiringen; Sie haben
das in der Einbringung eben auch noch mal vorge-
lesen. Dabei mochte ich aber auf eines noch mal
besonders eingehen, und zwar: ,Sie genielden
Schutz® — also Kunst und Kultur — ,und Férderung
durch das Land und seine Gebietskorperschaften.”
Und da greift zum einen der Punkt, wie Sie auch
angesprochen haben, dass die Musikschulen im
Freistaat Thiringen zu groRen Teilen, aber nicht
nur kommunal getragen sind. Dann schaut man
sich lhren Gesetzentwurf an und stellt fest, die
kommunalen Trager spielen in Ilhrem Gesetzent-
wurf keine Rolle. Das halte ich fiir schwierig, zumal,
wenn man sich mal ansieht, was Sie in den Vorbe-
merkungen zu lhrem Gesetzentwurf unter ,D. Kos-
ten“ schreiben: ,Durch das Gesetz entstehen dem
Freistaat Thuringen keine zusatzlichen Kosten.*
und dann in Ihrem Gesetzentwurf unter § 4 Abs. 2
steht: ,Neben der Forderung zur Abdeckung des
Grundbedarfes stellt das Land Mittel fir die Projekt-
arbeit der Musikschulen bereit.“ Wenn man sich an-
guckt, wie jetzt die Finanzierung ausgestaltet ist,
dann stellt man fest — und auch darauf verweisen
Sie in Inrem Vorblatt —, dass es keine zweckgebun-
dene Forderung im KFA mehr gibt, wie es das bis
zum Verfassungsgerichtsurteil gab, und demzufolge
der Freistaat Thiringen Uber Projektférderung die

Musikschulen und Jugendkunstschulen unterstitzt.
Wenn man jetzt also diesen § 4 liest und dann liest,
dass Sie schreiben ,Durch das Gesetz entstehen
dem Freistaat Thiringen keine zusatzlichen Kos-
ten.“, dann ist das schlichtweg falsch. Demzufolge
misste man also mal ganz ernsthaft dartiber nach-
denken und sich auch ein bisschen ernsthafter an-
gucken, wie die Zusammensetzung der Finanzie-
rung der Musikschulen aussieht. Ich sage ganz ehr-
lich, ich lege sehr, sehr groRen Wert darauf, dass
die kommunalen Trager zum einen auch dafiir ge-
wirdigt werden, dass sie, obwohl auch Musik-
schulen und Jugendkunstschulen eine freiwillige
Aufgabe sind, zu groRen Teilen auch in angespann-
ten Haushaltslagen fir die Musikschulen und Ju-
gendkunstschulen einstehen und die Férderung be-
reitstellen, inklusive bei kommunalen Musikschulen
natdrlich auch daflir sorgen, dass Musikschuldo-
zentinnen und -dozenten, Lehrerinnen und Lehrer
und auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ju-
gendkunstschulen bezahlt werden, wenn auch —
und das stimmt — leider nicht in der Form fest ange-
stellt, im Verhaltnis zu Honorarkraften, wie auch ich
mir das winschen wirde. Aber man darf nicht ver-
gessen, dass die Kommunen bereits jetzt einen
grofRen Anteil leisten und dass sie das aus meiner
Sicht aber eben auch weiterhin leisten muissen,
denn nur zusammen in der Verbindung Freistaat
Thuringen und Kommunen ist es aus meiner Sicht
sinnvoll, die Musikschulen und eben die Jugend-
kunstschulen zu finanzieren. Auch deshalb haben
wir innerhalb der Koalition sehr lange dariber dis-
kutiert, welche Moglichkeiten wir aufgrund des
Wegfalls der Zweckbindung im KFA — wobei das
Geld, das schreiben Sie richtig hier rein, weiterhin
in der Schlisselmasse verblieben ist — auch aus
Sicht des Freistaats schaffen kénnen, damit das
Land wieder offiziell mitfinanziert. Dabei ist es so,
dass naturlich eine Finanzierung aus dem KFA
dann wenig sinnvoll ist — und das ist auch die Argu-
mentation der Kommunen selbst —, da das Geld,
was damals zweckgebunden war, weiterhin in der
Schlisselmasse verblieben ist. Wir haben keinen
Einfluss darauf, wofiir die Kommunen es ausgeben.
Aber ich unterstelle den meisten Kommunen, die
die Trager von Musikschulen, auch einiger Jugend-
kunstschulen sind, dass sie natirlich im Rahmen
ihrer Méglichkeiten das Geld genau dafir verwen-
den. Deswegen haben wir darlber geredet, wie wir
trotzdem mitfinanzieren kénnen, und haben — das
werden Sie gesehen haben — im Entwurf des Lan-
deshaushalts bereits einen neuen Haushaltstitel
eingefihrt, in dem 3 Millionen Euro stehen. Wir ha-
ben uns als Koalition bereits darauf verstandigt,
dass wir im Zuge der Haushaltsberatung noch mal
eine deutliche Steigerung in diesem Bereich hinbe-
kommen wollen.
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Jetzt haben Sie in Ihrem Gesetzentwurf auch Dinge
beschrieben, was Musikschulen sind. Und das ist
sicherlich auch alles richtig und nicht falsch. Die
Frage ist nur: Das, was Sie in dem Gesetzentwurf
schreiben, ist im Endeffekt nichts anderes als der
Status quo jetzt. Und man muss sich tatsachlich die
Frage stellen, welchen Mehrwert ein Gesetzentwurf
oder ein Gesetz hat, wenn man es beschlielen
wirde, wenn es eigentlich nur den Status quo be-
schreibt und quasi keine tatsachliche Verbesserung
oder in irgendeiner Form bessere Rahmenbedin-
gungen oder Verpflichtungen hinbekommt, wenn in
diesem Gesetzentwurf auch davon geredet wird,
dass alles laut Haushaltslage ist. Laut Haushaltsla-
ge bedeutet natirlich auch immer im Umkehr-
schluss in Zeiten, in denen man keine sprudelnden
Steuereinnahmen und guten Rahmenbedingungen
hat, Sie bekommen weniger Geld. Demzufolge ist
aus meinem Daflrhalten der Gesetzentwurf nicht
daflir geeignet, das Ziel, was Sie verfolgen, tat-
sachlich umzusetzen. Das finde ich eben sehr
schade.

Wie bereits gesagt fehlt mir in diesem Gesetzent-
wurf auch die Rolle der Kommunen oder der Tra-
ger. Sie haben zu Recht in diesem Gesetzentwurf
geschrieben und formuliert, dass es neben den
kommunalen Tragern auch private Trager gibt. Und
davon gibt es nicht wenige. Aber Sie haben eines
so ein bisschen vergessen oder weggelassen,
wenn sie Uber die Qualitdtsstandards schreiben,
wozu Sie jetzt in Ihrer Einbringung gesagt haben,
dass Sie die im Gesetz verankern. Da steht nicht
drin, was Sie fur Qualitatsstandards verankern wol-
len. Die Qualitatsstandards, die bereits jetzt eine
ganz wesentliche Rolle spielen, sind durch den Ver-
band der Musikschulen sowohl festgelegt als auch
werden sie, was die Mitgliedsmusikschulen in dem
Verband betrifft, angewandt. Das heil3t, die Punkte,
die Sie in Ihren Gesetzentwurf hineinschreiben, oh-
ne dezidiert zu sagen, welche Qualitatskriterien fur
Sie gelten, existieren bereits jetzt in der Umset-
zung.

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, finde ich zwar das Ansinnen komplett richtig
und ich sage auch, dass das, was wir innerhalb der
Koalition jetzt vereinbart haben, fir mich persoénlich
nur ein erster Schritt sein kann. Aber allein die Tat-
sache, dass es einiges an Zeit gebraucht hat, sich
darauf zu verstandigen, zeigt, dass es mehrere un-
abwendbare rechtliche Vorbehalte auf allen Ebenen
gibt, um tatsachlich zu einer Situation zu kommen,
die den Musikschulen und den Jugendkunstschulen
— und ich betone, dass es fur mich da immer nur
ein Zusammengehen geben kann und eine Gleich-
behandlung und nicht das eine gegen das andere
auszuspielen ist —, dass ein Gesetzentwurf nur

dann Sinn macht, wenn er zum einen die kommu-
nale Selbstverwaltung nicht nur unterstitzt, son-
dern auch die Verantwortung der Kommunen be-
schreibt. Und zum anderen, kann man nicht aus
meiner Sicht mit ein paar durchaus nett formulierten
Artikeln, ohne dass man sich mit den Verbanden,
die es ja gibt und die seit geraumer Zeit auch in der
Verhandlung dariber sind, wie die Musikschulfinan-
zierung des Freistaats Thiringen gewahrleistet
werden kann, sodass die Schulen selbst etwas da-
von haben, kann man aus meiner Sicht nicht ein-
fach so hinschreiben. Wie gesagt, das Problem ist,
es gibt keinerlei Neuerung in diesem Gesetzentwurf
und ich finde das sehr schade, weil es kurz ge-
sprungen ist und es sich aus meiner Sicht nicht mal
wirklich lohnt, weiter dartber zu reden, weil es —
und das habe ich versucht darzustellen — essenziel-
le Teile innerhalb dieses Gesetzentwurfs und im
Kern in der Frage Musik- und Jugendkunstschulen
gibt, die hier Uberhaupt keine Rolle spielen und
demzufolge ich nicht erkennen kann, dass es in ir-
gendeiner Form eine Besserstellung oder eine gro-
lere Anerkennung oder eine bessere Foérderung
geben kann. Demzufolge, sage ich gleich, bin ich
nicht flir eine Ausschussuberweisung. Herzlichen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Mitteldorf. Ich rufe Abgeordneten
Kellner von der CDU-Fraktion auf. Sie haben das
Wort, Herr Kellner.

Abgeordneter Kellner, CDU:

Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
werte Zuschauer auf der Triblne! Ja, ich kann die
Worte von Frau Mitteldorf, die gerade vor mir ge-
sprochen hat, vollumfanglich mit unterstreichen. Da
sind wir uns einig, auch wenn wir in der Opposition
sind.

(Beifall DIE LINKE)

Aber an der Stelle geht es um Inhalte, wie gesagt,
und da muss ich ganz einfach sagen: Da hat sie in
vielen Fallen recht. Auch ich habe mir das Gesetz
angeschaut und — ich sage mal — das ist so ein typi-
sches AfD-Gesetz; man nehme ein Problem, was
jetzt gerade mal vor der Wahl interessant sein
kénnte, nimmt zwei, drei Paragrafen und fertig ist
die Losung. Ich habe mir das angesehen, so stelle
ich mir vor, was bei Ihnen in der Fraktion so vorge-
gangen ist. Aber Sie sind am Thema wirklich — Sie
haben da eins aufgerufen, was wichtig und richtig
ist — Meilen vorbei. Es ist unkonkret, oberflachlich
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und was das Schlimmste ist: Die Musikschulen ha-
ben dadurch uberhaupt keine Planungssicherheit,
in keiner Weise.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Es ist einfach
schlecht!)

Und genau das, was die Musikschulen wollen, er-
reichen Sie mit dem Gesetz nicht. Sie erwecken
zwar Hoffnungen, dass Sie fir die Musikschulen et-
was tun wollen, aber wenn man sich das Gesetz
anschaut, das Sie hier vorgelegt haben, muss ich
sagen, enttauscht es doch sehr und die Musik-
schulen werden es sicherlich auch so entsprechend
zu werten haben.

Ich komme gleich auf das Gesetz konkret zuriick,
und zwar auf lhren Entwurf. Sie sprechen zu Recht
das Verfassungsgerichtsurteil an, das im Juli 2005
gefallt wurde und letztendlich verboten hat, die zu-
kinftigen zweckgebundenen Mittel durch die Lan-
desregierung auszureichen. Das haben wir letzt-
endlich dann 2008 korrigiert und die Mittel wurden
im KFA eingebunden. Jetzt kann man naturlich sa-
gen: Die Mittel sind vorhanden und die Kommunen
kénnen sie eigentlich auch ausgeben. Das wird
zum groflen Teil gemacht, das muss ich an der
Stelle auch sagen. Auch die Kommunen, die habe
ich hier in lhrem Gesetzentwurf vermisst, spielen
Uberhaupt keine Rolle, die aber in der Regel die
Trager von den Musikschulen sind, aber auch die
Jugendkunstschulen. Das, was die Frau Mitteldorf
gesagt hat, kann ich nur unterstreichen. Die fehlen
mir an der Stelle auch. Die Jugendkunstschulen
sind in keiner Weise erwahnt und die Kommunen
ebenso nicht und die leisten ihren Beitrag. Ich sage
jetzt mal, wenn ich jetzt vom Landkreis Gotha aus-
gehe, finanzieren wir die Musikschulen mit
700.000 Euro jahrlich. Das kann natirlich mehr
sein, da bin ich auch bei den Musikschulen. Das
reicht nicht, wenn man — ich sage mal — noch mehr
an Leistungen anbieten will oder ganz einfach das
anbieten mdchte, was man erwartet. Da ist sicher-
lich auch Bedarf, aber der ist in erster Linie in den
Kommunen zu regeln, sprich bei den Tragern. Die
kommunalen Trager sind hier naturlich auch aufge-
fordert, zu schauen, was moglich ist. Und ein we-
sentlicher Fakt besteht darin, dass der Kommunale
Finanzausgleich so ausgestattet werden muss,
dass die Kommunen gentigend Spielraume fir frei-
willige Leistungen erhalten. An der Stelle muss man
sagen: Zukunftig sollte der KFA an der Stelle mehr
Spielraum fur die Kommunen geben, damit sie frei-
willige Leistungen nicht als Erstes zusammenstrei-
chen, wenn Pflichtaufgaben iberhandnehmen bzw.
zu teuer werden. Also hier auf jeden Fall — die Aus-
stattung Uber den KFA ist nach meiner Meinung der
wesentliche und wichtigere Punkt an der Stelle, wie

man die Musikschulen in erster Linie entlasten kann
bzw. wie man Musikschulen fordern kann.

Dann habe ich noch § 3 - staatliche Anerken-
nung — Auch das hat Frau Mitteldorf schon kriti-
siert. Sie schreiben das hier zwar rein, die staatli-
che Anerkennung von Musikschulen, aber das ist
bei uns weitestgehend verankert, und wenn ich ei-
ne staatliche Anerkennung haben will, also Musik-
schulen in den Wettbewerb treten — und es geht ja
in erster Linie darum, Qualitatssicherung zu haben;
deswegen sage ich ja, wir machen die staatliche
Anerkennung, ein Pradikat, um das man sich letzt-
endlich bemihen muss und kann und woran auch
entsprechende Qualitatskriterien gekoppelt sind —,
dann macht das auf jeden Fall Sinn, da bin ich auch
ganz bei lhnen, aber was ich dann nicht mehr
verstehe, ist, dass man dies an zukinftige Férde-
rung koppelt und gleichzeitig in § 4 aber sagt: ,[...]
Die Anerkennung als staatliche Musikschule ist
nicht Férdervoraussetzung.“ Also was nun: Braucht
man die staatliche Anerkennung, damit man For-
dergeld bekommt, wie es in § 3 suggeriert wird,
oder nehme ich jetzt den § 4, wo man sagt, dass es
nicht Voraussetzung ist, dass ich letztendlich eine
staatliche Anerkennung habe? Also mit anderen
Worten: Das kann eigentlich jeder machen, jeder
kann die Fordermittel kriegen, wenn er nur einen
Antrag stellt, unabhangig davon, welche Kriterien er
letztendlich erfillt oder nicht erflllt. Ansonsten
macht das ja alles keinen Sinn, wenn ich vorneweg
etwas fordere und hinterher das letztendlich gar
nicht bericksichtige. Also hier habe ich nicht ver-
standen, was Sie damit meinen oder wie Sie das
dann umsetzen wollen.

Dass Sie die privaten Musikschulen genauso mit-
fordern und gleichstellen wollen, halte ich auch fir
problematisch. Letztendlich richten sich private Mu-
sikschulen darauf aus, dass sie auch Geld verdie-
nen und Gewinn erwirtschaften — sie sind letztend-
lich ein Unternehmen. Das wollen Sie jetzt mit kom-
munalen Aufgaben gleichstellen. Dabei muss man
auch sehen: Private Musikschulen suchen sich na-
turlich Schiler aus und die missen das auch gut
bezahlen, wahrend unsere Musik- und Jugend-
kunstschulen schon diesen auch sozialen Anspruch
haben, dass jedes Kind die Moglichkeit und den Zu-
gang haben muss, ein Musikinstrument zu lernen,
zu malen oder sich ahnlich kulturell ausbilden zu
lassen. Unser Anspruch ist ja, dass dies unabhan-
gig vom Geldbeutel der Eltern passieren kann. Also
ich denke, da ist noch mal zu lGberdenken, was Sie
letztendlich damit meinen und wie Sie es sich vor-
stellen, wenn Sie auch private Unternehmen damit
fordern wollen. Also dem — das muss ich sagen —
kénnen wir an der Stelle nichts abgewinnen.
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In erster Linie geht es uns um die Musik- und Ju-
gendkunstschulen, die in kommunaler Tragerschaft
sind oder auch in Vereinen — das schlief3t es ja
nicht aus. Wir haben auch Vereine, die sich dieser
Aufgabe annehmen; auch die mussen wir zukunftig
berlcksichtigen. Bei so einem komplexen Thema
bedarf es naturlich einer entsprechenden Vorberei-
tung und vor allen Dingen einer entsprechenden
Analyse: Was brauchen wir tatsachlich? Was kon-
nen die Kommunen tatsachlich leisten? Was kann
man Uber den KFA zur Entlastung beitragen und wo
ist das Land gefragt, zusatzlich Mittel in die Hand
zu nehmen? Vor dieser Aufgabe stehen wir und wir
haben uns als CDU-Fraktion auch schon intensiv
damit beschéftigt.

Wir waren ja auch zum Podium mit den Musikschul-
verbanden in Arnstadt. Wir waren alle da, aul3er der
AfD. Mich hat auch gewundert, dass gerade Sie
das Thema aufrufen, aber bei so einem Podium,
bei dem alle Musikschulen Thiringens vertreten
sind, nicht anwesend waren. Aber gut, dann kam
die Erkenntnis bei lhnen vielleicht jetzt erst, dass es
doch vielleicht ganz wichtig sein kénnte.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Nein, ich
konnte nicht kommen! Ich war schwanger
und konnte mich nicht bewegen!)

Dafir gibt es ja Vertretungen. Die AfD war nicht an-
wesend. Ich habe nicht gesagt, Sie waren nicht an-
wesend, sondern die AfD war dort nicht vertreten.
Es war letztendlich auch der kulturpolitische Spre-
cher von der SPD nicht vor Ort gewesen, sondern
eine Kollegin. Also nur, damit man das auch sieht:
Das Interesse hat sich ja wohl an der Stelle in
Grenzen gehalten.

Also auch wir haben uns natirlich Gedanken ge-
macht, wie wir zukilnftig auch da eine Entlastung
bringen bzw. was wir machen kénnen. Wir haben
natdrlich jetzt nicht diese Mdglichkeit, wie das gera-
de Frau Mitteldorf gesagt hat: Wir geben mal 3 Mil-
lionen Euro ins System. Jetzt habe ich gerade ge-
hort, es kann auch noch mehr sein. Ich war ja
schon in Arnstadt sehr verwundert, dass man mal
so gesagt hat: Wir unterstitzen die Musik- und Ju-
gendkunstschulen mit 5 Millionen Euro. Eine
Rechtsgrundlage gab es dafiir auch noch nicht,
aber man hat das Prinzip Hoffnung geweckt und wir
haben natiirlich auch ein Stiick weit Wahlkampf vor
der Haustlr gehabt. Also ich denke mal, das spielt
alles ein bisschen zusammen. Ich habe das heute
auch in der Presse gelesen, wo die 5 Millionen
Euro noch mal untersetzt werden. Das fand ich
sehr interessant. Aber ich habe mich naturlich auch
gefragt: Warum hat man die letzten vier/fiinf Jahre
nichts gemacht? Das Thema ist nicht neu, das ist
schon eine ganze Weile alt. Da habe ich mich

schon gefragt: Hangt das dann doch mehr mit dem
Wahlkampf zusammen? — Wenn sie erst 2020 die
Mittel kriegen und nicht 2019 oder 2018 gekriegt
hatten, was bei der Finanzlage auf jeden Fall még-
lich gewesen ware.

Unser Ansatz ist natirlich auch, Musik- und Kunst-
schulen zu unterstiitzen, der Ansatz ist fordern und
fordern. In erster Linie sind es die Kommunen, die
daflr zustandig sind, das darf man nicht vergessen.
Die Kommunen haben die Aufgabe und wir kbnnen
unterstitzen. Wir missen sehen, wie man die For-
derung und auch die Forderung gegenuber den
Kommunen gestaltet.

(Zwischenruf Abg. Modller, AfD: Wir haben
keinen Vorschlag?!)

Fir das Gesetz haben Sie vorgeschlagen, darin
steht aber nichts. Entschuldigung, darin steht nicht
allzu viel.

(Zwischenruf Abg. Moller, AfD: Sie haben
keinen Vorschlag!)

Doch, ich habe einen Vorschlag. Der wird lhnen
auch noch zur Kenntnis gegeben werden, mit Si-
cherheit. Wir haben auf jeden Fall den Ansatz, die
Kommunen und die Trager mitzunehmen und auch
die Trager zu fordern. Wir reden zwar von einer
freiwilligen Leistung, aber es ist doch eine Pflicht-
aufgabe der kommunalen Trager, dort starker mit
zu férdern. Da werden wir sie letztendlich in die
Pflicht nehmen. Es gibt verschiedene Modelle. Ich
erinnere zum Beispiel an das Lastenausgleichsge-
setz, das ist auch so ein Fordern und Férdern: lhr
kriegt Geld, wenn ihr mehr dafiir tut. Wir nehmen
sie also mit. Wenn ich das hier sehe: Wir bezahlen
alles. Da schreiben Sie auch etwas von einem
Grundbedarf. Haben Sie denn definiert, was der
Grundbedarf ist? Gibt es da eine Definition von Ih-
nen? Gibt es eine Analyse? Was ist der Grundbe-
darf? Was geht Uber den Grundbedarf hinaus?
Reicht der Grundbedarf? Ist der Grundbedarf, was
wir jetzt haben oder geht es tiefer? Das ist alles un-
konkret. Sie haben gerade gesagt, Herr Mdller, Sie
haben einen Vorschlag gemacht. Da muss ich sa-
gen, Sie hatten ihn vielleicht weglassen sollen, hat-
ten noch einmal darliiber nachgedacht, hatten das
ordentlich analysiert und auf den Weg gebracht,
dann hatten wir auch ernsthaft darliber diskutieren
kénnen. An der Stelle muss ich sagen, fehlt mir da
ein Stlick weit die Ernsthaftigkeit im Gesetz. Des-
wegen besteht aus meiner und aus Sicht der Frak-
tion auch nicht unbedingt der Drang, dartiber noch
langer zu diskutieren oder das noch mal im Aus-
schuss zu behandein.

Ich méchte noch ein, zwei Satze verlieren, was die
Koalitionsfraktionen anbelangt. Heute gibt es ja so
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einen interessanten Artikel — auch in der TA —:
.Mehr Geld fir Musikschulen. Koalitionsfraktionen
wollen die Forderung®. Das ist alles richtig, wir ha-
ben es auch eben schon gesagt.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Haben wir letztes Jahr
schon gesagt!)

Frau Henfling wird hier auch erwahnt und stellt
doch glattweg fest, dass diese Forderung — diese
Zweckbindung, die wir laut Verfassungsgerichtsur-
teil nicht mehr an Musikschulen geben dirfen — un-
ter CDU-Regierungszeiten gestrichen worden sei.
Es gibt einen Grund: Das Verfassungsgerichtsurteil
zwingt uns. Wenn Sie natlrlich Verfassungsge-
richtsurteile nicht interessieren, wundert mich das
nicht.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Sie héatten die Férdermittel
auch anders ausreichen kénnen!)

Es wundert mich Gberhaupt nicht. Das zeichnet Sie
ja aus, dass Sie das letztendlich nehmen, wie Sie
es gern hatten. Ob Recht oder Gesetz, das ist unin-
teressant. Es muss letztendlich nur in lhrem Inte-
resse und ideologisch gepragt sein. Dann ist alles
gut.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Kénnen Sie mal ein Bei-
spiel nennen?)

Das wollte ich richtigstellen. Die CDU-Regierung
hat es damals streichen mussen, weil das Verfas-
sungsgericht das gefordert hat. Wenn Sie meinen,
das war nicht richtig, dann hatten Sie das doch spa-
testens 2015 machen koénnen. Hatten Sie die
Zweckbindung doch wieder eingefiihrt. Wenn ich
das lese, finde ich das unfair und nicht in Ordnung.
Das tragt auch nicht zum Klima bei und hilft auch
den Musikschulen nicht, wenn ich so eine Feststel-
lung treffe, die an der Realitat vorbei ist. Das finde
ich nicht in Ordnung. Das wollte ich nur an der Stel-
le richtigstellen. Nicht die Landesregierung hat es
gestrichen, weil sie keine Lust mehr hatte, sondern
weil es ein Verfassungsgerichtsurteil gibt. Dem ha-
ben wir uns zu beugen.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Wir haben eine Alternative
fur die Férderung gesucht!)

Dem haben wir uns zu beugen. Sie hatten alles an-
ders machen kénnen. Sie haben es bis heute nicht
gemacht. Sie sagen, Prinzip Hoffnung, 2020 wird
flr euch alles besser. Vorgelegt haben Sie es auch
noch nicht, wie es gehen soll. Ich habe auch noch
nicht festgestellt, ob es da eine Analyse gibt, was
tatsachlich gebraucht wird, ob 5 Millionen oder

3 Millionen oder 7 Millionen, oder reichen 2 Millio-
nen? Das ist purer Populismus und Wahlkampf pur:
Ihr kriegt 3 Millionen, ihr kriegt 5 Millionen, aber wir
wissen gar nicht, ob es reicht. Ich finde das aben-
teuerlich. So kann man auch mit Musikschulen
nicht umgehen, muss ich ganz klar sagen. Die wol-
len ganz konkrete verlassliche Zahlen haben, die
wollen genau wissen, wie sie unterstutzt werden.
Das setzt voraus, dass man vorher eine Analyse
macht.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Wir wollen 2 Millionen
mehr, ist das nicht abenteuerlich?)

Das ist aber jetzt nicht das Thema, ich habe es nur
erwahnen wollen, weil heute die Presse genau in
diese Richtung gegangen ist. Den Schwarzen Peter
wieder der CDU zuzuschieben, ist nicht in Ordnung.
Das stimmt einfach nicht. Sie hatten lange Zeit ge-
habt, dieses zu &ndern.

Kommen wir zurlick zum Gesetzentwurf der AfD.
Ich hatte es schon angekindigt, wir werden es nicht
unterstlitzen, ihn an den Ausschuss zu Uberweisen.
Dann haben Sie vielleicht noch mal die Chance, da-
riber nachzudenken und ein anderes, ein besseres
Gesetz vorzulegen. Dann sind wir sicher immer
gern bereit, mit lhnen darliber zu diskutieren. Aber
diesen Entwurf kdnnen wir so nicht mittragen. Vie-
len Dank.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Als nachster Redner hat Abgeordneter Dr. Hartung,
Fraktion der SPD, das Wort.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren!
Ich versuche es kurz zu machen, das Gesetz muss
auch nicht so lange kommentiert werden. Auch die
SPD ist natiirlich der Uberzeugung, dass die Musik-
schulen in kommunaler Tragerschaft ein wichtiges
Kultur- und Bildungsangebot unterbreiten. Wir sind
der Uberzeugung, dass es unverzichtbar ist. Wir
wissen hier, das haben wir uns auch gerade gegen-
seitig bestatigt, dass dieses Bildungsangebot in
Stadt und Land unverzichtbar ist, um Menschen je-
den Alters in die Lage zu versetzen, selbstbestimmt
ihre Kenntnisse, ihre Fertigkeiten oder Fahigkeiten
weiterzuentwickeln. Wir sind uns auch dartber im
Klaren, dass diese Musikschulen eine wichtige Auf-
gabe haben, indem sie das Bildungsangebot, was
durch die staatlichen Schulen und Kitas unterbreitet
und angelegt wird und auch an weiterflihrenden
Schulen vermittelt wird, weiter untersetzen und er-
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ganzen. Im Rahmen unserer kultur- und bildungs-
politischen Verantwortungspartnerschaft mit den
Kommunen sind wir auch der Uberzeugung, dass
wir unabhangig vom Verfassungsgerichtsurteil als
Freistaat sehr wohl in der Lage sind, Musikschulen
gezielt zu fordern,

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

— genau — und wir sehen es ebenso. Wenn wir es
im KFA unterbringen, ist es entweder in der Schlis-
selmasse untergegangen oder wir wirden uns nicht
mehr verfassungskonform verhalten. Deswegen
gibt es jetzt schon im Einzelplan 02 einen Haus-
haltstitel Gber 3 Millionen Euro. Wir haben uns ge-
eint als Koalitionsfraktionen, dass aus diesen 3 Mil-
lionen Euro 5 Millionen Euro werden. Es mag jetzt
diskutiert werden, ob die CDU nicht lieber 7 oder 9
oder gar nur 2 oder 3 Millionen Euro haben wirde.
Aber definitiv kbnnen wir heute sagen: Wir geben
ein Signal an die Musikschulen im Land

(Zwischenruf Abg. Mitteldorf, DIE LINKE:
Und die Kunstschulen!)

und an die Kunstschulen, ja. Wir geben 5 Millionen
Euro zur weiteren Férderung und Unterstitzung eu-
rer Arbeit. So weit zum Statusbericht.

Was ist jetzt zum Gesetzentwurf der AfD zu sagen?
In § 2 mochten Sie den Inhalt des Gesetzes auch
auf private Musikschulen auslegen und nach §§ 4
und 5 diese auch férdern. Das muss man sich mal
auf der Zunge zergehen lassen. Das heif3t, wir sol-
len institutionell das Gewinninteresse privater Mu-
sikschulen férdern. Das machen wir mit Sicherheit
nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Wir wollen, dass unser Geld, das Steuergeld, was
wir haben, an kommunale, an nicht gewinnorientier-
te Bildungsangebote fliel3t. Alles andere wiirde ja
die kommunale Verantwortung ad absurdum flh-
ren, wenn wir sagen, wir nehmen das bisschen
Geld — und jetzt zitiere ich die CDU —, das vielleicht
sogar zu wenig ist, und verteilen es nicht nur an die
Kommunen, sondern auch noch an Private, wo es
dann im Prinzip Gewinnerzeugungsinteressen un-
tergeordnet wird. Das wollen wir nicht, das werden
wir auch nicht mittragen.

(Beifall DIE LINKE)

Insofern ist dieser ganz wesentliche Punkt in die-
sem Gesetz fir uns Uberhaupt nicht verhandel-
oder besprechungswiirdig. Ich glaube, schon allein
aus diesem Grund kann dieses Gesetz im Aus-
schuss auch nicht besser werden, und lehne jegli-
che Uberweisung an den Ausschuss ab. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Far die Fraktion Bundnis 90/Die Grunen hat Abge-
ordnete Henfling das Wort.

Abgeordnete Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, liebe Besucherinnen und
Besucher auf der Tribline! Ich wirde trotzdem gern
noch mal ganz kurz ausholen, weil Herr Kellner
jetzt hier gerade so ein paar Sachen in den Raum
gestellt hat, die vermuten lassen, dass er die Dis-
kussion der letzten Jahre nicht mitbekommen hat.
Wir haben in dieser Legislaturperiode in einem sehr
langen Prozess zusammen mit unseren Koalitions-
partnern nach einer gesamtgesetzlichen L&sung,
einem sogenannten Kulturgesetz, gesucht. Das
hatte unter anderem auch beinhaltet, dass wir dort
die Musikschulen und Jugendkunstschulen mit dis-
kutieren. Damit wollten wir ein Stiick weit die vielen
Einzelgesetze ablésen und eben nicht noch einmal
ein extra Musikschulgesetz auflegen. Dafiir haben
wir auch einen Dialogprozess mit diversen Kultu-
rakteurinnen und -akteuren gefiihrt. Im Ergebnis
wurde allerdings ersichtlich, dass die grundlegen-
den Fragen nach Kultur als Pflichtaufgabe — ist da
immer wieder diskutiert worden —, die Bewertung
der bestehenden Regelungsmechanismen und die
Erwartungen an ein einheitliches Kulturgesetz sehr,
sehr unterschiedlich waren, in den Kultureinrich-
tungen sehr, sehr unterschiedlich beantwortet wor-
den sind und besonders die unterschiedlichen
Sichtweisen der groRen und kleinen Einrichtungen
hierbei zum Tragen kamen. Der Diskussionspro-
zess muss auch innerhalb der Kulturschaffenden
dahin gehend noch weitergefiihrt werden, das se-
hen wir definitiv auch so. Wir wollten aber kein Ge-
setz gegen die Beteiligten machen und haben uns
entschieden, daher die bestehenden Strukturen zu
starken und auch die Strukturen der Jugendkunst-
schulen und Musikschulen sind in dieser Legislatur
gestarkt worden.

Was wir jetzt machen — und das ist der Unterschied
Ubrigens zu einer Zweckbindung, deswegen ist das
Uberhaupt nicht verfassungswidrig, was wir da ma-
chen. Ich méchte gern mal — Herr Kellner, wenn Sie
hier so etwas in den Raum stellen, dass wir uns ge-
gen Verfassungsgerichtsurteile stellen, dann hatte
ich gern ein konkretes Beispiel. Ansonsten tue ich
das erst mal als — na ja — nicht die Wahrheit ab, die
Sie da in den Raum stellen.
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(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Mussen Sie
noch mal lesen, was Sie gesagt haben!)

Wie bitte? Ja, ich weil3, was ich gesagt habe, das
ist aber nicht verfassungswidrig, was ich gesagt ha-
be und es stellt sich auch nicht gegen ein Verfas-
sungsgerichtsurteil. Sie haben anscheinend nicht
verstanden, was der Unterschied zwischen einer
Zweckbindung und einer Férderung durch das Land
ist. Das ist, glaube ich, das Problem, was wir hier
gerade haben. Zweckgebunden das Geld an die
Kommunen zu geben, das ist das, was das Verfas-
sungsgerichtsurteil bemangelt hat. Wir stellen aber
in den Haushalt der Staatskanzlei das Geld ein und
lassen es den Musikschulen und Jugendkunst-
schulen zugutekommen. Das ist aus meiner Sicht
ein anderer Weg. Aber gut, das kann man jetzt se-
hen, wie man will, es ist aber nicht verfassungswid-
rig an der Stelle.

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Das hat
auch keiner gesagt!)

Der Vorwurf an die CDU ist relativ konkret: Sie ha-
ben sozusagen dieses Verfassungsgerichtsurteil
bekommen und dann haben Sie das zur Kenntnis
genommen und dann haben Sie nichts gemacht.

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Wir haben
es dem KFA gegeben!)

Ja, genau. Aber, Herr Kellner, ganz ehrlich, wir alle
wissen, was mit dem Geld im KFA passiert, wenn
es um die freiwilligen Aufgaben geht.

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Warum ha-
ben Sie es nicht 2015 geandert, Sie haben
funf Jahre Zeit gehabt?)

Vizepréasidentin Jung:

Meine Damen und Herren, also Frau Henfling hat
als Abgeordnete das Wort.

Abgeordnete Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Ich habe das ja gerade versucht, ich habe lhnen
gerade versucht zu erklaren, Herr Kellner, dass wir
einen Diskussionsprozess mit den Kulturakteurin-
nen und Kulturakteuren hatten, der sozusagen erst
im letzten Jahr ergeben hat,

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Funf Jahre
haben Sie Zeit gehabt!)

dass wir nicht zu einem Kulturgesetz kommen. Und
dass wir eventuell neu Uber einzelgesetzliche Lo-
sungen diskutieren missen, das steht sicherlich auf
unserer Agenda. Das werden wir aber nicht kurz
vor Ende der Legislatur hier noch anfangen, denn
dazu gehort aus unserer Sicht tatsachlich ein or-

dentlicher Diskussionsprozess, den die AfD ja in ih-
rem Papier hier anscheinend nicht gefihrt hat,
sonst waren diese groben Schnitzer, die da drin
sind, nicht drin.

Noch ganz kurz zwei Satze zum AfD-Gesetz — Herr
Kellner, ich weil3, Sie wollen mich nicht verstehen
und Sie wollen das jetzt wieder so labeln, wir ma-
chen da ein Wahlgeschenk und bla und blubb. Ja,
auf dem Niveau bewegt sich die CDU, das wissen
wir ja alle, aber auf diesem Niveau bewegt sich
R2G eben nicht.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wir haben dariber nachgedacht und wir haben mit
Akteurinnen gesprochen, das brauche Zeit und es
ist eben zu einem anderen Ergebnis gekommen,
was sie sich vorstellen. Was ist mit den 5 Millionen?
Ja, was ist denn damit? Finden Sie das jetzt doof,
dass die 5 Millionen Euro bekommen, sollen wir ih-
nen weniger geben, weil die CDU das doof findet?

(Unruhe CDU)

Sollen wir dann draufschreiben, die CDU wollte tb-
rigens, dass wir lhnen nicht 5 Millionen geben? Das
kénnen wir gern machen. Dann haben wir einen
schéonen Wahlkampf. Nein, also Herr Kellner, wirk-
lich, ich verstehe es einfach nicht, ich verstehe es
nicht. Wir bemiihen uns hier tatsachlich, dort mehr
Geld in das System reinzugeben und Sie stellen
sich hier hin und finden das auch immer noch
dumm. Das kénnen Sie gern so finden, ich glaube,
dass das in der momentanen Situation der richtige
Weg ist. Dann kénnen wir gern in der nachsten Le-
gislatur in Ruhe dariber reden, ob wir da gesetzlich
noch nachbessern missen. Aber ich glaube, der
Minister Hoff wird nachher vielleicht auch noch was
zu den momentan vorliegenden Richtlinien sagen.
Daran werde ich mich jetzt nicht abarbeiten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Ge-
setz, das hier vorliegt — das hatte die Kollegin Mit-
teldorf schon gesagt —, 1asst eben zum Beispiel die
Jugendkunstschulen komplett aus. Sie haben ja —
das ist ja immer schén Uberprifbar, es lebe das In-
ternet — aus anderen Bundeslandern wie immer ab-
geschrieben. Ich weil3, das mit dem Abschreiben
kénnen Sie immer ganz gut, das funktioniert dann
aber eben nur dann, wenn man auch weil}, was
man abschreiben muss.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das haben
wir friher auch gemacht!)

Das haben Sie friher gemacht, Herr Fiedler. Das ist
auch nicht grundsatzlich schlecht, andere Landes-
parlamente machen ja durchaus auch gute Dinge.
Man muss nur beim Abschreiben darauf achten,
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dass man die Sachen abschreibt, die auch sinnvoll
sind und nicht die, die an dieser Stelle entbehrlich
waren. Sie haben eben die Jugendkunstschulen
einfach mal vergessen, die sind lhnen komplett hin-
ten runtergefallen, da schweigt sich das Gesetz
komplett aus. Und wir haben auch schon gehdrt,
dass die hier aber mit dazugehéren.

Beim Gesprach mit den Musik- und Jugendkunst-
schulen haben wir als R2G diese Besserstellung in
der Vergangenheit zugesagt. Wir haben also Ubri-
gens auch schon im letzten Jahr, Herr Kellner —
vielleicht haben Sie das nicht mitbekommen; ob-
wohl, wir sallen doch auf dem gleichen Podium,
wenn ich mich recht erinnere, in Arnstadt. Eigent-
lich mussten Sie mitbekommen haben, dass wir
auch da schon Uber eine Besserstellung der Musik-
und Jugendkunstschulen gesprochen haben und es
uns da klar war, dass wir uns in dem folgenden
Haushalt dafir einsetzen werden.

Die Rahmenlehrplane sind hier auch schon erwahnt
worden, die in dem AfD-Gesetz nicht wirklich drin-
stehen. Die werden in anderen Bundeslandern vom
zustandigen Ministerium geprift und padagogische
Zielstellungen eingepflegt. Wenn ich Sie richtig ver-
standen habe, Frau Muhsal, wollen Sie, dass da je-
der machen kann, was er mdchte. Das ist erstens
padagogisch nicht sinnvoll und zweitens auch kul-
turpadagogisch nicht sinnvoll. Deswegen verstehe
ich nicht so ganz, warum Sie das so im Ungefahren
lassen. Diese Beliebigkeit steht aus meiner Sicht in
einem ganz krassen Gegensatz zu den kulturpoliti-
schen Stellungen der Musik- und Jugendkunst-
schulen. Das hat hier die Kollegin Mitteldorf auch
schon ausgeflihrt. Die fligen sich in die Kulturland-
schaft in Thiringen ein und natirlich auch in die
kulturpadagogische Landschaft.

Eine Anerkennung als staatliche Musikschule ist im
Entwurf der AfD nicht Fordervoraussetzung. Das
hat der Kollege Hartung auch schon angesprochen.
Damit sollen und kénnen sich die Institutionen nach
Vorschlag der AfD ganz aus dem bildungspoliti-
schen Feld heraushalten, sodass es keine inhaltli-
chen Absprachen geben wird und keine gemeinsa-
men Zielsetzungen. Es scheint, dass genau das
das Bild ist, was die AfD von Musik- und Jugend-
kunstschulen hat. Da hilft auch ein Intelligenzzitat
von Goethe am Anfang der Rede nicht, wenn am
Ende sozusagen das Gesetz nicht tragt.

All das zeigt, dass es angeraten gewesen ware, mit
den Beteiligten vorher ins Gesprach zu kommen
und tatsachlich mit denen dariber zu sprechen,
was fir sie sinnvoll ist. Aus meiner Sicht spiegelt
das Gesetz nicht einmal den Status quo wider, son-
dern ware ein deutlicher Ruckschritt. Diesen halb-

garen Entwurf kdnnen ich und auch meine Fraktion
nur ablehnen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepréasidentin Jung:

Fir die Fraktion der AfD hat Abgeordnete Muhsal
das Wort.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, liebe Gaste,
verehrte Kollegen, ich muss sagen, ich finde es
wirklich fast amuisant, wie angestrengt Sie sich dre-
hen und winden, um ein Haar in der Suppe zu fin-
den.

(Beifall AfD)

Ich weil, ehrlich gesagt, gar nicht, wo ich anfangen
soll bei all dem Unsinn, den Sie hier verzapft ha-
ben. Ich glaube, Frau Henfling, bis Sie einmal ir-
gendetwas verstehen, was ich sage, wird es noch
dauern.

(Beifall AfD)

Herr Kellner, vielleicht fange ich einfach einmal mit
lhnen an. Sie stellen sich hier hin, Sie kritisieren —
meinetwegen zu Recht —, dass Rot-Rot-Griin noch
nichts gemacht hat, das kritisiere ich auch, aber Sie
sagen gleichzeitig, die CDU hat auch keinen eige-
nen Vorschlag. Sie sagen dann, die CDU hat kei-
nen eigenen Vorschlag. Wenn Sie einen haben,
dann legen Sie ihn doch vor!

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Wenn Zeit
ist!)

Sie haben bis jetzt keinen eigenen Vorschlag vor-
gelegt und Sie sagen: Wir stehen parlamentarisch
lieber mit nichts da, anstatt einen ordentlichen Ge-
setzentwurf an den Ausschuss zu verweisen. Und
das ist schon sehr abenteuerlich.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das ist kein ordentlicher
Gesetzentwurfl)

Dann finde ich es interessant, dass Sie sagen, es
sei so ein typisches AfD-Gesetz, was dann eben
vor der Wahl mal anstiinde. Ich sage lhnen etwas:
Dieses Thema beschaftigt uns als AfD schon sehr
lange. Das steht auch in unserem Wahlprogramm
von 2014 drin. Das kénnten Sie vielleicht einmal le-
sen. Da stehen noch andere schéne Dinge drin. Wir
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freuen uns naturlich, dass wir das jetzt auch aufs
Tableau bringen und in dieser Legislatur noch abar-
beiten kénnen.

Dann nehme ich mit Interesse zur Kenntnis, dass
Sie Frau Mitteldorf von den Linken, zustimmen. Sie
sind sich mit ihr einig, haben Sie gesagt. Ich sehe,
die Einheitsfront steht. Das mag Sie von der CDU
freuen. Ich muss ganz ehrlich sagen, ich finde das
bedenklich, insbesondere bedenklich im Hinblick
darauf, dass es auch andere Lander gibt, die Mu-
sikschulgesetze haben. Und ich sage |hnen, die
wurden nicht unter Beteiligung der AfD beschlos-
sen, ganz einfach, weil das vor unserer Zeit war,
sondern die wurden unter Beteiligung mancher der
hier anwesenden Fraktionen beschlossen. Und ob
Sie sich da hinstellen wiirden und alles schlechtre-
den, verzweifelt nach dem Haar in der Suppe su-
chen wirden, das wage ich mal zu bezweifeln.

(Beifall AfD)

Ich habe bereits in meiner Einbringungsrede her-
vorgehoben, dass die Musikschulen bedeutsame
kultur- und bildungspolitische Aufgaben in unserem
Land erflllen, und dem wollen wir nattrlich gern ge-
recht werden. Sie Ubernehmen in Kindergarten und
in Schulen und oft nattrlich auch in Kooperation mit
diesen Institutionen eine wichtige padagogische
und kulturelle Rolle und die wollen wir starken.

(Beifall AfD)

Ich betone auch noch einmal, dass unsere Musik-
schulen die Personlichkeitsentwicklung, die person-
liche Kreativitat, Leistungsbereitschaft, Wettbe-
werbsgeist, Ausdauer und Konzentration fordern,
und das ist ja in der heutigen Zerstreuungsgesell-
schaft wahrlich nichts Schlechtes. Wegen ihrer kul-
turellen und gesellschaftlichen Bedeutung ist auch
der Freistaat Thiringen in der Pflicht, die Musik-
schulen nach Kraften zu férdern und zu unterstit-
zen, was durch das Staatsziel der Kulturpflege und
Kulturférderung auch in unserer Landesverfassung
festgeschrieben wird. Das ist mir auch noch mal
wichtig zu betonen. Herr Dr. Hartung, wenn Sie sa-
gen, die Musikschulen seien unverzichtbar, dann
sage ich: Nicht nur reden, sondern auch machen!

(Beifall AfD)

Ich gebe auch zu, dass es mir personlich ein gro-
Res Anliegen ist, dass wir ein Musikschulgesetz auf
den Weg bringen, weil ich selbst in meiner Kindheit/
Jugend sehr viel musiziert habe, mich in verschie-
denen Ensembles einbringen konnte und deswe-
gen auch um den Wert dieser ganzen Aktivitaten
weild. Frau Mitteldorf, ich verstehe da, ehrlich ge-
sagt, Ihre Zogerlichkeit nicht. Sie kritisieren einzel-
ne Dinge, da bin ich lhnen auch sehr dankbar, dass

Sie das teilweise sachlich gemacht haben, aber ich
verstehe lhre Zogerlichkeit nicht. Sie hatten jetzt die
Gelegenheit, was zu tun und tun aber nichts.

Bisher wurde das verfassungsrechtliche Ziel der
Forderung der Kultur in Bezug auf die Musik-
schulen eben auch noch nicht konkretisiert, und
auch das kann man in einem Gesetz tun. Das wirkt
sich negativ auf unsere Musikschulen aus. Nicht
umsonst gibt es die Probleme und nicht umsonst
wird die Arbeit der Musikschulen seit Jahren durch
nicht ausreichende finanzielle Zuwendung bedroht.
Zugespitzt hat sich die Situation der Musikschulen
bereits 2005 — das wurde auch erwahnt —, denn da-
mals wurden die damaligen zweckgebundenen Zu-
weisungen an die Musikschulen durch das Urteil
des Thuringer Verfassungsgerichtshofs flr unver-
einbar mit der Verfassung des Freistaats Tharingen
erklart und deswegen gehen die Mittel fur die Mu-
sikschulen seither in die Schlisselmasse ein, also
seit 2008, und sind also nicht mehr zweckgebun-
den. Herr Kellner, da missen Sie sich die Frage
auch schon gefallen lassen: Warum hat die CDU
einfach zugeguckt und nichts gemacht? Sie waren
lange genug noch an der Regierung und haben es
einfach schleifen lassen.

(Beifall AfD)

Das heifdt, die Kommunen bzw. die Kreise kénnen
die Mittel an die Musikschulen dann ausgeben oder
sie kdnnen es eben nicht, und de facto kommen zu
wenig Mittel bei den Musikschulen an. Natrlich
kann man sich hinstellen wie Frau Mitteldorf und
sagen: Ich unterstelle mal, dass die Kommunen ge-
nug Geld fur die Musikschulen verwenden. — Aber
einen sachlichen Beleg daflir haben Sie nicht ge-
nannt. Nicht umsonst wurde ja auch selbst gesagt,
dass Sie mit den Musikschulen im Gesprach sind.

Zwar gibt es zusatzlich eine Landesférderung, die
sich auch im Haushaltsplan findet, aber das ist
eben nur eine verordnungsgestiitzte Projektforde-
rung und die bietet eben nicht genug Planungssi-
cherheit fir die Musikschulen. Ihr Einwand, Frau
Mitteldorf, dass Sie im Gesetz stehen haben, dass
das keine Mehrkosten verursachen wirde, den
verstehe ich jetzt, ehrlich gesagt, nicht, denn die
Projektforderung, ja, dafir ist Geld eingestellt, aber
es fehlt eben die gesetzliche Grundlage. Nichtsdes-
totrotz haben Sie recht, das Geld ist grundsatzlich
da. Wir wollen, dass die gesetzliche Grundlage eta-
bliert wird und das Geld auch tatsachlich dafiir aus-
gegeben wird.

Wir von der AfD wollen hier Abhilfe schaffen. Diese
parlamentsgesetzliche Grundlage ist uns einfach
wichtig. Das Gesetz legt die Kriterien der staatli-
chen Anerkennung von Musikschulen und die Krite-
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rien der finanziellen Férderung auch fest sowie be-
stimmte Kriterien zur Sicherung der Qualitat und
den sozialen Zugang zu den Musikschulen. Es wur-
de, glaube ich, auch kritisiert, dass das zwei ge-
trennte Verfahren sind. Auch da muss ich sagen, es
kann Musikschulen geben, die sagen, ich méchte
nur eine Anerkennung haben als staatlich aner-
kannte Musikschule. Es kann Musikschulen geben,
die méchten eine Férderung haben und eben keine
Anerkennung, das mag es geben. Insofern haben
wir uns auch an dem, wie es in anderen Bundeslan-
dern gehandhabt wird, orientiert, das ist richtig. Ich
finde das auch in Ordnung. Wer sagt, nein, das ei-
ne soll es ohne das andere nicht geben, das kann
man herzlich gern diskutieren und warum nicht im
Ausschuss?

(Beifall AfD)

Im Einzelnen gibt es in § 1 des Gesetzes eine
rechtliche Begriffsbestimmung der Musikschulen
und hier wird eben auch festgelegt, dass die Ge-
bihrenordnung der Musikschulen mittels Sozialtari-
fen allen Musikinteressierten unabhangig vom so-
zialen Hintergrund die Teilnahme am Musikleben
ermoglichen kénnen. Auch das finde ich wichtig,
gesetzlich festzuschreiben. Besonders wichtig ist
uns als AfD-Fraktion eine familienfreundliche Aus-
gestaltung der Gebiihrenordnungen, die namlich
dann fur Familien mit mehreren Kindern eine Staf-
felung nach dem Kriterium der Kinderzahl vorzuse-
hen haben. Auch da sehe ich nicht, warum Sie da
einfach dariber hinwegsehen.

§ 2 legt fest, wie eine Musikschule das Pradikat der
staatlichen Anerkennung erhalt, § 3 regelt, wann ei-
ne finanzielle Foérderung erfolgt. Die Kriterien fur
beide Verfahren, Anerkennung und Férderung, gibt
dann § 5 an. In diesem Paragrafen geht es vor al-
lem um die Gewahrleistung einer hohen Qualitat
durch professionelles Lehr- und Leitungspersonal
und durch strukturierte, nach Schwierigkeitsgraden
aufgebaute Rahmenlehrplane. Auch da finde ich,
Frau Henfling, man kann das durchaus diskutieren.
Ich finde aber, dass zum Beispiel der Brandenbur-
ger Gesetzentwurf deutlich Uberreguliert ist. Was
die da alles im Einzelnen vorgeben, was Musik-
schulen machen sollen, das kann eben auch ein
Hindernis sein. Ich glaube, dass es wichtig ist, den
Rahmen gesetzlich festzulegen, und das tun wir mit
unserem Gesetzentwurf.

(Beifall AfD)

Professionelles Lehrpersonal bedeutet — das viel-
leicht noch dazu —, dass die Lehrkrafte in der Regel
Uber einen Hochschulabschluss in Musik oder Mu-
sikpadagogik verfligen missen und dementspre-
chend dann auch eingesetzt werden kénnen.

Meine Damen und Herren, ich finde, unsere Musik-
schulen stehen vor grofden Herausforderungen, de-
nen wir uns widmen mussen. Ich verweise auch —
wenn auch nur nebenbei — auf die beriihmte Digita-
lisierung, die auch an unseren Musikschulen nicht
vorbeigehen wird und die natirlich dann auch mit
neuen Kosten verbunden ist. Ich verweise auch auf
die problematische Situation, dass die Musik-
schulen einen zu geringen Anteil fest angestellten
Personals haben und vielfach eben auch mit Kraf-
ten arbeiten mussen, die nur auf Honorarbasis ein-
gestellt werden kénnen. Das ist natlirlich besonders
fatal, gerade wenn man sich die Musikschulen an-
schaut, dass da eigentlich der Ursprungsgedanke,
warum man Honorarkrafte einstellt, derjenige war,
dass man fur Facher, die nicht so oft bendtigt wer-
den, nicht so oft gelernt werden, wie beispielsweise
Kontrabass, keine ganze Stelle schaffen kann, son-
dern dass da eben an verschiedenen Musikschulen
im Ausnahmefall Dienst getan werden kann. Das
wird vollkommen ausgehohlt, wenn so viele Leute
wie jetzt einfach nur auf Honorarbasis angestellt
werden. Das ist fur alle Beteiligten ein enormer Un-
sicherheitsfaktor und es ist dringend zu wiinschen,
dass hier gegengesteuert wird. Und dem dient un-
ser Gesetzentwurf.

Dann moéchte ich noch auf lhren Gedanken einge-
hen, so eine Misstrauenskultur gegeniber freien
Musikschulen zu pflegen. Ich kann das verstehen,
dass man sagt, keine privaten Institutionen férdern
zu wollen; bei der Asylindustrie halten Sie von Rot-
Rot-Grilin es ja teilweise anders.

(Beifall AfD)

Das finde ich bedauerlich. Ich finde, man kann das
durchaus hinterfragen. Man kann auch fragen, ob
man beispielsweise ein Gemeinnutzigkeitskriterium
hineinbringt, auch das kann man im Ausschuss dis-
kutieren. Ich glaube aber auch, dass es sehr
schwierig ist, die Forderkriterien einzuhalten und
gleichzeitig eine Musikschule wirtschaftlich zu be-
treiben, denn sonst wirden wir ja das Problem mit
unseren kommunalen Musikschulen nicht haben.
Die wirden sich ja alle freuen, dass das Geld nur
so flief3t.

Dann allgemein zur finanziellen Ausstattung noch:
Das Geld fir die Musikschulen ist da, nur sollte es
eben auch bei den Musikschulen ankommen. Es
wurde auch schon erwahnt, dass im Haushaltsplan
2020, den wir ja derzeit beraten oder der sich in der
Beratung befindet, ein neuer Punkt zur Férderung
der Musikschulen vorgesehen ist. Urspringlich soll-
ten da 3 Millionen Euro bereitgestellt werden. Ich
finde es interessant, dass wir jetzt unseren Gesetz-
entwurf einbringen und Herr Hartung plétzlich von
5 Millionen Euro redet.
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(Abg. Muhsal)
(Beifall AfD)

Wenn das unser Gesetzentwurf schon gebracht
hat, dann freut es mich, das zu horen.

(Unruhe DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Es ist meinetwegen, wie gesagt, ein Signal, aber
dieses Signal ist deutlich zu wenig; es fehlt die ge-
setzliche Untersetzung. Wir als AfD-Fraktion freuen
uns, mit Thnen im Ausschuss zu diskutieren.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS

90/DIE GRUNEN: Wir nicht!)

Ich finde das schade, dass Sie sich so verbohrt da-
gegen wehren, denn es wirde unseren Musik-
schulen helfen und vor allem den vielen jungen und
alten Leuten, die sich dem Musizieren widmen.
Deswegen wirde ich Sie bitten, noch mal Ihre Hal-
tung zu Uberdenken und diesen Gesetzentwurf an
den Ausschuss zu Uberweisen. Lassen Sie uns dort
weiterdiskutieren. Herzlichen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Frau Abgeord-
nete Mitteldorf, Fraktion Die Linke, bitte.

Abgeordnete Mitteldorf, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Abge-
ordnetenkolleginnen! Liebe Frau Muhsal, ich will es
nur noch mal sagen, weil die 5 Millionen Euro Sie
jetzt Gberrascht haben: Die 5 Millionen Euro haben
wir Ubrigens im letzten Jahr auf dem Podium, bei
dem die AfD-Fraktion nicht vertreten war, des Mu-
sikschulverbandes bereits bekannt gegeben. Frau
Muhlbauer sal fur die SPD-Fraktion auf dem Podi-
um. Und einen Zusammenhang zu lhrem Gesetz-
entwurf herzustellen, ist lustig, will ich mal sagen.
Jetzt haben Sie ja zu mir gesagt, warum ich denn
so zdgerlich bin. Also erstens bin ich selten zoger-
lich und zweitens will ich nur sagen: Es ist so, dass
partizipative Kulturpolitik mir mehr am Herzen liegt,

Vizepréasidentin Jung:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Abgeordneten Muhsal?

Abgeordnete Mitteldorf, DIE LINKE:

Am Ende gern.

. und das bedeutet, dass bei einer partizipativen
Kulturpolitik wir nattrlich seit vielen Jahren im en-

gen Austausch sind mit dem Musikschulverband
und mit der LAG Jugendkunstschulen.

Ich kdnnte jetzt auch sagen: Ich bin im Forderverein
meiner Kreismusikschule, bin selbst durch Musik-
schularbeit sozusagen grof3 geworden, habe da-
mals Klavierunterricht gehabt und bin Vorsitzende
einer Jugendkunstschule in Nordhausen. Das heif3t,
die Akteurinnen und Akteure, die in diesem Bereich
tatig sind und die mit uns dartber sprechen wollen,
was aus ihrer Sicht sinnvoll ist fir die Ausgestal-
tung auch der Finanzierung und der jeweiligen Rol-
len, die die Einzelnen, sowohl die Kommunen als
auch das Land, einnehmen sollen, das sind die, mit
denen wir reden. Das bedeutet nicht, dass ich oder
R2G zobgerlich sind, sondern dass wir uns sehr
wohl nach einer durchaus auch fir mich — und Frau
Henfling hat es angesprochen — am Ende sehr
schmerzlichen Erkenntnis nach einem zweieinhalb-
jahrigen, sehr intensiven Prozess entschieden ha-
ben, dass eben nicht alle — und dazu gehdrten
auch Musikschulverband und LAG Jugendkunst-
schulen — grundsatzlich einer gesetzlichen Rege-
lung, sei es als Rahmengesetz — was uns eigentlich
vorgeschwebt hatte — oder als Einzelgesetz positiv
gegeniberstehen. Diese Bedenken, die aus den
einzelnen Verbanden und den Akteurinnen und Ak-
teuren kommen, muss man naturlich ernst nehmen.
Ich sage, ganz ehrlich, mein Ansinnen ist nicht,
mich dann am Grinen Tisch hinzusetzen und ent-
gegen den Bedenken der Beteiligten einen Gesetz-
entwurf aufzuschreiben und das durchzuboxen,
weil ich nach wie vor der Meinung bin, dass das ir-
gendwie gut oder richtig ware und was da alles
drinzustehen hatte. Das ist flir mich kein Verstand-
nis von partizipativer Kulturpolitik, das will ich auch
noch einmal sagen. Dann tut es mir sehr leid, weil
ich durchaus positiv davon Uberrascht war, dass
Sie auch — daflr haben Sie mich ja scheinbar auch
gelobt — sehr sachlich quasi auf die Argumente ein-
gehen, die hier heute gekommen sind. Aber ganz
ehrlich, wenn Sie es selbst bei einem Thuringer
Musikschulgesetz nicht schaffen, das Thema ,Asyl-
industrie®, wie Sie es immer nennen, irgendwie mal
wegzulassen, dann frage ich mich ernsthaft, wie
ernst Sie die Diskussion meinen, auch zu der Fra-
ge, was private

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Musikschulen betrifft, denn diesen Zusammenhang
finde ich wirklich unredlich, muss ich Ihnen ganz
ehrlich sagen. Jetzt — ich weill gar nicht, ob ich
noch Zeit habe — gern lhre Frage.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Ja, vielen Dank fir die Zulassung der Frage, und
zwar erst die Frage zum Podium: Zunachst — Sie



Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 143. Sitzung - 28.03.2019

12353

(Abg. Muhsal)

haben recht, ich war dort sehr kurzfristig schwan-
gerschaftsbedingt verhindert. Es ist nicht schoén,
wenn man sich plétzlich nicht mehr bewegen darf,
aber es stimmt, ich habe gefehlt, es lasst sich
manchmal leider nicht anders regeln. Nichtsdesto-
trotz wundere ich mich, wenn Sie damals angeblich
schon die 5 Millionen Euro verkiindet haben, war-
um steht das Ganze denn nicht im Haushaltsplan?
Warum steht es im Haushaltsplan mit 3 Millionen
Euro und plétzlich, wir reichen einen Gesetzentwurf
ein, ziehen Sie es dann plétzlich raus und sagen,
ach ha, ha, ha wir wollten doch 5 Millionen Euro.

(Beifall AfD)

Abgeordnete Mitteldorf, DIE LINKE:

Liebe Frau Muhsal, also zumal ich noch mal wie-
derhole, es war niemand von der AfD-Fraktion da.
Dass Sie nicht kénnen, ist ja lhre — alles gut. Aber
es gibt — und das wissen Sie, Sie sind ja jetzt seit
fast finf Jahren auch im Parlament — das Haus-
haltsrecht. Die Konigsdisziplin liegt nun mal im Par-
lament und wenn die Landesregierung einen Ge-
setzentwurf vorlegt und wir uns als Koalition bereits
im letzten Jahr darauf verstandigt haben, dass uns
die 3 Millionen Euro, die jetzt drinstehen, nicht rei-
chen, dann weil} ich nicht, was die Problematik ist.
Dann bessern wir das nach, so wie sich das fir ei-
nen ordentlich arbeitenden Landtag gehort.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepréasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung des Abgeordne-
ten Kellner, Fraktion der CDU.

Abgeordneter Kellner, CDU:

Frau Muhsal, jetzt muss ich doch noch mal kurz
vorkommen. Vielleicht haben Sie vorhin nicht richtig
zugehort oder nicht alles verstanden oder gehort,
was ich gesagt habe. Naturlich haben wir das Pro-
blem der Musikschulen auf dem Schirm, aber wir
machen eines anders als Sie: Wir prifen erst, wir
sprechen mit den Verbanden, wir analysieren die
tatsachlichen Kosten mit den Kommunen und da-
raus werden wir einen entsprechenden Vorschlag
machen. Ich kann es nur wiederholen: Wir férdern
und fordern. Wir nehmen die Kommunen mit und
die Musikschulen und nur wenn die gemeinsam ge-
starkt werden, funktioniert das auch. Wir hatten na-
turlich ein Gesetz von Brandenburg vorlegen koén-
nen, das hatten Sie ja abschreiben kdnnen, das
ware zehnmal besser gewesen. Also wenn wir Uber
Ihr Gesetz noch im Ausschuss reden sollen — es
wird nicht besser. Wenn ich die Hoffnung hatte, es

wirde besser im Ausschuss, kénnten wir ja dartiber
reden, aber das Gesetz kann man nicht verbes-
sern. Es ware das Beste, Sie hatten es nicht vorge-
legt. Also, wir tun da schon eine ganze Menge, wir
bereiten das auch ordentlich vor und Sie werden
auch den Vorschlag bekommen. Den Vorschlag
werden Sie alle bekommen, aber der muss belast-
bar sein und das ist fur uns das Wichtige. Hier geht
Grundlichkeit vor Schnelligkeit, das sollten Sie viel-
leicht mal Gberlegen.

(Heiterkeit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Frau Henfling freut sich schon auf den Entwurf, wie
man hort. Es wird Sie auch sehr erfreuen, wenn Sie
den sehen, werden Sie schauen, was man da alles
machen kann.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das wird der Hammer!)

Also an der Stelle kann ich lhnen nur raten, die
Grundlichkeit geht hier vor und das machen wir. Wir
werden das auch tun und ich denke, wir werden da
auf dem richtigen Weg sein, wenn wir beide Partner
mitnehmen.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Jetzt gibt es eine weitere Wortmeldung, Frau Abge-
ordnete Muhsal.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Also, Herr Kellner, nur ganz kurz. Ich finde, das ist
an Dreistigkeit kaum zu Uberbieten. Sie sagen: Ja,
wir machen alles ruhig, wir miissen alles prifen.
2005 ist das Jahr, in dem es das Urteil gab. Danach
war die CDU an der Regierung und danach hatten
Sie auch schon in der Opposition genug Zeit, sich
um die Musikschulen mal zu kiimmern. Sie sitzen
da und sagen: Ja, wir denken daruber nach. Es ist
doch einfach Quatsch, das ist doch Quatsch.

(Unruhe CDU)

Wir legen einen ordentlichen Gesetzentwurf vor
und Sie legen nichts vor — bis heute.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Jetzt sehe ich keine weiteren Wortmeldungen. Herr
Minister Hoff, Sie haben das Wort.
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Prof. Dr. Hoff, Minister fiir Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
auch fur diejenigen, die auf der Triblne oder am Li-
vestream zuhoren, vielleicht wollen wir noch mal ei-
ne gewisse Quintessenz dieser Debatte ziehen. Al-
so erstens: Der Forderung von Jugendkunst- und
Musikschulen widerspricht in diesem Landtag nie-
mand. Punkt 1, das ist schon mal eine gute Aus-
gangsgrundlage. Zweitens: Alle, die bisher gespro-
chen haben, sind sich darin einig, dass sowohl Mu-
sikschulen als auch Jugendkunstschulen wichtige
Institutionen sind, die wir fordern und entwickeln
wollen. Und es ist die Frage aufgerufen worden,
Abgeordnete Muhsal spricht in ihrem normalen
Duktus, in dem man eben dann gern den verletzen-
den Begriff der ,Asylindustrie” verwendet. Aber es
gibt natlrlich einen Zusammenhang zwischen Asyl
und Musik- und Jugendkunstschulen. Sie sind un-
glaublich wichtige Orte der Integration.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Und ich bin froh, dass sie diese Aufgabe von Be-
ginn an wahrgenommen haben und sich von An-
fang an als Institutionen, die auch einen Beitrag zur
Integration leisten, verstanden haben und dort auch
wichtig sind. Wer in die Musik- und Jugendkunst-
schulen schaut, wird dies auch sehen. Insofern
kénnen wir vielleicht den zum Fetisch erhobenen
Asyl-Themenkomplex der AfD dann an der Stelle
hier aus der Debatte mal drauRen lassen.

Es ist dann die Frage gestellt worden — und das
wird aus Sicht der AfD und zum Teil auch bei Herrn
Kellner sehr vermengt diskutiert —: Was will man
nun eigentlich konkret tun? Die Landesregierung
hat in ihrem Haushaltsentwurf fir 2020, den die
CDU-Fraktion als Entwurf ja schon gar nicht wollte
und auch nicht will, dass hier ein Haushalt be-
schlossen wird, festgelegt, dass 3 Millionen Euro
fir die Musik- und Jugendkunstschulen vom Land
zur Verfigung gestellt werden sollen. Die Koali-
tionsfraktionen haben einen Anderungsantrag an-
gekindigt und haben gesagt, 3 Millionen Euro sind
gut, aber 5 Millionen Euro sind besser. Deshalb soll
die Férderung, wenn der Haushalt im Parlament so
beschlossen wird, 5 Millionen Euro betragen. Das
ist doch eine gute Ausgangsgrundlage, Uber die
erst mal jeder — und da danke ich auch Herrn Kell-
ner — zufrieden sein kann.

Dann ist die Frage gestellt worden — und das ist
hier breit erortert worden — Warum kommt das erst
jetzt, etc., etc.? Es ist tatsachlich so, dass die Frage
diskutiert wurde, ob es in dieser Wahlperiode ein

Kulturgesetz geben soll. Ein Kulturgesetz hatte be-
deutet, dass man fir den Bereich der Kultur so eine
Art Gesetzbuch macht und darin unterschiedliche
Sparten mit einzelgesetzlichen Regelungen enthal-
ten sind. Dariber hat die Koalition mit Kulturverban-
den diskutiert. Dazu gab es unterschiedliche Auf-
fassungen. Die einen haben gesagt, so ein Gesetz
ist super. Dann haben andere gesagt, ein Gesetz
ist ein Placebo, uns geht es ums Geld und das Ma-
terielle, also eine ldee wird materielle Gewalt, wenn
sie die Kassen ergreift — das mal als Idee zugrunde
gelegt. Ein dritter Teil hat gesagt, uns geht es um
die Frage: Ist es eigentlich richtig, dass auf kommu-
naler Ebene die Kultur eine freiwillige Aufgabe ist?
Muss die nicht eine Pflichtaufgabe sein?

(Beifall DIE LINKE)

Uber diese Fragen wurde mehr als drei Jahre dis-
kutiert. Irgendwann haben die Verbande gesagt,
jetzt ziehen wir mal ein Fazit und haben gesagt,
nein, es gibt bei uns keine Mehrheit flr ein Kultur-
gesetz, aber auch nicht fir eine einzelgesetzliche
Regelung. Aber worauf sich alle verstandigen konn-
ten, ist: Gebt mehr Geld in das System und kim-
mert euch vor allem um die Zusammenarbeit von
Musik- und Jugendkunstschulen. Musikschulen und
Jugendkunstschulen sind kein unmittelbarer Zu-
sammenhang. Die sind durch diese Debatte, die
diese Koalition geflihrt hat, zu einem Zusammen-
hang geworden und haben sich als Verbande Uber-
legt, wie sie kinftig die Zusammenarbeit gestalten.
Deshalb gibt es jetzt einen Entwurf einer Forder-
richtlinie im Hinblick auf eine kiinftige Forderung, in
der Musik- und Jugendkunstschulen geférdert wer-
den sollen, Ubrigens tragerschaftsiibergreifend.
Wenn man sich dies anschaut, es gibt also eine
lange Diskussion, es gibt groRe Einigkeit, dass man
dies tun will. Wir wissen aber, dass unabhangig von
den 3, kiinftig 5 Millionen Euro fiir die Musik- und
Jugendkunstschulen die Kommunen trotzdem den
relevanten Anteil der finanziellen Aufwendungen fir
diese Musik- und Jugendkunstschulen zu tragen
haben. Das heil}t, wir leisten einen Zusatzbeitrag.
Das ist ein zusatzlicher Beitrag, um die Arbeit die-
ser unglaublich wichtigen Institutionen zu unterstit-
zen —

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

neben der Unterstitzung, die es an unterschiedli-
cher Stelle ja schon gegeben hat. Ich schaue jetzt
gerade zu der verdienten Abgeordneten aus Suhl,
Ina Leukefeld, weil dort beispielsweise fir die Er-
neuerung von Instrumenten in der Musikschule in
Suhl das Land auch stets Geld gegeben hat, wie
auch private Akteure daflir gesucht haben.
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Und dann ist der Bereich ,Personal“ aufgerufen
worden. Und der ist hier — sagen wir mal — doch et-
was grobschlachtig behandelt worden. Klar ist: Es
gibt im Bereich des Personals bei den Musik-
schulen viel zu tun. Es ist auch richtig, dass wir bei
der Honorarordnung den Musikschulen die Méglich-
keit geben missen, auf der Ebene der Honorare
mehr tun zu kénnen. Das wird das Personalpro-
blem an den Musikschulen aber nicht 16sen. War-
um? Zum einen weil wir auch hier Fachkrafte ha-
ben, die sich auch andere Tatigkeiten suchen —
Punkt 1. Punkt 2: Weil durch den Umstand, dass
dankenswerterweise diese Koalition nach vielen
Jahren, in denen es in den Schulen keine Neuein-
stellungen gegeben hat, 3.000 Neueinstellungen
vorgenommen hat, auch in den sogenannten Man-
gelfachern Kunst und Musik — das betrifft Gbrigens
auch die Jugendkunstschulen —, sich bisherige
Lehrkrafte der Jugendkunst- und der Musikschulen
aus gutem Grund als Quereinsteiger, als Ein-Fach-
Lehrerinnen und Ein-Fach-Lehrer an den Regel-
schulen bewerben. Das hat Ubrigens aber auch
wieder einen Vorteil, weil auf einmal Kooperationen
zwischen Schulen und Musik- und Jugendkunst-
schulen mdglich werden, weil es Verknupfungen
zwischen ihnen gibt. Darlber spricht auch der Bil-
dungsminister mit dem Musik- und Jugendkunst-
schulverband, um genau Uber diese Zusammenar-
beit zu sprechen. Und wenn es irgendwo bei Kon-
trabass einen Bedarf gibt, dann gibt es drittens dan-
kenswerterweise — und das ist auch einer der Grin-
de, warum wir viel Geld in die Orchesterstrukturen
in Thiringen geben — viele Orchestermusikerinnen
und Orchestermusiker, die als Lehrkrafte an Musik-
schulen nebenberuflich tatig sind. Und das wollen
wir auch, weil die zum Beispiel auch Quali-
tatsscouts sind, die schauen: Wer ist denn in die-
sen Musikschulen ein wirkliches Talent und wie
kriegen wir diese Talente in die Nachwuchsarbeit
unserer Orchester?

Das heil3t, nicht alles, was auf den ersten Blick
ganz dramatisch aussieht, stellt sich, wenn man
das fachkundig betrachtet, tatsdchlich so drama-
tisch dar, sondern es ist eben in diesen Strukturen
mit einer reinen Schwarz-Weil3-Sicht nicht alles zu
machen. Insofern kann man zusammengefasst sa-
gen: 1875 schrieb Karl Marx einen Brief an Wil-
helm Bracke. Dort gab es einen Satz, der das fest-
halt, was diese Koalition hier in der Debatte — Mu-
sikschulgesetz oder nicht — einfach gemacht hat:
w~Jeder Schritt wirklicher Bewegung ist wichtiger als
ein Dutzend Programme.“ Und deshalb wird diese
Koalition die Musik- und Jugendkunstschulférde-
rung dann, wenn die Abgeordneten das so be-
schlielRen, mit 5 Millionen Euro wieder aufnehmen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizepréasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung, Frau Abgeord-
nete Muhsal. Sie haben noch 1 Minute 20.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Herr Minister Prof. Hoff, ich mdchte Ihnen an einer
Stelle widersprechen, und zwar bei dem, was Sie
zum Personal gesagt haben. Das ist ja alles gut
und schén, aber die Kinder an den Musikschulen
lernen nicht alle Kontrabass. Selbstverstandlich gibt
es auch bei den Instrumenten, die viele Kinder ler-
nen, auch beispielsweise Orchestermusiker, die auf
Honorarbasis unterrichten. Aber ich halte lhnen mal
Ihre Antwort auf eine Kleine Anfrage vor. Da steht,
dass 67,91 Prozent aller Beschéftigten an den kom-
munalen Musikschulen im Jahr 2015 Honorarkrafte
waren. Und das spiegelt doch das Uberhaupt gar
nicht wider. Der Anteil an Honorarkraften spiegelt
die tatsachliche Verteilung dessen, was unterrichtet
wird, nach dem, was Sie gesagt haben, doch gar
nicht wider. Und da missen wir ran. Selbstver-
standlich soll es Honorarkrafte geben, aber nicht in
dem Malle — zumal auch das Stundendeputat der
normalen Lehrer immer weiter hochgeht. Das Stun-
dendeputat geht immer weiter hoch, die Bezahlung
wird nicht besser und es werden immer mehr als
Honorarkrafte eingestellt. Und das kann eben nicht
sein.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Ich schlielRe jetzt die Beratung. Es ist Ausschuss-
Uberweisung an den Ausschuss fur Europa, Kultur
und Medien beantragt worden. Wer der Ausschuss-
Uberweisung des Gesetzentwurfs zustimmt, den bit-
te ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Das sind
die Stimmen der Koalitionsfraktionen und der CDU-
Fraktion und des Abgeordneten Gentele. Damit ist
die Ausschussiberweisung abgelehnt und ich
schlielRe die Beratung fir heute.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7

Thiringer Gesetz zur Anpas-
sung der Besoldung und der
Versorgung in den Jahren 2019
bis 2021
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(Vizeprasidentin Jung)

Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

- Drucksache 6/6962 - 2. Neufas-
sung -

ERSTE BERATUNG

Winscht jemand das Wort? Herr Abgeordneter
Pidde wiinscht das Wort zur Begriindung fir die
Fraktionen Die Linke, der SPD und Bundnis 90/Die
Grunen.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Die
Lehrerinnen und Lehrer, die einen wesentlichen
Beitrag zur Absicherung des Unterrichts und vollen
Einsatz bei der Bildung unserer Kinder leisten, Poli-
zisten, die bei Wind und Wetter, an Wochenenden
und Feiertagen fur Sicherheit auf unseren Strafl3en
sorgen, Feuerwehrleute, die rund um die Uhr auf
dem Posten und bei Gefahr zur Stelle sind, die vie-
len Fachbeamten in den einzelnen Behdérden, die
sich fur die Organisation unseres Gemeinwesens
ins Zeug legen — die Thiringer Beamten und Rich-
ter leisten in zahlreichen Arbeitsfeldern hervorra-
gende Arbeit. Darliber sind sich die Koalitionsfrak-
tionen einig.

(Beifall DIE LINKE)

Deshalb ist es geboten, die Beamten und Richter
angemessen zu entlohnen.

Wir mussen aber auch noch weiterdenken, namlich
an den Wettbewerb um qualifizierte Beschaftigte.
Auch im offentlichen Dienst ist der Fachkrafteman-
gel spurbar. Deshalb muss es unser Ziel sein, Ein-
kommensunterschiede zwischen Privatwirtschaft
und o6ffentlichem Dienst zu verringern. Wir brau-
chen einen starken und handlungsfahigen Staat.

Meine Damen und Herren, vor diesem Hintergrund
und mit Blick auf die Einnahmeentwicklung des
Freistaats stand vor uns wieder die Aufgabe, aus-
zuloten, in welchem Umfang das Tarifergebnis auf
die Beamten ubertragen werden kann. Dahin ge-
hend ist der vorgelegte Gesetzentwurf eine gute
Nachricht an die rund 35.000 Thiringer Beamtin-
nen und Beamten im Landesdienst und in den
Kommunen sowie die Richterinnen und Richter. Die
Koalition aus Linken, Blndnisgrinen und SPD hat
sich darauf verstandigt, eine Ubertragung des Tarif-
ergebnisses zeitgleich und inhaltsgleich vorzuneh-
men, wobei natirlich jeder Insider weil3, dass in-
haltsgleich nicht eins zu eins heil’t, weil es im Be-
amtenrecht andere Regelungen gibt als im Tarif-
recht.

Was beinhaltet nun der Gesetzentwurf konkret? Die
Betrage der Grundgehélter in allen Besoldungs-
gruppen werden rickwirkend zum 1. Januar dieses
Jahres um 3,2 Prozent angehoben. In weiteren
Schritten  werden die  Grundgehalter zum
01.01.2020 um weitere 3,2 Prozent sowie zum
01.01.2021 um 1,4 Prozent erhoht. Die Anwarterbe-
zuge werden in den Jahren 2019 und 2020 jeweils
um einen Festbetrag in H6he von 50 Euro angeho-
ben. Die prozentualen Anhebungen erfolgen auch
fur den Kinder- und Familienzuschlag, die Amts-
und allgemeine Zulage sowie fir bestimmte Er-
schwerniszulagen und die Stundensatze der Mehr-
arbeitsvergutung. Ebenfalls erhéhen sich die Betra-
ge der verschiedenen Zuschlédge und des Uberlei-
tungsausgleichs. Durch diese systemgerechte
Ubertragung des Tarifergebnisses wird eine gleich-
maRige Einkommensentwicklung von Tarifbeschéaf-
tigten sowie Beamten und Richtern sichergestellt.

Meine Damen und Herren, zum Abschluss bedanke
ich mich bei allen Beamten und Richtern in unseren
Thuringer Landesbehoérden. Sehen Sie die von Rot-
Rot-Griin vorgeschlagenen Besoldungserhéhungen
als Wertschatzung und Anerkennung lhrer geleiste-
ten Arbeit an! Ich danke fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Ich er6ffne die Beratung. Das Wort hat Abgeordne-
te Flofmann von der CDU-Fraktion.

Abgeordnete FloBRmann, CDU:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren hier im Hause und am Livestream,
werte Kolleginnen und Kollegen! Uns liegt ein Ge-
setzentwurf vor, der die Anpassung der Bezlige von
Beamten, Richtern, Anwartern und Versorgungs-
empfangern des Landes und der Kommunen vor-
sieht. Die Betrage der Grundgehalter in allen Besol-
dungsgruppen werden dabei in Anlehnung an das
Tarifergebnis ab 1. Januar 2019 einheitlich um
3,2 Prozent angehoben. In weiteren Schritten wer-
den die Grundgehalter zum 1. Januar 2020 um wei-
tere 3,2 Prozent sowie zum 1. Januar 2021 um
1,4 Prozent erhéht. Prozentuale Anhebungen erfol-
gen auch fur den Familienzuschlag, die Amtszula-
gen und die allgemeine Zulage sowie fir bestimmte
Erschwerniszulagen und die Mehrarbeitsvergitung.
Ebenfalls erhéhen sich die Betrage der verschiede-
nen Zuschlage und des Uberleitungsausgleichs in
der Anlage des Thiringer Beamtenversorgungsge-
setzes. Auch beim Kinderzuschlag, Pflegezuschlag
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(Abg. FloBmann)

und beim Uberleitungsausgleich wird es Besol-
dungsanpassungen geben.

Der Gesetzentwurf setzt das um, was die Landes-
regierung bei der Tarifrunde 2017 den Beamten
noch verweigern wollte — die inhalts- und zeitglei-
che Umsetzung des Tarifergebnisses. Inhaltsgleich,
das haben wir schon gehdrt, da missen wir gu-
cken, welche Systematik im Beamtenrecht dann
Anwendung findet. In der Vergangenheit konnten
diese Regelungen erst im parlamentarischen Ver-
fahren gefunden werden und auch erst unter Druck
unserer Fraktion. Nun haben Sie die Forderung
gleich aufgegriffen, das ist ja ein Lerneffekt.

(Zwischenruf Abg. Lukasch, DIE LINKE: Man
kann ja mal ein bisschen traumen!)

Es sind unsere Polizeibeamten, die sich taglich fur
unsere Sicherheit einsetzen, an die steigende An-
forderungen durch das Versammlungsrecht gestellt
werden, die zunehmend Gefahr fir Leib und Leben
in Kauf nehmen missen und daneben noch wichti-
ge vollzugsfremde Aufgaben erflillen, wie beispiels-
weise die Betreuung der Patienten im Mal3regelvoll-
zug oder die Absicherung von Schwerlasttranspor-
ten.

Es sind unsere Lehrer, die nicht nur den Bildungs-
auftrag an unseren Kindern erfiillen, sondern da-
ruber hinaus unseren Kindern und Jugendlichen mit
Rat und Tat zur Seite stehen, sowohl in den Pausen
als auch den Eltern nach dem Unterricht in vielen
Gesprachen. Das ist gelebte Schule.

Es sind unsere Richter, die schwierige Entschei-
dungen treffen und den Rechtsstaat gewahrleisten
und es sind unsere Justizvollzugsbeamten, die ver-
suchen, die Insassen in den Justizvollzugsanstalten
wieder auf das Leben nach der Entlassung vorzu-
bereiten. Hierbei missen sie haufig improvisieren,
sonst ware vieles aufgrund burokratischer Vorga-
ben nicht handelbar.

(Beifall CDU)

Die Tarifanpassungen und damit auch die Besol-
dungsanpassungen dienen in erster Linie dazu, ge-
stiegene Lebenshaltungskosten abzudecken und
den Lohn der allgemeinen Preisentwicklung anzu-
passen. Das ist das eine, aber das andere ist, die
Vergutung den tatsachlichen Leistungen anzupas-
sen. Wer taglich hart fir unser Gemeinwesen und
unser Gemeinwohl arbeitet, hat auch — unabhangig
vom Rechtsstatus — eine entsprechende Vergltung
und Besoldung verdient.

Mit der aktuellen Vorgehensweise denken wir, hier
wird ein ausgewogenes Verhaltnis zwischen den
berechtigten Winschen der Beamten einerseits
und den finanziellen Méglichkeiten des Landes ge-

funden. Der Freistaat Thiringen steht hier im gro-
3en Konkurrenzkampf mit anderen Bundeslandern
um gut ausgebildete Lehrer und gut ausgebildete
Polizisten und Richter. Wenn man dann in die Ver-
gangenheit schaut und diese standigen Diskussio-
nen um eine zeitgleiche Anpassung hat, ob oder ob
nicht, ist hier viel Vertrauen in den Dienstherrn — in
den Freistaat Thiringen — verloren gegangen.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Aber
zu welchen Zeiten?)

Der Motivation unserer Beamtinnen und Beamten
muss zwangslaufig auch mit Wertschatzung begeg-
net werden. Tut man dies nicht, dann wird das zer-
stort. Deshalb an dieser Stelle ein herzliches Dan-
keschon meiner Fraktion an alle Beamtinnen und
Beamten im Freistaat Thiringen fur den taglichen
Einsatz.

(Beifall CDU)

Die CDU-Fraktion wird dariiber hinaus auch dem
Anliegen des Thiringer Beamtenbundes nachkom-
men. Wir fordern deshalb eine zligige Bearbeitung.
Wir stimmen der Uberweisung an den Haushalts-
und Finanzausschuss zu und wiinschen uns eine
kurzfristige Anhérung und eine zweite Lesung im
Parlament. Unsere Beamten haben es verdient.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepréasidentin Jung:

Fir die Fraktion Die Linke hat Abgeordneter Krau-
ter das Wort.

Abgeordneter Krauter, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, die Fraktionen der Regie-
rungskoalition haben einen Gesetzentwurf mit dem
Ziel eingebracht, sehr ziigig die Ubertragung des
Tarifabschlusses auf die Beamtinnen und Beamten,
Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsemp-
fanger per Beschluss des Gesetzgebers zu lbertra-
gen. Es ist im Ubrigen das erste Mal in Thiringen,
dass wir hintereinander das Tarifergebnis inhalts-
und wirkungsgleich auf die Beamtinnen des Frei-
staats Ubertragen wollen.

An dieser Stelle méchte ich mich ausdriicklich bei
der Landesregierung bedanken. Sehr schnell wurde
nach Tarifabschluss der politische Wille bekundet,
den Tarifabschluss im 6ffentlichen Dienst der Lan-
der auf die Beamtinnen und Beamten zu Ubertra-
gen. Dazu sagte die Frau Finanzministerin am
03.03.2019: ,Der Tarifabschluss fur die Angestellten
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der Lander soll eins zu eins auf die Beamten in
Tharingen Gbertragen werden.“ Und das, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, liebe Beamtinnen und Be-
amten, ist auch gut so. R2G liefert damit einen Bei-
trag fur den o6ffentlichen Dienst, den ich lhnen gern
naher erlautere. Der Offentliche Dienst und der 6f-
fentliche Sektor spielen in unserer demokratischen
Gesellschaft eine wichtige Rolle. Beide organisie-
ren den sozialen Zusammenhalt und versichern
und garantieren die Rechte von allen Menschen.
Beide mussen gestarkt werden, um die Handlungs-
fahigkeit des Sozial- und Rechtsstaats in schwieri-
gen Zeiten zu unterstlitzen. Dazu gehort auch eine
angemessene Bezahlung und Besoldung. Besol-
dung ist das eine und andere Rahmenbedingungen
sind das andere. Auch daran will ich einen Gedan-
ken verschwenden. Wer sich einmal naher mit der
Besoldung der vergangenen 25 Jahre befasst, wird
feststellen, es gelang nicht immer, den Abschluss
auf die Beamten zeit- und wirkungsgleich zu Gber-
tragen. Das stand nun nicht immer in der Verant-
wortung der Regierungskoalition, sondern das
stand in der Verantwortung anderer politischer Par-
teien. Genau deswegen kann man auch mit Fug
und Recht sagen, der offentliche Dienst wurde in
den letzten 25 Jahren durch die CDU strukturell
und konsequent kaputtgespart.

(Beifall DIE LINKE)

R2G Ubernimmt einen wichtigen Beitrag, offene
Baustellen im offentlichen Dienst des Freistaats
Thiringen zu Ubernehmen, zu reparieren und flr
andere Verhaltnisse zu sorgen. Der Stellenabbau
im offentlichen Dienst muss aus meiner Betrach-
tung endgultig beendet werden. In den kommenden
Jahren verlassen viele Kolleginnen und Kollegen al-
tersbedingt den Landesdienst. Diese Situation gilt
es durch mehr Ausbildung, proaktive Personalent-
wicklung, Wissenstransfer im Zuge von Wechseln
und sehr guten Arbeitsbedingungen umzudrehen.
Die Beschaftigten wollen nicht Objekt von Personal-
entwicklung sein, sondern Partnerinnen und Part-
ner auf Augenhdhe. Es ist notwendig, dass an die
Stelle des Abbaupfads eine andere Strategie ftritt,
welche die Anforderungen an die personellen Aus-
stattungen in einem handlungsfahigen Staat positiv
beschreibt. Die Situation in den Schulen, bei der
Polizei, im Justizvollzug und in weiteren Teilen der
Landesverwaltung bedingt eine Strategie zur Ge-
winnung und Weiterbildung von Beschaftigten statt
den weiteren Abbau. Das Land/Rot-Rot-Griin hat
dabei die besondere Verantwortung fiir seine Be-
amtinnen und Beamten fest im Blick. Wir, die R2G-
Regierungskoalition, héren genau hin, wenn DGB-
Gewerkschaften die Situation beschreiben, Forde-
rungen aufmachen. Dazu gehért auch die Forde-
rung zur Ubertragung des Tarifergebnisses, welche

wir nunmehr umsetzen wollen. Lassen Sie mich ei-
nige Worte zu den bundesweit uneinheitlichen Be-
soldungssystemen sagen, weil das den Wettbe-
werb zwischen den Bundeslandern, den Wettbe-
werb um die besten Képfe aus meiner Sicht erheb-
lich verscharft. Dieses System, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, muss dringend Uberdacht
werden. Die Landesregierung sollte sich fir die
Wiedereinfihrung einer einheitlichen Besoldung in
der gesamten Bundesrepublik einsetzen. Von Wert-
schatzung wird viel gesprochen, allerdings hatten
die vergangenen Landesregierungen in Zeiten
knapper Haushalte bei ihren Beamtinnen und Be-
amten die Daumenschrauben angesetzt. Ich werbe
daflr, dass wir dieses Tarifergebnis sehr schnell,
sehr zligig auf die Beamtinnen und Beamten, auf
die Richterinnen und Richter, Versorgungsempfan-
gerinnen und Versorgungsempfanger durch schnel-
le Anhdhung Ubertragen. Das war der Wille der Re-
gierungskoalition, hier mit einem Fraktionsgesetz
die parlamentarische Debatte zu erdffnen. Ich be-
danke mich fir ihr Zuhéren und freue mich auf die
Uberweisung an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepréasidentin Jung:

Fir die Fraktion der AfD hat Abgeordneter Kiel3ling
jetzt das Wort.

Abgeordneter Kieling, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, werte Abgeordnete, liebe Zuhorer
und Zuschauer, auch liebe Gaste auf der Tribiine!
Heute beraten wir den Gesetzentwurf der rot-rot-
grinen Fraktionen zur Anpassung der Besoldung
und der Versorgung in den Jahren 2019 bis 2021,
welche sich aus der gesetzlichen Verpflichtung von
§ 14 Thiringer Besoldungsgesetz ergibt. Auch das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 5. Mai
und vom 17. November 2015 zur amtsangemesse-
nen Alimentation macht diese Anpassung notwen-
dig — notwendig deswegen, da die Abweichung die-
ser Besoldungsentwicklung in den letzten 15 Jah-
ren gegenuber der Entwicklung des Verbraucher-
indexes um mehr als 5 Prozent auseinanderfallt
und sich teilweise in manchen Besoldungsgruppen
negativ entwickelt hat.

Die Besoldungsversorgung der Beamten und Ange-
stellten in Thiringen ist wichtig und notwendig und
so, wie bereits meine Vorredner zum Ausdruck ge-
bracht haben, sind wir uns da alle einig, dass hier
keine Fraktion in diesem Hause dieser Erhdhung
entgegenstimmt. Auch wir als AfD-Fraktion danken
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unseren Polizisten, unseren Lehrern, Erziehern den
ganzen Feuerwehrleuten, Richtern, Justizbeamten,
Krankenschwestern usw.

(Beifall AfD)

— ich will jetzt hier keinen ausschlieRen —, die es
wirklich verdient haben, entsprechende Tarifrunden
auch durchgereicht zu bekommen. Wir hatten uns
damals auch eingesetzt, da gab es noch die Dis-
kussion, dass wir nicht zum 01.04. die letzte Tarifer-
héhung hatten, sondern schon zum 1. Januar, da
sind wir uns einig. Denn, wie gesagt, auch diese
Tarifrunde hat ein entscheidendes Ergebnis ge-
bracht: Es ist beschlossen worden, dass die Grund-
gehalter in allen Besoldungsgruppen zum 1. Januar
2019 einheitlich um 3,2 Prozent anzuheben sind, in
weiteren Schritten werden die Grundgehalter zum
1. Januar 2020 um weitere 3,2 Prozent sowie zum
1. Januar 2021 um 1,4 Prozent erhdht. Ebenso er-
hoht werden der prozentuale Anteil des Familienzu-
schlags, die Amtszulagen und die allgemeine Zula-
ge, weitere bestimmte Zuschlage sowie die Er-
schwerniszulagen und die Mehrarbeitsvergutungen.
Ebenfalls erhdéhen sich die Betrage bei den ver-
schiedenen Zuschlagen wie zum Beispiel dem Kin-
dergeldzuschlag, was sehr wichtig ist, und naturlich
auch dem Uberleitungsausgleich in der Anlage des
Thiringer Beamtenversorgungsgesetzes. Auch die
Amtsanwarterbezliige werden in den Jahren 2019
und 2020 jeweils um den Festbetrag von 50 Euro
angehoben. Dieses Geld, was unter anderem unse-
ren Polizeianwartern zugutekommt, ist sehr gut in-
vestiertes Geld.

Diese Anpassungen sind notwendig, um die allge-
meine jahrliche Inflationsrate auszugleichen, die im
Durchschnitt laut Europaischer Zentralbank knapp
2 Prozent pro Jahr betragen soll. Die Teuerungsrate
kletterte in den 19 Landern der Wahrungsunion im
Juni 2018 auf genau 2,0 Prozent, was von der EZB
als Etappensieg gefeiert wurde. Diese 2 Prozent
Entwertung unseres Geldes mit Namen Euro ist Teil
der sogenannten stabilen Eurogeldpolitik. Uber den
Kauf von Wertpapieren sind jlingst insgesamt
2,6 Millionen Euro in das Finanzsystem geflossen,
um die Inflation weiter anzuheizen. Dieses Anhei-
zen der Inflation und die Enteignung unserer Blrger
ist jedoch ein Kaschieren an Symptomen, nicht das
Beseitigen der Ursachen der falschen Geldpolitik
der EU. Wir hatten auch bereits hier im Plenum den
AfD-Antrag zur Abschaffung der kalten Progression
eingebracht, der von den Regierungsfraktionen
Rot-Rot-Griin entschieden abgelehnt worden ist.
Dies ware auch eine kleine Mdglichkeit gewesen,
die Nettoeinnahmen unserer Beschaftigten zu erho-
hen, ohne die kommunalen Haushalte und die Lan-

deshaushalte mit weiteren Mehrausgaben zu belas-
ten, die nun logischerweise entstehen werden.

(Beifall AfD)

Somit ergibt sich nun eine Mehrbelastung fir den
Thiringer Landeshaushalt laut Gesetzentwurf im
Jahre 2019 von 57,9 Millionen Euro. Im Jahre 2020
sind es 117,64 Millionen Euro und im Jahr 2021
144,1 Millionen Euro. Diese notwendigen Mehraus-
gaben schranken den Handlungsspielraum kinfti-
ger Landeshaushalte weiter ein — was leider auch
fur die Kommunen zutrifft, auch da steigen die Aus-
gaben entsprechend, auch hier wird der Hand-
lungsspielraum kleiner. Wir haben schon mit dem
normalen Landeshaushalt 2020 erstmalig die 3-Mil-
liarden-Euro-Grenze Uberschritten. Die Personal-
kosten in den letzten vier Jahren sind um 12 Pro-
zent gestiegen und werden systembedingt logi-
scherweise weiter steigen.

Nehmen wir mal den Haushalt 2019 des neuen
Stadtrats limenau als Beispiel fur die Kommunen:
Hier sind die Personalkosten auf 120 Millionen Euro
angestiegen — ohne die Steigerung, die wir hier be-
raten. Somit wird dort schon circa ein Drittel der
Haushaltssumme flr Personalkosten ausgegeben.

Ich darf an dieser Stelle auch an die Ausfihrungen
von Herrn Dr. Dette vom Thuringer Landesrech-
nungshof im Jahresbericht 2018 erinnern beziiglich
der in Summe zu hohen Personalkosten fiir dieses
Land. Der grofite Ausgabenblock im Haushalt sind
die Personalausgaben. Hier lag die Steigerung ge-
genuber dem Vorjahr bei 35 Millionen Euro, plus
2,4. Im Vorjahr waren es 27 Millionen Euro bzw.
1,9 Prozent. Die Personalausgaben lagen 2016
noch bei 1,492 Milliarden Euro. In den Kommunen
sind die Gesamtausgaben um 5,1 Prozent gegen-
Uber dem Vorjahr gestiegen, die Einnahmen jedoch
nur um 3,35 Prozent. Im Jahr 2011 war das Verhalt-
nis von Einnahmen zu Ausgaben noch etwas an-
ders. Da gab es noch das Verhaltnis 11 zu 10 Pro-
zent. Diese Risiken der Entwicklung missen mehr
Beachtung finden und zu richtigen Entscheidungen
fihren, da immer weniger Geld fiir Investitionen
verbleibt.

(Beifall AfD)

Sehr gern stimmen auch wir einer mdglichen Aus-
schussiberweisung an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss zu, um hier weiter beratend mitwirken zu
kénnen. Vielen Dank fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion Bundnis 90/Die Grunen hat Abge-
ordneter Muller das Wort.
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Abgeordneter Miiller, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen und werte Gaste auf der Tribline, mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Tarif-
vereinbarungen im o6ffentlichen Dienst der Lander
vom 2. Marz dieses Jahres auch auf die Landes-
und Kommunalbeamten Ubertragen werden.

Die Vereinbarung sieht eine Erhéhung um 3,2 Pro-
zent Lohnsteigerung rickwirkend zum 01.01. die-
ses Jahres und eine weitere Steigerung zum
01.01.2020 auch um 3,2 Prozent vor. Entgegen vor-
heriger Vereinbarungen ist die Laufzeit diesmal
Uber den Zwei-Jahres-Turnus verlangert worden,
wodurch zum 01.01.2021 wiederum eine weitere
Erhéhung um 1,4 Prozent ansteht. Damit wird eine
wirkungsgleiche Anpassung an die Landesbeamten
vorgenommen. Eine Eins-zu-eins-Ubernahme der
Vereinbarung des TV-L ist aufgrund der Vorgaben
in der bundesdeutschen Rechtsprechung, hier ins-
besondere zum Abstandsgebot zwischen den Be-
soldungsgruppen und Erfahrungsstufen, nicht mog-
lich, wenn wir eine verfassungskonforme Anpas-
sung durchfuihren wollen. Ich bin Uberzeugt, dass
die Landesbeamten mit der wirkungsgleichen Uber-
tragung der Tarifergebnisse gut leben kénnen.

In der Begriindung zu unserem Gesetzentwurf ha-
ben wir deshalb ausdricklich noch einmal auf die
verfassungsgemale Alimentation abgezielt und im
ersten Prifungsabschnitt mit finf Parametern die
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts nach-
vollzogen. Wie Sie sicherlich alle wohlwollend zur
Kenntnis genommen haben, hat die Gesamtschau
der besoldungsrelevanten Parameter ergeben,
dass die bisherige Besoldung der Thuringer Lan-
desbeamten unter verfassungsrechtlichen Aspek-
ten angemessen gewesen ist, wenngleich ich da-
rauf hinweisen mochte, dass erst seit der Regie-
rungstbernahme durch die rot-rot-griine Landesre-
gierung auch eine zeit- und wirkungsgleiche Uber-
tragung der Tarifergebnisse des offentlichen Diens-
tes an die Landesbeamten erfolgt ist.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vor allem die zeitgleiche Ubertragung mit den An-
gestellten ist in der Vergangenheit keine Selbstver-
standlichkeit gewesen. Wir sind uns als Koalition
weiterhin der hohen Verantwortung gegenuber den
Beamtinnen und Beamten bewusst, weshalb wir
diesen Schritt, den wir bereits mit der Besoldungs-
anpassung 2017 und 2018 gegangen sind, weiter-
gehen. Es ist also keineswegs so, dass wir die zeit-
und wirkungsgleiche Anpassung der Besoldung aus
wahltaktischen Griinden vollziehen, so wie es in der
Vergangenheit durch andere Landesregierungen

geschehen ist. Wir setzen nur den Weg fort, den wir
bereits in der Vergangenheit erfolgreich bestritten
haben. Ich méchte dabei erwahnen, dass wir den
Beamten mit der Verwaltungsstrukturreform auch
Erhebliches abverlangt haben. Deshalb halte ich
personlich die Erhéhung der Besoldung um die be-
sagten Prozentpunkte fur mehr als gerechtfertigt.

Ich beantrage fiir unsere Fraktion die Uberweisung
des Gesetzentwurfs an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Landesregierung hat jetzt Ministerin Taubert
das Wort.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren Abgeordnete, zundchst einmal einen ganz
herzlichen Dank an alle, die gesprochen haben,
weil Sie ein Ziel vor Augen haben — ich habe jetzt
keine Abweichungen gehort —, und auch an die Re-
gierungsfraktionen, weil sie den Gesetzentwurf ein-
bringen. Das ist eine Absprache zwischen der Lan-
desregierung und den Regierungsfraktionen, weil
wir damit natlrlich Zeit gewinnen. Sonst mussten
wir erst Kabinettsdurchldufe haben, zwei Anhorun-
gen dazwischen. Das wirde wesentlich mehr Zeit
in Anspruch nehmen. Deswegen ganz herzlichen
Dank, dass Sie fur uns diese Gesetzgebung in den
Landtag einbringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Durch die Kolleginnen und Kollegen hier im Raum
ist schon ganz viel zum Inhalt des Gesetzes gesagt
worden. Das moéchte ich mir ersparen. Nun bin ich
die Ministerin, die auch in der letzten Legislaturpe-
riode in Regierungsverantwortung war und die auch
am Anfang als Finanzministerin gesagt hat, wir ma-
chen immer inhaltsgleich. Das muss ich noch ein-
mal betonen: Wir haben in den letzten zehn Jahren
nie am Inhalt geschraubt, nie, sondern maximal an
der Frage der Zeit, wann die Einfuhrung gemacht
wurde. Das haben wir in der letzten Legislaturpe-
riode gemacht, weil das Geld auch knapp war, das
muss man so sagen. Deswegen, Frau FloRmann,
es liegt jetzt nicht nur an uns, ich habe Gbernom-
men, was Herr Vo3 gemacht hat. Und die Fraktio-
nen haben sich dafir eingesetzt — und das ist vollig
okay —, dass man das eben auch zeitgleich macht.
Ich denke, die Beschéftigten, insbesondere die Be-
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(Ministerin Taubert)

amtinnen und Beamten, haben das natlirlich auch
honoriert.

Fir die jungen Leute auf der Besuchertribiine will
ich noch mal klarstellen: Wir haben auf der einen
Seite das Tarifrecht, das heil3t, zwei Parteien ver-
handeln, am Ende gibt es ein Ergebnis, und wir ha-
ben auf der anderen Seite das sogenannte Besol-
dungsrecht fir Beamtinnen und Beamte und da
wird es eben nicht einfach Ubertragen, sondern wir
mussen zusatzlich ein Gesetz machen, wo wir
schauen, was von den Tarifeinigungen, die wir ge-
troffen haben, Ubertragbar ist. Es ist in der Tat so —
Herr Muller hat es ja angesprochen —, wir haben da
verfassungsrechtliche Schranken, alles zu Uberneh-
men. Zum Beispiel die sogenannten unteren Vergu-
tungsgruppen sollen im Tarifrecht eine hdhere Stei-
gerung bekommen, eine Pauschale bekommen.
Auf der anderen Seite die niederen Besoldungs-
gruppen, hier gilt es eben, wir haben die A 3 bis B 6
in der Besoldung, aber selbst wenn wir nur A 3 bis
A 16 nehmen, da gilt es eben, immer Abstande zwi-
schen diesen einzelnen Besoldungsgruppen zu ha-
ben. Wenn wir das nicht einhalten, gehen wir in die
Verfassungswidrigkeit. Deswegen haben wir als
Landesregierung gesagt, wir unterstitzen das, was
im Gesetzentwurf steht, dass wir eben linear an-
passen, was die Besoldung betrifft, prozentual ei-
nen Durchschnitt gebildet haben, und damit profitie-
ren alle Besoldungsgruppen davon. Aber das ist
keine Frage, ob wir das dem einen gdénnen oder
dem anderen nicht gdénnen, sondern es ist einfach
schlicht eine Frage, ob wir im Beamtenrecht solche
Spielrdume haben oder nicht. Wir sehen da erhebli-
che verfassungsrechtliche Bedenken, Herr Miuller
hat das in seiner Ansprache ausgedrickt.

Ich will noch mal eines sagen, weil die Finanzminis-
terin ja immer im Verdacht steht, Geld fiir andere
Dinge auch noch parat zu haben. Im Arbeitskampf
ist es dann so: Die ist nur gegen uns, denn sie will
das Geld im gro3en Sack behalten und damit nicht
ausgeben. Aber darum geht es nicht. Was ich wirk-
lich sehr argerlich finde, ist, wenn wir das in Bezie-
hung zu Wertschatzung bringen. Ich schatze alle
wert, die in Landes-, in Kommunalbehdrden als Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, als Beamtinnen und
Beamte arbeiten, und ich finde es auch nicht ge-
rechtfertigt, der Finanzministerin vorzuwerfen, weil
sie an der einen oder anderen Stelle eine andere
Meinung hat als Tarifparteien oder Gewerkschaften,
dass sie deswegen den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern keine Wertschatzung entgegenbringt. Das,
finde ich, ist nicht richtig und wir kénnen auch kei-
nen Uberbietungswettbewerb der Wertschatzung
machen. Ich habe ja heute gehdrt, dass wir alle in
die gleiche Richtung wollen, und damit ist es
durchaus wichtig.

Herr Krauter hat das Thema ,handlungsfahiger
Staat” angesprochen. Aber auch da sage ich voller
Uberzeugung als Regierungsmitglied — Sie nehmen
es mir bitte nicht Ubel und es ist auch kein Streit
zwischen uns —: Natlrlich missen wir auf die Per-
sonalentwicklung schauen, denn wir bekommen
das Geld pro Einwohner zugewiesen aus den Steu-
ern, die die Bevdlkerung bezahlt, und wir missen
gucken, dass wir mit den Steuern sowohl unsere
Beschaftigten — Beamtinnen und Beamte, Tarifbe-
schaftigte —, aber eben auch andere Personengrup-
pen unterstitzen und Investitionen leisten. Dieses
Ausbalancieren ist nicht immer ganz einfach, das
heil3t, es darf nicht zu viel an Personal geben, aber
es darf auch nicht zu wenig Personal geben. Da
sind wir vollig einig. Deswegen ist es gut, dass wir
mit dem Personalentwicklungskonzept, das wir jetzt
haben, das sich schon lange nicht mehr auf die
8.000-Abbau-Verpflichtung bezieht, das lange
schon wieder die Hortnerinnen und Hortner stellen-
maRig mit hineingenommen hat, dass im Bereich
des Infrastrukturministeriums auch die Menschen
jetzt endlich eine Stelle zugewiesen bekommen,
ohne dass wir gleich rumschreien, die schon immer
bei uns gearbeitet haben und die vom Bund bezahit
werden und die nie auf Stellen gefiihrt wurden. Das
sind Mangelerscheinungen aus der Vergangenheit
— ich will die jetzt gar nicht weiter werten. Aber wir
mussen einfach schauen, dass wir nach 2025 eben
auch die personelle Entwicklung immer wieder im
Auge behalten: Was kénnen wir noch tun, was
mussen wir noch tun und was ist tatsachlich mog-
lich, an anderer Stelle zu leisten? Deswegen freue
ich mich, dass Sie alle dafiir sind, dass wir schnell
hier zum Zuge kommen, denn wir kénnten, wenn
wir im Juni beschlieRen — darauf sind wir als Lan-
desverwaltung eingestellt —, im Juli auch mit den
Tarifangestellten die Beamtinnen und Beamten mit
einer Nachzahlung am Ende dann auch zufrieden-
stellen und sie wissen dann, dass sie diese Tarifer-
héhung bekommen. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Wir kommen zur Abstimmung — es ist Ausschuss-
Uberweisung beantragt worden —, zunachst Uber
die Uberweisung an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss. Wer dem zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind alle Fraktionen. Gegen-
stimmen? Kann ich nicht erkennen. Stimmenthal-
tungen auch nicht.

Ich frage noch einmal, ob auch die Ausschussuber-
weisung an den Ausschuss fur Migration, Justiz
und Verbraucherschutz beantragt wird. Das kann
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ich nicht erkennen. Damit schlieRe ich den Tages-
ordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8

Zweites Gesetz zur Anderung
des Thiringer Waldgesetzes —
Schaffung eines forstwirt-
schaftlichen Vorkaufsrechtes
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

- Drucksache 6/6963 -

ERSTE BERATUNG

Winschen die Fraktionen das Wort zur Begrin-
dung? Herr Abgeordneter Kummer, Sie haben das
Wort.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Eine Anderung des Waldgesetzes stand
nicht im Koalitionsvertrag von Rot-Rot-Grin, als
dieser Koalitionsvertrag verabschiedet wurde. Nun
bringen die Koalitionsfraktionen kurz vor Ende der
Legislaturperiode trotzdem einen Waldgesetzent-
wurf hier in erster Lesung ein. Ich denke, da ist es
notwendig zu erklaren, warum das passiert.

Ein wesentlicher Grund ist ein Urteil des Oberver-
waltungsgerichts bezuglich der Waldgenossen-
schaften vom 4. April 2018, das es erforderlich
machte, dass es neue Bestimmungen zum Ge-
meinschaftseigentum der Mitglieder von Waldge-
nossenschaften gibt, da mit diesem Urteil diese
Waldgenossenschaftsanteile nicht mehr handelbar
waren und hier neue Regelungen getroffen werden
mussten.

Ich méchte in dem Zusammenhang einen ganz
herzlichen Dank auch an das Ministerium fir Infra-
struktur und Landwirtschaft geben, das in sehr um-
fangreicher Arbeit hier einen komplizierten Rege-
lungstatbestand mit bearbeitet hat und uns hier un-
terstutzt hat, heute eine solche Regelung vorzule-
gen, die aus meiner Sicht die Probleme der Wald-
genossenschaften wirklich 16sen kann, ohne dass
es hier allzu groRe Schwierigkeiten gibt.

Wir hatten weiterhin in dieser Legislatur das Pro-
blem zu verzeichnen, dass gerade auch aufgrund
der Lage an den Finanzmarkten die Bodenspekula-
tion immer mehr zugenommen hat. Aus diesem
Grund gab es Uberlegungen, inwieweit man Umge-
hungstatbestdnde des landwirtschaftlichen Vor-
kaufsrechts, dadurch dass man land- und forstwirt-
schaftliche Grundstlicke gemeinsam verkauft und
dann das landwirtschaftliche Vorkaufsrecht nicht

mehr greift, durch eine analoge Regelung fir ein
forstwirtschaftliches Vorkaufsrecht beseitigen kann.

Auf der anderen Seite ist es, wenn man sich die
Kleinteiligkeit von Waldeigentum in Thiringen an-
sieht, auch dringend erforderlich, dass zur Verbes-
serung der Bewirtschaftbarkeit gerade im kleinen
Privatwald Méglichkeiten der Arrondierung geschaf-
fen werden. Das gab es schon mal in der Vergan-
genheit im Zusammenhang mit einem forstwirt-
schaftlichen Vorkaufsrecht. Das ist vor dem Verfas-
sungsgericht angefochten worden und das Verfas-
sungsgericht hat aber klare Wege aufgezeigt, wie
ein solches Vorkaufsrecht wieder geschaffen wer-
den konnte. Diesen Weg haben wir mit diesem Ge-
setzentwurf beschritten.

Ein weiterer Punkt, der zeigte, dass es notwendig
ist, das Waldgesetz zu o6ffnen, ist die Frage des
Umgangs mit Kommunalwaldverkauf. In der letzten
Legislatur hat es den Versuch gegeben, den Ver-
kauf von Kommunalwald gerade zum Zweck der
Haushaltskonsolidierung zu verhindern. Dieser Ver-
such hat nicht wirklich gegriffen. Wir missen fest-
stellen, dass auch heute noch solche Dinge in Thi-
ringen an der Tagesordnung sind. Deshalb soll mit
dieser neuen gesetzlichen Regelung, wie sie hier
von den Koalitionsfraktionen vorgelegt wird, dem
Verkauf von Kommunalwald zum Zweck der Haus-
haltskonsolidierung ein Ende bereitet werden.

Ein weiterer wichtiger Punkt, der auch in der Ge-
setzesnovelle bearbeitet werden soll, ist der Um-
gang mit der drohenden Borkenkafermassenent-
wicklung. Wir hatten im letzten Jahr einen verhee-
rend trockenen Sommer. Im Vorfeld gab es Stirme.
Das fuhrte dazu, dass die Borkenkaferaufkommen
so hoch sind, wie sie selbst in den Nachkriegsjah-
ren, als gro3e Teile des Thiringer Waldes an einer
Borkenkafermassenentwicklung  kaputtgegangen
sind, nicht waren. Wir haben also eine Entwicklung
zu befirchten, die massive Probleme mit sich brin-
gen wird. Deshalb ist es notwendig, dass der Thi-
ringer Landesforstanstalt MalRnahmen des Forst-
schutzes auch in erweiterter Form erméglicht wer-
den. Es ist notwendig, das Handeln unserer Forst-
leute auf der Flache zu erleichtern, sodass auch die
Frage der Information von Waldbesitzern vor Betre-
ten des Waldes anders geregelt werden muss, als
das bisher war. Und wir mussen auch daruber re-
den, wie kinftig mit Wiederaufforstung und Wald-
umbau umgegangen wird. Auch das macht der Ge-
setzentwurf.

Ich will noch zu einem letzten Punkt kommen. Im
Verwaltungsreformgesetz hatte die Landesregie-
rung den Versuch gemacht, einen Fehler beim Rad-
fahren im Wald zu heilen. Hier hat es auf der einen
Seite in der Vergangenheit ein Verbot gegeben, das
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ist aber nicht richtig umgesetzt worden. Die Koali-
tionsfraktionen haben das zum Anlass genommen,
Radfahren und Reiten im Wald wieder in einer Art
zu regeln, wie sie vor 2003 in Thiringen bereits ge-
regelt waren. Das sind die wesentlichen Inhalte des
Gesetzentwurfs

(Beifall CDU)

und ich winsche mir eine gute Debatte zu diesen
Punkten, die hier vorgestellt wurden. Danke schon.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepréasidentin Jung:

Ich eroffne die Aussprache und das Wort hat Abge-
ordneter Malsch, Fraktion der CDU.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Werte Prasidentin, werte Kolleginnen und Kollegen
Abgeordnete, liebe Schiler und Gaste auf der Tri-
bine! Wir sprechen heute Uber das Thiringer
Waldgesetz. Der Thiringer Wald macht ein Drittel
der Landesflache von Thiringen aus. Deswegen
ein wichtiges Gesetz und — der Kollege Tilo Kum-
mer hat es vorhin angesprochen — es stand nicht im
Koalitionsvertrag, von daher gehen wir auch bei
den Anderungsansatzen, die wir da vorgelegt be-
kommen haben, von einer kleinen Wunschliste des
Forstpolitikers aus. Ich muss auch im Vorhinein sa-
gen, es sind nicht alle Vorschlage vollig unverninf-
tig, aber wir miissen die Vorschlage, insbesondere
unter der Bericksichtigung der Auffassung der An-
zuhdrenden, also der Fachleute und der Betroffe-
nen vor Ort, diskutieren. Ich will aber wenigstens
kurz anreien, was fir uns gar nicht geht, wo wir
groRe Bedenken sehen: Das ist das eben schon
Angesprochene, die Anderungen und Regelungen
zum Betreten im Wald, denn wir missen an der
Stelle aufpassen, dass Rot-Rot-Griin jetzt nicht mit
dem Gesetzentwurf nahezu alle Freizeitbeschafti-
gungen fir den Wald aufmacht.

(Beifall CDU)

Der Wald wird zur totalen Inanspruchnahme unter
anderem auch der kommerziellen Reiterei, Krem-
serfahrten, Pilz- und Beerensammler, Mountainbi-
ker, Motorrad- und Autofahrer freigegeben, und
zwar abseits der Wege. Die grune lllusion, die wir
heute friih lesen konnten, die namlich an ihre Sym-
pathisanten gerichtet war: Wir machen den Weg
frei fUr ein neues Waldgesetz. Damit kdnnt ihr unter
anderem Uberall im Wald Rad fahren, auch auf un-
befestigten Wegen.*

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Es sind aber Wege, das ist
nicht Gberall!)

Das ist auf unbefestigten Wegen. Frau Rothe-Bein-
lich, gehen Sie mal in den Thiringer Wald,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Ich bin da regelmaRig!)

das tut gut. Erkenntnislage, nehmen Sie |hre Kolle-
gen mit und dann werden Sie sehen, wer welche
Wege auslegt als befestigt, als unbefestigt und da
gilt es dann das auch deutlich zu regeln.

(Beifall CDU)

Fakt ist jedenfalls, dass Schaden dann an Waldwe-
gen hingenommen werden, eine Ersatzpflicht nicht
geregelt ist und der Beunruhigung des Wildes wird
Tar und Tor geoffnet. Verbiss- und Schalschaden
werden zunehmen, das Ergebnis von all dem: Die
Koalition enteignet damit die Waldbesitzer. Wir
mussen immer dariber nachdenken, wir haben
nicht nur Kommunalwald, wir haben nicht nur Pri-
vatwald, wir haben auch den staatlichen Wald und
das sind drei Formen, die hier zu bericksichtigen
sind bei allen Gesetzgebungen, die wir machen,
oder bei allen Anderungsbeddirfnissen.

(Beifall CDU)

Die Einfihrung eines Vorkaufsrechts wurde unter
Nummer 3 angesprochen, auch vom Kollegen
Kummer, und da muss man sagen, es ist ja nichts
Neues. Wenn das die Antwort darauf ist, was die
Griinen hier vorher mal vorgetragen haben, um
Vorkaufsrechte einzufiihren, um bestimmte Absich-
ten zu erflllen, dann weil} ich nicht, ob das der rich-
tige Weg ist, weil schon heute dem Land und auch
den Kommunen bei diesen Geschichten ein Vor-
kaufsrecht gilt und jetzt wird so getan, als wenn ge-
nerell erst jetzt ein Vorkaufsrecht eingefiihrt wird.
So sinnvoll das Vorkaufsrecht an sich ist, so erkla-
rungsbedirftig ist dann auch der Vorschlag, die
Landgesellschaft nunmehr zu berechtigen. Schon
jetzt kann das ja durch die Kommunen und auch
durch das Land erflllt werden. Auch deswegen
dann die Diskussion im Ausschuss.

Bei Nummer 4 bin ich ein bisschen ratlos, wo es um
die Wiederaufforstung erst nach funf Jahren geht.
Durch die Neuregelung muss eine Wiederauffors-
tung nur noch durchgefiihrt werden, wenn nach funf
Jahren keine flachendeckende Naturverjingung
vorhanden ist. Das mag praxisgerecht sein, viel-
leicht brauchen wir diese Verpflichtung ja auch gar
nicht mehr. Das sollten wir auch direkt mit den Be-
troffenen diskutieren und die Fachleute um ihren
Rat fragen und danach bitte an der Stelle dem Rat
folgen und nicht mit der Brechstange durchgehen,



12364

Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 143. Sitzung - 28.03.2019

(Abg. Malsch)

wie wir das in der Vergangenheit 6fter erlebt haben.
Denn die Fachleute gilt es hier genau zu diesem
Thema generell anzuhdren.

Dabei stoRt mir ein bisschen auf, dass § 23 Abs. 2
gestrichen werden soll, namlich die Verpflichtung,
Verjungungen innerhalb von zwei Jahren flachen-
deckend mit der fUr eine kunstlich angelegte Kultur
geforderten baumartbezogenen Pflanzung zu er-
ganzen. Das widerspricht doch dem Ziel, einen
standortangepassten Waldumbau mit den ge-
winschten Baumarten durchzufiihren. Und das ist
ja jetzt wieder vollig kontrar zu dem, was eigentlich
beabsichtigt ist. Auch das gilt es uns dann im Aus-
schuss zu erklaren.

Dann komme ich noch zu Nummer 5 des Gesetz-
entwurfs. Der Waldumbau zur Anpassung an den
Klimawandel soll kiinftig gesetzliche Aufgabe der
Waldbesitzer werden. An der Stelle sei noch mal
angemerkt: Es gibt nicht nur die Forstanstalt, son-
dern es gibt alle Waldbesitzarten, also auch den
kommunalen und den Privatwald. Wir sind uns zwar
Uber die Bedeutung des Waldes einig, was aber
hier passieren soll, ist reine Symbolpolitik nach dem
Motto: Waldumbau wird verpflichtend und vielleicht
gibt das Land die erforderlichen Mittel dazu. Wenn
wir das schon machen, dann muss auch ganz klar
gesagt werden, wo das Geld dafiir herkommt,

(Beifall CDU)

auch klar unter der MalRgabe, dass wir ja wissen,
dass der Landesforstanstalt auch Geld weggenom-
men worden ist.

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Es ist doch
kein Geld weggenommen!)

Die Linkskoalition hat mit der Kiirzung der Finanz-
zufihrung die Landesforstanstalt sehenden Auges
in eine Situation gebracht, in der sie ihre Aufgaben
kinftig entweder gar nicht mehr oder nicht mehr im
bisherigen Umfang erfullen kann. Und die Fehler
mussen auch korrigiert werden. Wir wollen, dass
die Finanzzufuhrung zur Wahrnehmung der hoheit-
lichen Aufgaben wieder auf mindestens 30 Millio-
nen Euro festgeschrieben wird.

(Beifall CDU)

Man muss nur mal Revue passieren lassen, was
die letzten vier Jahre passiert ist. Der Landesforst
wurde immer zur Vorbildwirkung hergenommen und
da wurde gar nicht gescheut, Geld in die Hand zu
nehmen, um irgendwo hinzufahren, sich Waldum-
baumallinahmen anzuschauen, FSC-Zertifizierun-
gen anzugehen und es wurde auch nicht davor ge-
scheut zu prufen, ob nicht Wirtschaftswald aus der

Nutzung genommen wird. Uberall war dafiir Geld
da. Und jetzt missen wir an der Stelle schauen, wie
kriegen wir gerade auch unter dem Thema der
Schadereignisse Geld ins System, damit wir auch
das umbauen kénnen, das auch machen kdnnen,
was eigentlich alle fordern. Da brauchen wir nicht
ins Schaufenster zu stellen, sondern wir missen
schauen, dass wir die Finanzierung an der Stelle si-
cherstellen.

Dann haben wir noch in Nummer 7 des Gesetzent-
wurfs gesehen, dass die Beihilfen fur Waldbrand-
schaden abgeschafft werden sollen. Da stellt sich
mir schon die Frage, wie wir das zuklnftig regeln
wollen. Denn wenn der gesetzliche Anspruch auf
eine Beihilfe im Waldbrandfall entfallt, dann wird ja
vom Waldbesitzer erwartet, dass er Vorkehrungen
daflr trifft, wie er gegen Waldbrande vorgehen
kénnte. Da frage ich mich schon, wie das funktio-
nieren soll oder ob wir jedem Radfahrer oder Spa-
zierganger zukunftig einen Feuerldscher in die
Hand driicken, wenn er sich im Wald bewegt, damit
er dann auch reagieren kann. Also das ist schon
ein Thema. Wir haben es gesehen: Die Schader-
eignisse haben auch und gerade die Kleinwaldbe-
sitzer ganz stark getroffen. Wir reden immer nur
von GroRRwaldbesitzern. Aber letztendlich ist es so,
dass es existenzgefahrdend ist. Da missen wir
schon schauen, dass bei Schadereignissen und
auch bei GroRbrandereignissen keine Regelung
eingefuhrt wird, die die Existenz dann gefahrdet.

Ich hatte am Anfang gesagt, dass nicht alles
schlecht ist, was der Kollege Kummer so in die An-
derungen eingebracht hat. Dass die Kommunen
Wald zum Zwecke der Haushaltskonsolidierung
verkaufen muissen, ist echt ein Unding. Wir begri-
3en daher jede Regelung, die das unterbindet, wie
das auch jetzt in der Nummer 8 des Gesetzent-
wurfs zur Veraulerung der Korperschaftswaldes
vorgesehen ist. Die Festlegung, dass ein Genehmi-
gungsvorbehalt erst ab einem Hektar besteht, ist
nach Ihrer Auffassung ja eine Entbulrokratisierung.
Das mag theoretisch auch so sein, aber von vielen
Fallen reden wir dann hier nicht. Wir sind dafr,
dass keine Bagatellgrenzen festgelegt werden,
denn der Wald ist der Wald und das fangt nicht erst
ab einem Hektar an. Ich glaube, gerade in der aktu-
ellen Situation um Hektare soll man da auch keinen
neuen Punkt aufmachen.

Ich will auch noch mal meinen Kollegen Gruhner
aufgreifen, der gestern in der Aktuellen Stunde
schon zum Thema ,Windrader im Wald“ gesagt hat
— das will ich nur vorsorglich auch hier noch mal an-
kindigen —: In unseren Wald gehdren keine Wind-
rader.

(Beifall CDU)
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Die Attraktivitat unserer Waldlandschaft zu erhal-
ten, die Artenvielfalt zu bewahren, das hat fir uns
absoluten Vorrang. Windkraftanlagen im Wald ent-
sprechen diesem Ziel nicht.

(Beifall CDU)

Deswegen wollen wir das Gesetz nutzen und die
Voraussetzungen dafir schaffen, dass im Wald kei-
ne Windkraftanlagen errichtet werden kénnen. Und
zum Schluss danke ich noch mal Tilo Kummer fir
seine Beantragung und seine Anderungen zum Ge-
setz, die wir dann im Ausschuss gern beraten wer-
den. Vielen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepréasidentin Jung:

Fir die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Becker
das Wort.

Abgeordnete Becker, SPD:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Darf
ich lhnen erst einmal einen Satz vorlesen, Herr
Malsch? ,Reiten und Radfahren ist auf festen und
befestigten Wegen sowie auf Straflten [im Wald] ge-
stattet.“ Also wir wollen nicht, dass jemand mit dem
Mountainbike durch den Wald radelt

(Beifall DIE LINKE)

oder fernab von Strallen, sondern wir wollen genau
das machen, was Herr Biihl auch in seiner Anfrage
von 2015 schon gefragt hat, ob wir denn nicht die
befestigten und festen Waldwege fir Radfahrer
wieder freigeben kénnen.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Was heilf3t
denn ,fest“?)

Egon, das weit du ganz genau. Ich will dir jetzt
nicht erklaren, was feste Wege im Wald bedeuten.
Ich glaube, das weil3t du ganz genau.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Ja, ich weil}
das — Teer!)

Dariliber haben wir im Jahr 2002 schon so vortreff-
lich gestritten und

(Beifall DIE LINKE)

ich bin sehr dankbar, dass wir es geschafft haben —
es hat ein bisschen gedauert, gut Ding will Weile
haben —, dass wir jetzt den Gesetzentwurf als rot-
rot-griine Fraktionen einbringen kénnen und das,
was wir 2002 versprochen haben, dass, wenn Rot-
Rot-Griin denn mal regieren darf — und es ist ja
auch gut so, dass wir das jetzt machen —, wir das,
was damals gemacht wurde, die Beschilderung der
Pferde — wunderbar, hat nie funktioniert. Also ich

habe hier so etwas da: EF 101. Christine Klaus —
Egon, die kennst du auch noch — stand damals hier
im Landtag mit dem Schild fir Pferde. Das hat nicht
funktioniert. Und auch die CDU muss mal einsehen,
dass das, was nicht funktioniert, auch abgeschafft
werden kann.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Es kann doch nicht sein, dass wir ein Gesetz in
Kraft hatten, bei dem wir alle wissen, dass die Rei-
ter dagegen verstolRen, weil es nicht anders geht,
und wo wir ihnen nicht die Freiheit geben, wieder
so durch unseren schdonen Thiringer Wald oder
durch den Harz zu reiten, wie sie das mochten. Das
Reitwegenetz war geplant, war vorgesehen, aber
es ist nie umgesetzt worden. Es hat nur unnitzes
Geld gekostet. Fast eine halbe Million Euro, das ha-
ben Sie damals zugeben missen, sollte das Reit-
wegenetz in Thiringen kosten, aber es ist nicht um-
gesetzt worden.

Und deshalb ist es gut so, dass wir es jetzt wieder
abschaffen und rechtliche Rahmen setzen, dass al-
le, die sich frei auf festen und befestigten Wegen
und auf Stralen im Wald bewegen wollen, dort rei-
ten, Rad fahren und auch mit Kutschen fahren kon-
nen. Ich finde das vollkommen in Ordnung und ich
finde das gut.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Auch auf
Jfesten” Pferden?)

Mit Pferden auf festen Wegen, Herr Heym. Sie wis-
sen auch, was feste Wege sind.

Das ist das eine, was wir in diesem Gesetz wieder
auf einen guten Stand bringen wollen, was 2002
mal auf Abwege geraten ist. Und wir wissen natlr-
lich, dass die privaten Waldbesitzer damit ihre Pro-
bleme haben, aber — Herr Malsch hat es gesagt —
wir machen eine Anhoérung, wir werden mit Ihnen
dariber reden, wie man sich das vorstellt. Gesetze
bestehen auch aus Kompromissen. So wenig, wie
Sie sich damals, 2002, daflr interessiert haben,
was die damalige PDS und SPD gesagt haben, so
gehen wir nicht mit lhnen um. Wir héren uns gern
an, was Sie an Sachverstand mit einbringen, und
dann werden wir auch sehen, was an dem Gesetz-
entwurf noch gedndert werden muss oder was Sie
einbringen kénnen, was wir dann aufnehmen kon-
nen. Aber es muss schon ein bisschen Sinn und
Verstand haben. Die Kennzeichnung der Pferde
von 2002 hatte wenig Verstand und war nicht um-
setzbar.

(Beifall DIE LINKE)

Und ganz viele haben uns das damals schon ge-
sagt, dass das nicht funktionieren wird. Es ist ja
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nicht so, dass alle himmelhoch jauchzend waren:
Oh, jetzt kennzeichnen wir unsere Pferde, und
dann wird das alles super in unserem Wald. Nein,
es gab ganz kritische Stimmen damals, die gesagt
haben: Was macht |hr denn da? Klar haben es an-
dere Lander auch, das will ich nicht abstreiten. Es
gibt Lander, die die Beschilderung der Pferde ha-
ben. Aber im GroRen und Ganzen: Zehn Bundes-
lander in Deutschland haben es erst mal nicht. Ich
glaube, wir machen dabei auch noch etwas Gutes,
weil hier steht: Das Material der Schilder fur die
Kutsch- und Reitpferde soll biegsames Plastik sein.
Also wir sparen, wenn wir die Schilder fir die Pfer-
de abschaffen, auch noch Plastik ein, wir machen
umweltpolitisch gleich noch einen Schlag mit. Das
ist doch eine gute Sache, Herr Primas, da muissen
Sie doch voll auf unserer Seite sein, dass wir dabei
gleich zwei Dinge mit einem Mal abhandeln kon-
nen.

Auf den Borkenkafer hat Tilo schon mal kurz hinge-
wiesen. Das ist natirlich eine grofle Gefahr fur un-
seren Thiringer Wald: der Hitzesommer vom letz-
ten Jahr, das wenige Wasser — der Borkenkéafer
vermehrt sich vehement. Es kommen grof3e Aufga-
ben auf ThiringenForst zu. Auch da, Herr Malsch,
bin ich an lhrer Seite: ThiringenForst muss so aus-
gerustet sein, dass sie das auch bewerkstelligen
kdénnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Wir mussen an der Seite von ThiringenForst sein
und wir mussen ihn starken, das ist doch ganz klar.
Sie wissen: Rot-Rot-Griin steht zu ThiringenForst
und wir werden an seiner Seite sein. Wir werden
auch Malinahmen ergreifen, wenn das im gegebe-
nen Fall notwendig sein muss. Dabei haben wir die
Ministerin an unserer Seite und wir stehen an der
Seite der Forstanstalt, das ist doch Uberhaupt keine
Frage. Mit diesem Gesetz wird auch das Gemein-
schaftsforstamt noch mal gestarkt. Davon gehe ich
voll aus und da waren wir parteipolitisch in Thurin-
gen auch alle immer einer Meinung, dass wir das
wollen, dass wir das Gemeinschaftsforstamt weiter
erhalten wollen, und auch das wird durch diesen
Gesetzentwurf gestarkt.

(Beifall DIE LINKE)

Auf das Vorkaufsrecht wird Herr Kummer dann
noch eingehen. Aber das mit den Kommunen ha-
ben Sie schon angesprochen, das finde ich auch
ganz gut. Ich fand das so furchtbar, wenn Kommu-
nen aufgefordert wurden, ihren Wald zu verkaufen,
um die Haushalte zu sanieren. Einheitlich sind wir
einer Meinung, dass wir da etwas regeln muissen,
das ist ganz wichtig. Das kann es nicht sein, dass

man sein Tafelsilber verscherbelt — das geht nur
einmal, dann ist der Wald weg — und damit seinen
Haushalt sanieren soll. Wir waren schon immer der
Meinung, dass das nicht der richtige Weg ist, des-
halb haben wir das jetzt auch als Anderung im Ge-
setz so vorgesehen.

Dann kommt natlrlich die verpflichtende Wieder-
aufforstung. Darauf sind Sie auch schon eingegan-
gen, dass wir jetzt die Jahreszahl von drei auf funf
Jahre erhdhen wollen, weil gerade ,Kyrill* auch ge-
zeigt hat, wie sich der Wald wiederbelebt und eine
eigene Dynamik bei der Aufforstung hat. Wir brau-
chen nicht loszugehen und viel Geld zu nehmen,
um den Wald aufzuforsten, wenn sich zeigt, dass
es der Wald auch von selbst schaffen kann. Natur-
lich missen wir es immer im Auge behalten, damit
es auch funktioniert. Aber da kdnnen wir Uber die
Jahreszeit noch reden, wie das dann umgesetzt
werden soll, Herr Malsch. Das ist gar keine Frage,
das haben Sie auch angedeutet. Das werden wir
dann in der Anhdérung auch tun. Aber die verpflich-
tende Wiederaufforstung wollen wir rausnehmen
und ich glaube, da sind wir auch auf einem guten
Weg, dass wir dann gemeinsam eine Zahl oder ein
Ziel bekommen, wo wir dann landen konnen. Ich
glaube, da kénnen wir auch Geld fur die Forstan-
stalt einsparen, wenn wir das nicht weiter so starr
im Gesetz festschreiben.

Im Grofen und Ganzen sind wir auch vielmals ei-
ner Meinung gewesen — gerade was das Waldge-
setz betrifft —, aulBer bei den Reitwegen, bei den
Radfahrern und beim Wind im Wald, da haben wir
unterschiedliche Meinungen. Ich glaube, das kdn-
nen wir bei guten Gesprachen und bei einer guten
Anhoérung dann auch so umsetzen und ich freue
mich darauf. Ich bedanke mich auch bei Tilo Kum-
mer, dass er uns immer weiter vorangetrieben hat
und immer an dem Thema drangeblieben ist und
wir jetzt den Gesetzentwurf so machen konnten.

Vizeprasidentin Jung:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Malsch?

Abgeordnete Becker, SPD:
Ja.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Ich habe ja jetzt genau zugehort. Liebe Kollegin
Dagmar Becker, geben Sie mir denn recht, dass
der von den Grunen verdffentlichte Satz — Wir ma-
chen den Weg frei fir ein neues Waldgesetz. Damit
kénnt ihr unter anderem Uberall im Wald Rad fah-
ren, auch auf unbefestigten Wegen. — nicht der
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Wabhrheit entspricht und so nicht im Gesetz festge-
legt ist?

Abgeordnete Becker, SPD:
Es steht drin: auf befestigten und

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Fes-
ten Wegen!)

festen Wegen. Gut, das kann ja mal passieren,
dass da die Befestigung herausgefallen ist.

(Beifall CDU)

Da wiurde ich nicht von Unwahrheit reden, sondern
das ist ein glicklicher Fachausdruck, der da viel-
leicht nicht ganz richtig ist, aber von Unwahrheit
wurde ich da auf gar keinen Fall reden. Au3erdem
redet ja Herr Kobelt noch, der sagt lhnen, wie das
gemeint war.

Ich freue mich aber ganz machtig auf die Anhérung
und freue mich auch auf die gute Zusammenarbeit.
Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Vizeprasidentin Jung:

Der Abgeordnete Kobelt hat jetzt das Recht, an das
Rednerpult zu treten.

Abgeordneter Kobelt, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, unser Thiuringer Wald ist in
Gefahr. Ich finde es auch nicht so richtig lustig,
dann Witze zu machen mit Fahrradfahrern und
Feuerldschern, denn es ist eigentlich eine ernste
Situation. Und wenn Sie mal zu den Schulerinnen
und Schilern, die ich recht herzlich begriRe, spre-
chen wurden und sich die Frage stellen, wie denn
unser Wald in 20 oder 30 Jahren aussieht, dann
werden Sie erkennen, dass es so, wie es jetzt [auft,
nicht mehr weitergeht. Sie wurden auch erkennen,
dass ThiringenForst enorme  Unterstitzung
braucht. Deswegen ist es fur uns als Koalition voll-
kommen unverstandlich gewesen, dass Sie in der
letzten Legislatur in lhrem CDU-Ministerium Kur-
zungen bis 2025 beschlossen haben, die die Hand-
lungsfahigkeit infrage gestellt haben.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Erzahlen
Sie doch nicht so viel Blédsinn! Sie haben
doch keine Ahnung!)

Wer immer schreit und beleidigt, ...

Vizepréasidentin Jung:

Herr Abgeordneter!

Abgeordneter Kobelt, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

... das ist ein deutliches Zeichen, dass man es auf
den Punkt getroffen hat. Machen Sie mal weiter so!

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Kobelt, ich habe jetzt das Wort.
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich wirk-
lich zu maRigen.

Abgeordneter Kobelt, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Vielleicht haben Sie sich ja damals — das will ich ja
gar nicht in Abrede stellen, Herr Primas — nicht ge-
gen lhren Finanzminister durchsetzen kénnen. Aber
der Punkt ist, als wir die Regierung Ubernommen
haben — die Ministerien —, dass es eine enorme
Klrzung gegeben hat, einen Abbaupfad bis 2025.
Das Erste, was wir gemacht haben, ist, dass wir
dies korrigiert haben und die Zuschusse von die-
sem Abbaupfad wieder erhdht haben. Das ist nun
mal ein Fakt, Herr Primas, da kénnen Sie poltern
und schreien, wie Sie wollen. Das ist nun mal so.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Dummes
Zeug!)

Aber jetzt lassen Sie uns dariber sprechen: Wie
sieht denn unser Wald dann in 20 bis 30 Jahren
aus? Wie kénnen wir das besser gestalten? Dazu
ist es notwendig, dass der Wald umgebaut wird. Da
sind erste Schritte schon getan, aber so, wie Sie es
vorgesehen haben als CDU — sprechen Sie mit der
Landesforstanstalt! —, wirde der Waldumbau in
50 Jahren abgeschlossen sein.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir
haben keine 50 Jahre mehr, um uns einen Wald zu
gestalten,

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Oh doch!)

der klimaresistent ist, der auf trockene Sommer re-
agieren kann, der mehr Feuchtigkeit speichern
kann.

(Unruhe CDU)

Wir kénnen uns keine monotonen Fichtenwaldge-
biete mehr leisten, meine sehr geehrten Damen
und Herren. Das ist die Zukunftsaufgabe, der wir
uns hier in dem Gesetz gestellt haben. Das ist fir
uns ein ganz klares Zeichen, auch zu sagen, wir
stehen dazu als Koalition und wir wollen auch in
den nachsten Jahren fir den Waldumbau mehr Mit-
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tel einstellen. Diese Aufgabe des Waldumbaus ist
erstmals in das Gesetz hineingekommen und gibt
die Mdoglichkeit, dass dort auch dank erhéhter Fi-
nanzmittel Férderungen aufgestellt werden kénnen.

Wenn Sie das alles schon so gewusst haben, liebe
Kolleginnen und Kollegen von der CDU, warum ha-
ben Sie es dann nicht in den letzten Jahren ge-
macht, frage ich mich.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Des Weiteren ist ein wichtiger Punkt, dass wir im
Waldgesetz erstmalig die Aufgabe des Klimaschut-
zes mit hineingebracht haben. An einer kleinen
MaRnahme lasst sich ganz deutlich sehen, was
man auch mit einer Veranderung erreichen kann.
Wir haben namlich ganz konkret — als Griine haben
wir das vor allem vorangebracht — in einem Muster-
revier mal getestet, wie es aussieht, einen Wald et-
was anders zu bewirtschaften, naturnaher, wie es
andere Bundeslander auch schon machen. Da
muss auch nicht unbedingt ein FSC-Label draufste-
hen, das kdnnen wir auch mit eigenen kleineren
Schritten schon selbst tun. Aber es muss ein Wald-
umbau stattfinden. Dazu gehért zum Beispiel, dass
wir den Wald nicht mehr in ganz dichten — die Zu-
hérerinnen und Zuhdrer kénnen vielleicht mit dem
Begriff ,Rickegassen” nichts anfangen; das ist un-
geféhr so, dass die Maschinen in einem gewissen
Raster in den Wald fahren, jetzt ist es so, alle
20 Meter. Wir haben am Ettersberg getestet mit Un-
terstitzung/mit Landesgeldern aus dem Haushalt,
wie das aussieht, wenn es alle 40 Meter getan wird.
Das klingt jetzt so, als wenn das kein grofRer Unter-
schied ist, aber es bedeutet, dass dann auch RU-
ckegassen wegfallen, diese wieder dauerhaft mit
Wald bepflanzt werden kénnen und dies auch einen
gewissen Wert darstellt. Wir waren doch verrickt,
jetzt in Zeiten, wo die Preise am Boden liegen, so
viel wie mdéglich aus dem Wald herauszuholen, um
uns dann zu argern, wenn die Preise wieder stei-
gen, in funf Jahren, in zehn Jahren, vielleicht auch
wenn die nachste Generation Holz braucht, dann
nicht mehr genug Wald zu haben, um daran zu par-
tizipieren. Deswegen ist es ein besserer Ansatz, fin-
den wir, mehr Baume in dem Wald zu lassen, mehr
Naturschutz, mehr fir den Klimaschutz zu tun, weil
es dort auch eine bessere Vernetzung gibt, eine bo-
denschonendere Bewirtschaftung. Wir haben das
mal ausgerechnet, was das fur Flachen sind. Alle
20 Meter was weglassen, klingt ja nicht so viel,
aber wenn man das mal tber die Flachen von Thi-
ringen addiert und von ThiringenForst, kommen wir
auf einen Klimaeffekt, weil ja dann mehr Bdume
auch CO, speichern kdnnen, in der Grofienordnung
von einem Braunkohlekraftwerk. Aber mit einer ein-

fachen Malnahme, die erst mal etwas Geld kostet,
weil nicht so viel aus dem Wald herausgeholt wer-
den kann, aber langfristig sogar den Wert steigert,
erreichen wir in Thuringen hier mit unserer Politik
einen grofRen Effekt in der GroRenordnung, dass
ein Braunkohlekraftwerk abgeschaltet wird. Das
muss naturlich zusatzlich getan werden, aber da
sehen Sie mal die Dimension, was so ein Wald
auch fir eine Kraft hat als KlimaschutzmaRnahme.
Und das sollte es uns auch wert sein. Deswegen
stehen wir daflir, dass wir in den nachsten Jahren
mehr Mittel fir den Waldumbau, nicht pauschal fir
ThuringenForst, aber zielgerichtet einsetzen, damit
andere Bewirtschaftungsformen, sanftere Bewirt-
schaftungsformen ausgebaut werden, die sowohl
schon getestet werden, dass wir zum Beispiel auch
andere Technologien wie Seilwinden oder boden-
schonende Raupenfahrzeuge einfihren, aber auch
eine 6kologische Bewirtschaftung unterstitzen, die
aus Pferden besteht. Da haben manche so ein ro-
matisches Bild davon, Pferde schén im Wald, aber
es gibt sie noch in Thiringen, die Bedingungen da-
fur waren lange Zeit nicht sehr gut, aber schrittwei-
se haben wir durch den letzten Haushalt auch be-
gonnen, diese Technik wieder mehr zu nutzen, Thi-
ringenForst zu unterstiutzen. Und da muss man sa-
gen, vielen Dank an ThiringenForst, dass sie diese
Aufgabe ernst genommen haben und dort zum Bei-
spiel am Ettersberg das auch verstarkt eingesetzt
haben und jetzt ein Konzept erarbeiten, wie Pferde-
ricker unterstitzt werden kénnen, damit die sich
Pferde anschaffen kénnen und damit sowohl den
Wald schonen als auch mehr Arbeitsplatze schaf-
fen. Und das ist doch ein Ziel, was wir erstmalig,
den Begriff, mit ins Waldgesetz reinnehmen, was
wir, glaube ich, alle unterstitzen sollten. Wenn uns
das so gelingt, wie wir das vorhaben, wie wir das
auch gerade im Haushalt diskutieren, mehr Zu-
schisse an ThiringenForst zweckgebunden zu ge-
ben, dann wird es mdglich sein, dass diese Bran-
che, die friher Ubrigens mal — Herr Primas, Sie
werden es ja noch aus DDR-Zeiten kennen — sehr
grol® war, wieder zum Beispiel in sensiblen Natur-
raumen wichtige Aufgaben Gbernehmen kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich noch ein Wort zu den Fahrradfahrern sa-
gen. Das scheint ja ein sehr emotionales Thema
gewesen zu sein. Und wenn man die AuRerungen
dort auch von der CDU in den letzten Debatten, wo
es um die Verwaltungsreform ging, gehért hat, dann
kam es mir so vor, als wenn Sie das schon vorhat-
ten, so weit, wie es geht, zu verhindern. Es war ja
auch so zum Regierungswechsel, dass dort ganz
eindeutig formuliert war: Radfahren ist nur auf be-
festigten Wegen mdglich. Da kdnnen Sie sich jetzt
vorstellen, das ist entweder asphaltiert — das wollen
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viele im Wald nicht haben, asphaltierte Flachen,
oder es sind Wege, die geschottert sind, zwei bis
drei Meter oder gréRer, dort sollte Radfahren mog-
lich sein. Herr Malsch, da empfehle ich lhnen, mal
wirklich einen Praxistest zu machen. Anscheinend
sind Sie mehr mit dem Auto unterwegs, haben Sie
ja auch gesagt — an abfalligen Bemerkungen Uber
den o6ffentlichen Nahverkehr oder Radfahrer,

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE:
Rennsteig-Radweg!)

da hat man das ja gemerkt —, aber probieren Sie es
doch mal auf solchen Wegen ausschlieBlich mit
dem Fahrrad zu fahren. Als Tourismusland Thurin-
gen sind wir doch gerade interessiert, Fahrradfah-
ren zu fordern, und da gehen auch Radwege durch
den Wald und es sollte auch fir die Freizeit und fur
die Erholungssuchenden maoglich sein, sich grof¥fla-
chig im Wald zu bewegen. Und das heildt ja nicht,
dass querfeldein wie ein Verriickter durch den Wald
gefahren wird, das sagt ja Gberhaupt niemand, aber
auf festen und befestigten Wegen, und ein fester
Weg ist nicht an Breiten gebunden, der ist so —
wenn er nicht gerade umgeackert ist —, dass man
auf jedem Weg im Wald fahren kann. Das muss |h-
nen ja nicht passen, Herr Malsch. Aber es sind vie-
le, sowohl vom Landessportbund als auch von den
Radfahrvereinen, an uns herangetreten und wir ha-
ben das gern aufgenommen. Es gab da eine
Rechtsunsicherheit, es musste dort mit Bul3geld ge-
rechnet werden und wir haben uns aufgemacht und
haben jetzt eine eindeutige feste Regelung gefun-
den. Das kann ich nur sehr begriiRen und bin sehr
dankbar, dass wir uns in der Koalition darauf geeig-
net haben, Thiringen auch tourismusmagig und im
Gesundheitsbereich voranzubringen, und dass
mehr Radfahren dann auch wieder moglich ist. Viel-
leicht kdnnen wir ja mal eine Runde drehen nach
der Gesetzesanderung und dann ganz offiziell die
verschiedenen Wege testen, Herr Malsch.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin
sehr froh, dass wir mit unseren Koalitionspartnern
SPD und Linke im letzten halben Jahr an dem
Waldgesetz intensiv gearbeitet haben und auch ein
bisschen stur geblieben sind und gesagt haben, wir
wollen dort auch noch Veradnderungen erzielen.
Frau Becker hat einen Schwerpunkt gesetzt, ich
freue mich jetzt auf den Redebeitrag von Tilo Kum-
mer. Ich denke, in den einzelnen Fachbereichen ist
klar geworden, es gibt vielleicht unterschiedliche
Ausrichtungen, wie man den Wald sieht und was
fur einen wichtig ist, aber wir stehen als Koalition
zusammen und haben hier ein gutes Waldgesetz
vorgelegt. Ich freue mich sehr auf die Debatte in
den Ausschussen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Als nachster Redner erhalt Abgeordneter Rudy fur
die Fraktion der AfD das Wort.

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe Gaste! Es freut
mich zu sehen, dass im vorliegenden Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen dem Ansinnen der
AfD-Fraktion, welches bereits in der Drucksa-
che 6/6503 und einer Aktuellen Stunde formuliert
wurde, Rechnung getragen wurde und dem ver-
starkten Ankauf durch forstwirtschaftsfremde Inves-
toren in Thuringen ein Riegel vorgeschoben werden
soll. Warum jedoch die VerauRRerung von Korper-
schaftswaldern ab einer Grofke von 1 Hektar von ei-
ner Genehmigung der obersten Forstbehdrde ab-
hangig gemacht werden soll, ist im Ausschuss noch
zu klaren, stellt die angedachte Regelung doch ei-
nen Eingriff in die gesetzlich garantierte Selbstver-
waltung der Gemeinden dar. In keinem Fall darf der
vorgelegte Gesetzentwurf jedoch dazu fihren, dass
sich die Thiringer Walder zu einem Tummelplatz
fur Windkraftanlagen entwickeln.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Wie
tummeln sich Windkraftanlagen?)

Einem solchen Ansinnen werden wir uns entschie-
den verschlieRen, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Insofern freue ich mich auf sicherlich sehr interes-
sante Anhdrungen im Ausschuss und beantrage die
Uberweisung des Entwurfs an den Ausschuss fir
Landwirtschaft und Forsten unter Mitberatung des
Kommunal- und des Finanzausschusses. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Marx:

Als nachster Redner hat Abgeordneter Kummer,
Fraktion Die Linke, das Wort.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Herr Rudy, wie sich
Windkraftanlagen tummeln sollen, ist mir schleier-
haft. Es steht in dem Gesetzentwurf auch kein Wort
von Windkraftanlagen drin.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Noch nicht!)
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Aber wir kdnnen da gern mit lhnen noch mal in Zu-
kunft reden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt
einen ganz bdsen Spruch: Wann ist die deutsche
Einheit vollzogen? Wenn der letzte Ostdeutsche
aus dem Grundbuch verschwunden ist. — Das ist ei-
ne Entwicklung, wozu ich sage, das wollen wir
nicht. Wir haben in Tharingen bisher relativ wenig
mit dem Phanomen des Land Grabbing zu tun ge-
habt, weil eben sehr wenig groflachige landwirt-
schaftliche Flachen zum Verkauf standen. Wir ha-
ben in Thuringen ein sehr kleinteiliges Grundeigen-
tum. Der durchschnittliche Waldbesitz liegt bei etwa
1 Hektar pro Eigentiimer und beim landwirtschaftli-
chen Besitz ist es auch so, dass er relativ klein par-
zelliert ist.

Unsere Agrarbetriebe haben relativ wenig eigene
Flachen, die meisten Flachen sind gepachtet. Das
heit, wenn es Landverkehr in Thiringen gibt,
wenn Grundstlicke verkauft werden, dann ist es im
Regelfall so, dass eine Erbengemeinschaft von ei-
nem ehemaligen Waldbauern land- und forstwirt-
schaftliche Grundflachen gemeinsam verkauft. Und
das — wenn man sich die Frage Pflege im Moment
ansieht — wird haufig notwendig, wenn dann nach
dem Versterben eines Angehdrigen die Kosten flr
die Pflege, die er in seinen letzten Lebensjahren
brauchte, aufgetrieben werden missen.

Wer kauft dann solche Flachen? Im Regelfall kein
Tharinger, im Regelfall Menschen, die ihr Geld an-
legen wollen und die auBerhalb Thiringens nicht in
land- und forstwirtschaftlichen Bereichen tatig sind.
Das ist eine Sache, bei der wir lange dartiber nach-
gedacht haben, was wir hier tun kénnen. Das Pro-
blem ist eben, dass das landwirtschaftliche Vor-
kaufsrecht gerade dann nicht greift, wenn andere
Flachen mitverkauft werden. Und das sind bei den
typischen Thiringer Erbengemeinschaften eben
forstwirtschaftliche Grundstlcke, die mit drinliegen.
Die Hauser werden im Regelfall einzeln verkauft.

Das fiihrte zu der Uberlegung, ob man nicht parallel
zum landwirtschaftlichen Vorkaufsrecht ein forst-
wirtschaftliches Vorkaufsrecht in der gleichen Art
und Weise schaffen kann. Deshalb steht in diesem
Gesetzentwurf nur sehr kurz drin, dass es ein Vor-
kaufsrecht fiir die Landgesellschaft geben soll,
nachdem das Land und die Gemeinden ihr Vor-
kaufsrecht wahrnehmen konnten, wobei man dazu
sagen muss, dass Land und Gemeinden nicht das
Vorkaufsrecht einfach zum Kauf von Wirtschafts-
wald wahrnehmen dirfen. Ein kommunaler Forst-
betrieb, der gern seine Flachen arrondieren méch-
te, der seine Bewirtschaftbarkeit durch den Ankauf
von benachbarten Waldflachen verbessern méchte,
darf das also nicht. Das ist der Punkt, weshalb wir

gesagt haben, dann gehen wir den Weg, dass wir
sagen, die Landgesellschaft soll forstwirtschaftliche
oder landwirtschaftliche Flachen, auf denen auch
forstwirtschaftliche Flachen mit liegen, aufkaufen
durfen, um sie anschlieRend an einen regional an-
sassigen Land- oder Forstwirtschaftsbetrieb zu ver-
kaufen. Dann wird das Ganze noch mit einem Leit-
bild versehen flir den Fall, dass es mehrere gibt,
die Interesse bekunden, damit man sagt, demjeni-
gen, dem es am meisten nutzt, demjenigen, wo wir
die Bewirtschaftbarkeit am besten herstellen, dem
soll das Vorkaufsrecht dann zuteilwerden. Das ist
nicht einfach. In der zersplitterten Kleinprivatwald-
struktur, die wir haben, ist eine Bewirtschaftbarkeit
kaum gegeben. Wenn Flachen unter einem Hektar
gro3 sind, bekomme ich da keinen Unternehmer
hin. Zum Teil komme ich nicht einmal auf mein
Grundstuick, ohne durch das Nachbargrundsttick zu
fahren. In diesen Fallen wirde es uns helfen, weil
der bewirtschaftende Waldbesitzer in die Lage ver-
setzt wird zu erkennen, wenn ein Nachbar verkauft,
um dann zu sagen: Hier, ich mdéchte kaufen, um
meinen Betrieb zu arrondieren, um die Bewirt-
schaftbarkeit meiner Flachen herzustellen. Das ist
der Hintergrund bei diesem Ansatz, den wir hier
pflegen.

Die Alternative dazu: Wir haben Flurneuordnungs-
verfahren, die tber 30 Jahre dauern. Wir haben das
in Tharingen getestet. Das ist ein ausgesprochen
schwieriger Weg, der ist ausgesprochen teuer. Der
kostet uns im Regelfall mehr, als der Wald am Ende
vom Preis her wert ware.

Meine Damen und Herren, nun hat sich das Verfas-
sungsgericht mit der Frage beschéftigt. Das Verfas-
sungsgericht hat gesagt, das friihere Vorkaufsrecht,
was es schon einmal gab, geht so nicht. Es gab fri-
her ein Vorkaufsrecht fur den benachbarten Grund-
stiickseigentimer. Aber da hat niemanden interes-
siert, ob er diesen Wald bewirtschaftet und was er
Uberhaupt macht. Deshalb hat das Verfassungsge-
richt gesagt, die Zielfiihrung ist zufallig. Es hat ge-
sagt, es ist legitim, ein Vorkaufsrecht zu schaffen,
um die Bewirtschaftbarkeit von Wald zu verbessern
oder herzustellen, aber die Zielfiihrung war nicht
gegeben. Das machen wir jetzt, indem das Vor-
kaufsrecht fir die Landgesellschaft eingefiihrt wird.
Damit wird die Zielfihrung gewabhrleistet. Ich denke,
dass wir damit dem Verfassungsgericht auch Genu-
ge tun.

Meine Damen und Herren, ich will zu der Frage ,Ei-
gentum von Mitgliedern von Waldgenossenschaf-
ten“ kommen. Es ist sehr wichtig, dass klar geregelt
ist, wer welchen Anteil an einer Waldgenossen-
schaft hat. Da gibt es im Moment Defizite. Deshalb
soll es kunftig so sein, dass auf Ersuchen der
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obersten Forstbehdrde oder auf Antrag aus der
Waldgenossenschaft die Anlage eines Anteilsbuchs
mit Anteilsblattern erfolgt, wo dann ein Bestands-
verzeichnis erstellt wird, wer welchen Anteil vom
Gesamteigentum, der Gesamthand, hat, wie es hier
in diesem doch schon relativ historischen deut-
schen Antragstext formuliert ist. Es wird gleichzeitig
geregelt, dass fur den Fall, dass es Einwendungen
gegen das neu erstellte Verzeichnis gibt, eine Mit-
wirkung der Waldgenossenschaften festgeschrie-
ben wird. Es werden Verdffentlichungsregelungen
getroffen, damit wir auf einem demokratischen Weg
zu einem bestatigten Verzeichnis der Eigentimer
der Waldgenossenschaft mit ihren Mitgliedsanteilen
kommen, damit wir hier endlich eine Rechtsklarheit
bekommen und damit auch diese Anteile wieder
handelbar sind. Diese Sache ist sehr dringend. Ich
denke, dass mit dem Gesetzentwurf, wie er hier
vorliegt, ein guter Weg gegeben ist, um die dringen-
den Rechtsfragen zu klaren.

Ich méchte im nachsten Punkt zum Kommunal-
waldverkauf kommen. Ich schaue in die Richtung
von Egon Primas. Nachdem eine Regelung im
Kommunalrecht weggefallen war, wo von der Kom-
munalaufsicht Waldverkauf von Kommunen gepruft
wurde, und dann die oberste Forstbehorde dabei
mit zu beteiligen war, hat die ganze Frage ,Prifung
von Kommunalwaldverkauf‘ nicht mehr richtig funk-
tioniert. Wir hatten in der letzten Legislatur ver-
sucht, das zu heilen, weil wir fraktionstbergreifend
gesagt haben, es darf nicht sein, dass Kommunal-
wald zum Zweck der Haushaltskonsolidierung ver-
kauft wird. Das bedeutet, wenn eine Kommune fi-
nanziell nicht mehr kann, dass ihr die Kommunal-
aufsicht sagen kann: So, jetzt misst ihr euren Wald
verkaufen. Ich bin froh, dass bei Eisenach noch kei-
ner auf den Gedanken gekommen ist. Die haben
700 Hektar Kommunalwald. Das ist ein Vermdgen
von uber 10 Millionen Euro. Wenn Kommunalauf-
sichten erst sagen, ihr misst euren Wald verkaufen
— ich hatte Burgermeister, die mir das erzahlt ha-
ben, da ist ein Briickenbau von den Kosten her aus
dem Ruder gelaufen und da hat ihm die Kommunal-
aufsicht gesagt: Dann misst ihr Wald verkaufen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: In
Plaue war das! Plaue!)

Sehr schoén, Frank. Ja, in Plaue ist das so gelaufen,

(Zwischenruf Abg. Thamm, CDU: Nein!)

obwohl das Waldgesetz schon gesagt hat, dass
Kommunalwald nur verkauft werden soll zum Zwe-
cke der Mehrung des Kommunalwaldes, nur fiir den
Zweck des Kommunalwaldes. Trotzdem hat es die-
se Falle gegeben. Unsere gegenwartige Regelung

im Waldgesetz ist diesbeziglich ein zahnloser Ti-
ger. Deshalb diese klare Regelung, denn die ist aus
meiner Sicht nicht zu umgehen: Kein Waldverkauf
zum Zweck der Haushaltskonsolidierung. Das ist
aus meiner Sicht ein klares politisches Bekenntnis.

Meine Damen und Herren, noch mal ganz kurz zu
der Frage der Borkenkaferproblematik, weil hier
von Marcus Malsch gesagt wurde, hier gabe es Wi-
derspruche. Ja, wir legen den Vorrang auf Natur-
verjungung und wir haben bei ,Kyrill* festgestellt,
dass nach drei Jahren gepflanzt wurde und nach
funf Jahren die Naturverjingung Uber die gepflanz-
ten Pflanzen weggewachsen ist, und die Naturver-
jungung war keine schlechte. Auch eine Birke, auch
eine Eberesche, die hochkommt im Thiringer
Wald, ist erst mal hilfreich, denn sie sorgt auch fur
eine Bodenverbesserung mit ihrem Laub. Das ist
nicht, wie man das frither mal so behandelt hat, Un-
kraut des Waldes, das sind auch Baume, die man
nutzen kann, und sie liefern eine Basis dafir, dass
kinftig andere wertvolle Baumarten auf der Flache
wachsen kdnnen. Wenn ich nach drei Jahren aber
die Vorgabe mache, dass ich bepflanzt haben
muss, dann wird in den betriebswirtschaftlichen Ab-
ldufen der groBen Forstbetriebe diese dreijahrige
Pflanzung einkalkuliert, und die ist dann unabhan-
gig von der Naturverjingung durchzusetzen. Das
wollen wir nicht mehr.

Die Frage, ob es jetzt ein Widerspruch dazu ist,
dass wir die Verpflichtung zur Anlage einer Kultur
streichen, Marcus Malsch, kann ich nur mit Nein
beantworten. Unser Waldbauziel, das wir gegen-
wartig haben, hat nichts mehr mit den Kulturen zu
dem Zeitpunkt, wo dieses Waldgesetz geschrieben
wurde, was wir jetzt haben, zu tun. Das war noch
davon gepragt, dass man einen Kahlschlag ge-
macht hat, dann hat man wieder einen Wald ange-
pflanzt, so war es frilher mal. Wir wollen jetzt einen
altersgemischten Wald haben, der viele Baumarten
hat und der gleichzeitig auch eine Altersmischung
hat. Von der Warte her ist diese klassische Kultur
gar nicht mehr Sinn der heutigen Waldbewirt-
schaftung. Deshalb kann diese Passage gestrichen
werden.

Was wir naturlich brauchen, ist, wenn die Naturver-
jungung wieder eine reine Fichte ist, dass wir dort
eingreifen und sagen, hier muss auch noch ein
bisschen was anderes mit rein, zumindest dort, wo
die Fichte perspektivisch keine Uberlebenschancen
hat. Wir missen den Waldcharakter sichern, sonst
werden wir gerade an den Sudhangen in einigen
Bereichen des Schiefergebirges und anderswo
massive Probleme mit Erosionen kriegen, wenn wir
den Wald verlieren. Das wird Auswirkungen auf das
Kleinklima haben, wir werden mit der Bevolkerung
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Schwierigkeiten kriegen, wenn uns der Wald hier
verloren geht. Dazu besteht dringender Handlungs-
bedarf.

Ich denke, gerade was die Frage der Finanzierung
angeht: Wir missen es bei der Programmierung
des neuen ELER, des neuen europaischen Fonds,
von vornherein mit bedenken, um die nétigen Mittel
zur Verfugung zu stellen, denn aus der Landeskas-
se allein konnen wir das nicht klaren, meine Damen
und Herren.

Noch ein kurzer Punkt zu dem Hauptstreitthema in
der Offentlichkeit bei unserem Gesetzentwurf, dem
Radfahren. Ich will nur noch darauf eingehen, weil
das bisher nicht passierte, wie es in anderen Lan-
dern geregelt ist. Die Bayern zum Beispiel: Reiten
auf geeigneten Wegen und Stral3en, Radfahren ge-
nauso. Die Saarlander: das Gleiche. Rheinland-
Pfalz: Reiten auf Straflen und Waldwegen. Selbst
Hamburg hat solche Regelungen. Viele Bundeslan-
der haben eine solche Regelung, wo das Ublich ist.
Klar ist, damals war es vor allen Dingen Prinz Mi-
chael, der gesagt hat, er will hier eine andere Rege-
lung, weil ihn die Reiter im Wald gestort haben. Die
Schaden, die uns in der Ausschussberatung da-
mals vorgehalten wurden, waren Schaden, wo Rei-
ter mitten durch den Wald geritten sind. Das sollen
sie nicht und das wollen wir auch nicht. Aber das,
was daraus geworden ist, dass Reiten auf geschot-
terten Wegen stattfinden soll: Wenn man sich mal
anguckt, wie sich ein Pferd auf einem geschotterten
Weg bewegt, dem tun einfach nur die Flflte weh.
Das ist der Punkt, weshalb man hier mal daruber
nachdenken muss.

Roberto Kobelt ist vorhin auf das Radfahren einge-
gangen. Ich bin mal den Rennsteig-Radweg lang-
gefahren, eine geschotterte Kurve nach unten. Ich
habe dann anschlieRend beim Naturpark Thiringer
Wald — da war ich noch nicht der Vorsitzende — ge-
fragt, wie sich das denn auswirkt. Da wurde mir ge-
sagt: Wir holen hier jede Woche einen raus, der ge-
stlrzt ist. Das ist doch nicht vernlnftig. Das ist ein
Punkt, Uber den wir einfach auch mal reden mus-
sen. Ich verstehe, dass die Waldbesitzer sagen, es
darf sich daraus keine gesonderte Verkehrssiche-
rungspflicht ergeben. Das Urteil, das es gegen ei-
nen Forster gegeben hat, der einen Zaun gezogen
hat, um einen Aufwuchs einzuzdunen, und da ist
ein Radfahrer reingeknallt, finde ich auch nicht gut.
Aber wir missen dartiber reden, ob wir nicht sagen
kdénnen, okay, Einzdunungen von Naturverjungun-
gen und von Anpflanzungen gehdren zu waldtypi-
schen Gefahren. Dann kénnten wir das aus meiner
Sicht ausschlielRen.

Wir kdnnen auch dariber reden, wie breit soll denn
der feste Weg sein, der fiir Radfahren oder Reiten

genehmigt wird. Baden-Wirttemberg hat zum Bei-
spiel Regelungen getroffen, wo sie gesagt haben,
zwei Meter Breite, drei Meter Breite. Auch dartber
kann man aus meiner Sicht reden. Aber so, wie es
jetzt ist, so kann es nicht gelassen werden. Dazu ist
aber von den anderen Kolleginnen und Kollegen
schon genug gesagt worden.

Zu der Frage ,Waldbrandbeihilfe* will ich noch ganz
kurz sagen, hier schaffen wir einen Fdrdertatbe-
stand. Die gegenwartige Waldbrandbeihilfe aber
sagt, 75 Prozent missen verpflichtend bezahlt wer-
den bis hin zu dem Punkt entgangener Zuwachs,
Aufforstungskosten, entgangener Verlust, weil ich
das Holz nicht ernten konnte. Also, das ist ein Pa-
ket, das fiir den Landeshaushalt oder die Forstan-
stalt, je nachdem, wer es gerade bezahlen soll, ei-
ne immense Gefahr in sich birgt.

Wir schaffen einen Férdertatbestand, wo wir genau
das sagen, was vorhin auch von der CDU kam: Wir
mussen sicherstellen, dass deshalb keiner in die
Privatinsolvenz rutscht, dessen Unternehmen des-
halb kaputtgeht. Das kdnnen wir mit der Férderung
sicherstellen, aber diese Belastung des Landes-
haushalts mit der drohenden Gefahr — wir haben im
letzten Jahr in Brandenburg gesehen, wie Wald-
brande entstehen, die wir in Deutschland gar nicht
mehr fiir moglich gehalten hatten — geht aus meiner
Sicht nicht. Hier missen wir auch an die Zukunft
unseres Landes denken.

Meine Damen und Herren, ich wiinsche mir die Be-
ratung des Gesetzentwurfs im Ausschuss fir Infra-
struktur, Landwirtschaft und Forsten und im Justiz-
ausschuss und ich hoffe, dass wir ihn in dieser Le-
gislatur noch zu einem guten Ende bringen. Wir
brauchen es dringend, zum Beispiel fur die Waldge-
nossenschaften. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Herr Abgeordneter Primas hat das Wort.

Abgeordneter Primas, CDU:

Ja, Frau Prasidentin, Herr Kollege Malsch hat das
meiste aus CDU-Sicht schon dargestellt, aber ich
mochte doch noch auf einiges eingehen. Herr Ko-
belt, wann waren Sie das letzte Mal im Wald?

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Das war vor
Kurzem!)

(Zwischenruf Abg. Kobelt, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Am Wochenende!)
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Ja, dann haben Sie aber nicht die Augen aufge-
macht, sondern beim Fahrradfahren vorne nur nach
unten geschaut, sonst hatten Sie namlich gesehen,
dass nicht ein einziger Forster unterwegs ist und
Fichten schldgt zum normalen Abholzen, sondern
wenn sie nicht gerade Rehe totschielden, sind sie
alle unterwegs und beseitigen vom Borkenkéafer be-
fallenes Holz. Das ist deren Aufgabe, die sie ma-
chen. Und wenn Sie sagen, wir wollen das Holz
stehen lassen, damit in funf Jahren noch was ist —
wenn die sich jetzt nicht um den Borkenkafer kiim-
mern, ist in funf Jahren gar nichts mehr da.

Also einfach nur mal ganz normal in den Wald ge-
hen, ldeologie beiseitetun und dann mal gucken,
wie es wirklich ist. Nur die Wirklichkeit wahrneh-
men, das ware schon viel wert. Und wenn Sie sa-
gen, wir wollen das in Zukunft naturnah mit den
Pferden machen — das ist eine schone Sache dort
am Ettersberg, das haben wir ja alles unterstitzt.
Aber das flachendeckend hinzukriegen, ist doch ei-
ne pure lllusion.

(Zwischenruf Abg. Kobelt, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Das hat doch keiner gesagt!)

Das geht doch Uberhaupt nicht. Heute hat Herr
Gebhardt als Forstchef die Unfélle, die im Forst
passierten, bekannt gegeben. Gott sei Dank nur ein
todlicher im vergangenen Jahr, aber alle Unfalle
passieren zum gréften Teil beim Fallen von Holz.
Und jetzt wollen Sie das riicken und machen und
tun und dass die nicht mehr mit Fahrzeugen reinge-
hen und mit Harvestern. Ist Ihnen das Leben der
Waldarbeiter so egal, dass Sie das flachendeckend
nur mit Pferden machen wollen? Was soll das fir
eine Zukunft werden?

Also wenn man Sie als Griine Forstpolitik machen,
Waldpolitik machen lasst, dann bedeutet das aus
meiner Sicht, lhre Ideologie heil3t Stilllegen. Stillle-
gen und das andere wird sich allein regeln. Wie das
Stilllegen aussieht, sehen wir. Gehen Sie mal in
den Nationalpark Harz, schauen Sie sich mal oben
an, wie das aussieht, wie das Ubereinander, kreuz
und quer liegt, so sieht das aus. Das ist aus meiner
Sicht aber keine Forstpolitik.

Ich hatte das letzte Mal Frau Becker erklart, wie
das mit der Anstalt war mit dem Geld. Sie salien
zwar hier drin, haben das gehért und haben es heu-
te wieder wiederholt. Ich erspare mir das aber
auch, weil ich erkenne, es ist zwecklos, Ihnen das
zu erklaren. Sie wollen es einfach nicht und es
kommt immer wieder. Es funktioniert nicht. Sie ha-
ben von Waldumbau gesprochen. 2009, im Koali-
tionsvertrag mit der SPD, haben wir schon
135.000 Hektar fir den Waldumbau identifiziert.
Damals haben wir schon gesagt, vieles davon ist in

der Flache, wo die Fichte nichts mehr zu suchen
hat. Das war damals schon, aber wir konnten es
nicht umsetzen, weil schlicht und ergreifend nicht
das Geld im Haushalt vorhanden war, um massiv
Waldumbau machen zu kénnen. Das war nicht
moglich. Da will ich Ihnen noch eine Zahl sagen,
damit Sie die Dimension kennen, was die Borken-
kafergeschichte jetzt anrichtet. Im Moment wird im
Staatswald — ich sage einfach nur mal so eine Zahl
— mit einem Schaden von 100.000 Millionen fir die-
ses Jahr gerechnet und wir wissen nicht, was die
Trockenheit in den nachsten Jahren noch anrichtet,
da kommt noch viel mehr dazu. Wir wissen nicht,
ob der Jungaufwuchs der Buche Uberhaupt kommt,
ob das wieder da ist. Das werden wir erst alles in
den nachsten Jahren sehen. Und es deutet sich so
an, dass wir eine Wiederholung kriegen. Denn es
musste jetzt bis Juli durchgehend regnen, damit wir
das Defizit aus dem letzten Jahr wieder aufholen.
Also da sehen Sie, was fiir massive Probleme da
sind. Das kann man nicht einfach sagen, das ma-
chen wir mal so.

Das Waldgesetz, Herr Kummer — das haben wir ex-
tra gesagt —, das ist gut, dass wir dartber reden.
Denn in dem Zusammenhang haben ja mehrere
Sachen im Ausschuss, jetzt missen wir einen Zu-
sammenhang sehen, wie kriegen wir Konzeptionen
hin, dass wir mit den Kalamitaten hier zurechtkom-
men, mit den Folgen von Borkenkafern und von
Sturm. Da ist eine Riesenaufgabe vor uns und da
mussen wir uns nicht streiten Gber Stilllegung oder
irgend so einen Blddsinn. Das brauchen wir alles
nicht. Ich denke, das kénnen wir im Ruhigen ma-
chen. Aber das Vorkaufsrecht, was Kommunen und
Land haben, beschrankt sich nicht, Herr Kummer,
auf Naturschutz. Es beschrankt sich nicht auf Na-
turschutz.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE:
Nein, das habe ich nicht gesagt!)

§ 17 Abs. 2 Thiringer Waldgesetz: Muss ,der Wal-
derhaltung oder einer Verbesserung der Leistungen
des Waldes fir die Allgemeinheit” dienen. Da be-
steht schon jetzt das Vorkaufsrecht. Das heif3t, wir
missen nicht zuséatzlich noch die Landgesellschaft
beauftragen, Wald zu kaufen. Also wenn wir schon
daruber reden, dass wir so etwas auch noch ein-
schalten, dann missen wir dariber reden, dass die
Anstalt, die fur uns den Wald bewirtschaftet, die
Forstanstalt, vielleicht das Vorkaufsrecht fir uns
auslbt, wie wir das regeln wollen. Aber noch eine
zusatzliche Landgesellschaft, die sich bis jetzt um
Wald nicht gekimmert hat, davon wurde ich abra-
ten, das zu machen. Also wir wollen dartber disku-
tieren, haben wir gesagt, und schieben es in den
Ausschuss und reden vernlnftig dartber, was die
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beste Variante ist. Aber es ist auch jetzt schon ge-
regelt, dass es moglich ist. Wir miissen es nicht
tun, noch zusatzlich Verwaltungsaufwand organisie-
ren, das kriegen wir vielleicht leichter hin.

Meine Damen und Herren, es ist ja schon gesagt
worden, das Gesetz an unseren Ausschuss zu
Uberweisen; es sind noch verschiedene andere
Ausschusse jetzt benannt worden, wir haben nichts
dagegen, so viel wie mdglich. Aber eigentlich reicht
der Ausschuss fur Landwirtschaft und Forsten.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Marx:

Frau Abgeordnete Scheringer-Wright.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, jetzt gibt es gerade noch eine Debat-
te, Uber welche Ausschisse. Ich glaube, da einigen
wir uns ganz einfach.

Um mit dem Letzten anzufangen, was Herr Primas
gesagt hat in Bezug auf das Vorkaufsrecht: Wer
dann wie beauftragt wird, das kdnnen wir gern be-
raten. Wichtig ist, dass das Vorkaufsrecht fir die
gestarkt wird, die den Wald, die das Land bearbei-
ten wollen, und da muss man beim

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Wald was machen und deswegen haben wir das
auch in den Gesetzentwurf geschrieben. Es ist
wichtig, dass es da erst mal verankert ist. Wie das
dann umgesetzt wird, kdnnen wir gern beraten.

Ich méchte jetzt noch mal was zu den Ruckegas-
sen sagen, Herr Primas. Ich war am Montag oder
am Sonntag, ich weil gar nicht mehr, im Wald. Ich
gehe oft in den Wald und in Nordthiringen ist es
auch ein bisschen anders als im Thuringer Wald.
Ich weil} nicht, wie es direkt bei lhnen ist, aber zum
Beispiel im Eichsfeld ist es noch ein bisschen an-
ders mit der Waldzusammensetzung. Da haben wir
viel Buche und Laubwalder. Aber da fallt mir auf,
dass in den letzten 20 Jahren ein Anstieg von be-
festigten und festen Wegen im Wald zu verzeich-
nen ist, es also mehr feste und befestigte Wege im
Wald gibt, und es gibt ein wahnsinnig enges Ge-
flecht aus Riickegassen. Das ist so nicht nachhal-
tig. Da muss ich zugeben, da hat der Herr Kobelt
recht, und da war mir das eigentlich nicht weit ge-
nug, was wir jetzt im Waldgesetz verankert haben,
die Ruckegassen auf 40 Meter zu machen. Aber —
und Ihr Einwand ist ja nicht von der Hand zu weisen
— man muss naturlich auch die Bearbeitung und
diejenigen, die dann das Holz werben missen, be-

ricksichtigen. Daher haben wir uns auf diesen
Kompromiss geeinigt. Es ist schon so, Wald nimmt
im Wald ab, weil immer mehr Wege hineingeschla-
gen werden. Im ,Alten Holz* in Hohengandern — ich
lade Sie gern mal ein, da kénnen wir das mal be-
sichtigen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Noch schlimmer ist es rund um die Teufelskanzel,
wo es auch Tourismus gibt. Da sind ja ganze Rie-
senwege durchgeschlagen, wo natirlich die Holz-
werbung gut stattfinden kann, die Leute kdnnen da
auch gut marschieren, aber trotzdem ist das schon
fast kein Wald mehr, das ist ja wie ein Park. Da
kann ich dann nur sagen, da freue ich mich, dass
insgesamt die Waldflache in Thiringen ausgedehnt
wird, weil wir dann im Baumbestand kompensieren
kdnnen, was in den einzelnen Waldern Wegen zum
Opfer fallt. Wie gesagt, ich lade Sie gern in den Na-
turpark bei uns im Eichsfeld ein, denn auch da sind
die Riickegassen enorm, da ist der Anstieg von fes-
ten und befestigen Wegen enorm, das ist eigentlich
nicht im Interesse des Waldes und auch nicht im In-
teresse des Klimaschutzes. Deswegen ist der Vor-
schlag, den wir da gemacht haben, ein tragfahiger
Kompromiss.

Noch ein letztes Wort zur Pferdertickung: Niemand
hat in diesem Waldgesetz geschrieben, dass Uber-
all Pferdertickung stattfinden soll, sondern wir ha-
ben gesagt, das soll besonders geférdert werden,
damit Pferderiicker sich Uberhaupt etablieren kon-
nen und die, die es gibt, auch Gberleben kénnen.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Das ist alles, was wir wollen. Das ist eine gute
MaRnahme und da hoffe ich doch, dass Sie das im
Ausschuss unterstlitzen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizepréasidentin Marx:

Als nachster Redner aus den Reihen der Abgeord-
neten erhalt Kollege Kummer von der Fraktion Die
Linke das Wort.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Einen Satz noch zum Kollegen Primas bezlglich
der Frage, an wen das Vorkaufsrecht adressiert
sein soll. Die Landgesellschaft haben wir deshalb
gewabhlt, weil sie eine gemeinnitzige Siedlungsge-
sellschaft nach dem Grundstiicksverkehrsgesetz
ist. Das ist der Punkt, wo man den Bezug entspre-
chend hergestellt hat, weshalb das aus meiner
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Sicht das Erforderliche ist, um diesen Weg zu be-
schreiten, wie ich ihn dargestellt habe.

Einen zweiten Satz: Ich habe vorhin die Uberwei-
sung an den Justizausschuss beantragt, das war
ein Versehen von mir. Ich dachte, es ware verpflich-
tend notwendig, weil es ein Gesetzentwurf der
Fraktion ist. Mir ist aber gerade gesagt worden,
dass das nicht so ist. Also, ich ziehe diesen Antrag
zurlick. Danke.

Vizeprasidentin Marx:

Ich frage jetzt noch mal: Gibt es Wortmeldungen
aus den Reihen der Abgeordneten? Das ist jetzt
endgultig nicht der Fall. Frau Ministerin Keller.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, ich glaube, schon
die Debatte hat gezeigt, dass es doch zahlreiche
Diskussionen geben wird in Bezug auf das Gesetz
und zahlreiche Interessenlagen natirlich auch Be-
ricksichtigung in diesem Gesetz finden mussen.
Da werden naturlich eine Aussprache und Anho-
rung usw. vonndten sein, was dann am Ende in ei-
nem guten Gesetz minden soll.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll im We-
sentlichen Folgendes rechtlich neu geordnet wer-
den: zum einen das Betretungsrecht des Waldes
fur Reiter und Radfahrer, das Vorkaufsrecht an
Waldgrundstiicken, die Pflicht zur Wiederauffors-
tung, der Verkauf von Koérperschaftswald und die
Verkehrsfahigkeit von Waldgenossenschaftsantei-
len.

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich
auf den letztgenannten Aspekt als Erstes eingehen.
Mit Beschluss vom 4. April 2018 hat das Thiringer
Oberlandesgericht festgestellt, dass aufgrund von
fehlenden Regelungen im Thiringer Waldgesetz,
um das es hier gerade geht, die Anteile an Waldge-
nossenschaften derzeit nicht verkehrsfahig sind.
Das heil’t also, derzeit nicht verauRert werden kon-
nen. Dadurch kénnen gegenwartig keine Grund-
stlicks- bzw. Anteilskdufe grundbuchrechtlich voll-
zogen werden. Es besteht also akuter Regelungs-
bedarf, um die Verkehrsfahigkeit herzustellen und
die Rechtssicherheit bei der Verauflerung von An-
teilen an Waldgenossenschaften zu gewahrleisten.
Mit dem vorliegenden Entwurf zur Anderung des
§ 54 wird diese Regelungsliicke bei der grundbuch-
maRigen Behandlung von Waldgenossenschaften
geschlossen, es werden Regelungen zum Eintrag
der aus den Mitgliedern der Waldgenossenschaft
gebildeten Gesamthandsgemeinschaft und die An-

lage eines Anteilsbuchs mit Anteilsblattern geregelt.
Die Anderung schafft somit Rechtssicherheit und
Rechtsklarheit bei der Eigentiimereintragung und
fuhrt dazu, den faktisch eingetretenen Antragsstau
bei den Grundbuchverfigungen zu beseitigen. Im
Ergebnis wird die eigentumsrechtliche Handlungs-
fahigkeit von ber 300 altrechtlichen sowie neu ge-
grindeten Waldgenossenschaften hergestellt. Ich
freue mich sehr, dass wir fur dieses drangende Pro-
blem jetzt eine Regelung im Waldgesetz vorliegen
haben.

Ich mdchte mich an dieser Stelle ganz herzlich bei
allen Beteiligten bedanken, die an der Novellierung
des Gesetzes in diesem Teil mitgearbeitet haben.
Ich méchte aber noch Folgendes sagen: Sehr ge-
ehrte Damen und Herren, weitere Regelungen des
Gesetzentwurfs betreffen die Veraulierung, die Nut-
zung und die Bewirtschaftung des Waldes, berth-
ren also die Interessen der Waldeigentimer und
gestalten die nach § 1 Thiringer Waldgesetz er-
mdglichte Erholung in Waldgebieten. Solche Rege-
lungen bedurfen grundsatzlich eines Ausgleichs der
Belange der Allgemeinheit und der Interessen der
Waldeigentimer bzw. Waldbesitzer.

Ich will an dieser Stelle offen sein: Um einen sol-
chen Interessenausgleich herbeizufiihren, hatte ich
mir auch einen breiten Diskurs und eine intensive
Abstimmung dieser Interessenlagen im Vorfeld der
konkreten parlamentarischen Befassung ge-
wunscht. Umso wichtiger ist es nunmehr, in der
zum Gesetzentwurf durchzufiihrenden Anhoérung
des Fachausschusses die vorgeschlagenen Rege-
lungen mit allen Akteuren grindlich zu beraten, die-
se abzustimmen und dort vorgebrachte Anregun-
gen aufzunehmen. Dies betrifft nach meiner Ein-
schatzung und der Einschatzung der Fachleute ins-
besondere die vorgeschlagenen Anderungen der
bisherigen Reitwegeregelung mit der Erlaubnis fir
Reiter und Radfahrer zur Nutzung auch von festen
Wegen in § 6 und deren finanziellen Auswirkungen
sowie die Anderung der Regelung zum Vorkaufs-
recht in § 17, um einen — ich zitiere — ,verstarkte[n]
Aufkauf von Waldflachen durch forstwirtschafts-
fremde Investoren® in Thiringen zu verhindern.

Hinsichtlich einer Ausgestaltung des Vorkaufsrechts
sind die engen verfassungsrechtlichen Grenzen im
Zusammenhang mit der Eigentumsgarantie nach
Artikel 14 des Grundgesetzes und Artikel 34 der
Tharinger Verfassung zu beachten. Das ist eine
Problematik, der wir uns in dem Zusammenhang
stellen missen. Der greift im Ubrigen auch bei dem
aktuell diskutieten Thema landwirtschaftlicher
Nutzflachen, also dem sogenannten Land Grab-
bing, was wir hier auch im Parlament schon beraten
haben.
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Die Verlangerung der Wiederaufforstungspflicht in
§ 23 kann vor dem Hintergrund der aktuell schwieri-
gen Dirre- und Forstschutzsituation den adminis-
trativen Aufwand bei den Waldbesitzern und auch
der Landesforstanstalt reduzieren. Allerdings beste-
hen infolge der Fristverlangerung auch Risiken.
Auch dariber muss man reden, namlich dass bei
Standorten, die zur Verwilderung neigen, eine hi-
nausgezogerte WiederaufforstungsmaRnahme zu
waldbaulich-technischen Mehraufwendungen fihrt.
Das ist abzuwagen.

Der Waldumbau gemaR § 24 ist bereits Bestandteil
der gesetzlichen Grundpflicht zur ordnungsgema-
Ben Forstwirtschaft als einer Wirtschaftsweise, die
nach den gesicherten Erkenntnissen der Wissen-
schaft und den bewahrten Regeln der Praxis den
Wald nutzt, verjungt, pflegt und schitzt und somit
die 6konomische und 6kologische Leistungsfahig-
keit des Waldes nachhaltig sichert. Gemal § 19
des Thuringer Waldgesetzes ist eine standortge-
rechte Baumartenwahl dabei ausdrtickliches Kenn-
zeichen ordnungsgemalier Forstwirtschaft. Als Ent-
scheidungshilfe besteht deshalb seitens der Lan-
desforstverwaltung seit Jahren ein Katalog stand-
ortgerechter Baumarten und Bestandsmischungen
unter Berlcksichtigung des Klimawandels, der dem
Erkenntnisstand angepasst wird. Mit Hilfe der forst-
lichen Férderung werden finanzielle Anreize fir ei-
ne entsprechende Baumartenwahl gesetzt.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle, tatsachlich denje-
nigen, die seit Jahren fir Waldumbau sorgen —
namlich den Forstleuten —, dafir auch Danke zu sa-
gen. Aber im Forst ist es nun mal so, dass die eine
Generation pflanzt und die nachste Generation erst
sieht, wie die Baume in den Himmel wachsen.

Sehr geehrte Damen und Herren, eine gesetzliche
Verankerung der finanziellen Unterstitzung des
Landes beim Waldumbau erscheint angesichts der
notwendigen Anpassungsmaflnahmen an den Kii-
mawandel aber selbstverstandlich sachgerecht. Ich
will an der Stelle auch noch einmal sagen, weil sich
die Debatte hier auch wieder um die Stilllegungen
drehte: Als einziges Bundesland, wenn man das mit
anderen Bundeslandern vergleicht, werden Stillle-
gungen — siehe Possen — tatsachlich auch finanziell
unterstutzt.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ich will nur an unsere Anderung im Gesetz und
auch im Haushalt erinnern, dass die Stilllegung auf
dem Possen und auch die Sicherung von Stilllegun-
gen fir die Anstalt 6ffentlichen Rechts finanziert
wird. Das finden Sie in anderen Bundeslandern
nicht. Ich habe neulich mit den Abteilungsleitern der

anderen Bundeslander zusammengesessen und
denen sind fast die Augen Ubergegangen. Das ge-
hort zur Wahrheit auch dazu, das will ich an der
Stelle auch betonen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ja, sehr geehrte Damen und Herren, es wird jedoch
noch zu diskutieren sein, ob die Umsetzung wie
bisher der forstlichen Férderung vorbehalten blei-
ben sollte oder eine Rechtsverordnung erforderlich
ist. Eine verscharfende Regelung bei der Genehmi-
gung von KommunalwaldverauRerungen wie in
§ 33 vorgesehen — auch davon war hier die Rede —
kann den Gemeinwohlbezug des Waldes nur schiit-
zen. Der Thiringer Rechnungshof hat aber demge-
genuber empfohlen, entsprechende waldgesetzli-
che Restriktionen aufzuheben. Auch hier gilt es, die
verschiedenen Interessenlagen abzuwagen. Zudem
ist die Neuregelung in Absatz 2, wonach der Ver-
kauf von Kommunalwald zum Zwecke der Haus-
haltskonsolidierung nicht zu genehmigen ist, mit
dem verfassungsrechtlich verankerten Recht auf
kommunale Selbstverwaltung in Einklang zu brin-
gen.

Sie sehen also, sehr geehrte Damen und Herren,
dass vor uns noch eine wirklich spannende Aus-
schussberatung liegen wird. Ich halte es sinnge-
mafRk mit den Worten Peter Strucks, wonach ein Ge-
setz das Hohe Haus nicht so verlassen muss, wie
es eingebracht wurde. Ich freue mich auf die Dis-
kussion im Ausschuss und bedanke mich fir die
Debatte hier im Plenum.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Es liegen mir jetzt kei-
ne weiteren Wortmeldungen vor. Es wurden zahlrei-
che Ausschussliberweisungen beantragt, zunachst
an den Ausschuss fur Infrastruktur, Landwirtschaft
und Forsten. Wer dieser Ausschussliberweisung
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind alle Fraktionen des Hauses und der fraktions-
lose Abgeordnete Reinholz. Gibt es Gegenstim-
men? Gibt es Enthaltungen? Dann ist das einstim-
mig so beschlossen.

Es war der Antrag zur Mitberatung im Ausschuss
far Migration, Justiz und Verbraucherschutz gestellt
und dann wieder zurtickgezogen worden. Eigentlich
ist es Praxis, dass bei Gesetzentwirfen aus der
Mitte des Landtags auch der Ausschuss fir Migra-
tion, Justiz und Verbraucherschutz ...
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(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Das ist zwar Praxis, aber wir miissen dariber
abstimmen!)

Wenn es nicht gewuinscht wird und es keiner bean-
tragt, dann lasse ich es auch nicht abstimmen. Ich
habe nur noch mal die Frage gestellt.

Weiterhin war beantragt, den Gesetzentwurf zur
Mitberatung an den Innen- und Kommunalaus-
schuss zu (berweisen. Wer stimmt diesem Uber-
weisungsvorschlag zu? Die AfD-Fraktion. Gibt es
Gegenstimmen? Die restlichen Fraktionen des
Hauses und der Abgeordnete Reinholz. Gibt es
Enthaltungen? Dann ist diese Ausschussiiberwei-
sung abgelehnt.

Weiterhin war von der AfD beantragt, den Haus-
halts- und Finanzausschuss zu beteiligen. Wer ist
fur diese Uberweisung? Wiederum die Fraktion der
AfD. Wer ist gegen diese Uberweisung? Die restli-
chen Fraktionen des Hauses und der Abgeordnete
Reinholz. Gibt es Enthaltungen? Die sehe ich nicht,
dann ist auch diese Ausschussliberweisung abge-
lehnt.

Wir haben jetzt diesen Gesetzentwurf lediglich an
den Ausschuss fir Infrastruktur, Landwirtschaft und
Forsten Uberwiesen. Damit erledigt sich auch die
Frage der Federfiihrung, das macht dann dieser
Ausschuss. Herr Abgeordneter Geibert.

(Zuruf Abg. Geibert, CDU: Den Umweltaus-
schuss hatten wir noch beantragt!)

Die Uberweisung an den Ausschuss fiir Umwelt,
Energie und Naturschutz war noch beantragt. Okay,
dann habe ich das hier nicht notiert gefunden.
Dann lasse ich noch dariber abstimmen, diesen
Gesetzentwurf an den Ausschuss fur Umwelt, Ener-
gie und Naturschutz zu Uberweisen. Wer ist daftr?
Das sind die CDU-Fraktion und die AfD-Fraktion.
Wer ist gegen diese Uberweisung? Das sind die
Fraktionen der Linken, der SPD und der Grlinen
und der fraktionslose Abgeordnete Reinholz.

Damit bleibt es bei der alleinigen Uberweisung an
den Ausschuss fir Infrastruktur, Landwirtschaft und
Forsten.

Ich schlieRe diesen Tagesordnungspunkt und wir
treten in die Mittagspause ein. Es geht hier um
14.10 Uhr mit der Fragestunde weiter.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 22

Fragestunde

Ich rufe die Mindlichen Anfragen auf und bitte die
Abgeordneten, ihre Fragen vorzutragen. Die erste
Fragestellerin ist Frau Abgeordnete MeilRner von

der CDU-Fraktion, mit Drucksache 6/6908. Frau
Meilner, bitte.

Abgeordnete MeilRner, CDU:

Familie im Sinne des Thuringer Gesetzes zur Si-
cherung der Familienférderung

In Artikel 2 § 2 des Thiringer Gesetzes zur Neu-
strukturierung der Familienférderung und zu Ande-
rungen bei Stiftungen wird der Familienbegriff wie
folgt definiert:

.Familie im Sinne dieses Gesetzes ist eine vom ge-
wahlten Lebensmodell unabhédngige Gemeinschaft,
in der Menschen Verantwortung fireinander Uber-
nehmen und flireinander da sind, unabhangig von
einer EheschlieBung oder der Form, in der sie zu-
sammenleben, sowie der sexuellen Orientierung.”

Ich frage die Landesregierung:

1. Sind FuBballmannschaften im Sinne des oben
genannten Gesetzestextes Familien?

2. Sind Nachbarn im Sinne des oben angegebenen
Gesetzes Familien?

3. Welche Kriterien missen explizit erfillt werden,
damit eine Gemeinschaft gleichzeitig auch eine Fa-
milie darstellt?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet in Vertretung der
erkrankten Ministerin flr Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie die Frau Ministerin Keller.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, namens der Landesregierung und
in Vertretung fur Frau Werner beantworte ich die
Mundliche Anfrage der Abgeordneten Meil3ner wie
folgt:

Die Antworten auf die Fragen 1 und 2 fasse ich aus
dem Sachzusammenhang zusammen. Und die Ant-
wort heif3t: Nein.

Zu Frage 3: Damit eine Gemeinschaft als Familie
im Sinne des Gesetzes angesehen werden kann,
mussen weitere Kriterien erflllt sein. Zum einen
muss es eine wechselseitige Ubernahme von Ver-
antwortung geben. Diese Verantwortung ist natur-
lich eine andere Verantwortung als diejenige, die im
Sportverein oder in Hausgemeinschaften Ublich ist.
Das hangt damit zusammen, dass Familie auch in
ihrer Exklusivitat verstanden werden muss, also als
eine ganz besondere wechselseitige Verbindung
zwischen Menschen. Zum anderen zeichnet sich
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Familie durch die Zusammengehorigkeit von zwei
oder mehr Generationen aus. Hierbei ist jedoch
nicht zwingend erforderlich, dass die Generationen
im Sinne einer biologischen Abstammung miteinan-
der verknupft sind. Also auch Pflege- und Adoptiv-
familien sind Familien. Ein weiteres hinzutretendes
Merkmal ist, dass Familie auf relative Dauerhaftig-
keit ausgerichtet ist. Zwischen Familienmitgliedern
besteht eine wechselseitige soziale Beziehung, die
in der Regel nicht nur kurzfristig wirkt. Andererseits
wissen wir alle, dass viele familiare Beziehungen —
also Beziehungen zwischen Partnern oder auch El-
tern-Kind-Beziehungen — heute nicht mehr automa-
tisch bis zum Ende eines Familienmitglieds andau-
ern.

Zusammenfassend kann man sagen, dass Familie
in ihrer Vielfaltigkeit verstanden werden muss, wo-
bei der Familienbegriff auch einem gesellschaft-
lichen Wandel unterliegt. Niemand wird bestreiten,
dass neben den traditionellen Familienbegriffen wie
Mutter, Vater, Kinder inzwischen eine ganze Reihe
weiterer Familienmodelle getreten sind, die von ih-
ren Mitgliedern taglich gelebt werden. Genau die-
sem gesellschaftlichen Wandel sind wir mit dem
von lhnen eingangs zitierten Familienbegriff gerecht
geworden.

Vielen Dank.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Frau Meil3ner, bitte.

Abgeordnete Meiflner, CDU:

Das tut mir ja jetzt leid, Frau Keller, aber ich habe
eine Nachfrage. Da diese zusatzlichen Kriterien
nicht Inhalt des Gesetzestextes sind, frage ich Sie:
Wie wird durch die Landesregierung sichergestellt,
dass diese Kriterien beispielsweise bei Forderantra-
gen fur den Familienbegriff zugrunde gelegt wer-
den?

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Frau Abgeordnete Meil3ner, wenn ich
das wiusste, ware ich Sozialministerin. Wenn Sie
gestatten, ich wirde das dann gern schriftlich be-
antworten lassen.

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Wir kommen
dann zur zweiten Frage. Fragesteller ist Herr Abge-
ordneter Kuschel von der Fraktion Die Linke mit der
Drucksache 6/6909. Herr Kuschel, bitte.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:
Danke, Frau Prasidentin.

Maoglichkeiten zur Forderung der Sanierung der Zu-
fahrtsstralte zur Krayenburg (Wartburgkreis)

Die Stadt Bad Salzungen beabsichtigt die Zufahrts-
stral3e zur Krayenburg (Wartburgkreis), welche der
Unterhaltungspflicht durch ThiringenForst — Anstalt
offentlichen Rechts unterliegt, als Gemeindestralie
zu Ubernehmen. Der Zustand der StralRe ist deso-
lat, weshalb diese bereits teilweise gesperrt werden
musste. Die ermittelten Baukosten belaufen sich
nach Kenntnis des Fragestellers auf circa 2 Millio-
nen Euro. Diese Summe wirde die finanzielle Leis-
tungsfahigkeit der Stadt Bad Salzungen Uberstei-
gen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wann soll nach Kenntnis der Landesregierung
die Zufahrtsstrale zur Krayenburg, welche zurzeit
der Unterhaltungspflicht durch ThiringenForst —
Anstalt 6ffentlichen Rechts unterliegt, als Gemein-
destralte durch die Stadt Bad Salzungen Gbernom-
men werden?

2. Welche Mdglichkeiten zur finanziellen Férderung
in welcher konkreten Héhe bestehen fir die not-
wendige Sanierung der Zufahrtsstrale, beispielwei-
se aus dem Fdrderprogramm ,Kommunaler Stra-
Renbau“?

3. Welche Mdglichkeiten zur finanziellen Férderung
in welcher konkreten Hohe bestehen fir die not-
wendige Sanierung der Zufahrtsstra’e aus der For-
derung touristischer Infrastruktur?

4. Welche Mdoglichkeiten zur finanziellen Férderung
in welcher konkreten Hohe bestehen fur die not-
wendige Sanierung der Zufahrtsstralle aus Mitteln
der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur* — vorausgesetzt die
Krayenburg wird analog dem Vorgehen im Zusam-
menhang mit der Sanierung des Zuwegs zur
Leuchtenburg in Kahla (Saale-Holzland-Kreis) als
Gewerbegebiet umgewidmet?

Danke.

Vizeprasidentin Marx:

FUr die Landesregierung antwortet das Ministerium
fur Infrastruktur und Landwirtschaft, Frau Ministerin
Keller.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, die Mindliche Anfrage des Abge-
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ordneten Kuschel beantworte ich fiir die Thiringer
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die Plane zur touristischen Entwicklung
der Krayenburg durch die Stadt Bad Salzungen ha-
ben erhebliche Auswirkungen auf die forstliche Be-
wirtschaftung des gesamten Waldgebiets Krayen-
berg. Das betrifft insbesondere die Verkehrssiche-
rung und die damit verbundenen Haftungsrisiken.
Aus diesem Grund ist zwischen der Stadt Bad Sal-
zungen und ThuringenForst flr das Jahr 2019 der
wertgleiche Tausch des Waldgebiets Krayenberg
gegen Kommunalwaldflachen aus dem Besitz der
Stadt geplant. Die Flachenkulisse wurde einver-
nehmlich ausgewahlt, der Stadtrat der Stadt Bad
Salzungen hat dem geplanten Tausch bereits zuge-
stimmt. Derzeit findet die fur den Tausch erforderli-
che Waldbewertung statt, die Wertgutachten sollen
in der ersten Aprilhdlfte fertiggestellt sein und der
Tausch soll im Anschluss vollzogen werden.

Die Fragen 2 bis 4 mochte ich aufgrund des Sach-
zusammenhangs gemeinsam beantworten: Welche
Fordermdglichkeiten in welcher Hohe zur vollstandi-
gen Sanierung der Zuwegung zur Krayenburg in
Anspruch genommen werden kénnten, kann derzeit
noch nicht abschlielend beantwortet werden. Zu-
nachst sind der Ubergang der Flachen in das Ei-
gentum der Stadt Bad Salzungen und die kiinftige
Widmung der StralRe durch die Stadt abzuwarten.
Von Belang sind aufRerdem Art und Umfang der
kiinftigen gewerblichen Nutzung des Burgensem-
bles. Zu gegebener Zeit ist zu prifen, wie sich die
dann gegebene Situation in die Foérderrichtlinien
des Landes einpasst.

Vielen Dank.

Vizepréasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. Dann
kommen wir zur dritten Frage. Fragesteller ist Herr
Abgeordneter Thamm von der CDU-Fraktion mit
der Drucksache 6/6917. Bitte, Herr Thamm.

Abgeordneter Thamm, CDU:

Ich frage die Landesregierung nach Leistungen der
Pflegeversicherung zur hauswirtschaftlichen Ver-
sorgung.

In der Pflegeversicherung werden die Leistungen
einer Haushaltshilfe als ,hauswirtschaftliche Versor-
gung“ oder Hilfen bei der Haushaltsfihrung“ be-
zeichnet. Zur hauswirtschaftlichen Versorgung ge-
héren ganz bestimmte Aktivitaten.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wer ist der Adressat der Leistungen einer Haus-
haltshilfe?

2. Welche Aktivitaten werden unter ,hauswirtschaft-
licher Versorgung® und ,Hilfe bei der Haushaltsfiih-
rung“ subsummiert?

3. Welche Kriterien missen Dienstleister erfillen,
damit sie eine landesrechtliche Zulassung bekom-
men, die eine Abrechnung mit der Pflegeversiche-
rung ermoglicht?

4. Unter welchen Voraussetzungen sind welche
Entlastungsbeitrage im Rahmen der Pflege Uber-
tragbar in Folgejahre?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet in Vertretung der
Ministerin flr Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen
und Familie erneut Frau Ministerin Keller.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Abgeordneter Thamm, Ihre Mindliche Anfrage
beantworte ich in Vertretung der Frau Ministerin
Werner fur die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Nach § 36 Elftes Buch Sozialgesetz-
buch haben Pflegebediirftige der Pflegegrade 2 bis
5 auch Anspruch auf Hilfe bei der Haushaltsfiihrung
— hausliche Pflegehilfe —. Zudem haben Pflegebe-
dirftige der Pflegegrade 2 bis 5 entsprechend des
§ 37 SGB Xl einen Anspruch auf Pflegegeld. Mit
dieser Leistung haben sie die Mdoglichkeit, Hilfen
bei der Haushaltsfiihrung selbst sicherzustellen —
§ 37 Abs. 1 Satz 1 SGB Xl regelt das. Hinzu
kommt, dass Pflegebediirftige der Pflegegrade 1
bis 5 in hauslicher Pflege nach § 45b SGB XI An-
spruch auf einen Entlastungsbetrag in Hohe von bis
zu 125 Euro monatlich haben. Entsprechend des
§ 45a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB Xl besteht die Mog-
lichkeit, dass ambulante Pflegedienste oder Trager
von sogenannten Angeboten zur Unterstitzung
Pflegebediirftiger im Alltag die Pflegedirftigen im
Haushalt, insbesondere bei der Haushaltsfiihrung
oder bei der Organisation von Hilfeleistungen, un-
terstitzen.

Zu Frage 2: Nach § 45a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB XI
umfassen Angebote zur Unterstutzung im Alltag
Leistungen bei der Bewaltigung von Anforderungen
im Haushalt, insbesondere bei der Haushaltsflh-
rung oder bei der eigenverantwortlichen Organisati-
on individuell bendtigter Hilfeleistungen.

Zu Frage 3: Damit Trager die von ihnen erbrachten
Leistungen aus der Pflegeversicherung erstattet be-
kommen, bedarf das jeweilige Angebot zur Unter-
stutzung im Alltag einer Anerkennung nach der Ver-
ordnung Uber die Anerkennung und Fdrderung von
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Angeboten zur Unterstitzung Pflegebedirftiger im
Alltag. Die Voraussetzungen der Anerkennung wer-
den in § 3 der eben genannten Verordnung defi-
niert. Voraussetzung ist unter anderem, dass ein
solches Angebot den Anforderungen der Empfeh-
lungen des Spitzenverbandes und der Pflegekas-
sen und des Verbandes der Privaten Krankenversi-
cherung e. V. nach § 45¢c Abs. 7 Satz 1 SGB Xl ent-
spricht. Erforderlich ist zudem, dass es sich um ein
regelmaliges und ein verlassliches Angebot zur
Unterstiitzung Pflegebedurftiger im Alltag handelt,
welches durch mindestens zwei Helfer oder Helfe-
rinnen erfolgt. Diese Helfenden mussen flr ihre
Aufgabe personlich und fachlich geeignet sein so-
wie fachlich angeleitet werden.

Und zu Frage 4: Nach § 45b Abs. 3 Satz 3 kénnen
die Entlastungsbetrage innerhalb des jeweiligen
Kalenderjahres in Anspruch genommen werden.
Wird die Leistung in einem Kalenderjahr nicht aus-
geschopft, kann der nicht gebrauchte Betrag in das
folgende Kalenderhalbjahr Ubertragen werden.

Vielen Dank.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Das sehe ich nicht. Dann
kommen wir zur nachsten Frage. Fragesteller ist
Herr Abgeordneter Wirkner von der CDU-Fraktion
mit der Drucksache 6/6937. Bitte, Herr Wirkner.

Abgeordneter Wirkner, CDU:
Zukunft des Stasi-Unterlagen-Archivs in Thiringen

Der Bundesbeauftragte flir die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR und
der Prasident des Bundesarchivs haben am
13. Marz 2019 dem Deutschen Bundestag ein ge-
meinsames Konzept fiir die dauerhafte Sicherung
der Stasi-Unterlagen durch Uberfilhrung des Stasi-
Unterlagen-Archivs in das Bundesarchiv vorgelegt.
Damit wurde einem entsprechenden Beschluss des
Deutschen Bundestags in der Drucksache 18/8705
von Juni 2016 Rechnung getragen. GemaR diesem
Konzept ist es geplant, in jedem ostdeutschen Bun-
desland nur einen zukunftssicheren Stasi-Unterla-
gen-Archivzweckbau vorzuhalten, unter der MaRRga-
be, dass auch an den bisherigen AuRenstellen, an
denen Kkein neuer Archivzweckbau vorgehalten
wird, Dienstleistungen, Informationen, Beratungen,
Antragstellungen und Akteneinsichten entspre-
chend des jeweiligen Bedarfs angeboten werden
kénnen. Die Bundesanstalt fir Immobilienangele-
genheiten wurde bereits beauftragt, geeignete Ob-
jekte bzw. Standorte fiir den Neubau der jeweiligen
Archivzweckbauten in den neuen Bundeslandern
auszuloten.

Ich frage die Landesregierung:

1. Gibt es seitens der Landesregierung bereits Vor-
stellungen Uber den Standort fur einen neuen Ar-
chivzweckbau in Thiringen und wenn ja, welche?

2. Gab es bereits erste Kontakte zwischen der Bun-
desanstalt fir Immobilienangelegenheiten und der
Landesregierung bezlglich der Standortwahl fir ei-
nen neuen Archivzweckbau und wenn ja, mit wel-
chem Ergebnis?

3. Gibt es bereits seitens des Bundes Finanzie-
rungvorstellungen fur den weiteren Betrieb der bis-
herigen AuRenstellen und die Errichtung eines neu-
en Archivzweckbaus und wenn ja, wie sehen diese
aus, und wenn nein, wie will die Landesregierung
die weitere Betreibung der Aulenstellen und den
Archivzweckbau finanziert wissen?

4. Liegen der Landesregierung Erkenntnisse vor,
wann der Bundestag die entsprechende Abschluss-
entscheidung trifft und wenn ja, in welchem Zeit-
raum soll das vorgelegte Konzept umgesetzt wer-
den?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet die Staats-
kanzlei, Herr Minister Prof. Dr. Hoff.

Prof. Dr. Hoff, Minister fiir Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Frau Prasidentin, lieber Herr Abgeordneter Wirkner,
Sie gestatten, dass ich die Fragen in einem Kontext
beantworte, weil die Fragen zwar logisch aufeinan-
der aufbauen, aber die Antworten doch zu stark in-
einandergreifen.

Grundlage fiur unsere Positionierung, die wir hin-
sichtlich des von den Landern auch lange geforder-
ten Konzepts zugrunde legen, ist erst einmal die
Position, die der Landtag bereits im Mai 2017 be-
schlossen hat, die auch Drucksache dieses Land-
tags ist, namlich 6/3875. Auf dieser Basis haben wir
als Freistaat Thadringen immer gesagt: Wir wollen,
dass in dem Konzept, das vorgelegt wird, alle drei
bisherigen Stellen als Erinnerungsorte und auch
Teile der Gedenkstattenstruktur aufrechterhalten
bleiben, selbst wenn es nur noch einen aktentra-
genden Standort gibt. Wenn man sich das Konzept
anschaut, dann stellt man fest, dass diese Forde-
rung, die wir als Tharingen und als ostdeutsche
Lander aufgemacht haben, in dem Konzept enthal-
ten ist.

Vor diesem Hintergrund habe ich in einem personli-
chen Gesprach mit Roland Jahn auch gesagt, dass
ich es sehr begrifle, dass auf die Position der Lan-
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der in dieser Weise zugegangen worden ist. Ich ha-
be Roland Jahn in dem Gesprach auch gebeten, in
der kommenden Woche, wenn hier am Mittwoch
die Ministerprasidentenkonferenz Ost stattfindet,
selbst dort zu sein und der Ministerprasidentin und
den Ministerprasidenten der ostdeutschen Lander
dieses Konzept noch einmal zu erlautern. Ich habe
heute auch Herrn Wurschi als den Thuringer Beauf-
tragten eingeladen, bei dieser Erdrterung mit dabei
zu sein, weil das — glaube ich — auch eine hohe Re-
levanz hat und auch zeigt, dass wir unseren Lan-
desbeauftragten aus Thiringen in die weitere Dis-
kussion Uber dieses Konzept und mit dem Bundes-
beauftragten selbst mit hineinnehmen wollen, weil
es um die zukiinftige Gestaltung der entsprechen-
den Erinnerungsorte geht. Das ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt: Es gibt noch keine konkreten
Planungen, denn das Konzept ist jetzt an den Bun-
destag ubergeben worden. Die Beauftragte fur Kul-
tur und Medien der Bundesregierung, Frau Staats-
ministerin Grutters, ist in dem Konzept aufgefordert,
entsprechende Unterlagen fur die Abstimmung mit
der BImA zugrunde zu legen. Aber auch die BStU
selbst hat diese Unterlagen noch nicht. Insofern
sind die notwendigen, auch studienmafigen Vo-
raussetzungen noch nicht geschaffen, um die Fra-
ge eines aktentragenden Standorts und eines Neu-
baus zu entscheiden, und insofern kann ich |lhnen
hierzu noch keine Aussagen machen.

Dritter Punkt: Es ist auch noch nicht klar, zu wel-
chem Zeitpunkt die entsprechenden Informationen
vorliegen. Ich erhoffe mir aus der Erdrterung mit
Roland Jahn in der kommenden Woche mehr Infor-
mationen dazu und wirde dann auch unaufgefor-
dert im Fachausschuss Uber dieses Thema berich-
ten. Flr uns ist klar — an den Bund gerichtet, der
Bund ist in diesem Fall der Deutsche Bundestag,
weil dem der entsprechende Bericht vorgelegt wor-
den ist —, dass in der Haushaltsfestlegung des
Deutschen Bundestags nicht nur Mittel flr entspre-
chende Baumalnahmen etc. vorliegen missen.
Auch das, was aus meiner Sicht bedauerlicherwei-
se bisher immer als AulRenstellen bezeichnet wird,
sind bei uns — wenn wir uns Suhl, Gera und auch
Erfurt anschauen — Teile unserer Erinnerungs- und
Gedenkortestruktur bezogen auf die SED-Diktatur,
sodass hierfir auch die entsprechenden Mittel be-
reitgestellt werden missen, damit alle drei Standor-
te — auch die, wo keine Akten sind — Teil der Erin-
nerungsorte- und Gedenkstattenstruktur sein koén-
nen. Nichtsdestotrotz — und das ist ein Ergebnis
des heutigen Gesprachs mit Herrn Wurschi — wird
es auch fir uns als Land bedeuten, nicht Aufgaben
BStU-zu-finanzieren, sondern uns in der weiteren
Entwicklung der Gedenkstattenstruktur dariiber Ge-
danken zu machen, dass wir, wenn wir beispiels-

weise in der Amthor-Passage in Gera die vorhan-
dene Ausstellungsflache nutzen wollen, dann mog-
licherweise den Haushalt beim Beauftragten pers-
pektivisch, eben ab dem Zeitraum 2021, fur eine
entsprechende padagogische Fachkraft noch mal
personell aufstocken. Dariber wird dann aber in
der nachsten Wahlperiode zu reden sein. Insofern
bin ich sehr zufrieden — das will ich noch mal sagen
— mit dem Konzept, das jetzt vorgelegt wurde. Es
ist am nachsten an dem dran, was wir wollten, und
jetzt geht es darum, dieses Konzept auszugestal-
ten.

Vizeprasidentin Marx:

Zu einer Zusatzfrage erteile ich Herrn Wirkner das
Wort.

Abgeordneter Wirkner, CDU:

Herr Professor Hoff, noch eine zusatzliche Frage:
Konnten Sie sich vorstellen — Sie haben das ja
eben selbst dargestellt, dass es uns wichtig ist —,
an den AuRenstellen in Gera und in Suhl Orte des
Gedenkens nach wie vor vorzuhalten — ich sage
jetzt mal — ahnlich wie hier in der Andreasstralie in
Erfurt? Kénnten Sie sich vorstellen, dass der Stif-
tung Ettersberg vielleicht zusatzliche Aufgaben
Ubertragen werden konnten oder dass die Stiftung
Ettersberg eventuell aufgrund des Erfahrungswerts
hier in der Andreasstralle diese Betreibung an den
AufRenstellen zusatzlich Gbernimmt — natirlich auch
unter Berlcksichtigung des Vereins, der in der Amt-
horstralle in Gera tatig ist? Weil ich der Meinung
bin, dass es hier quasi um hoheitliche Sachen geht,
wenn Unterlagen eingesehen werden. Konnten Sie
sich vorstellen, dass es hier eine zentrale Stelle
gibt, die das insgesamt angeht, dass die Stiftung
Ettersberg da mit eingebunden werden kdnnte?

Prof. Dr. Hoff, Minister fiir Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Ich danke lhnen erst einmal fur die Frage. Ich wir-
de gern drei Dinge voneinander differenzieren wol-
len. Das erste noch mal ganz deutlich: Alle drei bis-
herigen Standorte sollen Teil unserer Erinnerungs-
und Gedenkortestruktur bezogen auf die SED-Auf-
arbeitung sein — Punkt 1. Punkt 2: Aufgaben des
BStU sind vom BStU zu finanzieren, das heif3t also,
durch den Bundeshaushalt, egal, ob die aktentra-
gende Stelle nun in Suhl, Gera oder Erfurt ist, wo-
bei die Kriterien, die jetzt dort bezogen auf die Bun-
desimmobilienanstalt genannt sind, nicht zwingend
fur Gera sprechen. Bei Suhl und Erfurt muss man
sich das noch mal anschauen. Aber so weit kann
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man das vielleicht schon mal sagen, wenn man die
bisherigen Kriterien sieht.

Es ist so, dass hier der Bund die Mittel bereitstellen
muss. Der Bund hat in dem Konzept gesagt, dass
dort, auch wo keine aktentragende Stelle ist, ent-
sprechende Anlaufstruktur bestehen soll. Das ist
keine Landesaufgabe, das ist eine Aufgabe, die der
Bund zu finanzieren hat. Dritter Punkt: Wir haben
an diesen Orten der bisherigen AuBenstellen Ver-
einsstrukturen und wir haben darlber hinaus eine
Struktur — Blrgerkomitee etc. —, in der auch Aufga-
ben im Bereich Aufarbeitung des SED-Unrechts ge-
macht werden. Wir werden in zunehmendem Mal3e,
auch vor dem Hintergrund des Alters der entspre-
chenden Beteiligten, in den nachsten — sagen wir
mal — 10, 15, maximal 20 Jahren dazu kommen,
dass wir mit dem Problem konfrontiert sind, dass
uns Zeitzeugen verloren gehen. Vor diesem Hinter-
grund geht es darum, wie wir diese Arbeit der so-
zialen Beratung, aber eben auch der padagogi-
schen Beratung von Veranstaltungen etc. gewahr-
leisten.

Hier wiirde ich gern im weiteren Gesprach auch mit
dem Landesbeauftragten eruieren wollen, was sinn-
voll ist und was nicht. Mich jetzt auf eine Institution
wie Stiftung Ettersberg zu kaprizieren, wirde dazu
fihren, dass wir unglaublich viele Konflikte mit Ak-
teuren wie beispielsweise dem Verein Amthor-
durchgang haben wirden, die unglaublich gute
Ideen haben, die auch viel machen und die sich da-
durch einfach zurlickgesetzt flihlen wirden. Den
Eindruck will ich gar nicht erwecken. Ich glaube
auch, dass Sie das nicht intendiert haben, sondern
Sie haben nur gefragt, was die professionellste
Struktur ist, die wir schon haben. Aber ich sage,
dass die Andreasstrale in den bundesweiten
Standorten von entsprechenden Erinnerungsorten
einen Malistab gesetzt hat. Diesen Anspruch hatte
Amthor nicht. Insofern miissen wir hier aufpassen,
dass wir uns auch auf das kaprizieren, was die ent-
sprechenden Institutionen tun. Das wirde eben bei-
spielsweise das, was ich schon angesprochen ha-
be, Ausstellungsflachen etc., bedeuten.

(Beifall SPD)

Vizepréasidentin Marx:

Zu einer weiteren Zusatzfrage hat Frau Abgeordne-
te Rothe-Beinlich das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN:

Wenn ich darf, wirde ich gern gleich die zwei
Nachfragen stellen.

Vizeprasidentin Marx:
Bitte.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN:

Erstens: Habe ich Sie jetzt richtig verstanden, dass
Sie selbstverstandlich davon ausgehen, dass auch
die Servicestellen — die ja so benannt sind im Kon-
zept, sprich die Orte, wo sich nicht direkt die Akten-
lagerung befindet, die ja nach den Standards des
Archivgesetzes erfolgen soll — Aufgabe des Bundes
sind und durch diesen quasi auch mitgetragen wer-
den missen?

Und zweitens: Gehe ich richtig in der Annahme,
dass die historischen authentischen Orte wie am
Amthor beispielsweise in Gera, was ja auch schon
aufderschulischer Lernort ist und ein Begegnungs-
ort, Bildungsstatte gleichermalien, genauso wie au-
thentische Orte in Suhl, die wir ja haben, selbstver-
stéandlicher Bestandteil des Thuringer Gedenkstat-
tenkonzepts sind oder auch weiterhin bleiben?

Prof. Dr. Hoff, Minister fiir Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Zu 1: Eindeutig ja. Und zu 2: Grundsatzlich ja. Ich
glaube nur, dass wir, mdglicherweise auch in Ab-
stimmung mit dem BStU, in eine engere Verflech-
tung kommen, indem wir das, was der Bund auch
an Anlaufstellen bezahlt und auch weiterhin als Mit-
tel zur Verflgung stellt — dass wir hier auch mit den
landesspezifischen, authentischen Erinnerungsor-
ten in eine engere Verflechtung eintreten sollten,
weil sich der Charakter dieser Stellen andert. Des-
halb will ich auch nicht mehr von Servicestellen
oder Aulenstellen sprechen, sondern ich will von
Tharinger Erinnerungsorten der SED-Diktatur spre-
chen und das ist das, was ich als landes- und bun-
despolitische Verknupfung meine. Aber die Aufga-
ben, die der Bund zu tun hat, hat der Bund zu finan-
zieren, daflr haben wir eine entsprechende Aufga-
benverpflichtung im fdderalen Bundesstaat.

Vizeprasidentin Marx:

Wir kommen zur nachsten Frage. Fragesteller ist
Herr Abgeordneter Kalich, Fraktion Die Linke, mit
der Drucksache 6/6939. Bitte, Herr Kalich.

Abgeordneter Kalich, DIE LINKE:

Widerspruch der Stadt Tanna (Saale-Orla-Kreis)
gegen die Kreisumlage in den Jahren 2017 und
2018



Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 143. Sitzung - 28.03.2019

12383

(Abg. Kalich)

Laut einem Beitrag der ,Ostthiringer Zeitung“ Bad
Lobenstein vom 11. Februar 2019 hat die Stadt
Tanna wie im Vorjahr auch fur das Haushaltsjahr
2018 Widerspruch gegen die Kreisumlage einge-
legt. Laut dem Beitrag gibt es noch keine Klarung
zur strittigen Kreisumlage im Jahr 2017. Die Stadt
Tanna und der Saale-Orla-Kreis unterliegen der
Rechtsaufsicht des Landes.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wann hat die Stadt Tanna gegen die Kreisumla-
ge im Jahr 2017 mit welcher Begrindung beim Lan-
desverwaltungsamt Widerspruch eingelegt?

2. Wie gestalten sich nach Kenntnis der Landesre-
gierung Inhalt und Stand der Bearbeitung des Wi-
derspruchs?

3. Wann hat die Stadt Tanna gegen die Kreisumla-
ge im Jahr 2018 mit welcher Begriindung beim Lan-
desverwaltungsamt Widerspruch eingelegt?

4. Wie haben sich die Zuweisungen von Schlissel-
zuweisungen und die Steuerkraftmesszahl der
Stadt Tanna im Zeitraum von 2016 bis 2019 entwi-
ckelt?

Danke schon.

Vizepréasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium
fur Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretar
Hohn, bitte.

Hohn, Staatssekretar:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die Mindliche Anfrage des Abgeordneten
Kalich beantworte ich flir die Landesregierung wie
folgt:

Die Stadt Tanna hat am 4. Januar 2018 Wider-
spruch gegen den Kreisumlagebescheid fir das
Jahr 2017 des Landratsamts Saale-Orla-Kreis vom
8. Dezember 2017 eingelegt. Der Widerspruch wur-
de gegeniber dem Landratsamt eingelegt, im We-
sentlichen wird der Widerspruch wie folgt begrin-
det:

Der Kreisumlagebescheid sei rechtswidrig und ver-
letze die Stadt in ihrer durch Artikel 28 Abs. 2
Grundgesetz in Verbindung mit Artikel 91 Landes-
verfassung geschutzten Selbstverwaltungsgarantie.
Die Bestimmung der Kreisumlage sei schon des-
halb rechtswidrig, weil der Landkreis Kosten auf die
kreisangehdrigen Gemeinden umgelegt habe, die
tatsachlich vom Land zu tragen seien und die
Haushaltssatzung des Saale-Orla-Kreises sei nich-
tig, da der Landkreis die Bedeutung des ihn treffen-
den Abwagungsgebots vor Festsetzung des Umla-

gesolls und des Umlagesatzes in der kreislichen
Haushaltssatzung verkannt habe.

Nach erfolgloser Abhilfeprifung durch den Saale-
Orla-Kreis wurde das Widerspruchsverfahren mit
Schreiben vom 18. Januar 2019 an das Thiringer
Landesverwaltungsamt abgegeben.

Zu Frage 2: Im Tharinger Landesverwaltungsamt
sind derzeit rund 180 Widerspriiche von Gemein-
den, die die Festsetzung von Kreis- oder Schulum-
lagen betreffen, anhangig. Die Bearbeitung ist nach
Datum des Eingangs vorgesehen. Der Widerspruch
der Stadt Tanna wurde bislang noch nicht bearbei-
tet. Hintergrund der Vielzahl von Widersprichen ist
die in den letzten Jahren ergangene hochstrichterli-
che Rechtsprechung zur Kreis- und Schulumlagen-
festsetzung.

Ausgehend von den beiden Entscheidungen des
Bundesverwaltungsgerichts aus den Jahren 2013
und 2015 hat das Thiringer Oberverwaltungsge-
richt mit seinem rechtskraftigen Urteil vom
07.10.2016 einen Paradigmenwechsel vollzogen
und stellte klar, dass die verfassungsrechtliche Ga-
rantie der Gemeinden auf eine aufgabenadaquate
Finanzausstattung auch im Verhaltnis der kreisan-
gehorigen Gemeinden zum Kreis gilt. Weiterhin hat
das OVG wesentliche Aussagen zur Bemessung
und dem Verfahren zur Festsetzung und Erhebung
der Kreisumlage getroffen. Zwischenzeitlich hat das
Tharinger Oberverwaltungsgericht im vergangenen
Jahr betreffend die Kreis- und Schulumlage des
Landkreises Unstrut-Hainich-Kreis auf Basis seines
Grundsatzurteils noch zwei weitere Urteile gespro-
chen. Diese beiden Urteile des OVG sind jedoch
noch nicht rechtskraftig, da der Landkreis hierge-
gen Nichtzulassungsbeschwerden erhoben hat, die
zwischenzeitlich beim Bundesverwaltungsgericht
anhangig sind. Es ist ungewiss, ob das Bundesver-
waltungsgericht im Rahmen der Nichtzulassungs-
beschwerden die rechtlichen Anforderungen des
Tharinger Oberverwaltungsgerichts zur Kreisumla-
genfestsetzung und -erhebung in diesem Umfang
teilen wird.

Die dadurch nicht abschlielend geklarten Rechts-
fragen haben aber auch unmittelbare Auswirkungen
auf die Rechtslage der zu entscheidenden anhangi-
gen Widerspruchsverfahren. Wesentlichen Einfluss
auf die Moglichkeit einer umfassenden Abarbeitung
des Bestands der Widerspruchsverfahren hat auch
die Frage, ob und inwieweit eine nachtragliche Hei-
lung fehlerhafter Haushaltssatzungen durch die
Landkreise mdglich ist. Die hierzu bestehende
Rechtslage ist auch durch das jlingst ergangene
Urteil des Oberverwaltungsgerichts des Landes
Mecklenburg-Vorpommern vom 23.07.2018 auf-
grund des damit verbundenen Rickabwicklungsge-
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schehens einerseits und Vertrauensgesichtspunk-
ten andererseits sehr komplex. Das Thuringer Lan-
desverwaltungsamt hat daher ein diesbezlgliches
Rechtsgutachten erstellen lassen, das derzeit aus-
gewertet wird. Ziel muss es sein, die Widerspriiche
auf weitestgehend gesicherter rechtlicher Grundla-
ge entscheiden zu kénnen, um fir die Landkreise
und die kreisangehotrigen Gemeinden Rechts- und
Planungssicherheit zu gewahrleisten.

Zu Frage 3: Ein Widerspruch der Stadt Tanna ge-
gen den Kreisumlagenbescheid fur das Jahr 2018
liegt dem Thuringer Landesverwaltungsamt bislang
mit Sachstand 22.03.2019 nicht vor.

Und zu Frage 4: Die Stadt Tanna erhielt in dem
nachgefragten Zeitraum folgende Schllsselzuwei-
sungen: 2016 477.211 Euro, 2017 598.448 Euro,
2018 412.192 Euro und 2019 315.132 Euro. Der
Berechnung der Schlisselzuweisungen in den
nachgefragten Jahren liegen folgende Steuerkraft-
messzahlen zugrunde: Fir 2016 2.291.328 Euro,
fir 2017 2.248.649 Euro, fur 2018 2.438.541 Euro
und fir 2019 2.578.924 Euro.

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

Vizeprasidentin Jung:

Gibt es Nachfragen des Antragstellers?

Abgeordneter Kalich, DIE LINKE:

Danke erst einmal fir die Antwort. Wenn ich das
jetzt richtig verstanden habe, liegen 180 Wider-
spruchsverfahren vor und die sind alle insgesamt
bis jetzt nicht bearbeitet bzw. abschlieend ent-
schieden auf der Grundlage dessen, dass die ge-
setzlichen Grundlagen oder die Rechtsprechung
der Gerichte noch nicht vorliegen?

Hohn, Staatssekretar:

Die sind entsprechend des Eingangs sehr wohl in
der Bearbeitung, wobei die aktuelle Rechtspre-
chung, so wie von mir ausgefihrt, bei der Bearbei-
tung der jeweiligen Widerspriiche natirlich mit zu
berlcksichtigen ist und das ist derzeit ein Vorgang,
der noch im Fluss ist.

Vizepréasidentin Jung:

Gibt es weitere Nachfragen? Das kann ich nicht er-
kennen. Dann danke ich und ich rufe die Mindliche
Anfrage der Abgeordneten Rothe-Beinlich, Bindnis
90/Die Griinen, in Drucksache 6/6940 auf.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN:

Erteilung elektronischer Aufenthaltstitel und Termin-
vergabe durch Ausléanderbehérden in Thiringer
Kommunen

Nach dem Aufenthaltsgesetz werden Aufenthaltsti-
tel als eigenstandige Dokumente mit elektroni-
schem Speicher- und Verarbeitungsmedium, kurz:
elektronischer Aufenthaltstitel, ausgestellt. Dennoch
stellen nicht alle Landkreise und kreisfreien Stadte
diese in elektronischer Form aus. Auch bei der Ter-
minvergabe seitens der Auslanderbehdrden gibt es
unterschiedliche Vorgehensweisen. So erfolgt sei-
tens der Stadt Erfurt die Terminvergabe lediglich
online und nur mit derzeit acht bis zehn Wochen
Vorlauf.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche kommunalen Auslanderbehorden stellen
derzeit warum Aufenthaltstitel nicht in elektroni-
scher Form aus?

2. Was tut die Landesregierung, um bei den Aus-
landerbehdrden auf die Erstellung der elektroni-
schen Aufenthaltstitel hinzuwirken und die Rechts-
sicherheit fur die Betroffenen zu schaffen?

3. Nach welchen MaRgaben, zum Beispiel in wel-
chen Formen und mit welchen maximalen Fristen,
erfolgt die Terminvergabe an Gefliichtete seitens
kommunaler Auslanderbehérden?

4. Mit welchen MaflRnahmen sorgt die Landesregie-
rung dafir, dass die Erteilung der Aufenthaltstitel
sowie die Vergabe von Terminen durch die Land-
kreise und kreisfreien Stadte nach einheitlichen,
rechtskonformen und praxistauglichen Malfistaben
erfolgt?

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium
fur Migration, Justiz und Verbraucherschutz, Minis-
ter Lauinger.

Lauinger, Minister fur Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, die Mundli-
che Anfrage der Abgeordneten Rothe-Beinlich be-
antworte ich fir die Landesregierung wie folgt:

Antwort auf Frage 1: Nach den der Landesregie-
rung vorliegenden Erkenntnissen stellt die Landes-
hauptstadt Erfurt Aufenthaltstitel teilweise nicht in
elektronischer Form aus. Begrindet wird diese Ver-
fahrensweise vonseiten der Stadt Erfurt insbeson-
dere mit der Uberlastung des eingesetzten Perso-
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nals sowie unzureichender technischer Ausstat-
tung.

Antwort auf Frage 2: Das Migrationsministerium hat
die Auslanderbehdrde uber das Landesverwal-
tungsamt ausdrucklich darauf hingewiesen, dass
Aufenthaltstitel grundsatzlich in elektronischer Form
auszustellen sind. Die Ausstellung von Klebeetiket-
ten hat fur die Betroffenen zumindest keinen rechtli-
chen Nachteil, da diese ebenso als rechtswirksame
Aufenthaltstitel anzusehen sind. Durch Vertreter der
Stadtverwaltung Erfurt wurde inzwischen zugesagt,
das bisherige Verfahren ab November dieses Jah-
res auf die Ausstellung elektronischer Aufenthaltsti-
tel umzustellen.

Antwort auf Frage 3: Nach den dem Migrationsmi-
nisterium vorliegenden Erkenntnissen gibt es bei
den Auslanderbehdrden keine einheitliche Verfah-
rensweise. Die Stadt Gera vergibt beispielsweise
Termine per Telefon und am Servicepoint. Die Aus-
landerbehodrde der Stadt Eisenach vergibt wiede-
rum grundsatzlich keine Termine. Jeder Kunde der
Auslanderbehdrde bekommt die Madglichkeit zur
Vorsprache. Die Auslanderbehdérde des Landkrei-
ses Weimarer Land vergibt Termine telefonisch und
per E-Mail. Eine Vorsprache ist zudem auch ohne
Termin maoglich.

Antwort auf Frage 4: Die Auslanderbehoérden sind
an Recht und Gesetz gebunden. Die Einhaltung
dessen durch die Auslanderbehdrden steht fir die
Landesregierung aulBer Frage. Das Migrationsmi-
nisterium wie auch das Landesverwaltungsamt un-
terstitzen die Ausléanderbehdrden beim Vollzug des
Auslanderrechts. Dies erfolgt insbesondere durch
Hinweise und Erlasse, aber auch im Rahmen der
regelmaBig mit den Auslanderbehdrden stattfinden-
den Dienstberatungen.

Vizepréasidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Frau Rothe-Beinlich, bitte.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN:

Genau genommen hatte ich zwei Nachfragen. Die
erste: Sie hatten ja eben gesagt, dass in Erfurt
nach Ihrer Information die Ausstellung elektroni-
scher Aufenthaltstitel ab November erfolgen soll.
Warum erst ab November?

Und zum Zweiten: Erachtet die Landesregierung
das Online-Terminvergabe-System der Auslander-
behérde der Landeshauptstadt Erfurt als rechtma-
Rig?

Lauinger, Minister fur Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Die Antwort auf diese erste Zusatzfrage: Zum einen
sieht das BMI vor, dass ab November dieses Jah-
res der elektronische Aufenthaltstitel in einer neu-
en, den EU-Vorgaben entsprechenden Form auszu-
stellen ist. Wie gesagt, die Stadt Erfurt beruft sich
auch darauf, dass es technische Probleme gibt,
und fur die Ausstellung der neuen elektronischen
Aufenthaltstitel seien dann erst tatsachlich die tech-
nischen Voraussetzungen geschaffen, um mit der
Bundesdruckerei diese auch zu erfillen.

Zur Frage, ob die Landesregierung das Terminver-
gabe-System der Stadt Erfurt fir rechtmalig halt:
Ich raume ein, dass ich an dieser Stelle tatsachlich
— ich drucke es mal so aus — rechtliche Bedenken
habe, ob das auch tatsachlich ordnungsgemaf ist.
Wir haben deshalb auch noch mal insoweit nachge-
fragt und die Stadt Erfurt teilt mit, dass sie nicht
ausschlieBlich online, sondern auch telefonisch,
mundlich oder per E-Mail erreichbar ware und auch
auf diesem Weg Termine vergeben wiirde.

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Nachfragen gibt es nicht. Wir kommen
dann zur siebenten Frage. Fragesteller ist Abgeord-
neter Fiedler von der CDU-Fraktion mit der Druck-
sache 6/6967. Bitte schon, Herr Kollege Fiedler.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Danke schon, Frau Prasidentin. Jetzt will ich mal
die Landesregierung storen.

Fusionsbestrebungen von Suhl und Schmalkalden-
Meiningen

Nach mir vorliegenden Informationen finden seit ei-
nigen Monaten zwischen der Stadt Suhl und dem
Landkreis Schmalkalden-Meiningen Gesprache und
Verhandlungen im Hinblick auf eine mogliche Fusi-
on statt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Informationen liegen der Landesregie-
rung zum aktuellen Stand der Fusionsbestrebungen
beider Gebietskorperschaften vor?

2. Wie und in welcher Héhe beabsichtigt die Lan-
desregierung die im Raum stehende Fusion finan-
ziell zu unterstitzen, sollte ein Zusammenschluss
erfolgen?

3. Sind der Landesregierung laufende oder beab-
sichtigte Burgerinitiativen im Hinblick auf die gegen-
standliche Fusionsbestrebung bekannt und falls ja,
welche Bedeutung wird einer derartigen Initiative
beigemessen?
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Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium
fir Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretar
Hohn.

Hohn, Staatssekretar:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die Mindliche Anfrage des Abgeordneten
Fiedler beantworte ich sehr gern fir die Landesre-
gierung wie folgt:

Gestatten Sie mir noch eine Vorbemerkung. Bei der
angestrebten Veranderung der beiden Korperschaf-
ten handelt es sich um eine Einkreisung der Stadt
Suhl in den Landkreis Schmalkalden-Meiningen. In-
sofern ist der Begriff ,Fusion zumindest missver-
standlich.

Zu Frage 1: Die Landesregierung begleitet die Ein-
kreisungsbestrebungen der Stadt Suhl in den Land-
kreis Schmalkalden-Meiningen seit November letz-
ten Jahres. Die Sondierungsgesprache wurden in
diesem Jahr fortgesetzt. Gesprachsgegenstande
waren insbesondere die kunftige Aufgabenvertei-
lung zwischen Stadt und Landkreis, der kinftige
Status der Stadt Suhl sowie finanzielle Fragen und
deren Auswirkungen. Zwischenzeitlich haben so-
wohl der Landkreis Schmalkalden-Meiningen als
auch die Stadt Suhl zur mdglichen Einkreisung
Suhls Grundsatzbeschlisse gefasst. Der Kreistag
des Landkreises Schmalkalden-Meiningen hat am
19. Marz 2019 beschlossen, der Einkreisung der
Stadt Suhl in den Landkreis zuzustimmen. Dies er-
folgte unter der MalRgabe, dass die Stadt Meinin-
gen Kreisstadt bleibt, alle kreislichen Aufgaben der
Stadt Suhl auf den Landkreis ubertragen und die
Birgerinnen und Blrger angemessen beteiligt wer-
den. Zudem steht der Kreistagsbeschluss unter
dem Vorbehalt, dass die Stadt Suhl einen in diesen
Punkten ubereinstimmenden Beschluss fasst und
dass ein auszuhandelnder Einkreisungsvertrag von
beiden Gebietskorperschaften bis zum
31. Mai 2019 unterzeichnet wird. Der Stadtrat der
Stadt Suhl hat mit Beschluss vom 20. Marz 2019
den Oberblrgermeister beauftragt, auf der Grundla-
ge der Sondierungsgesprache konkrete Verhand-
lungen mit dem Landkreis Schmalkalden-Meiningen
und Gesprache mit dem Freistaat Thuringen zu fuh-
ren mit der MaRgabe eines moglichen Inkrafttretens
des Neugliederungsgesetzes zum 01.01.2024.
Uber das Verhandlungsergebnis sollen die Blirge-
rinnen und Blrger der Stadt Suhl in einem Birger-
entscheid abstimmen.

Zu Frage 2: Auf Basis der bisherigen Beratungen
wilrde die Landesregierung vorschlagen, diese Ein-

kreisung ebenso wie die Einkreisung Eisenachs in
den Wartburgkreis mit Finanzhilfen in Héhe von ins-
gesamt 46 Millionen Euro zu unterstitzen.

Und zu Frage 3: Der Landesregierung sind bis auf
die eben von mir beziglich der Stadt Suhl offerier-
ten Bestrebungen keine laufenden oder beabsich-
tigten Burgerinitiativen im Hinblick auf die Einkrei-
sungsbestrebungen der Stadt Suhl in den Land-
kreis Schmalkalden-Meiningen bekannt.

Vielen Dank.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es eine Zusatzfrage? Bitte, Herr Kollege Fied-
ler.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Herr Staatssekretdr Hohn, zu Frage 2 interessiert
mich Folgendes: Sie haben geantwortet, 46 Millio-
nen Euro sind vorgeschlagen und das Datum steht
— 01.01.2024. Wie soll das mit laufenden Haushal-
ten zusammengehen, da es ja erst 2024 passiert?
Ich bin kein Finanzer, deswegen will ich nachfra-
gen: Werden da Ruckstellungen gebildet, oder wie
geht denn das Ganze vonstatten?

Hohn, Staatssekretar:

Rein technisch gesehen ist es ja so, dass die bei-
den Beschlusse, wie eben von mir auch erldutert,
unschwer erkennbar nur unwesentliche Uberein-
stimmungen aufweisen. Insoweit ist — zumindest,
was einen mdglichen Gesetzentwurf fiir die Einkrei-
sung Suhls in den Landkreis Schmalkalden-Meinin-
gen betrifft — diese Phase noch gar nicht erreicht.
Der Vorschlag der Landesregierung lautet lediglich:
Wenn ihr euch einigt, dann wirden wir auf eine sol-
che Summe wie im Fall Eisenach—Wartburgkreis
zurlickgreifen. Wie gesagt, so weit ist es derzeit
noch nicht. Deshalb erlbrigen sich eigentlich alle
anderen Fragestellungen diesbeziiglich.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es eine weitere Nachfrage? Herr Kollege Fied-
ler.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Far mich erlbrigt sich die Frage leider noch nicht,
weil ich mir nicht vorstellen kann, wie dann abfinan-
ziert wird, wenn man das Datum im Jahr 2024
setzt. Wie das vonstattengeht, wirde mich interes-
sieren.
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Hohn, Staatssekretar:

Lieber Herr Kollege Fiedler, das Datum 01.01.2024
ist ein Verhandlungsauftrag des Stadtrats an den
Oberblrgermeister. Ob am Ende der Verhandlun-
gen zwischen beiden Partnern dieses Einkreisungs-
datum wirksam wird, kann ich lhnen nicht sagen.
Wenn ich es konnte, musste ich woanders stehen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Wir sehen
uns ja noch ofter!)

Genau.

Vizepréasidentin Marx:

Gibt es weitere Nachfragen? Das sehe ich nicht.
Dann kommen wir zur ndchsten Frage. Fragestelle-
rin ist Frau Abgeordnete Holbe von der CDU-Frak-
tion und die Anfrage trdgt die Drucksachen-
nummer 6/6968. Bitte, Frau Holbe.

Abgeordnete Holbe, CDU:

Danke, Frau Prasidentin. Bevor ich meine Mundli-
che Anfrage vortrage, will ich noch vorausschicken,
dass sie am 20.03.2019 gestellt wurde. Mit gestri-
gem Datum vom 27.03.2019 ist ein Gesetzentwurf
der Fraktionen Die Linke, SPD und Bulindnis 90/Die
Grlinen in unsere Fraktion geschickt worden — ,Ge-
setz zur freiwilligen Neugliederung des Landkreises
Wartburgkreis und der kreisfreien Stadt Eise-
nach“ —, sodass ich die Fragen 1 und 2 als beant-
wortet sehe und mich jetzt nur noch auf die Frage 3
konzentrieren wirde.

Nach den mir vorliegenden Informationen haben
die im Dezember 2018 gescheiterten Fusionsbe-
strebungen zwischen der Stadt Eisenach und dem
Wartburgkreis inzwischen eine positive Wendung
erhalten.

Meine Frage: Sind der Landesregierung laufende
und beabsichtigte Birgerinitiativen im Hinblick auf
die gegenstandlichen Fusionsbestrebungen be-
kannt und falls ja, welche Bedeutung wird einer der-
artigen Initiative beigemessen?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium
fur Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretar
Hohn.

Hohn, Staatssekretar:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die Mindliche Anfrage der Frau Abgeord-
neten Holbe beantworte ich fiir die Landesregie-
rung wie folgt — auch hier eine Vorbemerkung: Bei
den angestrebten Veradnderungen der beiden Kor-

perschaften handelt es sich um eine Einkreisung
der Stadt Eisenach in den Wartburgkreis. Insofern
ist der Begriff ,Fusion“ zumindest missverstandlich.

Die Fragen 1 und 2 kann ich nach lhren vorherigen
Ausflhrungen insoweit weglassen.

Zu Frage 3 mochte ich Ihnen antworten: Der Lan-
desregierung sind keine laufenden oder beabsich-
tigten Blrgerinitiativen im Hinblick auf die hier ge-
nannte Einkreisungsbestrebung bekannt.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es dazu eine Nachfrage? Frau Kollegin Holbe,
bitte.

Abgeordnete Holbe, CDU:

Die zugesagten Finanzhilfen sind ab dem Zeitpunkt
2022 bis 2026 auch konkret eingestellt worden. Wir
kennen die Haushaltssituation der Stadt Eisenach.
Meine Frage ist: Wird es denn im Vorfeld noch aus
dem Landeshaushalt, dem Landesausgleichsstock
Zuweisungen an Eisenach geben?

Da ja hier das Datum feststeht — meine zweite Fra-
ge, 2021 fir diese Einkreisung —, ist meine Frage,
ob jetzt die Gelder, die vorgesehen sind, in den
Landeshaushalt noch eingestellt werden mit Ver-
pflichtungsermachtigungen.

Hohn, Staatssekretar:

Frau Abgeordnete, ich gehe davon aus, Sie meinen
den Uberbriickungszeitraum von diesem Jahr an
bis zur Wirksamkeit der Fusion.

(Zuruf Abg. Holbe, CDU: Ja, genau!)

Unter der Voraussetzung, dass die Stadt Eisenach
entsprechende Antrage bei der oberen Rechtsauf-
sicht — sprich Landesverwaltungsamt — stellt, ist es
natdrlich méglich, es ist kein Rechtsanspruch, aber
es ist natlrlich maoglich, dass in diesem Falle fir
diese Zwischenjahre noch Bedarfszuweisungen
ausgereicht werden. Das hangt jeweils von der kon-
kreten Jahresrechnung oder von der konkreten Pla-
nung der Stadt Eisenach fiir die entsprechenden
Haushaltsjahre ab.

Zu lhrer zweiten Nachfrage: Mit dem Gesetz, das
Sie eben erwdhnt haben, mit dem Gesetzentwurf —
wir gehen davon aus, dieser Gesetzentwurf wird
noch im Verlaufe dieser Legislatur verabschiedet —
wird fir die nachsten Jahre die gesetzliche Grund-
lage gelegt, wie die Auszahlungen der jeweiligen
Jahrestranchen dann vorgenommen werden ms-
sen. Der Haushaltsgesetzgeber der nachsten Le-
gislatur ist an diese gesetzliche Vorgabe, die jetzt
geschaffen wird, gebunden.
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Vizeprasidentin Marx:

Gibt es weitere Nachfragen? Das ist nicht der Fall.
Dann kommen wir zur nachsten Frage. Fragestelle-
rin ist Frau Abgeordnete Pfefferlein, Fraktion Biind-
nis 90/Die Grinen, mit der Drucksache 6/6970.
Frau Pfefferlein, bitte.

Abgeordnete Pfefferlein, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Vielen Dank, Frau Prasidentin.

Freigabe der Jagd auf Wildschweine auch in der
Schonzeit

Aufgrund der Ausbreitung der Afrikanischen
Schweinepest in den Nachbarlandern wurde die
Jagd auf Wildschweine verstarkt. In einem Artikel
im Lokalteil Sondershausen der ,Thuringer Allge-
meinen® vom 6. Marz 2019 entsteht der Eindruck,
dass dies auch fur Bachen mit Jungen der Fall sei.
Unter anderem steht hierin unter einem Bild mit ei-
nem Frischling: ,Auch wenn sie jetzt gerade Frisch-
linge aufziehen, haben Wildschweine selbst in den
Fridhjahrsmonaten keine Schonzeit mehr.”

Ich frage die Landesregierung:

1. Unter welchen Bedingungen kénnen Wildschwei-
ne in Thiringen gejagt werden?

2. Ist die Schonzeit auch fir fihrende Bachen auf-
gehoben?

3. Hat die Landesregierung Kenntnis daruber, ob
die intensivierte Bejagung der Wildschweine tat-
sachlich zu einer Abnahme des Infektionsdrucks
bei der Afrikanischen Schweinepest beitragt?

4. Gibt es neben der Afrikanischen Schweinepest
weitere Grinde fir die intensivierte Bejagung der
Wildschweine?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium
fur Infrastruktur und Landwirtschaft, Frau Ministerin
Keller.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mindliche Anfra-
ge der Abgeordneten Pfefferlein beantworte ich fur
die Thiringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Wildschweine durfen nach § 21 Abs. 2
Bundesjagdgesetz ohne Abschussplan und nach
der Jagdzeitenverordnung bundesweit ganzjahrig
bejagt werden.

Zu Frage 2: Ja, die nach § 2 Abs. 1 Buchstabe e)
der Thuringer Jagdzeitenverordnung vom 1. Juli bis
31. August bestimmte Schonzeit fur Bachen wurde,
auler fur die befriedeten Bezirke, befristet bis zum
31. Marz 2021 aufgehoben. Eine Schwarzwildrotte
bestehend aus Bachen, Uberlaufern und Frischlin-
gen wird im Allgemeinen von einer erfahrenen Ba-
che gefuhrt. Allerdings dirfen gemal § 22 Abs. 4
Satz 1 Bundesjagdgesetz in den Setz- und Brutzei-
ten bis zum Selbststandigwerden der Jungtiere die
fur die Aufzucht notwendigen Elterntiere — auch die
Elterntiere von Wild — ohne Schonzeit nicht bejagt
werden. Das heif3t, dass beim Schwarzwild die Ba-
chen in den Setzzeiten bis zum Selbststandigwer-
den der Frischlinge nicht bejagt werden duirfen.

Zu Frage 3: Die Absenkung der Wildbestandsdichte
durch eine verstarkte Bejagung filhrt erwiesener-
mafen zur Abnahme des Risikos, dass sich Wild-
schweine mit der Afrikanischen Schweinepest infi-
Zieren.

Zu Frage 4: Wildschweine haben bei entsprechend
guten Lebensbedingungen eine sehr hohe Vermeh-
rungsrate. Mit hohen Schwarzwildbestanden stei-
gen die Schaden, die diese Tiere verursachen kon-
nen. Dies gilt sowohl fiir die landwirtschaftlichen
Kulturen als auch fur stadtnahe Gebiete. Zudem er-
héht sich im StraRenverkehr das Risiko von Wildun-
fallen.

Danke schon.

Vizepréasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Das sehe ich nicht. Dann
kommen wir zur zehnten Frage. Fragestellerin ist
Frau Abgeordnete Jung, Fraktion Die Linke, mit der
Drucksache 6/6972. Frau Jung, bitte.

Abgeordnete Jung, DIE LINKE:
Herzlichen Dank, Frau Prasidentin.

Fort- und Weiterbildung der Familienrichterinnen
und -richter in Thiringen

In der Antwort der Landesregierung in Drucksa-
che 6/6600 auf die Miindliche Anfrage der Abgeord-
neten Stange (Die Linke) mit dem Titel ,Zum sorge-
rechtlichen ,Wechselmodell* in Thuringen — Rolle
der Familiengerichte* (Drucksache 6/6543) heil’t es
in der Antwort der Landesregierung zur Frage der
notwendigen fachlichen Qualifizierung von Richte-
rinnen und Richtern an Familiengerichten in Tharin-
gen unter anderem — ich zitiere —: ,Im Laufe ihrer
Berufstatigkeit sind Richter grundsatzlich gehalten,
sich tatigkeitsbegleitend fortzubilden. Dazu werden
seitens des Justizministeriums und der von Bund
und Landern gemeinsam getragenen Deutschen
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Richterakademie umfangreiche Fortbildungsange-
bote bereitgehalten.*

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche konkreten Fortbildungsangebote wurden
bzw. werden beginnend vom 1. Januar 2019 bis
zum Zeitpunkt der Beantwortung dieser Mundlichen
Anfrage mit Bezug auf die Tatigkeit von Familien-
richterinnen und -richtern sowohl vom Thiringer
Justizministerium als auch von anderen Bildungs-
tragern beziehungsweise Anbietern bei der Deut-
schen Richterakademie oder in anderen Einrich-
tungen angeboten bzw. veranstaltet?

2. Welche Informationen liegen der Landesregie-
rung hinsichtlich der tatsachlichen Nutzung bzw.
der Teilnahme an diesen Fort- bzw. Weiterbildungs-
malnahmen durch in Thiringen tatige Familienrich-
terinnen und -richter vor?

3. Wie rechtlich verbindlich und hinsichtlich der Nut-
zung dieser Angebote verpflichtend sind die Rege-
lungen zur Fort- und Weiterbildung fir Richterinnen
und Richter im neuen Thiaringer Richter- und
Staatsanwaltegesetz ausgestaltet?

4. Inwiefern entsprechen in Diskussionen zum
Wechselmodell bzw. zu Sorgerechtsthemen gege-
bene Hinweise, die besagen, dass viele mit Fami-
lienrecht befasste Richterinnen und Richter in Thu-
ringen per Geschéaftsverteilungsplan zur Ubernah-
me dieser inhaltlichen Aufgabe verpflichtet werden,
der tatsachlichen Situation an Thiringer Gerichten?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium
far Migration, Justiz und Verbraucherschutz, Herr
Minister Lauinger.

Lauinger, Minister fir Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, die Mundli-
che Anfrage der Abgeordneten Jung beantworte ich
fur die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Seit 1. Januar 2019, das heil3t inner-
halb der letzten drei Monate, fanden zwei Tagungen
an der Deutschen Richterakademie statt, die sich
im Besonderen auch an Familienrichter wandten.
Dabei handelte es sich um eine Tagung zum The-
ma ,Familienrecht fiir Fortgeschrittene* und eine
Tagung zu dem Themenkreis ,Gewalt in der Familie
— Familien- und strafrechtliche Aspekte, Glaubhaf-
tigkeitsbeurteilung bei Verdacht auf sexuellen Miss-
brauch®. Diese Tagungen wurden allen Thiringer
Richterinnen und Richtern, Staatsanwaltinnen und
Staatsanwalten im Rahmen des Fortbildungspro-

gramms der Deutschen Richterakademie angebo-
ten. Bundesweit gibt es darliber hinaus eine Viel-
zahl von Fortbildungsangeboten von verschiedenen
Einrichtungen und Veranstaltungen. Diese kénnen
in ihrer Gesamtheit jedoch nicht erfasst werden.
Aus Griunden der Qualitatssicherung und auch aus
haushalterischen Grinden werden von uns in erster
Linie eigene Veranstaltungen und die Tagungen an
der Deutschen Richterakademie angeboten und
auch in Anspruch genommen.

Zu Frage 2: Zu den beiden in der Antwort auf Fra-
ge 1 benannten Tagungen wurden durch das Thu-
ringer Ministerium fur Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz insgesamt funf Teilnehmer entsandt.
Dabei handelte es sich um drei Familienrichter, die
an der Tagung ,Familienrecht fir Fortgeschrittene®
teilnahmen, und um zwei Staatsanwalte bei der Ta-
gung ,Gewalt in der Familie — Familien- und straf-
rechtliche Aspekte, Glaubhaftigkeitsbeurteilung bei
Verdacht auf sexuellem Missbrauch®.

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
nete, lassen Sie mich in diesem Zusammenhang
darauf hinweisen, dass Uber den in der Fragestel-
lung erfassten sehr kurzen Zeitraum hinaus in die-
sem Jahr noch eine Vielzahl von Tagungen stattfin-
den werden. Dabei handelt es sich insgesamt um
sechs familiengerichtliche Tagungen an der Deut-
schen Richterakademie sowie um den zweitagigen
Familienrichtertag der Thuringer Familiengerichts-
barkeit, an dem erfahrungsgemaR alle Thiringer
Familienrichter teilnehmen werden. Zudem findet
am 25. Mai dieses Jahres eine vom Bundesministe-
rium der Justiz und fir Verbraucherschutz initiierte
Besprechung bezuglich der Folgerungen aus dem
Pakt fir den Rechtsstaat im Hinblick auf die Fortbil-
dung in der Justiz statt. Dabei geht es darum, die
im Pakt fir den Rechtsstaat getroffenen Festlegun-
gen zu konkretisieren. In diesem Pakt haben sich
der Bund und die Lander unter anderem verpflich-
tet, gemeinsame Konzepte zur Vermittlung psycho-
logischer Kompetenz vor allem im Umgang mit Kin-
dern und Eltern im Rahmen familiengerichtlicher
Verfahren zu entwickeln. Ziel wird es sein, weitere
qualitativ anspruchsvolle Fortbildungen in diesem
Bereich dann auch anbieten zu kénnen.

Zu Frage 3: Mit Inkrafttreten des Thuringer Richter-
und Staatsanwaltegesetzes am 1. Januar 2019 ist
eine gesetzliche Fortbildungspflicht erstmals in § 9
Satz 1 des Gesetzes verortet worden. Die Rege-
lung greift eine entsprechende Absicht der Bundes-
regierung auf, welche eine solche Pflicht vor der
Foderalismusreform, mit der die Zustandigkeit fur
die richterliche Fortbildung auf die Lander tberge-
gangen ist, im Deutschen Richtergesetz verankern
wollte — ich betone: wollte. Dabei ist hervorzuhe-
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ben, dass die Fortbildungspflicht gegeniber den
Richterinnen und Richtern allerdings nur dem Grun-
de nach gelten kann, wahrend diesen im Rahmen
der richterlichen Unabhéangigkeit in eigener Verant-
wortung die Entscheidung verbleibt, wie sie dies
tatsachlich im Einzelnen umsetzen. Diese gesetzli-
che Pflicht 16st daher keine Pflicht zur Teilnahme an
einer bestimmten Veranstaltung aus, die weiterhin
freiwillig bleiben missen vor dem Hintergrund der
richterlichen Unabhangigkeit.

Zu Frage 4: Die Verteilung der richterlichen Ge-
schafte an einem Gericht obliegt gemaRk § 21e
GVG den Préasidien der Gerichte in vollstdndiger
richterlicher Selbstverwaltung. Eine Einflussnahme
der Justizverwaltung auf die Verteilung der Ge-
schéfte in einem Gericht ist ausgeschlossen. Im
Rahmen dieser Selbstverwaltung und Gestaltungs-
freiheit haben die Prasidien der einzelnen Gerichte,
die sich ja aus gewahlten Richtern zusammenset-
zen, die Einsatzfahigkeit sowie die Leistungsstarke
der richterlichen Spruchkdrper zu berlcksichtigen.
Hierzu zahlt auch - allerdings weder vorrangig
noch abschlief3end — die Bereitschaft der einzelnen
Kollegen, eine Aufgabe am Gericht freiwillig zu
Ubernehmen. Mit anderen Worten ausgedrickt: Die
Frage, wem an welchem Gericht welche Arbeit ob-
liegt, ist Teil der Selbstverwaltung der Justiz und
wird von den Richtern am Gericht selbst geregelt.
Vor der Beschlussfassung Uber die Verteilung der
Geschéfte sind allerdings die betroffenen Richterin-
nen und Richter gemaR § 21e Abs. 2 GVG anzuhd-
ren. Wenn sie mit einer Entscheidung nicht einver-
standen sind, steht ihnen auch grundsatzlich der
Rechtsweg zur Verwaltungsgerichtsbarkeit gegen
die Beschlisse des Prasidiums offen, vergleiche in-
soweit eine Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts, abgedruckt in der Deutschen Richterzei-
tung von 1991, Seite 100 mit weiteren Nachweisen.

Vor diesem Hintergrund bestehen fiir das Ministe-
rium keine Anhaltspunkte dafiir, dass nicht oder we-
niger geeignete Richterinnen und Richter Aufgaben
der Familiengerichtsbarkeit durch die Prasidien zu-
gewiesen bekommen haben.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es eine Nachfrage? Frau Kollegin Jung.

Abgeordnete Jung, DIE LINKE:

Danke. Ich habe nur eine Nachfrage: Wirden Sie
es aufgrund der Komplexitat dieser Themen im Sor-
gerecht aus lhrer Sicht fur sinnvoll halten, dass es
speziellere Ausbildungen auf diesem Gebiet fiir Fa-
milienrichter gibt, als es sie jetzt gibt?

Lauinger, Minister fur Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Ich glaube, ich stimme lhnen zu, dass es die Kom-
plexitat der Materie notwendig macht, da gute Fort-
bildungsangebote anzubieten. Ich glaube, dass es
auch notwendig ist, dass in der Ausbildung das
Thema ,Familienrecht® eine wichtige Rolle spielt.
Aber dass wir jetzt ein spezielles Auswahlkriterium
bei der grundsatzlichen Einstellung von Richtern
anwenden, da wulrde ich |hnen nicht zustimmen.
Richter, die von uns neu in den Staatsdienst in Thi-
ringen eingestellt werden, missen grundsatzlich ih-
re Kompetenz in dem gesamten juristischen Be-
reich durch besonders gute Examen nachweisen.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es weitere Nachfragen? Das sehe ich nicht.
Dann schlief3e ich diesen Tagesordnungspunkt fur
heute und rufe auf den Tagesordnungspunkt 9

Siebtes Gesetz zur Anderung
des Thiiringer Landeswahlge-
setzes — Einfiihrung der parita-
tischen Quotierung
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

- Drucksache 6/6964 -

ERSTE BERATUNG

Zur Einbringung ist das Wort gewtnscht worden.
Zur Begrindung des Gesetzentwurfs erhalt Frau
Kollegin Muller von der Fraktion Die Linke das
Wort.

Abgeordnete Miiller, DIE LINKE:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, Grundprinzip der parlamen-
tarischen Demokratie ist, dass ein Parlament mog-
lichst viele gesellschaftliche Gruppen angemessen
reprasentiert. Heute ist ein guter Tag fir die parla-
mentarische Demokratie in Thuringen, denn Ihnen
liegt ein Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen vor,
der die Quotierung der Landeslisten aller Parteien
zur Landtagswahl zum Ziel hat.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

In der Thiringer Verfassung steht geschrieben:
.<Frauen und Manner sind gleichberechtigt. Das
Land, seine Gebietskorperschaften und andere Tra-
ger der Offentlichen Verwaltung sind verpflichtet, die
tatsachliche Gleichstellung von Frauen und Méan-
nern in allen Bereichen des offentlichen Lebens
durch geeignete MalRnahmen zu férdern und zu si-
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chern.“ — Artikel 2 Abs. 2. Dieser wichtige Baustein
zur Beseitigung bestehender gesellschaftlicher Dis-
kriminierungen und einer starken Selbstvertretung
dieser unserer Personengruppen ist urdemokra-
tisches Prinzip; denn wie heilt es so schon? Nicht
Uber uns und nicht ohne uns.

Im Grundgesetz steht auch dazu geschrieben:
.Frauen und Manner sind gleichberechtigt. Der
Staat fordert die tatsachliche Durchsetzung der
Gleichberechtigung von Frauen und Mannern und
wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile
hin.“ — Grundgesetz Artikel 3 Abs. 2. Aber trotz die-
ser Vorgaben ist die tatsachliche gleichberechtigte,
das heil’t, paritdtische Vertretung von Frauen in
den Parlamenten immer noch nicht erreicht. Das
wirkt sich auch auf den Inhalt mancher politischen
Entscheidung aus.

Ich will mal zitieren: ,Die Fachkompetenz und die
politischen Themen der Frauen sind besonders
wichtig in einer demokratischen Partei, um das breit
gefacherte Spektrum an Themen und Inhalten voll-
umfanglich abdecken zu kénnen.“ Das schrieb der
CDU-Landesvorsitzende Sachsen-Anhalts, Holger
Stahlknecht, in einem Brief an seine Frauenunion.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir méchten Sie
mit dem Ihnen vorliegenden Gesetzentwurf einla-
den zu einer breit gefacherten Diskussion. Machen
Sie mit, bringen Sie lhre Ideen und vor allem brin-
gen Sie sich da mit ein, hin zu einem Weg zu mehr
Paritat auch im Thiringer Parlament! Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Marx:

Ich eréffne die Aussprache und erteile als erstem
Redner Kollegen Adams von der Fraktion Bindnis
90/Die Grunen das Wort.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, liebe Gaste hier im Thirin-
ger Landtag! Jutta Limbach, die erste und bislang
einzige Prasidentin des Bundesverfassungsge-
richts, hat es ausgesprochen — ich zitiere —: ,Frau-
en haben in der Demokratie ein selbstverstandli-
ches Anrecht auf Teilhabe an politischer und wirt-
schaftlicher Macht. Erst wenn das Ziel erreicht ist,
sind wir in Deutschland in guter Verfassung. Nimmt
man das als Leitspruch, dann muss man sagen,
dass sich Deutschland eben noch nicht in guter
Verfassung befindet. Denn mit der Teilhabe von
Frauen an politischer Macht ist es nicht weit her.

Symptomatisch dafir ist der auerordentlich gerin-
ge Anteil von Parlamentarierinnen. Nach der Bun-
destagswahl 2017 gelangten gerade noch
30,7 Prozent Frauen in den Deutschen Bundestag,
so wenig, wie vor 20 Jahren das letzte Mal im Deut-
schen Bundestag vertreten waren. In den meisten
Landesparlamenten sieht es ahnlich aus. Und es
kann uns leider nicht trosten, dass Thiringen eine
rihmliche Vorreiterin ist, denn im Thiringer Lan-
desparlament haben wir einen Anteil von 40,6 Pro-
zent Frauen. Das kommt aber vor allen Dingen aus
den innerparteilichen Paritatsregeln der SPD, der
Linken und eben auch von uns, Blndnis 90/Die
Griinen. Um die Wahlerinnenstimmen hier in Thu-
ringen bewerben sich aber nicht nur Parteien, die
solche innerparteilichen Kriterien ansetzen, um den
Landtag paritatisch zu besetzen, sondern auch Par-
teien, die hinsichtlich des Gebots aus Artikel 3
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes und der korre-
spondierenden Regelung, die Kollegin Miiller gera-
de eben aus der Thiringer Landesverfassung vor-
gelesen hat, nicht so voranschreiten wollen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 100 Jah-
re nach Einfihrung des Frauenwahlrechts ist es lei-
der eben nicht parteipolitische Realitdt geworden,
dass wir uns von allein in den Parteien darum kim-
mern, Frauen in gleicher Zahl und Weise mit auf
unsere Landeslisten aufzunehmen. Deshalb ist es —
und davon sind wir bei Rot-Rot-Grin Uberzeugt —
zwingend erforderlich, dass wir in unserem Wahlge-
setz eine solche Paritatsregel verankern, wie wir sie
hier mit diesem Gesetz vorschlagen. Uns ist dabei
vollkommen bewusst, dass dieser Gesetzentwurf —
und das wird sicherlich als eine der ersten Kritik-
punkte genannt werden — natdrlich nur ein erster
kleiner Baustein sein kann. Paritat ist noch viel
mehr, Paritat muss viel weiter gehen. Aber dieses
Gesetz ist ein erster kleiner, aber umso wichtigerer
Schritt, den wir auf jeden Fall gehen wollen.

Warum ist das so wichtig, meine sehr verehrten Da-
men und Herren? Frauen stellen nur 9 Prozent der
Vorstande in den 200 umsatzstarksten Unterneh-
men Deutschlands. Nur 4 Prozent dieser Unterneh-
men werden von einer Frau gefiihrt. Selbst an der
Spitze der sechs deutschen groRen Wohlfahrtsver-
bande, bei denen Tausende Frauen arbeiten, ste-
hen finf Manner. Nur ein Wohlfahrtsverband, das
Deutsche Rote Kreuz, wird von einer Frau gefiihrt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die
Pflicht zum Handeln wird hier sehr deutlich, auch
wenn wir in die Wissenschaft schauen: Es gibt eine
Vielzahl von Wissenschaftlerinnen und dennoch
werden nur 25 der 121 deutschen Universitaten von
einer Frau gefuhrt. Auch hier wird dringend Hand-
lungsbedarf notwendig. Wir in Thuringen kénnen an
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dieser Stelle mit einem sehr positiven Beispiel auf-
warten, denn es ist unserem Justizministerium ge-
lungen, alle in dieser Legislatur zu besetzenden
Stellen von Bundesrichterinnen — wo Thiringen je-
manden entsenden darf — mit Frauen zu besetzen.
Es ist nicht nur erfreulich, dass wir besonders viele
héchste deutsche Richterinnen entsenden konnten,
sondern auch dass es in jedem Fall Frauen gewe-
sen sind.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Diese Frauen werden natirlich daflr sorgen, dass
in einer der letzten ganz groflen Mannerdomanen —
namlich den Bundesgerichten — mehr Frauen dabei
sind, und auch daflir sorgen, dass dieser Beruf fir
Frauen attraktiv wird, weil es dort auch Netzwerke
von Frauen geben kann. Aber es zeigt auch, wie
wichtig es ist, dass man engagierte Leute hat, die
sagen: Wir wollen da Frauen. Nicht: Die Frau mo-
gen doch kommen und wenn sie sich nicht mel-
den — wir haben es ihnen auch nicht gesagt —, dann
sind wir damit froh, sondern ganz klar zu sagen:
Wir wollen, dass Frauen in dieser Gesellschaft
sichtbar werden und auch mehr an der Macht parti-
zipieren kdnnen. Zumindest ist unser Ziel damit am
besten beschrieben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, am
18. Marz fand der Aktionstag Equal Pay Day statt.
Das ist der Tag, der verdeutlichen soll, dass Frauen
rein rechnerisch fast drei Monate langer arbeiten
missen, um das gleiche Bruttoeinkommen zu er-
zielen, das Manner schon am Ende des Vorjahres
erzielt haben. Frauen missen langer arbeiten, weil
sie weniger verdienen. 21 Prozent weniger Brutto-
lohn im statistischen Mittel ...

(Zwischenruf Abg. Herold, AfD: Herr Adams,
das stimmt nicht!)

(Unruhe CDU, AfD)

Ah, das klappt wunderbar! Herr Worm und die AfD,
die CDU-und-AfD-Koalition sind hier angesprungen.
Sie ertragen die Wahrheit nicht: Frauen verdienen
weniger.

(Zwischenruf Abg. Worm, CDU: Schwach-
sinn!)

Und das ist genau diese konservative Ecke, aus
der das kommt.

(Zwischenruf Abg. Worm, CDU: Das ist trotz-
dem Schwachsinn, was Sie da erzahlen!
Warum ist das denn so?)

Wir konnten es alle lesen, am 18. Marz haben ja
manche Zeitungen getitelt: Warum ist denn das so?
Und eine ganz berihmte schnell durchzulesende

Zeitung — weil vor allen Dingen Bilder drin sind — in
Deutschland hat ja auch die Erklarung gehabt: Die
Dummchen wahlen die falschen Jobs. Das ist die
Erklarung der berihmten deutschen Zeitung. In den
Kommentaren vieler Konservativer: Die haben die
falschen Jobs. Die Frauen haben halt die schlech-
ter bezahlten Jobs, bekommen genau das Gleiche,
was der Mann bekommen witirde, nur dass sie mas-
senhaft in den falschen Jobs sind.

(Zwischenruf Abg. Herold, AfD: Na klar, im
Kindergarten verdient man weniger als bei
der Mullabfuhr!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer sich
das genau anschaut, stellt fest, dass Frauen und
Manner eher in geschlechtertypischen Berufen ar-
beiten. So entscheiden sie sich. Und dennoch sind
die geschlechtertypischen Berufe flir Manner immer
besser bezahlt.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Zufall?)

Wenn man zum Beispiel Handwerksberufe nimmt:
drei Jahre Ausbildungszeit; Pflegeberufe: drei Jahre
Ausbildungszeit. Da sind gleiche Voraussetzung fiir
den Einstieg. Bei den Mannern wird das dann im-
mer begrindet: Die haben ja auch einen harten
Job. Wer hart arbeitet, soll auch gut verdienen.
Richtig, dabei wird aber vollkommen ubersehen,
was eine Pflegekraft, eine Frau in der Pflege an
korperlicher Arbeit leistet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Das wissten Sie, hatten Sie einmal jemanden, der
nicht so mobil ist, umbetten missen. Dann wissten
Sie das. Genau diese unterschiedliche Bezahlung
in diesen geschlechtertypischen Berufen ist die Un-
gleichbehandlung zwischen Frauen und Mannern.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und sie entspringt eben der mannerdominierten
Macht in den Parlamenten. Die statistischen Werte,
die Sie vorgelegt bekommen, ertragen Sie nicht.
Sie sagen, das darf ja gar nicht sein, weil wir das
nicht héren wollen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe
es in der Debatte um die Paritat oft formuliert: Vor
100 Jahren war eine Frau am Rednerpult — so hiel3
das ndmlich damals noch — genauso ungewdhnlich
und hat genauso viel Widerspruch aus der konser-
vativen und nationalen Ecke geerntet wie heute ein
paritatisch besetztes Parlament.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wol-
len, dass es dabei weiter vorwartsgeht und das
eben gemachte Beispiel zeigt ja nur sehr deutlich,
dass in der Politik ein mannlicher Blick dominiert.
Das sind keine neuen Erkenntnisse, meine sehr
verehrten Damen und Herren von der CDU, denn
Heiner Geiller, und den zitiere ich an der Stelle mal
ganz besonders gern, hat es ja bereits im Jahr
1980 erkannt und gesagt: ,[...] die Benachteiligun-
gen der Frauen [...] sind das Resultat einer Politik,
die sich im Wesentlichen am Mann orientiert.”

An dieser Stelle, meine sehr verehrten Damen und
Herren, brauchen wir ein Umdenken, brauchen wir
einen Wechsel in der Zielstellung. Nicht einfach
weiter so, sondern wie kdnnen wir Frauen getreu
dem Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 unserer Verfassung
dann auch wirklich férdern und nach vorne brin-
gen? Das ist das Ziel dieses Gesetzes.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was fur
die Bundespolitik gilt, ist gleichermallen auch flr
die Landespolitik gultig. Erst gleichberechtigte Par-
lamente mit einem ausgewogenen Anteil von Parla-
mentarierinnen und Parlamentariern werden die
Politik und Gesetzgebung andern und den mannli-
chen Blick durch einen gleichberechtigten Blick er-
setzen. Thuringen geht mit dem nun vorgelegten
Paritatsgesetz einen Schritt in die richtige Richtung.
Selbstverstandlich ware es konsequenter gewesen,
eine Regelung fir Wahlkreise mit einzubeziehen.
Aber vergessen wir nicht, wir betreten an dieser
Stelle verfassungsrechtliches Neuland. Und wir
sind uns auch sicher und wirden das auch gar
nicht schlimm finden, wenn jemand sagt: Da will ich
mal schauen, was der Verfassungsgerichtshof dazu
sagt. Nun, wohlan, diesen Streit wollen wir. Wir sind
der Meinung, dass wir mit unserem Gesetz zeigen,
dass das verfassungsrechtlich konform geregelt
werden kann. Thiringen ist neben Brandenburg
das erste Bundesland, welches sich auf diesen
Weg begibt und deshalb ist das ganz wichtig fir
uns, sagen zu koénnen, Rot-Rot-Griin wirkt auch an
dieser Stelle. Wir sind Top-Runner in der Entwick-
lung der Demokratie, wir sind Top-Runner bei der
Frage der Gleichberechtigung von Frauen und
Mannern und wir sind Top-Runner, wenn es darum
geht, moderne Politik zu gestalten. Dieses Paritats-
gesetz ist ein vernlnftiger Beitrag dazu. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizepréasidentin Marx:

Vielen Dank. Als nachstem Redner erteile ich Ab-
geordnetem Hocke von der Fraktion der AfD das
Wort.

Abgeordneter Hocke, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete, sehr geehrte Besucher auf der
Triblne! Herr Adams, Frauen verdienen in
Deutschland fir denselben Beruf genauso viel wie
Manner.

(Beifall AfD)

Die Kindergartnerin verdient genauso viel wie der
Kindergartner, die Friseurin verdient genauso viel
wie der Friseur und die Grundschullehrerin verdient
genauso viel wie der Grundschullehrer. Es gibt kei-
nen Unterschied in der Bezahlung fir dieselbe Leis-
tung in diesem Lande. Das ist meine feste Uber-
zeugung.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das ist
alles offentlicher Dienst! Da gelten Tarifver-
trage!)

(Zwischenruf Abg. Miiller, DIE LINKE: In der
freien Wirtschaft sieht das alles anders aus!)

Und ich kann Ihnen auch noch Weiteres mit auf den
Weg geben, lieber Herr Kollege Adams. Frauen
brauchen keine Quote. Ich habe mich in den letzten
Monaten und Jahren mit vielen Fihrungskraften
weiblichen Geschlechts unterhalten und gerade die
Leistungstrager, die weiblichen Geschlechts sind,
die sagen mir immer wieder: Herr Hocke, wir brau-
chen keine Quote, wir wollen namlich nicht als Quo-
tenfrauen abgestempelt werden. Wir wollen, dass
unsere Leistungen adaquat gewdurdigt werden, egal
was wir fur ein Geschlecht haben.

(Beifall AfD)

Dass ein ldeologieprojekt wie das Paritatsgesetz
kurz vor Ende der Legislatur dann noch in das Ho-
he Haus hier eingebracht wird, das verwundert uns
als AfD-Fraktion nicht. Sie ruhren tatsachlich mit
diesem Paritatsgesetz an den Grundfesten unseres
Staats. Warum das so ist, lieber Kollege Adams,
sehr geehrte Kollegen von Rot-Rot-Griin,

(Unruhe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

das will ich lhnen gern jetzt ausfiuhren und erklaren.

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte
Besucher auf der Tribline! Die Idee der Reprasen-
tation im demokratischen Verfassungsstaat beruht
auf dem Gedanken der Volkssouveranitat. Das Volk
ist dabei die Gemeinschaft der freien und rechtlich
gleichen Biirger. Die Freiheit und rechtliche Gleich-
heit kommt den Bilrgern als solchen zu, und zwar
ungeachtet anderer Kriterien wie etwa Vermogen,
Beruf, Bildungsstand oder auch Geschlecht. Dieses
Verstandnis der fundamentalen Freiheit und rechtli-
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chen Gleichheit der Angehorigen eines Volkes fun-
diert auch die Wahlrechtsgrundsatze des Grundge-
setzes und der Thuringer Verfassung. Es sind funf
Prinzipien, die sich hieraus ableiten, von denen in
diesem heute aktuellen Zusammenhang zwei von
Interesse sind, namlich erstens das Prinzip der
Freiheit von Wahlen und zweitens das Prinzip der
Gleichheit von Wahlen — Freiheit von Wahlen und
Gleichheit von Wahlen. Wahlen zu den Parlamen-
ten, auch zum Thuringer Landtag, mussen nach un-
serer Verfassungsordnung freie und gleiche Wah-
len sein. Das heift, niemand darf aufgrund irgend-
eines Kriteriums bevorzugt oder benachteiligt wer-
den — und ich wiederhole es an dieser Stelle
gern —, sei es wegen seines Vermdgens, seines
Berufs, seines Bildungsstands oder seines Ge-
schlechts.

(Beifall AfD)

Die Wahlrechtsgrundsatze der Freiheit und Gleich-
heit sind auch fir die Zusammensetzung von Wahl-
listen, etwa von Landeswahllisten, konstitutiv. Auf
jeden Platz einer solcher Liste darf grundsatzlich je-
der Blrger aufgestellt werden, unabhangig von ir-
gendwelchen anderen Merkmalen. Oder noch ein-
mal anders gewendelt: Jeder Blrger — jeder Bur-
ger! — hat das gleiche Recht, auf irgendeinen Lis-
tenplatz gewahlt zu werden wie jeder andere. Eben
dies, sehr geehrter Herr Kollege Adams, nennt man
Gleichberechtigung und zu dieser Art von Gleichbe-
rechtigung sagen wir als AfD-Fraktion aus vollem
Herzen Ja.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Das sieht man ja an lhrer
Fraktion!)

Die Kehrseite der freien und gleichen Wahl besteht
im freien Mandat, also darin, dass jeder Abgeord-
nete Abgeordneter des ganzen Volkes ist — ich be-
tone: des ganzen Volkes. In Artikel 38 Abs. 1 des
Grundgesetzes heildt es: ,Die Abgeordneten [...]
sind Vertreter des ganzen Volkes.*

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Sie sind bestimmt nicht
mein Vertreter!)

Und im korrespondierenden Artikel 53 Abs. 1 der
Thiringer Verfassung lautet die entsprechende
Passage: ,Die Abgeordneten sind die Vertreter aller
Blrger des Landes.”

(Beifall AfD)

So einfach, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, ist
das also: freie Wahl und gleiche Wahl einerseits,

freies Mandat und Reprasentation des ganzen Vol-
kes andererseits.

Das jetzt von den rot-rot-grinen Koalitionsfraktio-
nen eingebrachte Gesetz will diese fur den freiheitli-
chen Staat fundamentalen Zusammenhange — des-
wegen sagte ich, dass hier tatsachlich die Axt an
die Grundlagen unseres Staats gelegt wird — besei-
tigen. Dabei bedient sich Rot-Rot-Griin nicht nur
der Umdeutung unserer Verfassungsbegriffe, son-
dern gibt zu erkennen, dass unser ganzes Gemein-
wesen auf eine ganz neue Grundlage gestellt wer-
den soll.

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, lassen Sie
mich das noch mal etwas eingehender erlautern.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das
mag fur Sie ganz neu sein! Flr uns ist das
schon langer Realitat!)

Erstens ist hier die Umdeutung unserer Verfas-
sungsbegriffe zu nennen. Zentral ist hier der Begriff
der Gleichberechtigung. Gleichberechtigung bedeu-
tet, ich wiederhole es, gleiches Recht firr gleiche
Person bzw. gleiches Recht fiir gleiche Sachverhal-
te. Rot-Rot-Griin aber deutet Gleichberechtigung
um in Proportionalitdt bzw. proportionale Gleichheit.
So wird in dem Gesetzentwurf, den Sie eingebracht
haben, mit Blick auf das Wahlrecht aus Gleichbe-
rechtigung paritdtische Gleichheit. Dabei wird
schlicht unterstellt, dass genau dies von Verfassung
wegen gefordert sei. Begriindet wird dies Ubrigens
nicht. Das lasst sich im Ubrigen auch nicht begriin-
den.

(Beifall AfD)

Wie aber kommt man dann auf so einen Einfall?
Das fragen sich alle vernunftbegabten Menschen,
die sich diesen Gesetzentwurf einmal etwas zu Ge-
mute gefuhrt haben. Diese Frage fuhrt uns dann
zum zweiten Punkt, ndmlich dazu, dass Rot-Rot-
Grin unsere Verfassungsordnung auf den Kopf
stellen will. Was namlich hinter dem Gesetzentwurf
steht, ist nicht der Gedanke der freien Reprasentati-
on, wie sie flr unsere Verfassungsordnung funda-
mental ist — héren Sie gut zu, vielleicht wissen Sie
es noch gar nicht. Vielleicht hat derjenige, der die-
sen Gesetzentwurf formuliert hat, tatsachlich im
Hintergrund gearbeitet. Auch wenn das nicht die
Abgeordneten der Regierungskoalition gewesen
sein sollten, sondern nur ein Referent im Hinter-
grund: Hinter dem Gesetzentwurf steht der Gedan-
ke der standischen Reprasentation. Nach diesem
Konzept sind bestimmte Bevdlkerungsgruppen ent-
sprechend ihrem Anteil an der Bevodlkerung quasi
spiegelbildlich bzw. proportional auch in die Vertre-
tungskorperschaften zu setzen. Das kann man aber
nur fordern, wenn man glaubt, dass die Interessen
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dieser Gruppen — das ging aus lhrer Rede hervor,
Herr Adams, dass Sie diesen Glauben besitzen —
auch nur von ihnen selbst reprasentiert werden
kénnen. Genauso steht es auch in |lhrem Gesetz-
entwurf. Demnach kann die fur Frauen richtige Poli-
tik auch nur von Frauen betrieben werden. Das
namlich ist der Sinn der Formulierung, eine nicht
paritatische Besetzung der Parlamente wirke sich
wortlich, ich zitiere kurz mit lhrer Erlaubnis, Frau
Prasidentin, ,auf den Inhalt politischer Entschei-
dung aus, insbesondere auf die Rechtssetzung.”
Oder der Formulierung, dass die Qualitat der politi-
schen Entscheidung vom, wodrtlich, ,subjektiven
Vorverstandnis der an der politischen Entscheidung
Beteiligten“ abhange.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Das wollen Sie doch nicht bestrei-
ten!)

Mit anderen Worten: Interessen von Frauen kénnen
in lhrer Denke nur von Frauen wahrgenommen
werden, Interessen von Mannern nur von Mannern,
Interessen von Armen nur von Armen, Interessen
von Rothaarigen nur von Rothaarigen, Interessen
von Vegetariern nur von Vegetariern usw. usf.

Meine Damen, meine Herren, sehr geehrte Besu-
cher auf der Tribline, das ist nattrlich nicht nur of-
fenkundig absurd, weil die Reprasentation aller
Gruppen zu Ende gedacht zum Kollaps der staatli-
chen Institutionen fihren muss, sondern es zerstort
die Voraussetzungen der Freiheit und Gleichheit al-
ler Blrger als Blrger und die freie Reprasentation
als Entsprechung zur Volkssouveranitat. Es zerstort
unsere Verfassungsordnung. Da machen wir als
AfD nicht mit.

(Beifall AfD)

Ich weil3 sehr wohl, dass wir in unserer Staatsord-
nung bereits Schritte hin zur positiven Diskriminie-
rung um der angeblichen Gleichberechtigung willen
unternommen haben. Ich erwahnte das eingangs
schon. Das konnen wir etwa in der Einstellungspoli-
tik im offentlichen Dienst sehen, wo mannliche Be-
werber bei gleicher Qualifikation das Nachsehen
haben, wenn sich eine Frau auf die Stelle bewor-
ben hat. Wir sind also bereits auf einer schiefen
Ebene unterwegs — leider, muss ich sagen. Aber
dieses Paritatsgesetz geht in seiner Vorstellung ei-
ner standischen Reprasentation von Gruppenrech-
ten einen unerhoérten — ich betone: einen unerhoér-
ten — Schritt weiter. Noch mal: Dieses Modell, das
Sie hier préaferieren, ist rickwartsgerichtet, denn wir
leben nicht mehr — und ich muss sagen, Gott sei
Dank — in einer stéandischen Gesellschaft, sondern
in einem auf der Volkssouveranitat beruhenden Na-
tionalstaat.

(Beifall AfD)

Ubrigens war, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete,
die standische Reprasentation das Modell, das
auch dem — es wundert uns ja gar nicht — DDR-Par-
lamentarismus zugrunde lag. Daran mdchte ich im
30. Jahr der Friedlichen Revolution gern noch mal
anlassbezogen erinnern.

(Beifall AfD)

Ziemlich genau vor 30 Jahren, meine Damen und
Herren, namlich am 23. Februar 1989, wenige Mo-
nate vor dem Untergang der DDR und wenige Wo-
chen vor den manipulieten DDR-Kommunalwah-
len, stand auf Seite 2 des ,Neuen Deutschlands® —
ich zitiere mit Ihrer Genehmigung, Frau Prasiden-
tin —: ,Unsere Volksvertretungen® — also die Vertre-
tungen der DDR, das ist meine Erganzung — ,repra-
sentieren in ihrer Zusammensetzung weitgehend
die Bevolkerung im jeweiligen Bereich, die Klassen
und Schichten, politischen Parteien und Massenor-
ganisationen, Geschlechter, Berufs- und Altersgrup-
pen.“ So steht es da und so klingt es, wenn man
von standischer Reprasentation spricht.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Standig oder standisch?)

In dem Artikel wird ausdricklich darauf verwiesen,
dass das Wahlrecht der DDR dies schon durch die
Kandidatenauswahl sichert. Natirlich war die Volks-
kammer nicht mit den heute bekannten 60 Ge-
schlechtern paritatisch besetzt.

(Beifall AfD)

Von deren Existenz war damals natlrlich noch
nichts bekannt. Aber dass man diese Volkskammer
schon in Gruppen aufgeteilt hat und die auch einen
entsprechenden von vornherein zugewiesenen An-
teil an den Sitzen hatten, das ist bekannt. So sah
der Standestaat DDR aus.

Meine Damen und Herren, wir sehen also, wes Un-
geistes Kind der vorliegende Gesetzentwurf ist. Es
ist ein Gesetzentwurf aus dem Arsenal der Rick-
stéandigkeit und der Diktatur.

(Heiterkeit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Was denn sonst? Man kann gewiss der Meinung
sein — und das mdchte ich abschlieend betonen —,
dass Frauen zum Beispiel im offentlichen Leben,
etwa in der Politik, prasenter sein sollten, dass
mehr Frauen mitwirken sollten oder beispielsweise
mehr Frauen in Parlamenten sitzen sollten. Das
kann man durchaus als Meinung vertreten.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Da sind Sie ja in Ihrem
Metier!)



12396

Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 143. Sitzung - 28.03.2019

(Abg. Hocke)

Was im freiheitlichen Staat aber nicht geht, ist, die-
se berechtigte Forderung per gesetzlichem Zwang
umsetzen zu wollen.

(Beifall AfD)

Deshalb ist dieser Gesetzentwurf verfassungswidrig
und deswegen werden wir ihn, falls er verabschie-
det wird, mit allen juristischen Mitteln angreifen. Ich
bedanke mich fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Als Nachste spricht Abgeordnete Mul-
ler von der Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Miiller, DIE LINKE:

Dass dieser Gesetzentwurf fir Spannung oder fiir
Diskussionsfreude sorgt, das haben wir uns ge-
dacht, aber dass so eine Partei am Anfang schon
ihr Frauenbild deutlich zur Kenntnis bringt, das hat
mich noch mal erschreckt. Ja, man sieht es an lhrer
Partei, Herr Hocke, Stadtratsliste der AfD Erfurt, ich
glaube, 14 Kandidierende, davon eine Frau ganz
weit hinten. Das zeigt doch, wie notwendig es ist,
dass wir Frauen starker in die Parlamente oder Par-
teien dazu bringen sollten,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Ist doch so! Sie, Frau He-
rold, kommen ja auch fast nie zum Stadtrat!)

dieses starker anzugehen.

Noch mal etwas zur Thiringer Verfassung: Darin
steht — ich wiederhole es gern noch mal —: ,Frauen
und Manner sind gleichberechtigt. Das Land, seine
Gebietskorperschaften und andere Trager der of-
fentlichen Verwaltung sind verpflichtet, die tatsachli-
che Gleichstellung von Frauen und Mannern in al-
len Bereichen des Offentlichen Lebens durch geeig-
nete MalRnahmen zu férdern und zu sichern.“ Das
ist Auftrag an uns alle. Dass nun nicht jeder eine
Clara Zetkin wird, das weil} ich auch, aber das Par-
lament soll sich mit der Gleichberechtigung der
Frauen auch in dieser Legislatur beschaftigen und
da ist das Paritatsgesetz ein Einstieg.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bekann-
termallen sind so ziemlich die Halfte der Erdbevdl-
kerung, also auch der Bevdlkerung in Thuringen,
Frauen. Durch Abwanderung kann sich das manch-
mal zeitweise verschieben. Das haben wir alle er-
lebt. So gab es eine Zeit lang auch in Regionen in
Thuringen einen leichten MannerUberschuss, da
uns die jungen, qualifizierten Frauen verlassen ha-
ben. Dass Frauen immer noch in unserer Gesell-
schaft benachteiligt sind, brauche ich wenige Tage

nach dem jahrlichen Equal Pay Day — den Sie alle
verfolgt haben, das habe ich eben mitbekommen —
nicht weiter zu vertiefen. In vielen Gremien, auch
hier in Aufsichtsraten und Einrichtungen, sind Frau-
en immer noch unterreprasentiert. Das hat dann
nicht nur seine Ursache in familienunfreundlichen
Arbeitsablaufen.

Fir den Thiringer Landtag sieht die Frauenrepra-
sentanz ganz gut aus — uUber 40 Prozent. Dann
kénnte man provokant sagen: Wozu brauchen wir
es dann? Wir brauchen es, weil es im Moment da-
ran liegt, dass wir drei wunderbare Parteien im Thu-
ringer Landtag vertreten haben, die diese Listenauf-
stellung schon paritatisch besetzen. Daran liegt das
und nicht daran, dass Frauen aus lhren Reihen ir-
gendwie einen vorderen Listenplatz bekommen ha-
ben.

Nach Artikel 2 der Thiringer Verfassung — das ha-
be ich eben schon gesagt —, der in diesem Punkt
einer langjahrigen Rechtsprechung des Europa-
ischen Gerichtshofs und von Verfassungsgerichten
folgt, dirfen Frauenforderma®nahmen ergriffen
werden, solange noch eine gesellschaftliche Diskri-
minierung bzw. Schlechterstellung von Frauen be-
steht. Das ist die verfassungsrechtliche Begrin-
dung fir eine gesetzliche Quotierung. Gesell-
schaftspolitisch soll sie ein Hebel sein — auch bei
Parteien, die der Gleichstellung von Frauen bisher
nicht so offen gegeniliberstehen. Der Gesetzentwurf
ist nach Ansicht unserer Fraktion ein wichtiger Ein-
stieg; das hat auch Herr Adams eben schon mal
gesagt. Und ja, langfristig sollten und missen wir
vielleicht auch Uber eine Quotierung der Wahlkreis-
mandate nachdenken.

(Beifall DIE LINKE)

Das ware dann eine ganz groRe Lésung. Doch je-
der Reformweg beginnt mit vielen kleinen einzelnen
Schritten. Naturlich ist es eine berechtigte Frage,
ob nicht auch Quoten fir andere Bevdlkerungs-
gruppen wie Migrantinnen oder behinderte Men-
schen ins Auge gefasst werden muissen, wenn es
um die Beseitigung von sozialer Diskriminierung
und von Unterreprasentanz geht. AuRerdem miis-
sen wir auch uber eine Schutzklausel fir Parteien
zur verfassungsrechtlichen Prifung diskutieren, die
aus programmatischen Griinden nicht quotieren
wollen, weil es vielleicht reine Frauen- oder reine
Mannerparteien sind. Aber — wie eben schon er-
wahnt — es ist als ein erster Baustein und Instru-
ment fur mehr Geschlechterparitat geformt, nicht
aber als fundamental feministisches gesetzliches
Zwangswerkzeug. Das wirde in solcher Zuspitzung
auch zum verfassungsrechtlichen Crash fiihren.
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Uns als Linke-Fraktion ist bewusst, dass die Quo-
tierung — wie gesagt — ein kleiner Schritt der Eman-
zipation ist, aber kein Allheilmittel, schon gar nicht
das alleinige. Fir eine emanzipierte und emanzipa-
torische Gesellschaft braucht es viele unterschiedli-
che Schritte. Und es geht bei einer solchen um
mdglichst grofte Selbstbestimmung und Selbstver-
antwortung der auf einzelne Personen zielenden
Gesellschaft, nicht nur um die Emanzipation im Ver-
héltnis der Frauen zu den Mannern. Doch — wie ge-
sagt — der Gesetzentwurf ist ein wichtiger Baustein
und er sollte und muss in den Ausschissen disku-
tiert werden, auch mit einer o&ffentlichen Anhérung.
Daher beantrage ich die Uberweisung an den In-
nen- und Kommunalausschuss als federfuhrenden
Ausschuss, an den Gleichstellungsausschuss und
an den Ausschuss fir Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz.

Ich will zum Schluss noch mal sagen: Wir haben al-
le die Festlichkeiten zu ,100 Jahre Weimarer Ver-
fassung® erleben dirfen, wir haben die Feierlichkei-
ten im Deutschen Bundestag dazu verfolgen kon-
nen. Dort hat die ehemalige Bundestagsprasidentin
Rita Stissmuth aufgerufen: Ja, wir brauchen ein Pa-
ritdtsgesetz. Von daher lade ich Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen der CDU, gern zur Diskussion
dazu ein und ich wirde mich Uber Ihre Vorschlage
richtig freuen. Danke schon.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Fir die CDU-Fraktion hat Abgeordne-
ter Kellner das Wort.

Abgeordneter Kellner, CDU:

Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
liebe Zuhorer auf der Triblne, bevor ich zum Ge-
setzentwurf komme: Herr Adams, ich habe vorhin
das Gefuhl gehabt, Sie reden gar nicht tUber lhren
Gesetzentwurf, den Sie eingebracht haben. Hier
steht namlich: Siebtes Gesetz zur Anderung des
Thiringer Landeswahlgesetzes — Einfihrung der
paritatischen Quotierung. Sie haben im Rundum-
schlag in alle Richtungen ausgeholt. Das haben Sie
nur gestreift, deswegen habe ich mich etwas ge-
wundert, ob ich vielleicht hier nicht den richtigen
Text vorliegen habe.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Ich habe es begriindet und Sie
haben es genau verstanden!)

Aber gut, das hat sich jetzt geklart. Ich habe ja ge-
hoért, es scheint doch um dieses Gesetz zu gehen.
Dann komme ich auch gleich darauf zu sprechen:
Der Frauenanteil in Thiringen betragt 50,5 Prozent
und wir haben ja von Vorrednern gehort, dass un-
ser Landtagsparlament mit 40,6 Prozent Frauenan-
teil gut bestickt ist.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Dank Rot-Rot-Griin!)

In der ganzen Bundesrepublik ist das die hochste
Quote, die wir hier im Landtag in Thiiringen haben,
was sicherlich ein Verdienst aller Fraktionen ist,
weil sich in allen Fraktionen Frauen befinden. Die
werden ja alle zusammengezahlt. Es sind nicht drei
Fraktionen, wie ich gerade von Frau Muller gehort
habe, die das alles alleine machen. Damit tut man
den anderen Fraktionen Unrecht.

An der Stelle mdchte ich auch auf unsere Beden-
ken zu sprechen kommen, was letztendlich mit die-
sem Gesetzesvorschlag, wenn der wirklich eintre-
ten sollte, passieren kann, denn auch wir haben
verfassungsrechtliche Bedenken. Ich mdchte den
Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz kurz zitieren, Frau
Prasidentin: ,Niemand darf wegen seines Ge-
schlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, sei-
ner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines
Glaubens, seiner religidsen oder politischen An-
schauungen benachteiligt oder bevorzugt werden.*
Gleiches steht ja in unserer Thiringer Verfassung
in Artikel 2 Abs. 3.

Nicht zuletzt werden unsere Bedenken ja auch ge-
teilt, und zwar von den Kollegen in Brandenburg. In
Brandenburg — haben wir gehdrt — haben sie das
Gesetz auf den Weg gebracht.

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge?

Abgeordneter Kellner, CDU:

Am Ende.

Prasidentin Diezel:
Am Ende.

Abgeordneter Kellner, CDU:

Auch hier wurden verfassungsrechtliche Bedenken
angemeldet. Die wurden letztendlich auch vom Be-
ratungsdienst des Brandenburger Landtags so ge-
sehen. Da gibt es auch ein entsprechendes Gut-
achten. Ich zitiere nur einen entscheidenden Satz:
.Der Gesetzentwurf verstoRt gegen das Verbot der
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Ungleichbehandlung wegen des Geschlechts®. Das
war im Prinzip die Aussage des Beratungsdienstes
des Brandenburger Landtags.

Ich denke, das wére schon Grund genug gewesen,
dass sich die Fraktionen mal dariber Gedanken
machen, ob man nicht erst mal die Entscheidung
abwartet, wenn das Gesetz verfassungsrechtlich
angegriffen wird, und nicht einfach ein Gesetz von
einem Bundesland abschreibt, das hier einbringt,
wohlwissend, dass es verfassungsrechtlich doch
bedenklich erscheint.

(Beifall CDU, AfD)

Da muss ich sagen, das verstehe ich nicht, dass
man uns damit beschaftigt, bevor man letztendlich
an der Stelle auch Rechtsklarheit hat, zumal genau
dieses Gesetz in einem anderen Bundesland gera-
de zur Diskussion steht. Das kann ich nicht nach-
vollziehen.

Aber wir haben es heute zur Diskussion und da
missen wir schauen, wie wir letztendlich weiter da-
mit umgehen. Ich werde noch ein paar Ausfihrun-
gen machen, wie wir das sehen. Wir sehen das
sehr kritisch, was die Einmischung in innerparteili-
che Angelegenheiten anbelangt. Hier geht es ja um
das Landeswahlgesetz. Herr Adams ist kaum da-
rauf eingegangen, er wird sicherlich auch seine
Griinde dafiir gehabt haben, aber da komme ich
am Ende noch mal darauf zuriick,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Ihre Interpretationen sind
echt nervig heute!)

wo ich das vielleicht auflésen kann, warum man
sich an der Stelle nicht so vertieft hat. Wir reden
hier vom Landeswahlgesetz. Es geht um Listenauf-
stellungen. Jeder, der damit zu tun hat, weil}, wie
hochkomplex diese Frage ist, eine Liste aufzustel-
len.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: So komplex ist das jetzt
nicht!)

Jeder weil} das, wer damit zu tun hat.

(Zwischenruf Abg. Mduller, DIE LINKE: Wir
haben damit zu tun!)

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Scheinbar haben Sie daran
schwer zu tragen!)

Ja, Entschuldigung, ich nehme die Aufgabe auch
ernst, weil das namlich eine Entscheidung ist, die
nicht leicht ist, weil man namlich verschiedene
Gruppen einbinden muss, wenn ich eine Liste auf-
stelle, ob das Kreistag, Gemeinderat, Stadtrat oder

Landtag ist. Da gibt es natirlich mehr Befindlichkei-
ten als Mann und Frau. Da gibt es letztendlich auch
innerparteiliche Abstimmungen. Da gibt es letztend-
lich auch, ich sage mal, bei den Griinen sind es die
Realos und die Fundis, die wollen sich hier alle 50
zu 50 wiederfinden. Ob Mann oder Frau ist egal,
aber die Flugel missen berucksichtigt werden.

In vielen Parteien ist es ja &hnlich, dass es unter-
schiedliche Strdomungen gibt, und die missen sich
letztendlich auch wiederfinden. Das ist meiner An-
sicht nach auch Aufgabe der Partei, unabhangig
davon, welches Geschlecht das ist.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Wollen Sie, Herr Kellner,
etwa behaupten, dass es Absprachen gab?)

Da ist es véllig egal, ob das Mann oder Frau ist;
wenn die Mitglieder Vertrauen in diese Person ha-
ben — und das ist die Grundvoraussetzung, dass
man letztendlich eine Wahl gewinnt und auch letzt-
endlich entsprechend die Liste aufstellt —, spielt das
nicht die Ubergeordnete Rolle. Das will ich an der
Stelle deutlich sagen. Hier geht es um Leistung und
hier geht es um Fahigkeiten. Da ist es véllig unab-
hangig vom Geschlecht.

(Beifall AfD)

Dann haben wir heute auch gehdrt, dass es, wenn
wir Uber Quoten reden, immer diesen Begriff ,Quo-
tenfrau® gibt. Den gibt es ja schon eine ganze Wei-
le, der wird ja Uberall diskutiert, weil auch Frauen
sich dagegen verwahren, als ,,Quotenfrau” bezeich-
net zu werden.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Miiller, DIE LINKE: Weil
Sie uns immer wieder als ,Quotenfrau” be-
zeichnen!)

Quotenfrau — ich finde das auch diskriminierend an
der Stelle. Aber das suggeriert nichts anderes als:
Ich bin auf der Stelle, weil ich Frau bin; ich bin nicht
auf der Stelle, weil ich die Leistungsfahigkeit habe.
Das versteht man dann darunter und dartber sollte
man auch nachdenken. Man kann hier viel reinin-
terpretieren, welche Geschlechtergerechtigkeit rich-
tig oder falsch ist, aber in erster Linie sollte letzt-
endlich die Leistung entscheiden und das Leis-
tungsprinzip und nicht eine Quote.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das
war noch nie euer Ding!)

Es setzt das Leistungsprinzip auRer Kraft — an der
Stelle muss ich es deutlich sagen. Aber ich weil} ja,
die drei Parteien sehen das sicherlich etwas an-
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ders, aber da werden wir nachher vielleicht mal da-
zu kommen, Uber die Listenaufstellung der einzel-
nen Parteien zu sprechen, wie letztendlich Leis-
tung, Quote und Geschlechterverteilung aussieht.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Die
CDU hatte mehr Frauen aufnehmen sollen!)

Wir brauchen das nicht und wir haben den Beweis
schon erbracht an der Stelle, an zwei Stellen, ohne
Quotenregelung. Wir hatten eine Ministerprasiden-
tin und wir haben eine Landtagsprasidentin, ganz
ohne Quote.

(Beifall CDU)

Und das sind Spitzenposten, die letztendlich auch
gewahlt wurden.

(Unruhe DIE LINKE)

Also an der Stelle sieht man doch, es geht auch so.
Und Frauen werden bei uns nicht benachteiligt,
ganz im Gegenteil, sie kommen auch an die Stelle,
wo sie hinmdchten, und wenn sie die Leistungsfa-
higkeit dazu haben, ist das auch kein Problem.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das
ging nur, weil eine Frau zurickgetreten ist!
Haben Sie das vergessen?)

Also wir kommen nachher darauf zurtick. Ich bin di-
rekt gewahlter Abgeordneter in meinem Wahlkreis
und da ist es vollig egal ...

(Unruhe DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ja, das verstehen Sie freilich nicht, das weil} ich,
weil Sie wahrscheinlich auch nie da hinkommen,

(Heiterkeit DIE LINKE)

hoffe ich. Was ich damit sagen wollte, es spielt kei-
ne Rolle, ob Mann oder Frau, es spielt keine Rolle,

(Zwischenruf Abg. Mller, DIE LINKE: Doch!)

als Abgeordneter ist man flr alle da, fur alle Birger,
ob Mann oder Frau, und das ist doch letztendlich
das Entscheidende.

AnschlieRend!

Prasidentin Diezel:

Anschliefend — ja!

Abgeordneter Kellner, CDU:

Wenn ich hore, dass Frauen nur die Frauen besser
verstehen und Manner besser Manner verstehen,
dann verstehe ich das nicht mehr.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Ich méchte mich nicht
durch Sie vertreten lassen!)

Ich kann jedenfalls fir mich sagen, dass ich sehr
wohl weil}, welche Probleme auf dem Tisch liegen

(Beifall CDU)

und welche Auswirkungen das hat, unabhangig
vom Geschlecht, es hat immer Auswirkungen auf
den Birger.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Aber nur die Biirger, nicht
die Birgerin?)

Und Birgerin nattrlich, Birger und Birgerin — Ent-
schuldigung.

Wenn wir jetzt mal dazu kommen, was die Grinen
oder auch SPD und Linke immer einfordern und sa-
gen, wie schlimm das alles ist, dann will ich mal sa-
gen: Man fangt ja nicht im Landtag an, man fangt ja
weiter unten an. Man fangt im Gemeinderat, Stadt-
rat, Kreistag an, letztendlich da schon Zeichen zu
setzen, was man mit Paritat eigentlich meint, und
da geht es los, und dann kommt man auf die Land-
tagsebene und weiter. Und jetzt habe ich mir mal
die Mihe gemacht nachzuschauen, wie so die Lis-
tenaufstellung bei den einzelnen Parteien war. Da
beginne ich mal — wen nehmen wir da mal? — bei
der Kreistagsliste Altenburger Land. Kandidaten
insgesamt 46.

(Zwischenruf Abg. Lehmann, CDU: Welcher
Partei?)

SPD Altenburg. Von den 46, die aufgestellt werden
fur den Kreistag, sind 39 Manner und sieben Frau-
en.

(Beifall CDU, AfD)

Aber es geht noch besser. Saale-Holzland-Kreis —
SPD, insgesamt 28 werden hier aufgestellt, Kreis-
tagswahl,

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Dann suchen Sie mal die
Listen der Kommunalwahlen heraus, da fin-
den Sie sie nicht wieder!)

(Unruhe DIE LINKE)

5 Frauen, 23 Manner. Das ist Ihr Gesetz, Entschul-
digung. Wir haben ja da eine andere Sicht der Din-
ge.

Wir reden Uber das, wir reden im Moment Uber An-
spruch und Wirklichkeit.

(Beifall CDU, AfD)
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Jetzt komme ich zu den Linken, Saale-Orla-Kreis.
29 sind nominiert:

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Sieben
Frauen sind nominiert!)

7 Frauen, 22 Manner. Und es geht, glaube ich,
noch besser, und zwar S6émmerda, Kreistagsliste
Soémmerda: 21 aufgestellt, 20 Manner, eine Frau.

(Unruhe CDU)

Aber wir wollen ja die Grinen nicht vergessen,
denn sie sind ja auch kommunal unterwegs und ak-
tiv. Bei den Griinen haben wir das Weimarer Land.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Fragen Sie mal in Erfurt nach!)

Wir kdnnen ja immer welche raussuchen, die uns
gefallen. Ich suche die raus, die uns gefallen

(Heiterkeit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Beifall CDU)

und woran man auch deutlich sieht, wie weit man
hinter eigenen Anspriichen und Zielen weg ist. Also
wir bleiben mal beim Weimarer Land.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Konnen Sie auch mal was zum Gesetz sa-
gen?)

Kreistag, sieben Mandate: sechs Manner, eine
Frau.

(Beifall CDU)

Oder ich nehme den Stadtrat Suhl: finf Manner,
zwei Frauen. Also, meine sehr geehrten Damen
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn
man so ein Gesetz ernsthaft auf den Weg bringen
will — und ich will das jetzt wirklich nicht kleinre-
den —, wenn man es ernsthaft will, sollte man aber
auch anfangen, frihzeitig genau dieses einzuset-
zen und umzusetzen, was man hier fordert. Nur so
wird man auch glaubwiirdig an der Stelle.

(Beifall CDU)

Ich kann nur appellieren: Ein Gesetz aus einem an-
deren Bundesland auf den Weg zu bringen, was
schon umstritten ist, wozu verfassungsrechtliche
Bedenken angemeldet wurden, trotzdem hier in die-
ses Hohe Haus einzubringen, finde ich schon be-
merkenswert.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE:
Warum haben Sie denn so viel Angst davor?)

Wir lehnen dieses Gesetz natlrlich ab. Vielen
Dank.

(Beifall CDU, AfD)

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Sie hatten versprochen, dass
die beiden Zwischenfragen gestellt werden kdnnen.
Bitte schén, Herr Abgeordneter Adams.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Herr Kellner, ich bin
ans Mikro gekommen, um eine Zwischenfrage zu
stellen. Als Sie das Grundgesetz zitiert haben, Sie
haben zitiert den Artikel 3 Abs. 3: Niemand darf we-
gen seines Geschlechts usw. behindert oder einge-
grenzt werden.

Abgeordneter Kellner, CDU:
Absatz 3.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Absatz 3, exakt, genau, richtig. Der davor stehende
Satz, namlich Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 lautet: ,Der
Staat fordert die tatsdchliche Durchsetzung der
Gleichberechtigung von Frauen und Mannern und
wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile
hin.*

(Beifall DIE LINKE)

Wie passt der zu lhrer gerade eben 20-minitig aus-
gefihrten Diskreditierung dieses Gesetzentwurfs?

Abgeordneter Kellner, CDU:

Ich habe in der ganzen Zeit nichts anderes gesagt.
Ich habe das nicht infrage gestellt, in keiner Weise.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Sie
wollen es nur nicht umsetzen!)

Unsere Partei férdert das nach wie vor. Wenn bei
uns jemand antreten méchte als Frau, bekommt sie
auch jede Unterstitzung. Wir sehen das aber auch
bei Listen; ich sage mal, von 50 auf der Kreistags-
liste bei mir sind 30 Prozent Frauen.

(Zwischenruf  Abg. Henfling, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Auf welchem Platz?)

Aber nicht, weil wir keine Frauen haben wollten,
sondern weil letztendlich nicht mehr Frauen zur
Verfugung standen, die sich darum beworben ha-
ben. Auch das ist die Realitat.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Genauso ist
esl!)

(Unruhe DIE LINKE)
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Prasidentin Diezel:

Die Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Leuke-
feld, bitte schon.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Herr Kellner, Sie haben von Anspruch und Wirklich-
keit gesprochen. Glauben Sie denn wirklich, dass
das im Selbstlauf passiert? Sie haben jetzt also ver-
schiedene Fraktionen auf kommunaler Ebene be-
nannt. Ein Blick auch in lhre Fraktion zeigt ja, dass
es im Alleingang offensichtlich nicht gelungen ist —
auch der CDU nicht —, eine Gleichstellung parita-
tisch herzustellen, was die Besetzung der Platze
angeht. Meinen Sie nicht, dass Frauen, wenn man
diese Bricke einer Quote nutzt, zeigen koénnen,
was sie draufthaben und dass das wirklich zu einer
lebendigen Veranderung auch von Demokratie hier
im Thiringer Landtag fihren wirde, wenn hier
mehr Frauen sitzen wirden?

Abgeordneter Kellner, CDU:

Ja, ob es dadurch lebendiger wird, wenn mehr
Frauen hier drinsitzen, das kann ich nicht beantwor-
ten. Ich konnte mir vielleicht vorstellen, das eine
oder andere wirde anders diskutiert werden, aber
ob es lebendiger wird, weill ich nicht. Wir haben
letztendlich auch innerparteilich eine Quote, indem
jeder dritte Platz mit einer Frau besetzt werden soll.
Und daran halten wir uns auch so lange, wie sich
letztendlich Frauen zur Wahl stellen. Aber wenn
sich keine stellt, konnen wir das naturlich nicht er-
flllen. Was sollen wir denn sonst machen? Das ist
das Problem.

Also, noch mal: Es ist doch hier in diesem Raum
keiner frauenfeindlich, der sagt, ich mochte keine
Frau in diesem Parlament sehen. Das ist ja absurd,
also ich kann es mir nicht vorstellen, ich bin es be-
stimmt nicht. Aber wir sollten doch ein paar Regeln
einhalten, wir sollten auch daran denken, dass das
Wahlrecht ein hohes Gut ist und die Mitglieder ent-
scheiden zum Schluss darliiber. Die missen wirk-
lich das Vertrauen in den Kandidaten/die Kandida-
tin haben, die sie ins Rennen schicken. Ich denke,
das ist auch ein hohes Gut in der Demokratie und
da hilft eine Quote an der Stelle nicht unbedingt
weiter und schon gar nicht so, wie hier versucht
wird, sie einzufuhren. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Als Nachste spricht Frau Abgeordne-
te Marx fir die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Préasidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Wer hat uns denn maflgeblich zu dieser Dis-
kussion motiviert? Das ist der Deutsche Frauenrat.
Der Deutsche Frauenrat ist die politische Interes-
senvertretung von rund 60 bundesweit aktiven
Frauenorganisationen und damit die gréf3te Frauen-
lobby Deutschlands. Die haben lange Uber Paritats-
gesetze diskutiert und haben sich dann entschlos-
sen, eine solche Forderung in die Welt und auch in
die deutsche Welt zu setzen. Auf das Thema hat
sich dann die Mitgliederversammlung des Deut-
schen Frauenrats nur mit Jastimmen und einer ein-
zigen Enthaltung geeinigt. Das war bemerkenswert
einhellig fur einen Dachverband, der fast 12 Millio-
nen Frauen reprasentiert und in dem Organisatio-
nen fast aller Parteien, religidse Verbande, Verban-
de von Landfrauen, Arztinnen, Miittern, Sportlerin-
nen und Ingenieurinnen vertreten sind. Zu den Erst-
unterstitzerinnen, aber auch Erstunterstiitzern — da
waren namlich auch Manner dabei — dieses Auf-
rufs, Paritat gesetzlich zu verankern, gehérte — ich
richte mich mal an die Kollegen der CDU — Yvonne
Magwas, die Vorsitzende der ,Gruppe der Frauen®
in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Da war auch
Prof. Dr. Rita Sissmuth, die vormalige Bundestags-
prasidentin, dabei.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Und da war aber auch — da komme ich zum ersten
Mann — Thomas Kriiger dabei, das ist der Prasident
der Bundeszentrale fir Politische Bildung — ich
kann lhnen gleich noch mal naher erklaren, wie der
moglicherweise darauf gekommen ist —, aber auch
eine Journalistin, namlich Anne Will, die wir alle
kennen und die auch viele von uns schéatzen.

Jetzt kommen wir auch in Thidringen mit diesem
Paritatsgesetzvorschlag, der erste Schritt, Landes-
listen hier fir unsere Landtagswahlen zu quotieren.
Und ja, das ist neu, das ist unbequem, aber die
Realitat, wie gesagt, kann uns doch nicht zufrieden-
stellen. Das war das, was ich an Herrn Kellner jetzt
auch so ein bisschen merkwirdig fand. Sie schil-
dern, dass das regional in den kommunalen Parla-
menten noch so unschon aussieht, auch bei Teilen
von unseren eigenen Parteiuntergliederungen. Da
muss man sich aber fragen, woran das liegt. Gera-
de das kommunale Ehrenamt ist speziell etwas,
was strukturell vielleicht eher mannliche Bewerber
anzieht. Solange wir zum Beispiel auch eine
schlechte Vereinbarung von Familie und Beruf ha-
ben, solange eben Frauen zum Beispiel auch
schlechter fiir ihren Job bezahlt werden, haben sie
auch mehr oder weniger Mdglichkeiten, zum Bei-
spiel in Jobs zu arbeiten, wo man ohne Weiteres
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vom Arbeitgeber freigestellt wird. All das fihrt zu
den Schwierigkeiten.

Wir wollen — ja, und das ist auch ein Eingriff in die
Autonomie von Parteien, wenn die Zulassung der
Landeslisten fur die Landtagswahl ab der Uber-
nachsten Wahl daran geknupft werden soll, dass
Listen weitgehend geschlechtergerecht quotiert
werden sollen — diese Gleichheit beférdern, nach-
dem es von alleine nicht funktioniert. Der Artikel 3
Abs. 2 des Grundgesetzes ist jetzt schon mehrfach
vorgelesen worden, aber ich méchte noch mal da-
rauf hinweisen, dass das urspringliche westdeut-
sche Grundgesetz nur den ersten Satz zum Inhalt
hatte, nadmlich: ,Manner und Frauen sind gleichbe-
rechtigt.“ Und der zweite Satz — der jetzt schon 6f-
ter vorgelesen worden ist: ,Der Staat fordert die tat-
sdchliche Durchsetzung der Gleichberechtigung
von Frauen und Mannern und wirkt auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin.“ — ist 1994 erganzt
worden, und zwar im Rahmen der Debatten um die
Einheit und wie jetzt die Verfassungsgrundsatze
Uberarbeitet werden missen und was denn auch
die sogenannten neuen Lander, also die ostdeut-
schen Lander, mit reinbringen. Da waren namlich
zum Beispiel auch viele starke Frauen dabei, die
gesagt haben: Da muss noch ein bisschen mehr
kommen als einfach nur dieses formale Bekenntnis.
Entsprechend enthalt auch die Thiringer Landes-
verfassung einen Handlungsauftrag — der wurde
auch schon verlesen —, dass es namlich Aufgabe
des Landes, seiner Gebietskdrperschaften und an-
derer Trager der Offentlichen Verwaltung ist, die tat-
sachliche Gleichstellung von Frauen und Mannern
in allen Bereichen des offentlichen Lebens durch
geeignete Mallnahmen zu férdern und zu sichern.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das ist ein Handlungsauftrag. Dann muss man
doch, wenn man sieht, dass in Parlamenten die An-
teile von Frauen Uber die Jahre nicht nur nicht we-
sentlich zugenommen haben, sondern sogar teil-
weise im Abnehmen begriffen sind, schauen, was
wir denn da machen missen. Wir haben nun jahr-
zehntelang vieles versucht. Wir haben einen Wan-
del der politischen Kultur angemahnt. Wir haben
versucht, speziell Frauen zu ermutigen und ihnen
die Fahigkeiten zu vermitteln, in einer Mannerparla-
mentswelt zu bestehen und hier aufzusteigen, aber
das hat eben auch nicht gereicht. Deswegen kam
Iris Bohnet, eine Verhaltensékonomin und Harvard-
Professorin, zu dem wunderbaren Schluss: Nicht
die Frauen mussen sich andern, sondern die Spiel-
regeln. An diesem Punkt sind wir heute.

(Beifall DIE LINKE)

Ein einziges Argument wirde ich gegen unser Ge-
setz vorbehaltlos akzeptieren: Alle Parteien ma-
chen das doch von allein schon so. Aber so ist es ja
nicht. Dann kommt — Herr Kellner, auch Sie haben
es wieder gebracht — der Einwand: Aber es gibt
doch langst Frauen in Fuhrungspositionen, die ha-
ben es doch auch geschafft. Jetzt mal Hand aufs
Herz, wenn wir uns mal unsere berihmten Fih-
rungspersonlichkeiten ansehen, wie kam man denn
bisher nach oben? Die meisten von denen, die gro-
e Karrieren gemacht haben, gehdren so ein biss-
chen zum Typ Trimmerfrau. Ich erklare Ihnen das
jetzt auch: Angela Merkel kam in dem Moment
nach oben, als Helmut Kohl eigentlich schon zum
Austausch anstand und sich von den mannlichen
Bewerbern keiner so richtig getraut hat, nach vorn
zu springen. In London — darliber haben wir gestern
diskutiert —, im Brexit befindet sich eine Theresa
May, klassische Trimmerfrau. Die hat sozusagen
das Brexit-Votum tGbernommen, obwohl sie dem ei-
gentlich selbst kritisch gegenlbergestanden hat
und sagte, jetzt findet sich keiner von euch Lu-
schen, die das umsetzen wollen, jetzt mache ich
das mal, und wenn ich es gemacht habe, dann bin
ich sogar bereit, wieder ins Glied zurtickzutreten.
Klassische Trimmerfrau. Jetzt ist ja vorhin — jetzt
wage ich mich vielleicht ein bisschen weit vor, neh-
men Sie es mir bitte nicht Gbel, jetzt haben Sie ja
auch das Duo Christine Lieberknecht und Birgit
Diezel ins Spiel gebracht und da gab es sehr viele
mediale Stimmen, die damals gesagt haben, na ja,
das System Althaus ist aus vielerlei Grinden zu-
sammengebrochen: Die Jungs waren nicht schnell
genug, aber die beiden Madels haben das Heft in
die Hand genommen, die Gunst der Stunde ge-
nutzt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Wir haben uns dariiber gefreut und ich personlich
freue mich auch, dass Birgit Diezel wieder da ist.
Aber, wie gesagt, das allein ist noch nicht der
gleichberechtigte Stand, den wir in den Parlamen-
ten brauchen. Im Ubrigen — das wird Sie Uberra-
schen, aber denken Sie mal langer nach, dann
stimmt der Satz namlich: Eine Quote fiir Frauen er-
offnet auch die Mdglichkeit fir mehr Wettbewerb
unter Frauen, und das ist auch wichtig. Jetzt natlr-
lich der wichtigste Einwand: Ist ein Paritégesetz
verfassungswidrig? Uber die Verfassung haben wir
jetzt viel gesprochen, aber jetzt méchte ich auch
noch mal hier an die Rechtsstellung der Parteien
erinnern. Die ist im Parteiengesetz des Bundes
konkretisiert und da steht etwas Uber die verfas-
sungsrechtliche Stellung und Aufgaben der Par-
teien. Die sind kein Selbstzweck, sind naturlich von
der Vereinigungsfreiheit gewahrleistet, frei und je-
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der kann sich zusammenschlieRen, natirlich auch
in Parteien, aber dann kommt in Absatz 2 des § 1
des Parteiengesetzes: ,Die Parteien wirken an der
Bildung des politischen Willens des Volkes auf allen
Gebieten des offentlichen Lebens mit, indem sie
insbesondere auf die Gestaltung der offentlichen
Meinung Einfluss nehmen, die politische Bildung
anregen und vertiefen, die aktive Teilnahme der
Biirger am politischen Leben férdern, zur Ubernah-
me Offentlicher Verantwortung befahigte Blrger
heranbilden, sich durch Aufstellung von Bewerbern
an den Wahlen in Bund, Landern und Gemeinden
beteiligen, auf die politische Entwicklung in Parla-
ment und Regierung Einfluss nehmen, die von ih-
nen erarbeiteten politischen Ziele in den Prozess
der staatlichen Willensbildung einfihren und fiir ei-
ne standige lebendige Verbindung zwischen dem
Volk und den Staatsorganen sorgen.“ Das finde ich
einen besonders schdnen Satz. Ist die standige und
lebendige Verbindung zwischen dem Volk und den
Staatsorganen, frage ich Sie, eigentlich gewahrleis-
tet, wenn ein Geschlecht dauerhaft unterreprasen-
tiert ist, und das seit Inkrafttreten des Grundge-
setzes? Die zweite Frage, die ich an Sie richten
muss: Gibt es nicht schon jetzt jede Menge Regeln
fur die Zulassung von Wahlvorschlagen? Das ist ja
nicht so, dass das das Allererste ware, was uns
jetzt hier einfallt. Wir haben das ja jetzt gerade
durch, Sie und ich, wir stellen ja jetzt gerade kom-
munal unsere Listen fir die Stadte- und Gemeinde-
rate auf, fur die Kreistage, wir flllen gefihlte
25.000 Formblatter aus, wir missen alles Mdgliche
bestatigen — dass die Versammlung ordnungsge-
maf geleitet war, dass wir frei und geheim gewahlt
haben, dass niemand beeinflusst war. Es ist auch
richtig, dass es diese Regeln gibt, denn an die Zu-
lassung von Wahlvorschldgen werden bestimmte
Voraussetzungen geknupft, namlich dass da nicht
hin- und hergemauschelt und getrickst und ge-
tduscht und sonst was gemacht wurde. Deswegen
darf der Staat den Parteien Regeln auferlegen, wie
sie ihre verfassungsrechtliche geschutzte Mitwir-
kung am politischen System ausiben missen, um
dann ihre Wahlvorschlage zugelassen zu bekom-
men. Da soll es jetzt verfassungswidrig sein, den
Parteien fir die Einreichung von Wahlvorschlagen
die gleichberechtigte Berucksichtigung von Man-
nern und Frauen aufzuerlegen? Das erschlief3t sich
mir auf den ersten Blick nicht und es drangt sich
auch in keiner Weise auf. Naturlich kann man das
auch anders sehen und Uberprifen, aber 100 Jahre
nach der Einfihrung des Frauenwahlrechts — da-
rauf ist schon vielfach hingewiesen worden — haben
wir immer noch die Situation, dass die Vertretung
von Frauen in Parlamenten unterhalb ihres Anteils
an der Bevdlkerung liegt und teilweise sogar zu-
rickgeht.

Das Ziel einer gleichberechtigten Vertretung in Par-
lamenten wird also ohne ein Parité-Gesetz nicht er-
reicht und deswegen sagen wir heute hier: Lieber
gleich berechtigt als vielleicht erst nach weiteren
100 Jahren. Und selbst das ist ungewiss, wenn
man die derzeitige Entwicklung anschaut.

Warum ist es denn so wichtig, dass Frauen gleich-
berechtigt in Parlamenten vertreten sind? Hier
mochte ich Elke Ferner zitieren, die mit mir 1990 in
den ersten gesamtdeutschen Bundestag eingezo-
gen ist und im Frauenrat mafigeblich das Parité-
Gesetz befdrdert hat. Ihr wunderbarer Satz lautet:
,Wir Frauen wollen nicht die Halfte vom Kuchen, wir
wollen die Halfte der Backerei!*

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und genau das, liebe Kolleginnen und Kollegen,
macht den Unterschied, fir den wir uns mit unserer
Koalition heute hier einsetzen. Machen Sie es mit,
dann sind wir gemeinsam auf einem guten Weg.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon, Frau Abgeordnete. Als Nachster
spricht Abgeordneter Worm von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Worm, CDU:

Frau Prasidentin, werte Kollegen Abgeordnete, ver-
ehrte Gaste, wir beraten heute das Siebte Gesetz
zur Anderung des Thiringer Landeswahlgesetzes
und in diesem die Einfiihrung der sogenannten pa-
ritdtischen Quoten. Und was sagt uns das Ganze?
Die Parteilisten sollen fir die Landtagswahl ent-
sprechend abwechselnd mit Frauen und Mannern
besetzt werden. Dass das Gesetz mdéglicherweise
verfassungswidrig ist, weil es unzuldssig in das
Wahlrecht eingreift,

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Habe ich ge-
rade erklart!)

wird von lhnen, liebe Kollegen von Rot-Rot-Griin,
hierbei véllig ignoriert.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Sie haben die Rede von Frau
Marx ignoriert!)

Ein politisch legitimes Ziel, namlich die Gleichstel-
lung von Mann und Frau, mit dem Bruch der Frei-
heit und der Gleichheit der Wahl erzwingen zu wol-
len,

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Wer sagt denn das?)

ich glaube, das ist der véllig falsche Weg.
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(Beifall CDU) ren. Wir haben so viele Diskussionen im sozialen

Hier wird uns immer suggeriert, dass die derzeitige
Praxis der Nominierung von Kandidaten und der
Weg in den Landtag mit einem gewissen Unrecht
einhergehen. Ich verweise an dieser Stelle mal auf
das Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes im
Landtag von Brandenburg, welches insoweit zu
dem Schluss kam, das zitiere ich: ,Die Einflhrung
eines paritatischen Wahlvorschlagsrechts stellt eine
an das Geschlecht anknlUpfende Ungleichbehand-
lung dar, die nicht durch das Gleichberechtigungs-
gebot gerechtfertigt wird [...].*

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Und die Reali-
tat, was macht die?)

Und somit ist Ihr Gesetzentwurf mit Blick auf unsere
Verfassung und unsere freiheitlich-demokratische
Grundordnung also zumindest fragwurdig.

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Nein!)

Ebenso ignorieren Sie mit Ihrem Anspruch der mo-
ralischen Uberlegenheit, dass Quoten nicht nur aus
verfassungsrechtlicher Perspektive, sondern auch
aus anderen Griinden ein Irrweg sind. Mit dem Ge-
setzentwurf wird das Leistungsprinzip auflier Kraft
gesetzt

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD)

und in der Zukunft werden allein ob der paritati-
schen Quotierung Personen in den Landtag ge-
wahlt, die ohne Quoten vielleicht gar keine Chance
hatten, und ob der vielen handwerklichen Fehler in
diversen anderen Gesetzentwirfen sollte lhnen
doch eigentlich auch an fahigen und geeigneten zu-
kiinftigen Abgeordneten gelegen sein.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Sie sind ja mutig, so etwas zu sa-
gen!)

Ihr Anliegen ist wie aufgezeigt nicht nur schwierig,
sondern es ist auch — wie heute schon in der Dis-
kussion gesagt — rickwartsgewandt und antiquiert.
Sie machen aus einer Gemeinschaft gleichberech-
tigter Staatsburger wieder konkurrierende Gruppen,
die sich allein durch au3ere Merkmale, namlich das
Geschlecht, und nicht durch ihre individuelle Leis-
tung unterscheiden. Ich dachte, dass dies eher ein
Thema vergangener Zeiten gewesen ware.

(Zwischenruf Abg. Miiller, DIE LINKE: Sie fal-
len gerade wieder zurlick!)

Im Ubrigen kann jede Frau sich in einer Partei en-
gagieren und dort fur einen Listenplatz auch kandi-
dieren, und jeder Partei sollte es freistehen, so viele
Frauen und Manner oder auch solche, die sich ih-
res Geschlechts nicht ganz sicher sind, zu nominie-

Bereich oder in anderen Fragen, wo bei jedem
zweiten Wort das Thema die Gerechtigkeit ist. Da
wird die Gerechtigkeitsfrage sofort in den Raum ge-
stellt. Hier hore ich gar nichts davon. Was ist denn
daran gerecht — und jetzt beziehe ich mich mal auf
meine Partei —, wenn in der CDU 70 Prozent Man-
ner organisiert sind und 30 Prozent Frauen, was ist
denn daran gerecht, wenn jetzt die CDU beauftragt
wird oder beauflagt wird durch Gesetz, 50 Prozent
Frauen und 50 Prozent Manner aufzustellen? Das
hat doch mit Gerechtigkeit Uberhaupt nichts zu tun.

(Beifall CDU, AfD)

Und wenn Sie nun fir den Landtag — und da bezie-
he ich mich auf das, was mein Kollege Jorg Kellner
gesagt hat — eine Quotierung fordern und dies ...

Prasidentin Diezel:

Herr Worm, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Adams?

Abgeordneter Worm, CDU:
Zum Schluss, bitte.

Prasidentin Diezel:

Zum Schluss, okay.

Abgeordneter Worm, CDU:

Wenn Sie eine Quotierung flr den Landtag hier for-
dern, eine solche aber selbst in den Kommunen
nicht schaffen, dann ware es vielleicht besser, mit
diesem Experiment ganz aufzuhdren, denn — ich
sage es jetzt mal ganz deutlich — der Landtag sollte
nicht zum Versuchslabor der Unterscheidung nach
aufleren Merkmalen umkonstruiert werden. Inso-
weit freue ich mich, dass zumindest vom Unsinn —
und das sage ich deutlich so, weil das Unsinn ist —,
vom Unsinn der Quotierung und Halbierung der
Landtagswahlkreise abgesehen wird, auch wenn
damit der stetige Streit in der Koalition offenkundig
wird. Denn zumindest scheint in der SPD Thiringen
noch ein Mindestmall an Vernunft vorhanden zu
sein.

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, bitte kommen Sie zum Ende.

Abgeordneter Worm, CDU:
Ja.

Kommende Generationen werden womaoglich, sollte
dieser Gesetzentwurf beschlossen werden, so fas-
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sungslos auf dieses Gesetz zuriickblicken wie wir
auf so manche Gesetze der Vergangenheit. Ich
kann nur hoffen, dass in der anschlieBenden Dis-
kussion in den entsprechenden Fachausschissen
dann doch noch ein Stiick weit die Vernunft zum
Tragen kommt.

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, wir haben zwei Zwischenfra-
gen. Wir wirden die Fragen noch stellen lassen.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Du kannst ja
als Frau weitermachen!)

Abgeordneter Worm, CDU:
Nein. Eine Frage, ja.

(Zwischenruf Abg. Miller, DIE LINKE: Die
Frau wird ignoriert!)

Prasidentin Diezel:

Eine Frage, ja. Bitte.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Herr Kollege Worm, ich habe mich zu dieser Zwi-
schenfrage gemeldet, als Sie ausgefihrt haben,
dass es ja ungerecht sei, wenn in der CDU 70 Pro-
zent Manner und nur 30 Prozent Frauen sind. Dann
ware ja nach unserem Gesetz, so haben Sie es
ausgefihrt, die CDU verpflichtet, dennoch 50 Pro-
zent Frauen aufzustellen. Ich frage mich, ob Sie
das Gesetz gelesen haben. Hier steht in Artikel 1
Regelung zum § 29 in der Mitte, ich zitiere: ,Das
Geschlecht, das unter den Mitgliedern einer Partei
in der Minderheit ist, muss mindestens entspre-
chend seinem zahlenmafRigen Verhaltnis auf der
Liste vertreten sein.” Das heif3t, dieses Gesetz er-
moglicht der CDU weiterhin, weniger Frauen aufzu-
stellen.

Abgeordneter Worm, CDU:

Ja, das ist richtig.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Und warum behaupten Sie hier am Rednerpult
eben genau was anderes?

Abgeordneter Worm, CDU:

Nein, es ist nichts anderes. Sie wissen genau, dass
Ihr Gesetz im Vorfeld ganz anders lautete, und ich
habe heute mehrfach

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD)

gehdrt, dass das alles nur ein erster Schritt sein
soll, ein kleines Stiick auf dem Weg dahin zur Pari-
tat. Und wir wissen doch genau, was passiert.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Ein
Schritt zur Gleichberechtigung!)

Das ist jetzt eine Einschrankung, die es dann in
Kurze nicht mehr geben wird, und deswegen: Weh-
ret den Anfangen!

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Danke schon, Herr Abgeordneter. Als Nachste
spricht Frau Abgeordnete Stange.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Worm, Herr Kellner, Herr Hocke, ich will lThnen
mal etwas sagen: Ihr mannerdominantes Gequat-
sche hier vorne, das geht frau total auf den Senkel.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Sie stellen sich hier hin und erklaren Frau die Welt,
wie Frau Politik betreiben sollte oder nicht. Wissen
Sie, gehen Sie hinaus. Gehen Sie zu dem Landes-
frauenrat, gehen Sie zu Vereinen und Verbanden,
die sagen: Ja — endlich ist hier bei Rot-Rot-Griin ein
erster Schritt gegangen worden, um die Paritat her-
zustellen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich habe die Nase voll, laufend das Wort ,Quote” zu
horen. Sie sind Quotenmanner, so herum wird es
richtig, und nicht die Frauen sind Quotenfrauen.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Manner sind Quotenmanner, will ich an der Stelle
auch noch mal ganz deutlich sagen.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Beleidigung!)

Noch schlimmer geht es mir auf die Nerven, wenn
ich hier hore,

(Unruhe CDU)

dass Herr Hocke davon spricht, dass mit diesem
Gesetzentwurf an den Grundfesten des Staats ge-
ruttelt wird.

(Beifall AfD)

Na also, das ist doch wohl das Allerletzte, was hier
gesagt worden ist. In unserer Begriindung steht:
Manner und Frauen sind gleichberechtigt. Wenn wir
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diesen Gesetzentwurf umsetzen, dann stehen wir
genau zu den Grundfesten des Staats.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ich muss fragen, stehen Sie vielleicht nicht dazu?
In Vertretung von Hocke kann ich auch den Moller
angucken, ist vollkommen egal, alles eins.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Ich will noch ein Wort dazu sagen. Noch schlimmer,
Herr Kellner, ist Ihre Bemerkung, wenn Sie noch mit
der Kommunalliste anfangen. Ich habe mir in der
Zwischenzeit die Mihe gemacht, kurz auf die Sta-
tistik zu schauen, wie viele Frauen in den Kreistag
im Jahr 2009 und 2014 gewahlt wurden. Das ist
nachzulesen beim ,MDR Thiringen®. Soll ich lhnen
etwas erzahlen, bevor Sie hier etwas anderes sa-
gen? Bei der CDU waren es 18 Prozent gewahlte
Frauen 2009 und in 2014 19 Prozent, bei der Lin-
ken waren es 2009 32 Prozent gewahlte Frauen in
Kreistagen und 2014 44 Prozent, bei den Griinen
27 und 30, bei der SPD 22, 24 Prozent.

(Beifall DIE LINKE)

Da sollten Sie einmal herangehen. Sie wissen
auch: Die Kommunalwahlen gehen nach einem
vollkommen anderen Prinzip. Da wird panaschiert
und kumuliert. Das wissen Sie. Sie wissen auch,
wenn Frauen sich zur Wahl stellen und die Chance
in ihren Parteien auch ordentlich bekommen, auf
den Listen zu kandidieren und dann Wahlkampf
machen, dann haben sie auch die Mdglichkeit, gut
in den Kreistag zu kommen. Das Grundproblem
liegt doch bereits hier, werte Kollegen. Ich erinnere
nur an die doch schamhafte Diskussion, die wir vor
gut einem Dreivierteljahr hier in dem Landtag ge-
halten haben, wo es darum ging, dass Frauen, die
gerade entbunden haben, ihre Kinder mit hierher-
bringen koénnen. Wie soll denn jemand animiert
werden, hier in einem Landtag als junge Frau zu
kandidieren, wenn weiterhin solche scharfen, scha-
bigen Diskussionen gefuhrt werden? Ja, Babyzim-
mer, nein Babyzimmer,

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

es mussen Bedingungen geandert werden, Kolle-
ginnen und Kollegen, Bedingungen fir die Politik.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Also Frau
Stange, fallt Ihnen nichts Besseres ein?)

Ich sitze seit fast zwanzig Jahren im Stadtrat von
Erfurt. Wissen Sie, was das Schlimmste ist? Das
sind die ewigen Diskussionen, die vor allem von

Mannern gefiihrt werden. So was sollte man viel-
leicht andern,

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

damit einfach auch Frauen Chancen haben, hier
anzufangen in Politik und sich zu entwickeln und
nicht immer denken, nein, die Bedingungen sind so
bescheiden, ich will gar nicht. Mit diesem Gesetz-
entwurf werden wir als rot-rot-griine Koalition einen
ersten Schritt machen zur wirklichen Gleichstellung,
Gleichbehandlung, Gleichberechtigung von Frauen
auch bei Wahlen. Ich sage, die groRe Lésung muss
eigentlich perspektivisch kommen. Danke schon.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Als Nachster spricht Abgeordneter
Adams von der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, es ist grotesk, wenn
Herr Kollege Kellner vom Leistungsprinzip, das er
mir erst einmal in der Verfassung zeigen muss, hier
spricht und sich selbst mit seinem Redebeitrag ou-
tet, dass er das Gesetz entweder nicht verstanden
oder nicht gelesen hat.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Kollege Kellner liest hier allen Ernstes vor, an wel-
chen Stellen Linke, Griine und SPD keine quotier-
ten Listen vorgelegt haben in der Kreistagswahl,
um zu dokumentieren, dass wir hinter unserem ei-
genen Anspruch, wie wir ihn in diesem Gesetz vor-
legen, zurlckfallen wiirden — grotesk, denn in die-
sem Gesetz geht es nur um die Landesliste. Und in
den Landeslisten — da kénnen Sie zurilickschauen
auf viele Jahre — sind wir, Linke, Griine und die
SPD, immer unserer Verantwortung bei der Gleich-
berechtigung von Frauen und Mannern nachge-
kommen.

Jetzt will ich Ihnen noch mal was sagen: Wenn wir
schon bei den Kreistagslisten, die mit diesem Ge-
setz gar nichts zu tun haben, sind, dann sage ich
Ihnen, in limenau, Stadt und Kreis, in Erfurt, in Jena
und in Rudolstadt und in Saalfeld haben wir durch-
weg quotierte Listen. Und ich kénnte lhnen noch ei-
ne langere Liste vorlesen, wo wir fast bis zum
Schluss durchquotiert und paritatisch besetzte Lis-
ten haben. Jetzt kommen Sie mal nach vorn und
zeigen uns, wann Sie jemals eine Landesliste quo-
tiert hatten,
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(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

wann Sie jemals irgendwo eine Kreistagsliste quo-
tiert hatten und Frauen und Mannern gleiche Chan-
cen eingerdumt haben. Das schaffen Sie selbst
30 Jahre nach der Friedlichen Revolution nicht. Un-
ser Gesetz wird Sie dazu bringen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Wir kdnnen
eigenstandig handeln, wir bei der CDU und
ihr bei den Grinen!)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen der Abgeordneten mehr. Der Ministerprasident
hat sich zu Wort gemeldet. Bitte schén, Herr Rame-
low.

Ramelow, Ministerprasident:

Sehr geehrte Damen und Herren, ich will ein paar
personliche Anmerkungen machen. Ich finde es
gut, dass sich die drei Fraktionen aufgemacht ha-
ben, ein Gesetz als Text vorzulegen und zu sagen,
100 Jahre nach der Rede von Marie Juchacz in
Weimar zur Deutschen Nationalversammlung ist es
Zeit, Uber die weitere Entwicklung der Gleichbe-
rechtigung in unserem Land zu debattieren und
nicht nur zu debattieren, sondern Maflnahmen zu
ergreifen. Ob das die richtigen sind, ob es weiterer
bedarf, das muss alles gesellschaftlich weiterentwi-
ckelt werden. Deswegen begriile ich es, dass sich
die drei Fraktionen aufgemacht haben, diesen Weg
zu eroffnen. Wir als Landesregierung haben uns
bislang nicht damit beschaftigt, nicht dazu verhal-
ten, weil wir es den drei Fraktionen Uberlassen woll-
ten, diesen Diskussionsprozess als parlamenta-
rischen Prozess zu ermdglichen.

Aber wenn hier eine steile These aufgestellt wird,
dass dieses Gesetz ein Zurick in die stédndische
Vertretung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik sei und man damit den Eindruck erweckt, als
ob das Land, aus dem Herr Hocke und ich gekom-
men sind, namlich die Bundesrepublik Deutschland,
oder auch ,Westdeutschland an diesem Pult ge-
nannt, ein Land gewesen sei, in dem man im Sinne
von Marie Juchacz die Gleichberechtigung gefor-
dert hatte — das ist doch historisch véllig unzutref-
fend.

Noch bis 1962 durfte eine Ehefrau in Westdeutsch-
land kein Konto eréffnen ohne die Unterschrift des
Ehemanns. Das ist in Westdeutschland erst 1962
abgeschafft worden. Noch in den 1970ern durften
Ehefrauen nur Waren des taglichen Bedarfs ein-

kaufen. Sie waren nicht berechtigt, eigenstandig
Uber Entscheidungen gréRerer Anschaffungen al-
lein zu entscheiden. Und, meine Damen und Her-
ren, noch in den 70ern durfte eine Ehefrau in dem
Land, aus dem ich komme, in dem ich geboren
worden bin, namlich der Bundesrepublik Deutsch-
land — und ich will hier vorn nichts Schlechtes Gber
meine Heimat sagen, aus der ich gekommen bin —,
nicht einmal eine Arbeit annehmen, eine Erwerbsta-
tigkeit ausuben ohne das Einverstandnis, die Zu-
stimmung des Ehemanns.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Unruhe AfD)

Da kommt von hier driben der Zuruf ,sehr gut®.
Das ist genau die Welt der AfD. Gestern wollten Sie
noch zurtick in die EWG — und damit war nicht Ku-
lenkampff gemeint, sondern die alte Bundesrepu-
blik und der Zaun dazwischen — und das ist ein Zu-
rick in die Vergangenheit. Das ist ein Zurlck in ei-
ne Welt, in der die Manner dariber bestimmen, was
die Frauen tun oder nicht tun dirfen. Das sind die
gleichen Argumente, die ich gehdrt habe, als wir
uns historisch mit der Debatte von Marie Juchacz in
der Weimarer Nationalversammlung auseinander-
gesetzt haben. Man hért in dem Originaltext — man
kann es sogar nachhdren, es gibt Tonaufnahmen
davon —, wie viele der Manner in der Zeit sogar la-
chen und johlen, wahrend Marie Juchacz spricht.
Und nichts anderes habe ich heute hier wieder ge-
hort — 100 Jahre spater.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Deswegen, meine Damen und Herren, um die letz-
te Anmerkung zu machen: Noch 1966 hat der Bun-
desgerichtshof héchstrichterlich entschieden, dass
der eheliche Beischlaf von der Ehefrau nicht nur zu
vollziehen ist, sondern in den Leitsatzen ist aufge-
nommen und aufgeschrieben: Sie hat dabei auch
Lust zu zeigen. Das ist genau die Haltung, die die-
se Menschen hier vertreten.

(Unruhe DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Damit wir klar haben: Wenn sie zurickwollen in die
gute alte Zeit, dann wollen Sie genau in diese gute
alte Zeit zurlick, dass Frauen zurick an Heim und
Herd sollen und dass es keine Gleichberechtigung
gibt, bei der Frauen darauf achten, dass so ein
mannliches Gerede nicht den Frauen den Weg zu
einer Entwicklung in der Gesellschaft ermdglicht.

Ich bin froh, dass Frauen selbstbewusst sagen: Wir
kdmpfen um unseren Teil dieser Welt, wir kdmpfen
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um unsere Halfte des Selbstgestaltens und deswe-
gen, liebe Kolleginnen, herzlichen Dank dafiir.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Ich mochte gern abstimmen lassen.
Ich frage noch mal: Gibt es noch Wortmeldungen?
Bei der Fraktion Die Linke, Herr Abgeordneter Ku-
schel? Alle anderen Fraktionen haben keine Rede-
zeit mehr.

(Zuruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Hat sich er-
ledigt!)

Es hat sich erledigt — gut.

Dann wiirde ich gern Uber die Ausschussiiberwei-
sung abstimmen lassen. Es wurden drei Aus-
schussiiberweisungen beantragt: an den Innen-
und Kommunalausschuss, an den Ausschuss fur
Migration, Justiz und Verbraucherschutz und an
den Gleichstellungsausschuss.

Wir beginnen mit dem Innen- und Kommunalaus-
schuss. Wer damit einverstanden ist, dass dieser
Gesetzentwurf an den Innen- und Kommunalaus-
schuss Uberwiesen wird, der misste mir jetzt das
Handzeichen zeigen. Das sind einzelne Stimmen
aus der Fraktion der CDU, die Fraktionen der SPD,
Blindnis 90/Die Grinen und Die Linke.

Wer ist gegen eine Uberweisung an den Innen- und
Kommunalausschuss?

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Da
stimmen doch einige mehrfach ab!)

Die Fraktion der AfD, die Fraktion der CDU — Uber-
wiegend.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Frau Holzapfel hat doch jetzt zweimal abge-
stimmt!)

Wer enthalt sich? Enthaltungen sehe ich keine. Da-
mit ist die Uberweisung an den Innen- und Kommu-
nalausschuss bestatigt.

Wir kommen zum Ausschuss fiir Migration, Justiz
und Verbraucherschutz. Wer ist damit einverstan-
den, dass dieser Gesetzentwurf, der aus der Mitte
des Hauses kommt, an den Ausschuss fir Migra-
tion, Justiz und Verbraucherschutz Uberwiesen
wird? Das sind die Fraktionen der SPD, Biind-
nis 90/Die Grinen und Die Linke. Wer ist dagegen?
Dagegen sind die AfD- und die CDU-Fraktion. Wer
enthalt sich? Es enthalt sich niemand. Damit ist die
Uberweisung bestétigt.

Ich will nur zur Erlauterung sagen, dass es im Par-
lament Ublich ist — das mussten Sie eigentlich wis-
sen, weil Sie es kommentiert haben: aus der Mitte
des Hauses —, wenn Gesetzentwlirfe aus den Frak-
tionen kommen, dass sie Ublicherweise an den Jus-
tizausschuss Uberwiesen werden.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Das kann er
nicht wissen!)

Die Uberweisung an den Gleichstellungsausschuss
war beantragt. Wer ist dafiir, dass dieser Gesetz-
entwurf an den Gleichstellungsausschuss lberwie-
sen wird? Das sind die Fraktionen der SPD, Biind-
nis 90/Die Griinen und Die Linke. Wer ist dagegen?
Dagegen sind die Fraktionen der AfD und der CDU.
Wer enthalt sich? Ich sehe keine Enthaltung. Damit
ist die Uberweisung an den Gleichstellungsaus-
schuss genehmigt.

Wir missten Uber die Federfiihrung abstimmen.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Innenausschuss!)

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Innenausschuss!)

Die Federfuhrung soll der Innen- und Kommunal-
ausschuss Ubernehmen. Dann stimmen wir Uber
die Federfiihrung ab: Wer ist dafiir, dass der Innen-
und Kommunalausschuss die Federfiihrung Uber-
nimmt? Das sind die Fraktionen der SPD, Bind-
nis 90/Die Grinen und Die Linke. Wer ist dagegen?
Dagegen sind die Fraktionen der CDU und der AfD.
Wer enthalt sich? Ich sehe keine Enthaltung. Damit
ist die Federfihrung beim Innen- und Kommunal-
ausschuss festgelegt. Ich schlieRe diesen Tages-
ordnungspunkt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 11

Zweites Gesetz zur Anderung
des Thiiringer Jagdgesetzes
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung

- Drucksache 6/6959 -

ERSTE BERATUNG

Winscht die Landesregierung das Wort zur Be-
grindung? Bitte schén, Frau Ministerin Keller.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, sehr geehrte Gaste!
Am 19. Marz hat die Thiringer Landesregierung
den Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Anderung
des Thuringer Jagdgesetzes beschlossen. Damit
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wurde ein langerer Dialogprozess erfolgreich abge-
schlossen.

Das Thiringer Jagdgesetz stammt aus dem Jahr
1991 und wurde zuletzt im Jahre 2006 neu gefasst.
Das ist einer der Griinde, warum wir die Uberarbei-
tung des Gesetzes in den Koalitionsvertrag aufge-
nommen haben. Konkret wurde im Koalitionsver-
trag vereinbart, dass sich die Jagd an 6kologischen
und wildbiologischen Grundsatzen orientieren und
sie den neuesten Erkenntnissen der Jagdpraxis,
Werten des Tierschutzes und Erfordernissen der
Lebensmittelhygiene Rechnung tragen soll. Hierzu
wurde das Thiringer Jagdgesetz einem offenen
Diskussionsprozess unterzogen. Seit dem Jahr
2015 haben wir in unzahligen Foren, Abstimmun-
gen und o6ffentlichen Podien die Thematik behan-
delt. Die Jagd und Hege sowie das Wildtierma-
nagement wurden ebenso in diesem Prozess be-
rucksichtigt wie die Belange der Waldentwicklung.
Das Ergebnis des anderthalbjahrigen Diskussions-
prozesses habe ich in Form von Eckpunkten fir die
Uberarbeitung des Thiringer Jagdgesetzes am
12. Marz 2017 im Thiringer Landtag hier vorge-
stellt.

Im Rahmen der Ressortabstimmung sahen die an-
deren Ressorts dariber hinaus Erganzungsbedarf
und brachten ihre Anregungen und Hinweise in den
Referentenentwurf ein. In der Zeit vom 9. Februar
bis 19. Marz 2018 erhielten 37 auRerhalb der Lan-
desverwaltung stehende Stellen Gelegenheit zur
Stellungnahme. Angehért wurden neben den kom-
munalen Spitzenverbanden unter anderem die Ver-
bande fiir Grundeigentum, Landnutzung, Jagd und
Hege, Naturschutz und Tierschutz. Im Ministerium
eingegangen sind 32 zum Teil sehr umfangreiche
Stellungnahmen. Daher enthalt der Gesetzentwurf
umfassende Anderungen gegeniiber der im ersten
Kabinettsdurchgang zur Anhoérung freigegebenen
Fassung, die insbesondere die Zulassigkeit der
Verwendung von Schusswaffen mit Schalldampfern
bei der Jagdauslibung, das Inkrafttreten des Ver-
bots von Bleischrot und die Ubertragung von Aufga-
ben auf die oberste Jagdbehdrde betreffen.

Uber lange Zeit wurde mit dem Innenministerium
Uber eine fir alle Beteiligten akzeptable Regelung
zur Aufhebung des Verbots von Schallddmpfern
nach dem Jagdrecht diskutiert. Mit dem Umweltmi-
nisterium wurden Regelungen unter anderem zu
den Einstandsgebieten fir Rot-, Damm- und Muffel-
wild sowie dem Aussetzen von Muffelwild und zur
Zustandigkeit fur die Abschussplanung im National-
park besprochen.

Sehr geehrte Damen und Herren, die jetzt vorlie-
genden Regelungen sind gute Kompromisse, mit
denen nicht nur Forderungen der anderen Fachmi-

nisterien, sondern vor allem auch die Eckpunkte
des Diskussionsprozesses umgesetzt werden.

Lassen Sie mich auf einige Neuregelungen noch et-
was detaillierter eingehen. So wird die hdhere Ver-
antwortung von Grundeigentimern, Jagdaus-
Ubungsberechtigten und Hegegemeinschaften bei
der Erstellung und Umsetzung der Abschusspla-
nung dazu fiihren, dass sich die Qualitat der Ab-
schussplanung verbessern wird. Kinftig wird ein
gemeinsamer Waldbegang verpflichtend sein. Der
Abschussplan ist nun Aufgabe der gesamten Hege-
gemeinschaft, die letztendlich fur die Umsetzung
verantwortlich ist. Vorher lag diese Verantwortung
haufig bei Einzelpersonen.

Eine weitere Neuregelung ist das Verbot zur Ver-
wendung von bleihaltigem Schrot. Dies hatten wir
so im Koalitionsvertrag vereinbart. Damit kénnen
gesundheitliche  Risiken  beispielsweise  bei
Schwangeren oder kleinen Kindern ausgeschlos-
sen werden, da Bleischrot nicht mehr in die Nah-
rungskette gelangen kann. Das Verbot dient nicht
nur der Lebensmittelsicherheit, sondern auch dem
Schutz des Okosystems, da auch Tiere durch Blei-
schrot gefahrdet sind.

Ein wichtiges Anliegen, das mit dem Gesetzentwurf
umgesetzt wird, ist die Aufthebung des Verbots zur
Verwendung von Jagdwaffen mit Schalldampfern
nach dem Jagdrecht. Dem TMIL geht es bei den
neuen Regelungen um mehr Gesundheitsschutz fur
alle Jager. Uns ist aber auch bewusst, dass die
waffenrechtlichen Aspekte griindlich bedacht wer-
den mussen. Daher wurde das Thema lange und
sehr intensiv diskutiert. Die Genehmigung eines
Schalldampfers unterliegt nach wie vor dem Waf-
fenrecht. Wenn der Entwurf im Landtag so be-
schlossen wird, kdnnen nun Antrédge auf Verwen-
dung eines Schallddmpfers bei den unteren Waf-
fenbehdrden gestellt werden. In dem Gesetzentwurf
ist die Einflhrung eines SchieRnachweises fir die
Teilnahme an Gesellschaftsjagden verankert. Mit
diesen Schieflnachweisen muss ein regelmaRiges
Training belegt werden. Das erhoht die Sicherheit
bei der Jagd, die Tiere werden zudem waidgerech-
ter gejagt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zum Abschluss mdchte ich noch auf die neuen Re-
gelungen zum Umgang mit wildernden Hunden und
Katzen sowie Totschlagfallen hinweisen. Wildernde
Hunde und Katzen stellen eine Gefahr fir das Wild
dar. Jagdschutzberechtigte Personen sind befugt,
wildernde Hunde und wildernde Katzen — nur im
Einzelfall und auf Antrag — mit Genehmigung der
unteren Jagdbehérde zu toten, sofern objektiv kein
milderes Mittel mdglich ist. Auch Totschlagfallen
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sollen kunftig grundsétzlich verboten und nur in be-
grindeten Ausnahmefallen genehmigungsfahig
sein, beispielsweise zum Seuchenschutz.

Sehr geehrte Damen und Herren, der offene Dis-
kussionsprozess zur Uberarbeitung des Jagdge-
setzes war wichtig und richtig. Er hat auch mich
personlich anderthalb Jahre intensiv gefordert und
ich habe diesen Diskussionsprozess auch persén-
lich begleitet. Wir haben dabei sorgfaltig jeden An-
derungsvorschlag aufgenommen, wir haben abge-
wogen und je nach fachlicher Eignung auch einge-
arbeitet. Das Ergebnis ist ein zeitgemaRer und
moderner Gesetzentwurf, der unter breiter Beteili-
gung erfolgte. Dieser liegt dem Landtag nun zur
weiteren Beratung und Beschlussfassung vor. Auch
hier wird es erneut Gelegenheit geben, im Rahmen
der Anhérung mit Experten, Verbdnden und sonsti-
gen Betroffenen Uber den Entwurf zu debattieren.
Ich freue mich dabei auf eine offene, auf eine kon-
struktive und vor allen Dingen auch eine zielfuhren-
de und vertrauensbildende Diskussion. Ich bedanke
mich fur die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE)

Prasidentin Diezel:

Danke schon, Frau Ministerin. Ich eroffne die Aus-
sprache und als Erster hat Abgeordneter Primas
von der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Primas, CDU:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die CDU-Fraktion hat im-
mer deutlich gemacht, dass das bewahrte Jagdge-
setz — wenn Uberhaupt — wirklich nur geandert wer-
den soll, wenn die Anderungen fachlich sauber,
wissensbasiert und praxisorientiert erfolgen. Diesen
Anforderung genlgt dieser Gesetzentwurf auch
nach dem zweiten Kabinettsdurchgang nicht. Ei-
gentlich erfillt dieser Gesetzentwurf gar keine An-
forderung auler vielleicht eine: Wir haben ein Jagd-
gesetz gemacht. Solche Schlagzeiten reichen ja vor
allen Dingen den griinen Politikern, um vorzugau-
keln, sie hatten Politik gemacht. Was dann drin-
steht, ist vollig egal, Hauptsache die Schlagzeile.
Verfolgen sie doch einfach die Pressemeldungen,
die wir bereits kennen und die, die heute dann noch
fabriziert werden.

Was steht also im Gesetzentwurf? Sagen wir mal,
es stehen Gott sei Dank nicht mehr alle dramati-
schen und besorgniserregenden Regelungen drin,
die noch im ersten Kabinettsentwurf enthalten wa-
ren. Die urspriingliche Zielstellung, einen Paradig-
menwechsel zu vollziehen, der nicht auf wissen-
schaftlichen Erkenntnissen basiert, sondern auf ei-

ner durch naturferne Tierrechtler oder allein auf
Okonomie getrimmte Waldbewirtschafter gepragten
Ideologie beruht, ist im vorliegenden Gesetzentwurf
nur noch an einzelnen Stellen enthalten.

Meine Damen und Herren, seitens der Jagerschaft
und auch meiner Fraktion bestehen deshalb weiter-
hin erhebliche Bedenken gegen eine Anderung des
Jagdgesetzes.

(Beifall CDU)

Die Proteste der Jagerschaft und auch das Wirken
der CDU-Fraktion — ich erinnere an unser Jagdfo-
rum hier in diesem Hause zu Beginn des Prozesses
mit Gber 300 Jagern — haben Wirkung gezeigt, auch
in der Offentlichkeit. Der vorliegende Entwurf sieht
nunmehr Neuregelungen wie beispielsweise das
Verbot von bleihaltigem Schrot und von Totschlag-
fallen vor. Bleihaltiges Schrot, haben wir gehdrt, In-
krafttreten 2022, das ist ja schon mal ein Stiickchen
ein Kompromiss, denn wir missen ja Uberlegen,
was bis 2022 alles passiert. Vielleicht ergibt dann
die Wissenschaft, dass es Unsinn ist, dann kénnen
wir es ja immer noch lassen. Das bleibt ja noch ein
Stlckchen offen, Uber die Regelung kénnen wir
dann im Ausschuss reden. Aber ich mdchte erst
mal vom Grundsatz her sagen: Diese Bleischrotge-
schichte, dazu stehen wir nicht, meine Damen und
Herren.

Totschlagfallen aus ideologischen Griinden zu ver-
bieten, ist das Gleiche. Da wird auch die Tétung
von streunenden Hunden und Katzen erschwert.
Aber die Regelungen, die da stehen, sind nicht rea-
lisierbar, das macht kein Mensch. Die Frage stellt
sich natdrlich: Muss man Uberhaupt eine Katze
oder einen Hund téten oder nicht? Aber wie das
hier durchgefiihrt werden soll: Man muss nachwei-
sen, dass die Katze oder Hund wildert, und das
dreimal, und dann muss man einen Antrag stellen.
Das ist eigentlich praxisfern, nicht realisierbar. Das
bewirkt am Ende das Gegenteil bei der Totschlag-
falle. Was ist dann mit dem Steinmarder, sage ich
jetzt mal, der nicht mehr in der Totschlagfalle sofort
getdtet wird, stattdessen in der Kastenfalle sitzt?
Wer totet den dann tierschutzgerecht? Wie soll das
denn funktionieren? Die Geschichte ist viel schwie-
riger, wenn nicht unmdglich. Nimmt man dann die
ganze Kastenfalle und was passiert dann? Die tra-
ge ich dann zum Fluss und dann wird er ersauft
oder wie soll das funktionieren? Was ist dann noch
tierschutzgerecht? Wie soll das funktionieren? Es
geht so nicht.

Oder denken wir mal nur an die Katzen. Wenn ich
da das Lamentieren Uber das Fehlen von Singvo-
geln hore, nunmehr in 500 Metern Schutzzone, ist
fur Nachbars Katze und verwilderte Katze der Spei-
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seplan richtig eroffnet, klasse. Das ist gelebter Ar-
tenschutz. So verstehe ich ihn allerdings nicht, mei-
ne Damen und Herren, wir reden dariber im Aus-
schuss.

Ich schiel3e keine Katze, sage ich mal dazu, das ist
mir, soll sie halt, aber wir diirfen dann halt nicht im-
mer jammern, wir haben im Wohnort in der Nahe
keine Singvogel mehr. Das machen die Katzen
nicht allein, das machen auch die Waschbaren.
Aber da ist dasselbe Problem mit dem Fangen,
meine Damen und Herren.

Das ist aber noch nicht alles. Die, die sich im Koali-
tionsvertrag vorgenommen haben, das Gesetz zu
andern, dass sich die Jagd an o6kologischen und
wildbiologischen Grundsatzen orientiert und die
neuesten Erkenntnisse der Jagdpraxis, des Tier-
schutzes und der Lebensmittelhygiene berlcksich-
tigt werden, wollen ernsthaft in § 43 die Fltterung
zur Notzeit ersatzlos streichen. Auf deutsch: Wenn
es nach den selbst ernannten Naturschitzern geht,
darf das Wild im Thiringer Wald im Winter einfach
verrecken, meine Damen und Herren.

Ich will noch einiges kurz erwahnen: All das ist so
schlimm, das geht einem an die Nieren, wenn man
so was liest und auch noch miterleben muss. Wir
brauchen eine Starkung statt einer Schwéachung
der Hegegemeinschaften. Wir brauchen praxisge-
rechte Zustandigkeitsregelungen. Ich denke hier an
die Streichung von § 9, Landesjagdbezirk, in Ver-
bindung mit § 50 Abs. 3. Darliber missen wir re-
den. Und wir brauchen eine Erweiterung der Liste
der jagdbaren Arten, keine Einschrankung. Die Ein-
schrankung ware absoluter Unfug, das werden wir
nicht mitmachen.

Also: Erweiterung der Liste der jagdbaren Arten, da
muss auch die Nilgans mit rein. Dariber wird ja
noch geredet. Da muss auch der Wolf rein als zwei-
ter Schritt. Als ersten Schritt miissen wir dafiir sor-
gen, dass der strenge Schutzstatus des Wolfs im
europaischen Naturschutzrecht geandert wird.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Genau!)

Dann erst kénnen wir Gber die Jagd reden. Aber er
muss geandert werden, wenn es dann tatsachlich
erledigt ist und die Zeichen stehen da sehr positiv,
um auch dem Umweltministerium Hilfeleistung zu
geben, damit es nicht so viele Anzeigen bekommt,
wenn sie die Hybriden jagen, aber das ist lhr Pro-
blem.

Meine Damen und Herren, die Bestandsregulierung
wird dann anschlieRend kommen, das kriegen wir
hin.

Die Frage ,Schalldampfer®. Im Sinne dieses Ge-
setzes, damit wir es vielleicht nicht bekommen, hat-
te ich ja dem Ministerium noch viel mehr gedankt,
wenn es sich noch ein bisschen hingezdgert hatte,
dann hatten wir das nicht haben mussen. Aber die
Frage ,Schalldampfer® hatten wir nicht im Gesetz
gebraucht. Die hatten wir auch mit einer Verord-
nung hinbekommen. Im Bundesrecht ist es ja gere-
gelt, sodass wir das im Gesetz nicht gebraucht hat-
ten. Ich denke, da hatte man eine andere Lésung
finden kénnen.

Zusammenfassend: Wir sehen den Gesetzentwurf
nach wie vor sehr kritisch. Uber die vorgeschlage-
nen Anderungen kann im Ausschuss aber sachlich
beraten werden, Frau Ministerin. Hier wird es Gele-
genheit geben — Sie haben es gesagt —, in einer
Anhérung von Experten, Verbanden und sonstigen
Betroffenen Uber den Entwurf zu debattieren und
die erforderlichen Korrekturen vorzunehmen. Und
da, meine sehr verehrten Damen und Herren, ver-
traue ich sehr auf die Vernlnftigen in dieser Koali-
tion. Recht herzlichen Dank fir |hre Aufmerksam-
keit. Danke schon.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Danke schon, Herr Abgeordneter. Als Nachster
spricht flr die SPD-Fraktion Abgeordneter Helme-
rich.

Abgeordneter Helmerich, SPD:

Frau Prasidentin, sehr verehrte Zuschauer, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Vorab: Wir beantragen
die Uberweisung dieser Novelle des Thiringer
Jagdgesetzes an den Ausschuss fir Infrastruktur,
Landwirtschaft und Forsten als federfihrenden
Ausschuss und wegen der Schalldampfer-Proble-
matik mitberatend an den Innen- und Kommunal-
ausschuss.

Sehr geehrte Damen und Herren, es hat gedauert,
bis das Zweite Gesetz zur Anderung des Thiringer
Jagdgesetzes den Thiringer Landtag erreicht hat.
Die Landesregierung hat sich ausreichend Zeit ge-
nommen, denn immerhin fand der von der Thirin-
ger Landesregierung initiierte Diskussionsprozess
bereits im Marz 2017, also vor mehr als zwei Jah-
ren, seinen Abschluss. Fur ausfuhrliche inhaltliche
Beratung bleibt nun kaum noch Zeit. Ich komme
nicht umhin zu sagen, dass mir der Zeitdruck, den
wir dadurch bei den parlamentarischen Beratungen
aufgebirdet bekommen, nicht passt. Auch wir Ab-
geordnete haben als Gesetzgeber den Anspruch,
uns in die Materie einzuarbeiten, die Betroffenen
umfassend zu beteiligen, wissenschaftliche Experti-
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se einzuholen, um diese Erkenntnisse sodann in
die Gesetzgebung einflielen zu lassen. Wie wir
dies in der verbleibenden Zeit verniinftig bewerk-
stelligen sollen, sehe ich nicht.

Wir befassen uns mit einer Materie, die aufgrund
der Themenliste wohldurchdacht sein muss, einer
Materie, an die in den vergangenen Jahren eine im-
mer groRer werdende Erwartungshaltung geknupft
wird: von der Minimierung der Wildschaden, der
Hege des Wilds Uber nachhaltig betriebenen Natur-
schutz bis hin zur Seuchenbekdmpfung — Stichwort
~Afrikanische Schweinepest* — und ebenfalls zur
Wildunfallverhitung — insgesamt ein riesiges Spek-
trum. Genauso riesig ist auch die Zahl der Zielkon-
flikte, die der Materie und dem Gesetz innewohnen.
Konflikte, die man nicht wegmoderieren kann, son-
dern bei denen Entscheidungen getroffen werden
missen, womit man immer einer Gruppe von Be-
troffenen oder Interessenvertretern entgegenkommt
und eine andere vor den Kopf stdf3t. Nicht umsonst
hat mein Fraktionskollege Frank Warnecke zur Vor-
sicht gemahnt, was die Novellierung des Jagdge-
setzes anbelangt.

Wir stehen vor einer anspruchsvollen Aufgabe. Ich
denke, dass wir dies zeitlich nicht bewaltigen wer-
den, wenn wir das Gesetz mit der gebotenen Sorg-
falt durchleuchten wollen. Der Koalitionsvertrag —
Frau Ministerin Keller hat ihn bereits zitiert — sagt
dazu nicht mehr. Das ist eine Erwartungshaltung,
die wir mit diesem Vertrag vereinbart haben und die
es zu erflllen gilt. Einige Themen, die diese Novelle
betreffen, sind nun schon zur Sprache gekommen.
Es wirde hier den Rahmen sprengen und die Ge-
duld der nicht mehr mit der Jagd befassten Fachpo-
litiker hier im Raum Uberstrapazieren, wenn wir alle
Themen ansprechen, die wahrend des Diskus-
sionsprozesses der Landesregierung besprochen
worden sind — es sind fast 30.

Aber zumindest ein Thema méchte ich ansprechen:
An unsere Fraktion ist aus den Reihen der Kommu-
nen herangetragen worden, dass die Neuregelung
zu wildernden Hunden und Katzen fir problema-
tisch gehalten wird, weil sie schlichtweg unpraktika-
bel ist. Nachzulesen ist diese neue Regelung in
§ 42. Allein die Ausweitung auf 500 Meter Entfer-
nung vom nachsten bewohnten Gebaude, wobei zu
klaren ist, was Uberhaupt ein bewohntes Gebaude
ist — wenn es leer steht, ist es trotzdem bewohnt? —
birgt Probleme. Bisher galt hier ein Abstandsgebot
von 200 Metern. Ich frage mich, welche Tierschut-
zer das sind, die den Wert einer wildernden Katze
ungleich héher ansiedeln als den Wert der zahlrei-
chen Vogel, die diese Katze erlegt. Ich halte diese
Regelung fur nicht ausgewogen. Allein dieses Bei-
spiel soll lhnen verdeutlichen, es gibt weiterhin Ge-

sprachs- und Diskussionsbedarf bezlglich der No-
velle und deshalb haben wir Ausschussuberwei-
sung beantragt. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Als Nachster spricht Abgeordneter
Moller von der AfD-Fraktion.

Abgeordneter Moéller, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gaste! Zunachst zur Re-
gierungsseite: lhr Gesetzentwurf fangt schon bei
der Darstellung des Regelungsbediirfnisses mit ei-
ner ziemlichen Uberheblichkeit an. Sie formulieren
gleich im Deckblatt unter anderem folgendes Zitat —
ich zitiere mit Erlaubnis der Prasidentin —: ,In der
gesellschaftlichen Diskussion ricken die Aspekte
des Tierschutzes, des Arten- und Biotopschutzes
und der Verwendung von Wildfleisch als Nahrungs-
mittel immer starker in den Fokus.“ Das ist Hybris,
denn, meine Damen und Herren, da hatten Sie
Jahrzehnte eher aufstehen missen, denn gerade
diese Grundsatze, die da eingangs erwahnt wer-
den, sind bei Hege, Jagd und Jagdausiibung schon
lange die Regel und feste Grundsatze. Dafur
braucht es keine griinen Stadtmenschen, die den
Jagern beibringen, was Nachhaltigkeit und Biotop-
schutz ist, denn, wenn Gberhaupt, dann sind diese
Konzepte im deutschen Wald entwickelt worden
und die Jager haben daran seit Jahrzehnten, seit
Jahrhunderten im Grunde einen entscheidenden
Beitrag geleistet.

(Beifall AfD)

Lassen Sie mich vielleicht gleich am Anfang noch
mal auf den Tierschutz eingehen. Der Schutz und
die Hege von Wildtieren dirften bei den Jagern ei-
ne héhere Rolle spielen als bei Ihnen im Gesetzent-
wurf. Man braucht sich hier nur lhre Vorstellung und
Planung bei der Bestatigung und Festsetzung von
Abschlissen durchzulesen, da spielen wie bisher
auch allerdings nicht die koérperliche Verfassung
des Wildes und auch nicht Monitoring-Ergebnisse
zum Wildbestand die entscheidende Rolle, sondern
der Zustand der Vegetation, insbesondere Verbiss-
und Schalschaden sind vorrangig zu bericksichti-
gen. Also auch da, sage ich mal, spielt der Tier-
schutz eher eine untergeordnete Rolle, da hat sich
also in lhrem Gesetzentwurf nicht viel geandert.
Das bedeutet im Grunde genommen nichts ande-
res, als dass der Aspekt der forstwirtschaftlichen
Vermarktung des Waldes nach wie vor bei lhnen im
Vordergrund steht. Abgesichert wird das Ganze
auch durch weitere Regelungen, zum Beispiel —
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auch das ist eine Regelung, die Sie aus dem jetzi-
gen Jagdgesetz Ubernommen haben —, dass die
Forstbehérden Gelegenheit haben, sich zu Ab-
schussplanen zu duRern und dass diese AuRerun-
gen auch von den Forstbehérden zu beriicksichti-
gen sind. So kann eben eine Forstbehorde
durchaus, auch wenn sie meint, sie nimmt noch zu
viele Verbiss- und Schalschaden im Wald wahr, um
den forstwirtschaftlich ausreichend zu bewirt-
schaften, der Forstbehorde natirlich auch entspre-
chend reindiktieren. Auch das spricht fir eine Kom-
merzialisierung des Waldes und nicht fur Tier-
schutz.

Was jetzt in lhrem Gesetzentwurf neu dazukommt,
ist eben die Neuregelung — Herr Primas hat es
schon angesprochen —, was die Rolle der Hegege-
meinschaften angeht. Die Hegegemeinschaften
werden bei Ihnen unter die Vormundschaft der
obersten Jagdbehorde gestellt und damit soll eben
beispielsweise bei Schalenwildarten ein mdglichst
grofirdumiger Abschuss von hohen Stickzahlen
entsprechenden Wildes auf Weisung des Ministe-
riums ermdéglicht werden. Auch das spricht nicht fir
Tierschutz.

(Beifall AfD)

Dann gibt es noch so ein paar weitere verraterische
Neuregelungen im Gesetzentwurf, zum Beispiel,
dass bei Rehwild der bestatigte Abschussplan als
Mindestabschuss gilt. Da erklaren Sie das Rehwild
im Grunde zum Waldschadling. Was das fir Aus-
wirkungen hat, das kdnnen Sie jetzt ...

(Zwischenruf aus dem Hause)

Ja, natlrlich, bei einem nicht artgerechten an das
Biotop angepassten Tierbestand ist das auch so.
Nur genau dazu werden entsprechende Plane ja
auch von den Jagern erstellt, damit man eben dort
einen an das Biotop angepassten Tierbestand hat.
Da braucht es solche zusatzlichen Regelungen
nicht. Durch diese zusatzlichen Regelungen zeigen
Sie im Grunde genommen, dass die Kommerziali-
sierung des Waldes fiir Sie die entscheidende Rolle
spielt und eben gerade nicht der Tierschutz, den
Sie am Anfang in lhrem Gesetzentwurf erwahnen.

Dasselbe gilt beispielsweise auch fir das Muffel-
wild. Es lasst sich nur unter diesem Aspekt, den ich
eben schon genannt habe, erklaren, dass Sie die
Wiederansiedlung von Muffelwild stark erschweren
wollen. Und es ist bezeichnend, dass es gerade bei
der Tierart geschieht, die unter lhrer Wolfseuphorie
besonders stark leidet.

Das zeigt die untergeordnete Bedeutung des Tier-
schutzes und spricht so ein bisschen auch dem
Deckblatt und lhrer ersten Ausfiihrungen Hohn. Im

Grunde setzen Sie den Grundsatz ,Wald vor Wild“
um, um eine forstwirtschaftliche Vermarktung des
Waldes zu erreichen. Das ist Ihnen wichtiger als
Tierschutz, Artenschutz, Biotopschutz oder gar
Landschaftspflege. Bei Landschaftspflege wissen
wir das schon langer, da brauchen wir uns nur lhre
Windkraftplane im Wald ansehen. Das spricht ja
auch eine eindeutige Sprache.

(Heiterkeit DIE LINKE)
Na ja klar, da lachen Sie noch hamisch.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ah-
nung haben Sie Uberhaupt nicht!)

Sie industrialisieren und kommerzialisieren den
Wald und wenn Ihnen das jemand sagt, lachen Sie
auch noch. So viel Anstand haben Sie!

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Sie
haben keine Ahnung von Wald, Sie haben
keine Ahnung von Wild, Sie haben keine Ah-
nung von uberhaupt nichts!)

Vielleicht, wenn wir bei dem Punkt auf taube Ohren
stoBen — das merkt man ja schon —, kommen wir
doch einfach mal zu einem weiteren Punkt. Auch
das hat Herr Primas schon angesprochen. Das ist
das generelle Verbot der Jagd unter Verwendung
von bleihaltigem Schrot. Da kann man durchaus —
vorsichtig ausgedriickt — schon Zweifel haben, ob
die gesetzgeberische Kompetenz dazu uUberhaupt
hier im Thuringer Landtag liegt oder nicht doch eher
beim Bund, jedenfalls bei einem generellen Aus-
schluss der bleihaltigen Schrotmunition.

Es gibt aber auch inhaltlich groRe Zweifel, ob diese
MafRnahme Sinn macht, denn da brauchen Sie nur
mal in andere Partnerlander schauen, zum Beispiel
Norwegen. Norwegen hat im Jahr 2005 die Jagd-
austbung mit bleihaltigen Schroten verboten und
im Jahr 2015 dann wieder zugelassen. Warum?
Weil das Verbot keinerlei positive Wirkung auf die
dortige Fauna oder Flora zu verzeichnen hatte. In
den USA wurde aus genau den gleichen Griinden
das Verbot bleihaltiger Jagdmunition auch wieder
zurlickgezogen.

Meine Damen und Herren, daflr gibt es auch in
Deutschland gute Griinde. In Deutschland wird seit
dem 30-jahrigen Krieg in kriegerischen Auseinan-
dersetzungen, aber eben auch bei der Jagd mit
bleihaltiger Munition geschossen. Wir haben hier in
Deutschland und in Thiringen sicherlich eine ganze
Menge Probleme, wir haben auch eine ganze Men-
ge gesundheitlicher Probleme, Frau Keller, aber ei-
ne Bleivergiftung zahlt nicht dazu, vor allem nicht
durch Wildfleisch.
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(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Woher wollen Sie das wissen?)

Ja, Frau Keller, es gibt tatsachlich Risikogruppen —
kleine Kinder, Schwangere —, bei denen man natir-
lich dazu rat, in diesen Phasen ihres Lebens Wild-
genuss zu reduzieren. Aber genau das kann man
machen, ein eigenverantwortlicher Mensch, der
entsprechend aufgeklart ist, wird auch genauso
handeln. Es werden auch Jagerfamilien so handeln,
die noch mal eine ,besondere” Risikogruppe dar-
stellen. Dazu brauchen Sie kein Verbot von bleihal-
tigen Schroten. Das ist nicht notwendig, zumal die
Frage, ob Sie damit umweltpolitisch irgendwas ver-
bessern, auch stark bezweifelt werden kann. Denn
es ist einerseits tatsachlich so, dass es mittlerweile
auch Untersuchungen gibt, die zumindest bei be-
stimmten bleifreien Munitionstypen durchaus auch
bestatigen — also das betrifft zumeist Legierungen
aus Kupfer und Zink —, dass die teilweise toxischer
wirken als Blei, insbesondere wenn sie ins Gewas-
ser geraten. Im Ubrigen, ich will jetzt hier nicht das
Wort reden, dass man im Bereich des Gewassers
auch mit bleihaltigem Schrot schiefen muss. Da
gab es bisher auch schon eine Bereichsausnahme,
die kann man ja durchaus beibehalten. Aber das
generelle Verbot, da sehen wir ehrlich gesagt kei-
nen Sinn. Es sprechen Ubrigens auch Sicherheits-
aspekte dagegen. Bleifreie Munition, also diese an-
deren Metalle, die da verwendet werden, sind in der
Regel sproder, sie sind harter, sie haben ein ande-
res Abprallverhalten. Das wirkt also auch entspre-
chend auf die Sicherheit anders, hat einen Unsi-
cherheitseffekt, der da mit eine Rolle spielt. All das
musste man eigentlich mit bertcksichtigen und vor
dem Hintergrund des ausbleibenden positiven Um-
welteffekts, wie das in entsprechenden Studien
auch bereits bestatigt wird, sollte man hier noch
mal eine Rolle rickwarts machen, was das angeht.
Aber dazu bietet ja der Ausschuss durchaus Gele-
genheit.

(Beifall AfD)

Ich denke, auch die Fachexperten werden in der
Hinsicht vielleicht das eine oder andere noch beizu-
tragen haben.

Ansonsten kann man in lhrem Gesetzentwurf eine
gewisse Freude an Burokratie nachlesen. Teilweise
ist es auch schon erwahnt worden. Die Regelung
beispielsweise, dass man wildernde Hunde nur
noch nach Genehmigung entnehmen kann, das ist
eine Regelung, die ist so unpraktikabel; also schon
die Frage, ob es genau der Hund war, Uber den
man da spricht — also da kommt man in Teufels Ku-
che. Im Ubrigen kann ich lhnen eines sagen: Die

derzeitige Regelung im Jagdgesetz ist so gehalten,
mit einer Beweislastregelung zulasten des Jagers,
dass er es sich 200 Mal Uberlegen wird, bevor er
auf einen Hund anlegt. Auflerdem, schon aus der
eigenen Uberzeugung, dass der Hund sozusagen
auch Jagdgenosse ist, dass er ein Tier ist, was vom
Jager geschatzt wird, bricht einem Jager wohl eher
das Herz, als dass er auf einen Hund anlegt. Und
Sie haben vorhin, Herr Primas, gesagt, fir Katzen
gilt im Grunde genommen dasselbe. Also ich sehe
hier Gberhaupt keinen Regelungsbedarf.

Es gibt positive Aspekte lhrer Jagdgesetznovelle,
insbesondere wenn man den Vergleich zieht zu den
vorher infrage stehenden Neuregelungen; da ist
das doch deutlich abgemildert worden, das will ich
anerkennen. Es ist eine angenehme Uberraschung
fur mich gewesen, dass das Schalldampferverwen-
dungsverbot aufgeweicht worden ist. Dass davon
nun nicht nur Berufsjager profitieren kénnen, das ist
eine durchaus gute Entwicklung. Aber insgesamt
bleibt zu sagen, dass der Gesetzentwurf doch deut-
liche Verschlechterungen in Bezug auf die bisherige
Rechtslage beflrchten lasst. Hier hoffen wir natir-
lich auf die Ausschussarbeit, auf die Fachexperten,
die anzuhoren sind, und werden uns naturlich da
auch entsprechend beteiligen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Als Nachster hat Abgeordneter Kum-
mer von der Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Moller, bei Ihren Aus-
fuhrungen zum Tierschutz, glaube ich, haben Sie
nicht verstanden, welche gesellschaftliche Aufgabe
die Jagd hat.

Ich will fiir meine Fraktion sagen, dass wir die Jagd
als wichtige gesellschaftliche Aufgabe betrachten,
und Aufgabe der Jagd ist es, einen Ausgleich in der
Kulturlandschaft zu schaffen und der dadurch, dass
wir eben in einer Kulturlandschaft und nicht mehr
im Urwald leben, dringend notwendig ist.

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: Das gilt aber
beim Wolf komischerweise nicht!)

Dafir muss die Jagd unterstitzt werden, dafir
mussen Jager unterstltzt werden bei der Aufgabe,
die von der Gesellschaft an sie gestellt wird, und
diese Unterstitzung wollen wir bei der vor uns lie-
genden Gesetzesberatung auch entsprechend ri-
berbringen.

(Beifall DIE LINKE)
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Meine Damen und Herren, dabei ist uns wichtig,
dass es nicht ,Wald vor Wild“ heil3t oder ,Wild vor
Wald“, sondern wir wollen ein Gleichgewicht, ein
Gleichgewicht, was funktioniert, ein Gleichgewicht,
was es den Arten ermdglicht, nebeneinander sinn-
voll zu existieren, und ein Gleichgewicht, was tber-
maRige Entwicklungen von Populationen, weil eben
gerade nicht mehr genligend tierische Jager da
sind, auch verhindert. Diese angemessene Wild-
dichte, die wir dort auch im Blick haben, ist auch ein
wesentliches Ziel, Herr Primas, und nicht das Ziel,
Wild verhungern zu lassen. Das war von der Koali-
tion nie beabsichtigt. Sie hatten vorhin gesagt, dass
der Koalitionsvertrag und die entsprechende Dar-
stellung zu der Frage ,angemessene Wilddichte*
dort bei lhnen den Eindruck erweckt hatten, wir
wollten Wild verhungern lassen. Das ist nicht das
Ziel.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: In der Not-
zeit verhungern sie!)

Ja, wir mussen erst einmal sicherstellen, dass das
Wild wieder das tun kann, was es in der Historie
gemacht hat, namlich in der Notzeit gar nicht in den
Kammlagen des Thiringer Waldes zu stehen.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Und unten
sind die Hauser! Da wohnen die Leute! Wo
sollen sie denn hin?)

Da mussen wir die entsprechenden Wildwege si-
cherstellen. Wir miissen auch sicherstellen, dass es
ansonsten dort, wo das Wild keine Ausweichmdg-
lichkeiten hat, in Notzeiten eine Futterung gibt. Da-
gegen sagt keiner etwas. Aber das Wesentliche ist
eben wirklich, dass das Wild auch seinen ange-
stammten Lebensraum in Anspruch nehmen kann.

Es war gleich zu Beginn der Legislatur, als sich das
Infrastrukturministerium auf den Weg gemacht hat,
eine Anderung des Jagdgesetzes zu diskutieren.
Egal, mit wem man gesprochen hat, von allen Sei-
ten ist dieser Diskussionsprozess als vorbildlich ge-
lobt worden. Dafir erst einmal herzlichen Dank. Als
dann nach dem ersten Kabinettsdurchlauf mit dem
entsprechenden Entwurf das Ergebnis kam, gab es
ein ziemliches Erschrecken bei der Jagerschaft. Es
gab Menschen, die mir gesagt haben, Sie betrach-
teten diesen vorbildlichen Diskussionsprozess als
verschenkte Lebenszeit bei dem, was herausge-
kommen ist.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Stimmt!)

Wir haben in dem Zusammenhang auch als Koali-
tion und auch vonseiten des zustandigen Ministe-
riums deutlich gemacht, dass das nicht das letzte
Wort war und dass wir weiter daran arbeiten, einen

vernunftigen Weg fur die Jager zu finden, gerade
vor dem Hintergrund, dass wir die Jagd als gesell-
schaftliche Aufgabe brauchen, um den notwendi-
gen Ausgleich in der Kulturlandschaft zu schaffen.
Ich muss feststellen, wenn ich mir den Gesetzent-
wurf angucke: Viel von dem, was an Kritik vorgetra-
gen wurde, ist bericksichtigt worden. Viele Dinge
sind aufgegriffen worden. Ich finde es gut, dass wir
jetzt den Schalldampfer fur alle Jager als eine Mal3-
nahme des Arbeitsschutzes im Gesetz festge-
schrieben haben, die ich nicht davon abhangig ma-
chen kann, wo jemand arbeitet und ob jemand als
Hobbyjager unterwegs ist oder eine Dienstpflicht
~Jagd hat.

Wir haben keine Regelung mehr zu Hegegemein-
schaften. Wenn ich die Diskussion zu dem Punkt
sehe, war das fur mich eigentlich das Schwierigste
Uberhaupt. Die Art und Weise, wie die Diskussion
gefihrt wurde, war davon gepragt, ob ich vor Ort zu
Hause eine funktionsfdhige Hegegemeinschaft hat-
te oder nicht. Fiur eine funktionsfahige Hegege-
meinschaft war es das Beste, es so zu lassen, wie
es ist. Fur eine Hegegemeinschaft, die nicht funk-
tionierte, hatte man eigentlich Eingriffsmdglichkei-
ten formulieren missen. Den Spagat hat der Refe-
rentenentwurf damals nicht geschafft. Das ist der
Punkt: Man hat es wegfallen lassen. Es wird uns
nicht wirklich helfen. Eine nicht funktionsfahige He-
gegemeinschaft kriege ich deshalb trotzdem nicht
zum Laufen. Daran missen wir arbeiten. Es ist fur
mich nach wie vor ein wichtiges Thema. Aber ich
glaube nicht, dass wir in der verbleibenden Zeit hier
eine tragfahige Lésung finden, die im Konsens ver-
abschiedet werden kann.

Die Frage ,bleifreie Munition“ hat in der bisherigen
Diskussion eine wesentliche Rolle gespielt. Die
Koalition hat in ihrem Koalitionsvertrag gesagt, sie
will bleihaltige Munition verbieten. Hier ging es um
den Schutz des Jagers, ja, und es ging auch um
den Schutz von Pradatoren. Eins ist Fakt: In der
Nahrungskette reichert sich das Blei an. Wir haben
gerade bei Raubvogeln in der Vergangenheit die
Schaden zu splren bekommen, die durch bleihalti-
ge Munition verursacht wurde, durch bleihaltiges
Schrot verursacht wurde. Wenn sie entsprechend
geschossenes Wild, was der Jager nicht gefunden
hat, gefressen haben, hat es sich bei ihnen ange-
reichert und in der Nahrungskette reichert sich so
etwas eben immer von Stufe zu Stufe der Nah-
rungskette mit einer 10er-Potenz an. Das ist dann
irgendwann fiir ausgesprochen seltene Tiere, die
gerade unsere Raubvdgel sind, am Ende todlich.
Deshalb wurde eine Regelung gesucht. Was jetzt
im Gesetz steht, ist weniger als das, was der Koali-
tionsvertrag urspringlich vorhatte, auch weil wis-
senschaftliche Erkenntnisse beriicksichtigt worden



12416

Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 143. Sitzung - 28.03.2019

(Abg. Kummer)

sind, die eben gerade gesagt haben, ja, wir haben
ein Problem mit der Totungswirkung bei bleifreier
Munition, wir haben ein Problem mit dem Abprall-
verhalten, was Blchsenmunition angeht. Deshalb
bezieht es sich nur noch auf Schrot.

Eine Studie des Jagdverbands sagt, schaut euch
an, wie wasserloslich bestimmte Ersatzmunition ist
und was das dann im Gewasser verursacht. Wir
werden uns das im Gesetzgebungsprozess an-
schauen mussen. Wir werden entscheiden missen,
was jetzt Sinn macht. Ob ich jetzt Blei mit dem Es-
sen mitesse oder ich esse Zink, Nickel oder Kupfer
mit — das ist sicherlich alles nicht nett. Man muss
schauen, ob wir eine vernlnftige Lésung finden. Ich
denke, da haben wir aber durchaus die Mdglichkeit,
den Anhdrungsprozess zu nutzen.

Meine Damen und Herren, ein paar Dinge stellen
sich flir mich auch noch mit einem gewissen Frage-
zeichen dar. Worlber ich gern noch mal reden
mdchte: Was ist die Ursache fiir die Regelung?
Zum Beispiel beim Zuschnitt oder bei der GroRe
der Flachen fiir Jagdpachter: Da ist ja im Gesetz
jetzt statt ,volle 150 Hektar* ,angefangene
150 Hektar als Option reingegangen. Das heilit,
die Zahl der Pachter, die damit mdglich sind, erhdht
sich. Darlber mussen wir noch mal reden, was da
der Hintergrund ist.

Die Frage ,Totschlagfallen®: Egon Primas ist vorhin
auf die Frage ,Kastenfallen“ eingegangen und die
Frage: Wie kann ich das Tier dann téten, wenn ich
es in der Kastenfalle habe? Ich sage mal, aus Tier-
schutzgriinden verstehe ich, wenn jemand sagt: Ich
habe ein Problem mit einer Totschlagfalle, ich kann
auch mal das Falsche fangen. Aber wenn man
schon mal ein Wildtier in einer Lebendfalle gesehen
hat, was das fir Angstzustéande da drin hat — man-
che Uberleben es auch gar nicht vor lauter Stress —,
dann ist das auch schwierig. Und wenn ich es dann
in der Lebendfalle habe, nur um es dann drei, vier
Stunden spater oder einen halben Tag spater totzu-
schiefRen, ist das tierschutzrechtlich fur mich auch
ein bisschen ein Problem.

Wenn ich dann noch sehe, dass ich in jedem Laden
eine Mausefalle oder Rattenfalle als Totschlagfalle
kaufen, zu Hause aufstellen und damit Tiere fangen
und téten darf, ohne dass ich eine qualifizierte Per-
son bin, dann verstehe ich, wenn Jager sagen: Ent-
schuldigt, wir sind qualifizierte Personen flr so eine
Totschlagfalle, wir nehmen sie hier blof} als letztes
Mittel im befriedeten Bereich an bestimmten Stel-
len, wenn wir auch wissen, was wir fangen, aber
die Hausfrau darf es und ich darf es nicht. Das er-
schlief3t sich nicht auf den ersten Blick. Auch hier
sehe ich noch einen gewissen Diskussionsbedarf.

Auf die Frage ,Abschuss wildernder Hunde mit Ge-
nehmigung® ist schon eingegangen worden. Auch
das ist sicherlich ein Punkt, wo man noch mal be-
rechtigt diskutieren kann, ob man hier eine etwas
lebensnahere Regelung findet. Mit den Entfer-
nungsvorgaben: Bei mir zu Hause sind bei 500 Me-
tern zwei Bergricken dazwischen. Ich kann mir
nicht vorstellen, dass man wirklich sichergehen
kann, dass man 500 Meter vom nachsten Haus ent-
fernt ist. Vielleicht kann man auch da eine praxis-
tauglichere Regelung finden. Das ware vielleicht
hilfreich.

Eine Sache ist noch an mich herangetragen wor-
den, die moéchte ich hier auch noch ansprechen.
Wir haben ja beziglich der Frage ,Afrikanische
Schweinepest® bisher Glick gehabt. Es kann uns
aber treffen, dass wir hier vor jagdliche Aufgaben
gestellt werden, die mit dem, was wir bisher an Auf-
gaben hatten, nicht mehr viel zu tun haben. Vor der
Frage gibt es bei dem einen oder anderen Jager
die Feststellung, dass es gut wéare, wenn man im
Zusammenhang mit der Seuchenbekdmpfung die
Médglichkeit der Nutzung von Nachtsichtgeraten hat-
te. Dass das im taglichen Jagdalltag keine Rolle
spielen soll, weil Wild in der Nacht auch seine Ruhe
braucht, ist sicherlich klar, aber ich denke, wir konn-
ten es in der Debatte durchaus auch noch mal mit
ansprechen.

Ich will bei dem Gesetz am Ende auch noch kurz
einen Satz zum AfD-Antrag zur Nilgans sagen, den
wir in diesem Plenum noch haben. Meine Damen
und Herren, wenn Sie lhren Antrag ernst gemeint
hatten, dann hatten Sie eigentlich hier bei diesem
Gesetz etwas dazu sagen missen, weil die Rege-
lungen, die Sie mit einem Antrag umsetzen wollen,
gesetzestechnisch umgesetzt werden missen und
nicht im Antrag. Danke schon.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Moller, AfD: Nein, das
stimmt nicht!)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Fur die Fraktion Bindnis 90/Die Gri-
nen hat jetzt Abgeordneter Kobelt das Wort.

Abgeordneter Kobelt, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich mdchte jetzt nicht noch
mal alles wiederholen, aber auf zwei, drei Punkte
der Vorredner méchte ich doch noch mal gern ein-
gehen. Als Erstes mdchte ich zu Herrn Primas sa-
gen: Vorhin haben Sie sich fur ThuringenForst aus-
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gesprochen, dass man ThiringenForst mehr star-
ken und auch die Bewirtschaftungsform, die Thirin-
genForst anwendet, unterstitzen sollte. Jetzt haben
Sie sicherlich auch im Gesprach mit ThiringenForst
festgestellt, was die fir Probleme haben. Da ist
nicht etwa das Problem, dass eine Flache auf dem
Possen stillgelegt wird, weil sich langst darauf geei-
nigt wurde und es zusatzliche Gelder gab, was Sie
als gréRtes Problem dargestellt haben, sondern das
gréRte Problem ist die fehlende Naturverjlingung,
die sie haben. Wenn Sie sich mal Zahlen anschau-
en oder sich dort unterhalten, stellen Sie fest, dass
es ThuringenForst zwischen 5 und 7 Millionen Euro
jahrlich kostet, weil es keine ordentliche Naturver-
jungung gibt. Wenn Sie sich dann natirlich fragen,
woran es liegt, dass die Naturverjingung nicht
moglich ist, dann liegt das an dem Jagdverhalten,
das in grofRen Bereichen angewandt wird und das
Sie ja auch heute hier offiziell 6ffentlich vertreten
haben.

Im Jagdverhalten im Bereich von ThiringenForst
hat sich schon etwas gedndert. Es werden zuneh-
mend auch in Zusammenarbeit mit Jagdpachtern
sogenannte Drickjagden durchgefiihrt, damit gera-
de das Wild geschont wird — zum Stichwort ,Tier-
schutz” —, damit es nicht das ganze Jahr Uber ge-
jagt wird, sondern dass es in wenigen Aktionen
auch flachendeckend einmal durchgejagt wird. Das
ermoglicht in diesen Bereichen — das haben alle
Untersuchungen auch gezeigt —, dass dort dann ei-
ne Naturverjingung viel besser mdglich ist.

Ich weil3, dass es vielen Jagern nicht so richtig
passt,

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: Erklaren Sie
das mal den Bauern! Den Bauern missen
Sie das erklaren!)

dass es lhnen, Herr Primas, auch nicht so richtig
passt als Jager, weil es natlrlich zur Folge hat,
dass es keine Anhaufung von Wild gibt und sich
dann grof3e Tiere, die entsprechende Trophaen ha-
ben, nicht so einfach entwickeln. Aber 6kologisch
sinnvoll ist es auf jeden Fall, deswegen begrifit der
Okologische Jagdverband zum Beispiel durchweg
die Anderungen, die hier im Jagdgesetz vorgestellt
sind. Uns als Griine geht es in dem Bereich eigent-
lich auch nicht weit genug. Dass Sie als Gro3wildja-
ger — sage ich mal — dagegen sind, Herr Primas,
das ist klar, aber das kann ja nicht die Maxime fur
ein verniinftiges 6kologisches Jagdverhalten sein.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Was wollen
Sie denn?!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein As-
pekt wurde auch noch gar nicht genannt, und zwar
geht es um einen Schielnachweis. Also im Gesetz

ist jetzt besser geregelt, dass fir eine Teilnahme an
Gesellschaftsjagden auch ein regelmaRiger Schief3-
nachweis notwendig ist und dass auch die Nach-
sorge bei angeschossenem Wild besser umgesetzt
und auch kontrolliert wird. Das halte ich fir einen
sehr guten Vorschlag, weil es natlrlich schon ein
Problem ist, dass, wenn Wild angeschossen ist,
nicht entsprechend nachgesorgt wird, wenn es
nicht gleich erlegt werden kann. Das ist natirlich
schon ein bisschen Arbeit und ein Umstand, da hin-
terherzulaufen, das zu melden und dann auch
nachzusorgen. Aber ich denke, das ist auch eine
wichtige Verantwortung von allen Jagern, das auch
gut zu machen - die meisten machen das ja
auch —, und das wird in dem Gesetz jetzt auch noch
mal gestarkt.

Einen Satz noch mal zu bleihaltigem Schrot: Also,
Herr Mdller, dass Sie jetzt sozusagen den Familien
den Schwarzen Peter zuschieben und sagen: Das
mussen die doch wissen, wenn sie ihren Kindern
Wild geben, dass da schon mal die eine oder ande-
re Bleivergiftung mit drin sein kann, und wenn sie
darauf nicht achten und das sezieren oder sonst
wie kontrollieren, dann ist es doch ihre eigene
Schuld, das halte ich schon fir eine sehr zynische
Bemerkung von lhnen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das kann ja nicht unser Mafstab sein, wie wir dort
mit Verbraucherschutz und Familien, die sich ge-
sund ernahren sollen, umgehen, dass sie dann auf
Wild verzichten sollen.

Deswegen finde ich das eine sehr gute Regelung,
dass in dem Gesetz jetzt ein Verbot von bleihalti-
gem Schrot umgesetzt wird. Da wird es zum einen
weniger Vergiftungsmaoglichkeiten geben und ande-
re Tiere werden darunter weniger zu leiden haben.

Dann haben Sie gesagt, dass wir uns doch an den
USA orientieren sollen, dort ist das auch noch mog-
lich. Ich war in den USA, dort kann man sich auch
in jeden Kihlschrank, in jeden Kleiderschrank eine
Waffe stellen. Das kann ja nicht unser Malistab
sein.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn Sie sich das mal anschauen, geben selbst
viele Jager zu, dass zum Beispiel, wenn Vogel ge-
schossen werden, gréRere Greifvogel, die diese
wieder fressen, dann qualvoll verenden. Wenn Sie
sich jetzt bei Windradern zufalligerweise mal flir Vo-
gel einsetzen oder so tun, dann misste lhnen das
ja ein wichtiger Aspekt sein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin
sehr froh, dass wir diesen Gesetzentwurf hier noch
diskutieren, in dieser Legislatur noch umsetzen. Wir
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stellen uns gerade im Bereich des Waldschutzes
auch noch weiter gehende Regelungen vor. Wir
werden uns auch anschauen, ob auch Anzuhdren-
de dieser Meinung sind, wir werden uns das genau
betrachten. Ich denke, dass wir uns sehr gut ver-
stéandigen kénnen, um das Jagdgesetz in der Ver-
anderung noch auf den Weg zu bringen. Ich freue
mich auf die Diskussion im Ausschuss. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die CDU-Fraktion hat sich Abgeordneter Primas
zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Primas, CDU:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Herr
Kummer, wir haben das Rotwild in die letzte Ecke
des Waldes verdrangt. Es hat keine Chance mehr,
seinem natirlichen Asungsverhalten zu folgen in
der Flache. Es ist eingezwangt und es kann auch
nicht von den Hohen runter, einfach so, wie es gern
mdchte, dann steht es auf den Bauernfeldern und
frisst den Raps. Dann haben wir den nachsten Ar-
ger. Das heil’t, wir missen zu einem verninftigen
Management kommen auf Dauer, wie wir das hin-
kriegen, beides zu lésen.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Wir
haben auch noch ein bisschen Wald!)

Wir missen das zusammen richtig organisieren.
Wir brauchen eine verniinftige Wilddichte und ent-
sprechende Asungsangebote. Es gibt jetzt die Mog-
lichkeit durch diese Borkenkaferkalamitat, dass wir
auch in den Revieren, wo jetzt kein Platz ist, viel-
leicht Flachen haben, die wir nicht wieder auffors-
ten, sondern als Asungsflachen fiir das Wild anbie-
ten, um es nicht zu zwingen zu Schaden zu gehen.
Es gibt jetzt die einmalige Mdglichkeit, ein gesam-
tes Konzept zu entwickeln, je Revier, je Forstamt
aufgestellt, da ist namlich alles unterschiedlich, ein
vernlinftiges Management zu organisieren. Dann
braucht es das nicht, dann missen wir nicht das
Wild verhungern lassen. Da gibt es wirklich ver-
nlnftige Méglichkeiten. Und es gibt in Osterreich in-
zwischen auch verniinftige Leute, die das Manage-
ment vollig anders sehen als unser Forst.

Wir haben Bereiche bei uns im Forst im Bereich
Frauenwald, wo alles super funktioniert, wo das ei-
ne Einheit bildet. Ich muss das Uberhaupt nicht er-
klaren. Du weil3t es doch ganz genau, wie es geht.
Warum missen wir uns dann da verzanken, indem
wir ein Gesetz machen, wo wir gegen den Tier-

schutz verstoRen, indem wir das Wild verhungern
lassen?

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Das
macht doch keiner!)

Das muss doch nicht sein. Wir kdonnen doch andere
Losungen finden. So, meine Damen und Herren,
das mal dazu.

Aber jetzt zu Herrn Kobelt. Ich nehme Sie mal mit,
aulerhalb von Weimar und Jena mit dem Fahrrad —
ich fahre dann auch — und dann zeige ich lhnen
mal — er ist leider nicht da, er hort ja nicht mal rich-
tig zu, wenn die CDU spricht ...

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Hin-
ter dir!)

Hinter mir? Das ist ja gefahrlich.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Er sitzt dir im Nacken!)

Dann nehme ich ihn mal mit und zeige ihm — viel-
leicht fahre ich mit dem Auto vorneweg und er mit
dem Fahrrad hinterher —, wie die Verjungung unse-
res Waldes aussieht. In den allermeisten Bereichen
ist das Urwald. Da kannst du nicht mehr durch-
schauen. Aus diesem Grund versucht jetzt der
Staatsforst in manchen Bereichen, einen Antrag zu
stellen, die Jagd auf das Rehwild nicht erst am
1. Mai zu erdffnen, sondern schon am 1. oder am
15. April. Das ist das Ziel, weil sie sonst gar nicht
mehr durch die Auen kdnnen. Das wollen wir natir-
lich nicht. Wir wollen das schon beim 1. Mai lassen,
aber dann missen wir damit verniinftig umgehen.
Ich will nur sagen, die Verjungung ist nicht das Pro-
blem. Wir missen gucken bei den Flachen, die jetzt
durch Kafer anfallen, was wir machen wollen. Da
habe ich angeboten, verniinftige Lésungen zu fin-
den. Aber es geht nicht, wenn wir es so machen.

Schielinachweis, das ist nun wahrhaftig nichts Neu-
es. Das machen wir nun schon jahrelang. Wer zur
Jagd gehen will, zu einer Gesellschaftsjagd, zur
Drickjagd, kriegt Uberhaupt keine Genehmigung,
wenn er nicht einen SchieRausweis vorlegt. Das ist
gangige Praxis. Da mussen sich jetzt die Griinen
nicht halbtot freuen, dass wir das endlich einfiihren.
Das ist nun der Witz des Tages.

Dann will ich Ihnen sagen: Wildfolge heil’t das, Herr
Kobelt. Wildfolge, so nennt sich das Nachsuchen
rechtlich. Das ist jetzt auch schon super geregelt.
Da missen wir eigentlich keine Veranderungen ma-
chen. Bis jetzt ist es so, dass sich die Nachbarn
schriftlich einigen, du kannst, wenn Nachsuche ist,
in mein Gebiet, und ich kann in dein Gebiet. Das
missen sie bei der unteren Jagdbehérde nachwei-
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sen, dass das geregelt ist. Das ist bisher geregelt,
da brauchen wir keine neuen Regeln.

Beim Rotmilan: 750 hat die Schredderanlage Wind-
rad letztes Jahr das Leben gekostet. Und wenn wir
mal gucken, wie viele an Bleivergiftung gestorben
sind: gleich null. Das Argument zahlt nicht.

(Beifall AfD)

Wenn wir das jetzt insgesamt betrachten, wollen wir
das Gesetz eigentlich nicht. Also ich habe jetzt
Herrn Kummer so vernommen, dass er fast alles
auch nicht so richtig will, das Gesetz zerpfllckt hat.
Bei Herrn Helmerich haben wir gehort, der Innen-
ausschuss, das geht gar nicht, dass wir das ma-
chen. Also jetzt ist es eigentlich nur Herr Kobelt, der
sich sehr Uber das Gesetz gefreut hat. Frau Minis-
terin, ware es jetzt nicht verninftig, Sie nehmen es
zurlck und sparen uns die Zeit in den Ausschus-
sen, sparen es den Leuten, sich zu qualen, zu den
Anhérungen zu kommen und sich darzustellen? Am
Ende wird es nicht umgesetzt.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Frau Keller,
ziehen Sie es zurlick!)

(Zwischenruf Keller, Ministerin fiir Infrastruk-
tur und Landwirtschaft: Das fehlte noch!)

Waére das nicht verniinftig, es zurickzunehmen und
dann zu sagen, wir lassen es sein

(Beifall CDU)

und fangen es vielleicht noch mal in der nachsten
Legislaturperiode an, wenn denn der politische Wil-
le da ist? Denn jetzt scheint es ja so zu sein, wenn
das so an die Ausschisse geht und dann die gan-
zen Anhérungen gemacht werden, dann sind wir im
Sommer. Und dann haben sich — das ist vorhin
schon gesagt worden — viele Menschen um dieses
Gesetz bemuht. Ausdrickliches Lob an Sie: Dieser
Diskussionsprozess war hervorragend, er hat lhnen
viel Arbeit gemacht, Sie haben es zusammenge-
fasst und am Ende hing es am Schalldampfer, dass
das Gesetz nicht kommen konnte. Das sind so Pro-
bleme, die da sind. Aber sollten wir da nicht aufhd-
ren und nicht noch mal die ganzen Leute, die wir
schon mal angehort haben, nun noch mal anhéren,
die ganze Welt wegen dieser Geschichte verriickt
machen und am Ende war es nichts?

Also einfach nur die freundliche Bitte: Nehmen Sie
es zurick! Das spart uns viel Arbeit. Danke schon.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Gibt es weitere Wortmeldungen aus den Reihen
der Abgeordneten? Herr Abgeordneter Mdller.

Abgeordneter Moéller, AfD:

Ja, ganz kurz nur zu Herrn Kummer, weil Sie ge-
sagt haben, wenn wir es mit der Nilgans ernst mei-
nen wurden, hatten wir es jetzt hier irgendwo unter-
gebracht. Ich will das nur gleich an der Stelle er-
wahnen, weil wir morgen vielleicht dasselbe Argu-
ment héren: Die Erweiterung der bejagbaren Arten
in Tharingen erfolgt Uber eine Rechtsverordnung
und nicht Uber das Thuringer Jagdgesetz. Deshalb
ware es hier also auch systemfalsch, systemfehler-
haft untergebracht und deswegen haben wir es ...

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Sie
haben da auch noch eine ganze Menge an-
deres gefordert, was nicht Uber die Rechts-
verordnung geht! Das wissen Sie ganz ge-
nau, Herr Moller!)

Wir haben uns natirlich angeschaut, was in wel-
chem Regelwerk zu regeln ist, und die Nilgans, die
gehdrt halt, wie gesagt, in den Bereich der Verord-
nung. Das sieht Ubrigens das Ministerium genauso.
Das hat in einer Kleinen Anfrage — ich weil} jetzt
gar nicht, von wem sie war, von Abgeordneter He-
rold — diese Rechtsauffassung entsprechend wie-
dergegeben. Wir sehen das genauso. Deswegen
sind wir eben so verfahren. Das ist der Grund. Also
das ist jetzt nicht irgendwie ein taktisches Spiel-
chen. Danke.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten gibt es keine
weiteren Wortmeldungen. Dann, Frau Ministerin
Keller, haben Sie das Wort.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Ja, sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, das ist hier ein biss-
chen so eine Diskussion wie zwischen Fridays For
Future und — ich sage jetzt mal — der Diskussion,
die wir zuletzt zu den Frauen hatten. Das eine ist
aus dem letzten Jahrhundert und das andere ist fir
das kinftige Jahrhundert und mit ,fir das kinftige
Jahrhundert meine ich Fridays For Future.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: Vorsicht mit
Prognosen, Frau Keller!)

Also das war so ein bisschen diese Debatte. Gera-
de Sie, Herr Mdller, wenn Sie aus dem Regelungs-
bedlrfnis zum Gesetz zitieren — das ist nicht Be-
standteil des Gesetzes, das steht in dem Vorblatt —,
dann missen Sie vielleicht mal nachlesen, sehr ge-
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ehrter Herr Méller, und zwar steht da drin: Das Re-
gelungsbedirfnis ergibt sich aus der gesellschaft-
lichen Debatte. Dass das fiir Sie vollig unwichtig ist,
das ist fir mich nicht wirklich was Neues. Die ge-
sellschaftliche Debatte setzt sich aus ganz vielfalti-
gen Schichten zusammen. Da kann ich auch nur
sagen: Die einen sagen so, die anderen sagen so.

(Beifall DIE LINKE)

Es gibt wirklich Menschen, die daran interessiert
sind, dass bestimmte Restriktionen gefasst werden,
die ihnen in ihrem Empfinden Sicherheit geben,
was Tierschutz und Jagd bedeutet. Da sage ich
auch an der Stelle, da ist der Gesetzgeber in der
Verantwortung. Deswegen bin ich schon der Auf-
fassung: Nein, Herr Primas, und wenn Sie noch so
freundlich gucken, ich ziehe das Gesetz nicht zu-
ruck.

(Beifall DIE LINKE)

Ich denke einfach, die Diskussion ist notwendig.
Das hat sich auch heute hier gezeigt, wie unter-
schiedlich das betrachtet wird. Aber ich will ein paar
Dinge einfach nicht stehen lassen, weil sie nicht
wahr sind. Ein grundsétzliches Verbot von Bleimu-
nition steht da nicht drin.

(Zwischenruf Abg. Mdller, AfD: Schrot haben
wir gesagt!)

Es geht um Schrot, ja, Bleischrotverwendung. Und
jeder wird lhnen sagen, das wird bei Flug- und Nie-
derwild eingesetzt, also von wegen generell und die
Diskussion, die ich auch schon gehért habe, was
Abprall usw. betrifft.

(Zwischenruf Abg. Moller, AfD: Generelles
Schrotverbot!)

Ja, Bleischrot, weil Sie gesagt haben Verwendung
von Bleimunition. So, okay, das ist das eine.

Das Zweite, was ich noch einmal klarstellen will: Ja,
man kann sicher streiten Uber die Entfernungen
und Uber die Restriktion im Gesetz, wann man von
wildernden Katzen und Hunden spricht und in wel-
chem Umkreis usw. Im Prinzip, Herr Primas, haben
Sie es auch gesagt, und deswegen finde ich, kann
man es so auch nicht stehen lassen. Ich bin davon
Uberzeugt, dass Jager sehr gut und verantwor-
tungsbewusst handeln, ehe hier tatsachlich ge-
schossen wird, das war schon immer so, aber um
dort auch noch eine Mdglichkeit zu geben, das in
einem bestimmten Rahmen zuzulassen. Wenn Sie
in der Ganze an dem Dialogprozess in dieser Ar-
beitsgruppe teilgenommen hatten — ich weil}, dass
Sie dabei waren, also das will ich jetzt nicht sa-
gen —, wo es darum ging, da war namlich die Sor-
ge, dass eventuell Katzen zu nah an Siedlungen

sind usw., da ging es um Tierschutz. Ich finde also
nicht, dass man es aufler Acht lassen soll. Lassen
Sie uns einfach diskutieren. Wenn es nicht praktika-
bel ist, wird sich das am Ende auch erweisen. Aber
wir haben es, und ich finde auch richtigerweise,
aufgenommen, um deutlich zu machen, dass wir
die Sorgen auch ernst nehmen.

Dann die Frage ,Notfltterung — wir lassen die Tiere
verhungern®. Sie wissen genau, dass die Hege in
der Pflicht ist, natlirlich auch in Notzeiten zu sor-
gen. Das hebt auch dieses Gesetz nicht auf.

(Beifall DIE LINKE)

Also auch da muss ich einfach sagen, lassen Sie
uns das diskutieren.

Und am Ende will ich einfach noch eines sagen: Ja,
es geht nicht um Wald oder Wild, es geht um Wald
und Wild. Und wenn Sie mit denen sprechen, die
fir Wald verantwortlich sind, sagen die Ihnen ein-
fach ein paar andere Dinge im Umgang mit der
Jagd. Und wenn Sie mit denen sprechen, die flr
Tierschutz verantwortlich sind, die reden wieder an-
ders, und wenn Sie mit Jagerinnen und Jagern
sprechen, die reden wieder anders. Wir haben ver-
sucht — und das habe ich eingangs zum Gesetz ge-
sagt: Es enthalt viele Kompromisse. Und jetzt las-
sen Sie uns in den Anhdrungen weiter dartber dis-
kutieren. Ich bin froh, dass wir die Dialogforen in
der Form durchgefiihrt haben, denn eines kann ich
Ihnen sagen: Weil das Jagdgesetz so gut war, ha-
ben seit 1991 unterschiedliche Jagdverbande, also
vom Okologischen bis zum Landesjagdverband,
nicht mehr miteinander geredet. Die haben wir end-
lich mal wieder zusammengebracht genau wie Tier-
schitzer, genau wie die, die auch den Wald als
Okosystem ernst nehmen usw., die hatten wir alle
am Tisch, das war ein Prozess. Und ich bitte Sie, in
der Diskussion mit den Dingen verantwortungsvoll
umzugehen, die wir dann in dieses Gesetz einge-
bracht haben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Es liegen jetzt keine Wortmeldungen mehr vor.
Dann ist Ausschussuberweisung beantragt. Wir
kommen zur Abstimmung zun&chst Uber die Aus-
schussiberweisung an den Ausschuss fir Infra-
struktur, Landwirtschaft und Forsten. Wer dem zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die CDU-Fraktion, die Koalitionsfraktionen und
die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Kann ich nicht
erkennen. Stimmenthaltungen? Auch nicht. Damit
ist die Ausschussiberweisung beschlossen.
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Es ist auRerdem die Ausschussuberweisung an
den Innen- und Kommunalausschuss beantragt.
Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Das sind die Koalitionsfraktionen, die
CDU-Fraktion und die AfD-Fraktion. Gegenstim-
men? Kann ich nicht erkennen. Stimmenthaltun-
gen? Auch nicht. Damit ist die Ausschussuberwei-
sung auch beschlossen.

Frau Abgeordnete Tasch.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Wir beantragen die Uberweisung auch an den Um-
weltausschuss.

Vizeprasidentin Jung:

Also es ist Ausschussuberweisung an den Aus-
schuss fur Umwelt, Energie und Naturschutz bean-
tragt. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sind die CDU-Fraktion und die
AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Das sind die Koali-
tionsfraktionen. Damit ist die Ausschussiberwei-
sung an den Ausschuss fur Umwelt, Energie und
Naturschutz abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Federfihrung. Ich gehe vom
Ausschuss fur Infrastruktur, Landwirtschaft und
Forsten aus.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Ja!)

Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. Das sind die Koalitionsfraktionen, die CDU-
Fraktion und die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Die
kann ich nicht erkennen. Stimmenthaltungen? Auch
nicht. Damit ist die Federflihrung fir den Ausschuss
fur Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten be-
schlossen. Ich schliele diesen Tagesordnungs-
punkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13

Thiringer Gesetz zur Anpas-
sung von Vorschriften aus dem
Bereich des Dienstrechts
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung

- Drucksache 6/6961 -

ERSTE BERATUNG

Wiinscht die Landesregierung das Wort zur Einbrin-
gung? Herr Staatssekretdr Hohn, Sie haben das
Wort.

Hohn, Staatssekretar:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, Ziel der Landesregierung ist eine zukunfts-
orientierte und qualitativ hohe Aufgabenerfillung
durch die o6ffentliche Verwaltung. An diesem Ziel
orientiert sich der lhnen jetzt vorliegende Gesetz-
entwurf. Eine bereits frihzeitige Einbindung des tbb
beamtenbund und tarifunion thidringen, des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes Bezirk Hessen-Thu-
ringen erbrachte dabei wertvolle Impulse, die in die-
sem Gesetzentwurf auch ihren Niederschlag gefun-
den haben.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Dariiber hinaus wurden Anderungen aufgenom-
men, die aus Sicht der dienstrechtlichen Praxis so-
wie Entwicklung der Rechtsprechung notwendig
waren.

Meine Damen und Herren, an vier Beispielen
mdchte ich lhnen die Vorhaben zur Fortschreibung
der dienstrechtlichen Vorschriften kurz darstellen.

So soll mit diesem Gesetzentwurf eine zusatzliche
Form der Beihilfegewahrung eingefiihrt werden, in
deren Folge sich Beamte kunftig frei zwischen ge-
setzlicher und privater Krankenversicherung ent-
scheiden kdnnen, ohne finanzielle Nachteile fiirch-
ten zu missen. In den Medien wird hier haufig vom
sogenannten Hamburger Modell gesprochen.

Zum Zweiten: Mit diesem Gesetzentwurf soll zu-
gleich die Rechtsposition von Beamten verbessert
werden, die im Zusammenhang mit ihrer dienstli-
chen Tatigkeit leider Opfer von gewalttatigen An-
griffen geworden sind. Die den betroffenen Beam-
ten hieraus zustehenden Schmerzensgeldanspru-
che kdénnen haufig insbesondere wegen oftmals
fehlender Liquiditdt der Schadiger nicht durchge-
setzt werden. Mit diesem Gesetzentwurf soll daher
eine Rechtsgrundlage geschaffen werden fur die
Ubernahme von Schmerzensgeldanspriichen durch
den Dienstherrn im Falle einer erfolglosen Vollstre-
ckung.

(Beifall DIE LINKE)

Zum Dritten: Mit diesem Gesetzentwurf soll die Ein-
richtung einer eigenen dienstrechtlichen Fachrich-
tung zur Begleitung der fortschreitenden Digitalisie-
rung in der Thuringer Landesverwaltung erfolgen.
Hiermit soll die Grundlage firr ein auch in dieser
Hinsicht leistungsfahiges und qualifiziertes Perso-
nal geschaffen werden.

Last, but not least: Schlie3lich soll mit diesem Ge-
setzentwurf ein Rickkehrrecht fir solche kommu-
nalen Wahlbeamten geschaffen werden, die zuvor
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(Staatssekretdar Hohn)

in einem Beamtenverhaltnis zum Freistaat Tharin-
gen standen, und das innerhalb von zwei kommu-
nalen Wahlperioden. Hiermit soll einerseits das
kommunalpolitische Engagement der Landesbeam-
ten gestarkt werden, andererseits werden die im
kommunalen Wahlamt gewonnenen, durchaus viel-
faltigen Erfahrungen fur die staatliche Verwaltung
dadurch nutzbar gemacht.

Meine Damen und Herren, in diesen Entwurf eines
Gesetzes zur Anpassung von Vorschriften aus dem
Bereich des Dienstrechts wurden die Spitzenorga-
nisationen der Gewerkschaften sowie die kommu-
nalen Spitzenverbande bereits im Juli 2018 im We-
ge der frihzeitigen Information eingebunden. Diese
haben auch von ihrem Beteiligungsrecht rege Ge-
brauch gemacht. Auf diese Weise konnte dieser
Gesetzentwurf an verschiedenen Stellen weiterent-
wickelt werden. Deshalb mdchte ich mich an dieser
Stelle ausdricklich fur die gute und konstruktive Zu-
sammenarbeit bedanken. Es ist unser Beitrag auch
fur eine leistungsstarke Verwaltung in Thiringen fur
die Zukunft. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Ich erdffne die Aussprache und Abgeordnete Holbe
hat fur die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordnete Holbe, CDU:

Werte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, werte Gaste, mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf der Landesregierung beabsich-
tigt die Koalition die Anderung von insgesamt fiinf
Thiringer Gesetzen mit dienst- und beamtenrechtli-
chen Bezigen. Konkret handelt es sich um das
Thiringer Beamtengesetz, das Thuringer Lauf-
bahngesetz, das Thiringer Disziplinargesetz, das
Tharinger Beamtenversorgungsgesetz und das
Thiringer Gesetz Uber kommunale Wahlbeamte.
Auch wenn die genannten Gesetze in weiten Teilen
der Bevolkerung weder bekannt sind noch ein be-
sonderes Interesse wecken, so ist eine nahere Aus-
einandersetzung mit den hier geplanten Anderun-
gen allein schon deshalb unumganglich, da diese
far zahlreiche Beamte in unserem Freistaat von Re-
levanz sein kdnnen. Auch wenn wir in der Fraktion
eine intensive und detaillierte Auseinandersetzung
mit diesen zahlreichen Anderungen bis dato noch
nicht abschlieRen konnten — es war uns noch nicht
mdglich —, so will ich doch hier zumindest heute
schon anklndigen, dass sich die CDU-Fraktion ei-
ner weiteren Beratung im Innen- und Kommunal-
ausschuss nicht verwehren wird. Nach einer ersten

Prifung des Gesetzentwurfs erscheint uns die eine
oder andere hier im Raum stehende Novellierung
nicht per se so abwegig, wie leider so oft vollstan-
dig politisch-ideologisch motiviert.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Jetzt
haben Sie aber einen ganz grofien Bogen
gezogen, um zu sagen, eigentlich es ist doch

gut!)

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Lasst
mal ausreden!)

Auch wenn zum Inhalt des Gesetzentwurfs bereits
ausgefuhrt wurde, so will ich gleichzeitig einige
Punkte benennen. Der Gesetzentwurf sieht unter
anderem vor, dass eine zuséatzliche Form der Bei-
hilfegewahrung eingefiihrt wird, die es dem Dienst-
herrn ermdglicht, sich pauschal an den Kosten der
Krankheitskostenvollversicherung zu beteiligen.
Diese neue Form der pauschalen Beihilfegewah-
rung soll auf einer freiwilligen und unwiderruflichen
Entscheidung der beihilfeberechtigten Personen
beruhen. Damit sollen kinftig zwei Formen der Bei-
hilfegewahrung nebeneinander stehen, die nach
den Worten des Gesetzentwurfs klar voneinander
zu trennen sind. Das heil3t konkret, dass ab dem
1. Januar 2020 alle Beamtinnen und Beamten, die
sich fur die gesetzliche Krankenversicherung ent-
scheiden, einen Arbeitgeberzuschuss erhalten, um
so eine Absicherung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung im Vergleich zur klassischen Kombi-
nation aus Beihilfe und Restkostenabsicherung in
der privaten Krankenversicherung attraktiver zu
machen. Bedingung fir diesen Arbeitgeberzu-
schuss zur Krankenversicherung ist allerdings,
dass Beamte ihren Anspruch auf die individuelle
Beihilfe, Uber die der Dienstherr direkt bis zu
80 Prozent der Krankheitskosten Ubernimmt, unwi-
derruflich aufgeben. Der Gesetzentwurf zielt also
darauf ab, das fir Beamte bereits bestehende
Wabhlrecht zugunsten der gesetzlichen Krankenver-
sicherung zu modifizieren und mehr Menschen in
der umlagefinanzierten gesetzlichen Krankenversi-
cherung anstatt in der kapitalgedeckten privaten
Krankenversicherung zu versichern.

(Beifall CDU)

Mit dem Hamburger Vorsto3 im Jahr 2018 wurde in
nahezu allen Bundeslandern eine intensive Diskus-
sion Uber die Gesundheitsvorsorge der Beamten
eroffnet. Rot-Rot-Griin folgt hier offenbar der Posi-
tionierung der Ublichen politischen Farbenlehre in
anderen rot-rot oder rot-griin geflihrten Regierun-
gen in Fragen rund um die Blirgerversicherung.

(Zwischenruf Abg. Krauter, DIE LINKE: Sehr
gut!)
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(Abg. Holbe)

Meine Fraktion sieht diesen Ansatz nicht unkritisch
und wird sich eine abschlieRende Positionierung bis
nach der Anhérung oder bis zur zweiten Beratung
hier im Landtag vorbehalten.

Weiterhin sieht der Gesetzentwurf vor, dass im
Dienst geschadigte Polizeibeamte im Falle des
Ausfalls ihrer Forderungen gegeniber Dritten die
Méglichkeit erhalten sollen, durch den Dienstherrn
einen Ausgleich zu erhalten, wenn und soweit ein
titulierter Schmerzensgeldanspruch vorliegt. Zu-
gleich soll der Anspruch der verletzten Beamten so-
dann auf den Schadiger Ubergehen. Diesen Ansatz
beflurworten wir ausdricklich und sind im Rahmen
der Anhdérung bereits jetzt gespannt, ob die Polizei-
gewerkschaften dieses Ansinnen ebenfalls vorbe-
haltlos unterstutzen.

Zudem ist dem Gesetzentwurf zu entnehmen, dass
aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung und
den hiermit einhergehenden personellen Anforde-
rungen sowie zur Stabilitdt des Personalbestands
eine eigene Fachrichtung eingerichtet werden soll.
Auf diesem Wege sollen ein leistungsfahiger Perso-
nalkérper sowie hinreichend qualifiziertes Personal
gewonnen und perspektivisch gehalten werden.
Das klingt natlrlich zunachst erst mal hervorra-
gend. Allerdings sind fiir uns an dieser Stelle noch
einige Frage ungeklart. Insbesondere fehlen hier
die konkreten Angaben zur Kostenfolgenabschat-
zung und zur grundsatzlichen Finanzierung dieser
neuen Fachrichtung — Fragen, die sich sicher sei-
tens der Landesregierung hier oder im Ausschuss
noch ausrdumen lassen.

Uberdies sieht der Gesetzentwurf vor, das Beam-
tenstatusgesetz zu andern. Der Hintergrund wurde
bereits skizziert. Derzeit sind Beamte grundsatzlich
kraft Gesetzes zu entlassen, wenn sie in ein offent-
lich-rechtliches Dienst- oder Amtsverhaltnis zu ei-
nem anderen Dienstherrn wechseln. Von der Még-
lichkeit der Fortflihrung des Beamtenverhaltnisses
kann aufgrund des gesetzlichen Regel-Ausnahme-
Verhaltnisses nur im Ausnahmefall Gebrauch ge-
macht werden — wenn besondere dienstliche Inte-
ressen vorliegen oder ein sonstiges o6ffentliches In-
teresse dies erfordert. Und wir wissen, dass diese
Anwendung der Ausnahmen kaum zum Tragen ge-
kommen ist.

(Zwischenruf Abg. Krauter, DIE LINKE:

Falsch!)

Nach den Worten des Gesetzentwurfs soll im Inte-
resse der Forderung des politischen Engagements
daher die Regelung zum Ruckkehrrecht flr solche
kommunalen Wahlbeamten geschaffen werden, die
zuvor in einem Beamtenverhaltnis zum Land stan-
den. Diese nach unserer Auffassung klar politisch

motivierte Anderung lehnen wir ab. Aus welchem
Grund sollte diese Personengruppe privilegiert wer-
den? Eine aus der Privatwirtschaft in die Politik
wechselnde Person hat nach einem spateren Aus-
scheiden aus der Stellung eines kommunalen
Wahlbeamten auch kein automatisches Ruckkehr-
recht an die ehemalige Arbeitsstelle. Hier sollen
ganz offenbar Anreize und insbesondere Absiche-
rung fur Parteigenossen von Rot-Rot-Griin im Be-
amtenstatus geschaffen werden,

(Zwischenruf Abg. Krauter, DIE LINKE: Vélli-
ger Blddsinn!)

um deren mogliches Scheitern in der Politik mit ei-
nem sicheren Rickkehrrecht zu versiiRen. Das
lehnt meine Fraktion ab!

Wie bereits angeklindigt, beantrage ich hier im Na-
men meiner Fraktion die Uberweisung an den Aus-
schuss Innen und Kommunales. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion Die Linke hat Abgeordneter Krau-
ter das Wort.

Abgeordneter Krauter, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Uber 30.000 Beschéftigte
des Freistaats sind gleichermafien Fundament und
Gesicht der offentlichen Verwaltung. Von ihrer Leis-
tung hangt auch ein grofRer Teil unserer Lebens-
qualitdt ab. Gerade in Zeiten groRer Herausforde-
rungen des demografischen Wandels, der zuneh-
menden Digitalisierung, aber auch der Entwicklung
im Bereich der offentlichen Sicherheit sind wir auf
eine funktionierende o6ffentliche Verwaltung ange-
wiesen. Der vorliegende Gesetzentwurf der Lan-
desregierung enthalt viele Verbesserungen, mit de-
nen Thuringen seinen Bediensteten den Ricken
freihalt und der o6ffentliche Dienst noch ein weiteres
Stlck attraktiver wird. Viele Verbesserungen, meine
Damen und Herren, fur die ich als Gewerkschafter
Uber 20 Jahre gekdmpft habe, werden heute im Ge-
setzentwurf dem Thuiringer Landtag vorgelegt. Da-
fur sage ich Danke!

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Welche wichtigen Punkte sind das? Frau Holbe hat
es schon mal dargestellt, auch Herr Staatssekretar
Hohn. Also: Die Beamtinnen und Beamten erhalten
zukunftig eine Wahlfreiheit fir die Auswahl ihrer
Krankenversicherung. Das Land zahlt dafur halftig
anfallende Kosten, was bis zu 2,5 Millionen Euro im
Jahr ausmacht. Werden Einsatzkrafte attackiert —
darauf komme ich noch mal zurlick —, Ubernimmt
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das Land auf Antrag die Erfullung von Schmerzens-
geldanspriichen bei tatlichen Ubergriffen, wenn ein
rechtskraftiger Anspruch gegen einen zahlungsun-
fahigen Tater besteht, sodass kein Beamter im
Stich gelassen wird.

Durch die Schaffung einer neuen IT-Fachrichtung
im Laufbahngesetz wird Thiringen moderner und
kann kinftig noch besser mit der fortschreitenden
Digitalisierung Schritt halten. Fir kommunale Wahl-
beamte, die zuvor in einem Beamtenverhaltnis zum
Land standen, wird ein Ruckkehrrecht geschaffen,
um so politisches Engagement des Einzelnen zu
fordern und, meine Damen und Herren, eine
Gleichstellung mit den Rechten eines Abgeordne-
ten im Thuringer Landtag zu erreichen, der vorher
aus dem Landesdienst kommt.

(Beifall SPD)

Uber 25 Jahre hat die CDU den gesamten Bereich
des Ooffentlichen Dienstes strukturell kaputtgespart
und vernachlassigt. Daher ist es wichtig und richtig,
dass Rot-Rot-Griin anpackt, offene Baustellen im
OD-Bereich wahrnimmt und diese auch im Sinne
der Beschéaftigten abrdumt und Lésungen herbei-
fuhrt.

Zu den einzelnen Regelungen: Beim Gesundheits-
schutz halte ich es fir richtig und wichtig, dass ein
Beamter eine Wahlmdglichkeit hat, ob er gesetzlich
krankenversichert sein will oder nicht, denn ich
mdchte lhnen mal einen Fall von einer jungen Fa-
milie erzahlen. Beide sind Beamte im o6ffentlichen
Dienst, beide sind Eltern und haben zwei Kinder.
Diese vier Personen sind privat versichert und die-
se vier Personen sind beihilfe-versichert und wenn
sie diese vier Personen mal in ihrem Haus hier in
Erfurt besuchen, stellen Sie fest, es gibt ein eige-
nes Regal fur Ablagemdglichkeiten von Beihilfevor-
gangen und von privaten Krankenversicherungsvor-
gangen. Diese Familie braucht in der Tat sozusa-
gen ein eigenes Biro, um ihre Gesundheitsfragen
burokratisch abhandeln zu kénnen. Ich finde es gut,
wenn Beamtinnen und Beamte eine Wahlmoglich-
keit haben, damit sie sich diesem Wahnsinn nicht
mehr stellen missen. Und ich finde es noch besser,
wenn die beihilferechtlichen Vorschriften des Frei-
staats Thlringen angepasst werden, damit sie auch
den gesetzlichen Anforderungen der gesetzlichen
Krankenversicherungen gleichgestellt sind.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Dazu hat, wie wir wissen, der Beamtenbund und
Tarifunion Thuringen der Finanzministerin meines
Wissens im Januar einen kleinen Schriftsatz in die-
ser Frage Uberreicht. Vergangene Woche hat die
Nachrichtenagentur dpa mit Verweis auf das Tha-

ringer Finanzministerium dariber berichtet, dass
vor allem Beamte in niedrigen Besoldungsgruppen
und mit Kindern vom neuen Gesetz profitieren. Ich
habe lhnen das an diesem Beispiel gerade darge-
stellt. Ein Regierungssekretéar mit Kind miusste
demnach kinftig bei einer gesetzlichen Versiche-
rung monatlich rund 170 Euro weniger bezahlen.
Das, meine Damen und Herren, stellt eine deutliche
Entlastung fir eine solche junge Familie dar.

Erstaunlich fur mich und fur viele Fachleute, die
sich mit diesem Thema beschéftigen, ist nur, dass
der Verband der Privaten Krankenversicherung auf-
geschreckt ist und vergangenen Freitag in einer
Stellungnahme verkiindete, dass das Modell nur
durch — Zitat — ,rot-rote, rot-rot-griine bzw. rot-griine
Regierungen in Brandenburg, Thiringen, Berlin und
Bremen® realisiert werde. Die Sache sei politisch
motiviert, warnte der Verband. Hier konnen wir
ganz nuchtern feststellen: Ja, so ist es. Diese Re-
gelung ist politisch motiviert, und zwar weil wir fir
eine bessere Politik stehen, fir eine Politik des
Fortschritts, der sozialen Gerechtigkeit. Dazu ge-
hort, dass alle die Mdglichkeit erhalten, in ein Sys-
tem einzuzahlen, vom Ministerprasidenten bis zur
Reinigungskraft.

(Beifall DIE LINKE)

Dass wir damit auf dem richtigen Weg sind, zeigt
gerade, dass sich andere Lander ebenso auf den
Weg machen und Novellierungen fiur 2020 ankundi-
gen. Damit setzt Thiringen nicht nur eine langjahri-
ge Forderung des DGB um, sondern sendet vor al-
lem ein wichtiges Signal an die Beschéftigten, die
diesen Wunsch selbst immer wieder duf3erten.

Zum Thema ,Schadenersatz”: Vor Ihnen steht ein
Polizeibeamter, der mehrfach in seinem Leben ver-
letzt worden ist, auch schwer. Und in meinem Biro
ist eine Akte mit vielen Zetteln, mit viel Zeit davon
zusammengestellt, wo ich versucht habe, Forderun-
gen gegen meine Schadiger durchzusetzen — er-
folglos. Daraufhin habe ich bereits im Jahr 1999 mit
meiner Gewerkschaft dariber gesprochen, dass
man dagegen ankampfen muss und dass der Frei-
staat, in dessen Dienst wir tatig sind, diese Kosten
fur uns reguliert und diese Kosten gegen die Schéa-
diger, die die Hand gegen Einsatzkrafte erheben,
durchsetzt. Das ist heute der Fall mit dem Gesetz-
entwurf, mit dem Gesetzgebungsverfahren werden
wir noch in dieser Legislatur das Gesetz dazu ver-
abschieden. Ich finde, das ist ein sehr schoner Tag,
nicht nur fir mich. Ich finde, es ist ein sehr schoner
Tag fir alle Einsatzkrafte in Thiringen von Polizei-
beamten Uber Justizvollzugsbeamte Uber Feuer-
wehrleute und Rettungssanitater etc.
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Gewalt und Verrohung sind eine gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung, mit der wir uns in al-
len Lebensbereichen und in den verschiedensten
Branchen befassen missen. Werden Beamtinnen
und Beamte Opfer von tatlichen Ubergriffen, so
kénnen diese zur gerichtlichen Verfolgung von
Schmerzensgeldanspriichen zwar den Rechts-
schutz des Dienstherrn in Anspruch nehmen, nicht
selten ist es aber so, dass die Tater selbst gar nicht
liquide sind, um einen rechtskraftigen Anspruch zu
zahlen. Die Geschadigten, die eigentlich im Interes-
se des Staats, im Dienste der Allgemeinheit agie-
ren, sind nach getaner Arbeit dann auf sich allein
gestellt und bleiben schlimmstenfalls trotz erwirkten
Titels auf den Kosten sitzen.

Meine Damen und Herren, es sind nicht nur die
Kosten. Ich kann lhnen sagen, dass diese Arbeit
nach der Arbeit inhaltlich beschaftigt, sie frisst Zeit
und beschéftigt auch die betroffenen Familien. So
viel kann ich lhnen sagen. Wir wollten im Verfahren
sozusagen vorab mit der CDU eine Verabredung
treffen, dass wir morgen im Innenausschuss die
Frage der notwendigen Anhdrung beschlielen.
Was aber macht die CDU? Die hat Uberhaupt kein
Interesse, dass dieses Gesetz zeitnah in Kraft tritt,
sie hat Uberhaupt kein Interesse daran, dass Poli-
zeibeamtinnen, Einsatzbeamtinnen, wie ich sie auf-
gezahlt habe, frihzeitig von den Vorteilen dieses
Gesetzes profitieren. Diese Einigung kam nicht zu-
stande und nun werden wir in ein Gesetzgebungs-
verfahren gehen, was eben eine vorzeitige Inkraft-
setzung des Gesetzes nicht zuldsst. Daflr, liebe
CDU, vielen Dank, haben Sie gut gemacht. Sie ha-
ben nur leere Worte flr die Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten und Einsatzkrafte. Wenn es drauf
ankommt, kneifen Sie.

(Beifall DIE LINKE)

Ein weiterer Teil des vorgelegten Entwurfs betrifft
eine Anderung im Laufbahngesetz, das zuletzt im
August 2014 geandert wurde. Das Laufbahngesetz
ist auch so eine Baustelle im o6ffentlichen Dienst
des Freistaats, wo ich mir flr die verschiedenen
Branchen eigene Laufbahnen winsche. So zum
Beispiel wiinsche ich mir fur die Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten eine Polizeiverwaltungslauf-
bahn. Das kdénnten wir mal noch irgendwie diskutie-
ren. Das ware mir sehr angenehm. Weil es namlich
tatsachlich so ist, dass wir diensteingeschrankte
Kollegen laufbahnrechtlich gar nicht sauber ver-
wenden kénnen und wir missen daflr sorgen, dass
auch das geschieht.

Jetzt haben wir eine IT-Laufbahn im Gesetzentwurf
stehen, die zusatzliche Fachrichtung des Informa-
tionstechnischen Dienstes als eigene Laufbahn-
gruppe, um den personellen Anforderungen zu ent-

sprechen, die mit zunehmender Digitalisierung den
damit verbundenen Herausforderungen fur die Lan-
desverwaltung gerecht wird. Klar ist, wir brauchen
qualifiziertes Personal und diesen Baustein kénnen
wir auf diesem Weg I6sen. Ebenso wird der Zugang
zu den Laufbahnen des héheren Dienstes entspre-
chend den Laufbahngruppen des mittleren und ge-
hobenen Dienstes erweitert. In der Laufbahn des
héheren Dienstes kdnnen Studiengange bzw. Min-
destanforderungen festgelegt werden, die einen un-
mittelbaren Zugang zum hoéheren Dienst moglich
machen. Dazu wird der § 10 des Laufbahngesetzes
verandert.

Ich wende mich einem letzten Thema zu. Das sind
die Regelungen fir Wahlbeamte. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, in diesem Landtag, in
verschiedenen Sitzungen, hat mal ein Polizeibeam-
ter gesprochen. Der Polizeibeamte ist Leiter einer
Polizeidienststelle und ich kann lhnen sagen, ich
kenne ihn relativ gut, es ist kein schlechter. Der Po-
lizeibeamte, der Leiter einer Dienststelle ist, mochte
gern seine kommunale Verantwortung wahrnehmen
und strebt ein kommunales Wahlmandat an. Das ist
geschehen. Der Leiter dieser Dienststelle ist jetzt
Birgermeister und nicht mehr Polizist. Und weil er
das gemacht hat, wie viele andere auch, wurde er
aus dem Dienstverhaltnis entlassen. Das halte ich
im Vergleich zu einem Landesbeamten, der Abge-
ordneter ist, heute vor lhnen steht, eine Ungleich-
behandlung. Das hat Rot-Rot-Grun jetzt beendet.
Das wollen wir beenden und das ist gut so.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Es muss darum gehen, kommunales Engagement
auszuliben, kommunales Engagement wahrzuneh-
men, unabhangig davon, aus welchem beruflichen
Feld wir gerade kommen. Ich halte das fir einen
sehr guten Tag fir die Beamten und Beamtinnen
des Freistaats Thidringen. Glauben Sie mir, es gibt
ganz viele interessierte Landesbeamte, die sich
kommunal engagieren wollen. Deswegen halte ich
diese Regelung flr ausdricklich sehr gut. Vielleicht
dient diese Regelung dazu, Klageverfahren, die wir
aktuell anhangig haben in dieser Frage, fur erledigt
zu erklaren. Mein Grul} geht an dieser Stelle aus-
drucklich nach Leinefelde-Worbis.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, der vorgelegte Gesetz-
entwurf hat noch weitere kleinere Anderungen im
Gepack, redaktionelle und disziplinarrechtliche An-
derungen. Das Beamtenversorgungsgesetz wird
ebenfalls aufgegriffen, um sich an dieses Gesetz
anzupassen. In dieser Legislaturperiode hat Rot-
Rot-Grun fir den 6ffentlichen Dienst bereits viel auf
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den Weg gebracht, zum Beispiel einen verbesser-
ten Rechtsschutz im o6ffentlichen Dienst, um Be-
dienstete im Klagefall besser zu unterstiitzen und
Unterstutzung bei der Abwehr von unberechtigten
Forderungen — ich denke hier an die Debatte der
Reichsbirger —, die Schaffung flexibler Beférde-
rungsmoglichkeiten — ich denke hier an einen Kabi-
nettsbeschluss, der diese flexiblen Férderungsmaog-
lichkeiten mdglich macht —, die zeit- und wirkungs-
gleiche Erhéhung der Besoldung im Ergebnis von
Tarifverhandlungen fiir die Bediensteten der Thiirin-
ger Verwaltung oder, was uns noch ereilen wird, ei-
nen Gesetzentwurf fiur ein modernes Personalver-
tretungsrecht in Thiringen, was wir noch in dieser
Legislaturperiode verabschieden wollen.

Das Personalvertretungsgesetz, zusammen mit un-
seren Anderungsvorschlagen, haben wir erst ver-
gangene Woche in einer 6ffentlichen Anhérung im
Innenausschuss Uber mehrere Stunden behandelt
und dafur in groBen Teilen Zustimmung bei den Be-
schéftigtenvertretungen und Personalraten geern-
tet. Die Anzuhérenden machten deutlich, dass sich
dadurch die Atftraktivitdt von Arbeitsplatzen im of-
fentlichen Dienst und die Mitbestimmungsmaoglich-
keiten in Thuringen stark erhéhen wirden. Dazu
leistet auch dieses Gesetz einen wesentlichen Bei-
trag. Diesen Kurs behalten wir bei und werden auch
mit dem heute hier vorliegenden Gesetz weitere
Wertschatzung fir die Beschéaftigten zum Ausdruck
bringen und ihnen den Ricken freihalten. Mir ma-
chen es gerecht. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Als nachste Rednerin hat Abgeordnete Marx fir die
Fraktion der SPD das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Prasidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Kollege Krauter hat das nun schon alles sehr
ausfuhrlich geschildert. Deswegen kann ich mich
eigentlich relativ kurzfassen. Ich finde es doch sehr
traurig, dass die CDU sich nicht bereitgefunden hat,
bereits morgen eine Anhérung zu diesen sehr vie-
len sinnvollen Vorschlagen zu beschlielen. Insbe-
sondere fuhrt dies dazu, dass wir die Sache, die wir
uns hier besonders gut Uberlegt haben und die
auch besonders vielen Beamtinnen und Beamten in
der Polizei und anderen Rettungskraften am Her-
zen liegt, ndmlich diese Schmerzensgeldfreistel-
lung, dann doch erst wieder einen Monat spater
erst in Kraft setzen werden konnen. Ich meine, es
ware genug Zeit gewesen. Wir wollten die lange

Frist Gber die Osterferien nutzen, jetzt schon eine
Anhoérung zu machen. Das hatte die endgtiltige par-
lamentarische Beratung einen Monat friiher mdéglich
gemacht. Die Ergebnisse der Anhérung muss man
sich sowieso anschauen. Ob man das jetzt macht
oder spater — die Arbeit ist die gleiche. Das habe
ich genauso wenig verstanden wie der Kollege
Krauter. Es ist kein gutes Signal an unsere Ret-
tungskrafte, denen wir immer wieder sagen, wir ste-
hen hinter ihnen und wir verurteilen Angriffe und
Anwiirfe auf sie.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Dann haben Sie noch gesagt, Frau Kollegin Holbe,
dass die Moglichkeit fir kommunale Wahlbeamte,
dass sie, wenn sie aus einem Beamtenverhaltnis
kommen, vorUbergehend beurlaubt werden und
nicht mehr zwangsweise entlassen werden mus-
sen, eine ideologische Idee von Rot-Rot-Griin sei,
um uns nahestehende Menschen dann leichter auf
kommunale Wahlamter beférdern zu kénnen. Das
ist doch auch sehr absurd. Kollege Krauter hat es
eben schon gesagt — es kann doch nicht sein, dass
Landtagsabgeordnete, die aus einem offentlichen
Beamtenverhaltnis kommen, hier selbstverstandlich
dieses Recht haben, dass sie nach Verlust des
Mandats wieder zurick in ihren Beruf konnen, und
dass wir das aber normalen Menschen, die ein
kommunales Wahlamt anstreben, verwehren wol-
len. Das ist eine Uberfallige Gleichstellung und wie
man da von Ideologie sprechen kann, verstehe ich
einfach nicht.

Wir haben schon in den letzten Jahren gesehen,
dass wir mehr und mehr auch wirklich Mihe haben,
fur die vielen kommunalen Wahlamter auch noch
Kandidatinnen und Kandidaten zu finden. Wenn
das der Preis ist, dass ich mich fir eine ungesicher-
te Wiederwahl, also fir eine im Zweifel einmalige
Wahl von funf Jahren, aus dem Beamtenverhaltnis
endgultig entlassen lassen muss, dann ist es Klar,
dass dieser Preis zu hoch ist und dass wir diesen
Preis schon aus Grinden der Gleichbehandlung mit
uns selbst nicht mehr verlangen durfen.

Wir haben auch noch viele andere Dinge drin, zum
Beispiel die Krankenversicherung: Auch das ist ja
nichts Ideologisches und nichts Schlimmes, weil es
ein Wahlrecht ist, eine Wahlfreiheit. Ich mache das
Ubrigens schon mein ganzes Leben lang, dass ich
freiwillig gesetzlich krankenversichert bin, was kein
geringer Beitrag bei einem relativ hohen Einkom-
men ist. Aber ich personlich finde es einfach asozial
gegeniliber der Solidargemeinschaft, wenn sich alle
Leute, die gut verdienen oder die im Beamtenver-
haltnis sind, mit Beihilfen, mit niedrigen Kranken-
kassenbeitrdgen durchmogeln kdnnen. Wenn das
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System schon nicht vollkommen abgeschafft wird,
dann sollte man wenigstens sagen, dass diejeni-
gen, die diese soziale Verantwortung fur sich selbst
sehen und die nicht diese doch sehr starke Un-
gleichbehandlung mit normalen Menschen win-
schen, ein Wahlrecht haben. Wenn das schon ideo-
logisch sein soll, dann weif3 ich es auch nicht.

Also das ist ein Haufen vernunftiger, Uberfalliger
Vorschlage, die auch wirklich im Dienste der Be-
schaftigten sind, die auch von den Gewerkschaften
— Kollege Krauter hat es schon gesagt — mitgetra-
gen werden. Damit wirden wir auch ein Stuck wei-
ter hier in Thiringen vorankommen. Wir helfen vie-
len betroffenen Menschen, die sich schon lange
Regelungen dieser Art wiinschen. Das wird die An-
hdérung, fir die Sie sich Gott sei Dank erwdrmen
kénnen, bzw. die Ausschussbehandlung dann auch
sicherlich ergeben, dass uns eine Uberwiegende
Anzahl von Sachverstandigen sagen wird, dass wir
hier auf einem ganz richtigen Weg sind.

Wir hatten ihn gern schneller beschritten, es wird
einen Monat langer dauern, aber dann kénnen wir
Gott sei Dank sagen, wir haben hier wieder ein
Stiick auf dem Weg zu einem sozial gerechteren
Thiringen geschafft. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizepréasidentin Jung:

Fir die Fraktion der AfD erhalt Abgeordneter Henke
das Wort.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Werte Abgeordnete,
im vorliegenden Gesetzentwurf hat die Landesre-
gierung mehrere tiefgreifende Anderungen fir Thi-
ringer Beamte in den Landtag eingebracht. So sol-
len Thiringer Beamte — bisher sind die Beamten
Uber die private Krankenversicherung und die Bei-
hilfe krankenversichert — zukiinftig die Mdglichkeit
erhalten, sich in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung zu versichern. Der Arbeitgeberanteil wird
durch die Beihilfe abgedeckt. Damit soll Wahlfrei-
heit geschaffen werden.

Grundséatzlich kann die AfD-Fraktion dem Ansin-
nen, die Wahlfreiheit zu vergréRern, zustimmen.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Vorsicht, Vor-
sicht, ich sage nur ,Meiningen®!)
Schauen wir mal.

Als zweiten Punkt sollte der Ubernahme des titulier-
ten Schmerzensgeldanspruchs durch den Freistaat
der rechtliche Rahmen gegeben werden. Dies ist zu

begrifRen. In jedem Fall muss der Freistaat dann
aber die Betreibung der Vorleistung realisieren, was
zusatzlichen Aufwand bedeutet. Hier sagt die Vorla-
ge ziemlich wenig aus, weil sich auch die finanzielle
Situation des jeweiligen Schadigers andern kann.

Genauso wichtig ist aber auch, dass Sachschaden
am Privateigentum des Beamten ersetzt werden.
Es ist ein offenes Geheimnis, dass zum Beispiel
Polizeibeamte nicht wenig dienstliche Kommunikati-
on mit dem Privathandy abwickeln. Auch hier be-
steht meines Erachtens Handlungsbedarf, wenn im
Dienst Privateigentum beschadigt oder zerstort
wird.

Einige Punkte sind unklar: So wird zum Beispiel be-
grindet, dass geleistet wird, wenn der Zahlungs-
ausfall erheblich ist. Wenig spater wird von durch-
schnittlich 2.000 Euro gesprochen. Ich denke, im
Ausschuss werden die Unklarheiten besprochen
und geklart. Noch besser ware es, es kame gar
nicht so weit, dass unsere Beamten im Dienst ver-
letzt werden. Da muss der Staat naturlich in Vorleis-
tung gehen. Was hingegen die Einfiihrung einer
neuen Beamtenfachrichtung betrifft, da kann man
geteilter Meinung sein. Dass die Digitalisierung
wichtig ist und die Verwaltung diese im Personalbe-
stand abbilden muss, steht au3er Frage. Es ist aber
wenig schllssig, warum der technische Dienst nicht
an die technische Entwicklung — hier die Digitalisie-
rung — angepasst werden kann. Die Laufbahnen
der Beamten sind nicht statisch, sondern entwi-
ckeln sich schon immer weiter.

(Beifall AfD)

Sehr kritisch hingegen sehe ich die Anderung mit
den Zulassungsvoraussetzungen fir den hoéheren
Dienst. Gerade eben reden wir noch uber die Ein-
fihrung einer speziellen Laufbahn, jetzt weichen wir
die Zugangsvoraussetzungen auf. In der Begrin-
dung wird unter anderem ausgefiihrt, dass die je-
weiligen Fachministerien fir die Festlegung der je-
weiligen Studiengange zustadndig sind. Das letzte
Wort sollte aber das fiir das Beamtenrecht zustan-
dige Ministerium haben. Bei verniinftiger Begrin-
dung wird sich dieses nicht verweigern. Ein be-
stimmtes Niveau muss beibehalten und gesichert
werden, nicht dass am Ende noch Beamtenmangel
mit Sozialwissenschaftlern behoben werden muss.

(Beifall AfD)

Ein Wort zu den Wahlbeamten: Herr Krauter, ich
habe lhnen zugehdrt. Sie stellen ab auf Beamte,
aber wir haben ja noch viel mehr Leute, die Wahl-
beamte sind, zum Beispiel Selbststéandige, Arbeiter,
Angestellte. Was ist denn mit denen? Denen wollen
wir so was nicht zubilligen, dass die zurlck in ihre
Arbeit kommen? Die missen namlich genauso auf-
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horen. Also das ist natirlich anders zu sehen. Bei
der Fortdauer der urspriinglichen Beamtenverhalt-
nisse von kommunalen Wahlbeamten — respektive
Beamten auf Zeit — bei weniger als zwei Amtszeiten
frage ich mich, ob wirklich mit so vielen Abwahlen
von Parteipolitikern zu rechnen ist, dass ein derarti-
ges Ruckkehrrecht geschaffen werden muss. Viel-
leicht waren erweiterte Ruhestandsregelungen ana-
log der der Landtagsabgeordneten die bessere, fir
die Betroffenen sicherere Wahl. Es steht aul3er Fra-
ge, dass eine Abwahl aus einem Wahlamt nicht im
wirtschaftlichen Aus enden kann. Ich denke, hier
muss im Ausschuss darliber gesprochen werden.
Wir werden uns der Ausschusstiberweisung nicht
verweigern und uns dort auch einbringen. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Als nachster Redner erhalt Abgeordneter Adams,
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen, das Wort.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wir beraten das Thiringer
Gesetz zur Anpassung von Vorschriften aus dem
Bereich des Dienstrechts. Das hoért sich an wie ein
ganz furchtbar burokratisches und sperriges Ge-
setz, mit dem man in der Realitdt wenig anfangen
kann. Tatsachlich ist es aber so, dass dieses Ge-
setz sehr viele sehr lebensnahe Sachverhalte re-
geln soll. Zum Beispiel soll das sogenannte Ham-
burger Modell auch in Thiringen eingefihrt werden.
Hamburger Modell bedeutet, dass sich Beamte ent-
scheiden kénnen, eine pauschale Beihilfe zu erhal-
ten, um damit ihren Beitrag in einer gesetzlichen
Krankenkasse bezahlen zu kénnen, um damit auch
in die gesetzliche Krankenkasse zu wechseln. Be-
sonders interessant ist das fuir Beamtinnen und Be-
amte, die eine groRe Familie haben, also mehrere
Kinder, oder Beamtinnen und Beamte, die mdgli-
cherweise eine Vorerkrankung haben. Wir Blindnis-
grine begrifRen diesen Schritt auflerordentlich,
denn wir fordern auf der Bundesebene schon sehr
lange, dass wir zu einer gesetzlichen Kasse fir alle
kommen bzw. dass alle in eine gesetzliche Kran-
kenkasse einzahlen, sodass wir das Fundament
derjenigen, die sich in der Solidargemeinschaft ge-
genseitig stutzen, auch verbreitern. Das ist fir mei-
ne Begriffe eine wichtige Ansage in dieser Zeit.

Zweitens wollen wir, dass das Schmerzensgeld fur
geschadigte Tharinger Beamte Ubernommen wird.
Haufig ist es so, dass eine Beamtin oder ein Beam-

ter im Dienst moglicherweise verletzt wird, und der-
jenige, der hier Storer war, der hier geschadigt hat,
hat aber kein hinreichendes Einkommen und keine
hinreichenden finanziellen Mittel. Damit ist es leider
egal, ob ein Gericht moglicherweise denjenigen
auch verurteilt, an den Beamten ein Schmerzens-
geld zu zahlen. Wir wollen, dass der Freistaat Thu-
ringen an dieser Stelle einspringt und fir seine Be-
amtinnen und Beamten dieses Schmerzensgeld
Ubernimmt, sich dann spater selbst mit dem Scha-
diger auseinandersetzt und das Geld dort eintreibt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist
eine wesentliche Entlastung fir die Beamtinnen
und Beamten, die jetzt nicht selbst viele Jahre da-
rauf warten missen, ob sie tatsachlich ein Schmer-
zensgeld erhalten, und vor allen Dingen ist es ein
bewusstes Wahrnehmen einer Firsorgepflicht des
Freistaats Tharingen, unserer Landesregierung, ge-
genuber unseren Beamtinnen und Beamten.

(Beifall DIE LINKE)

Zu Recht Gbernehmen wir das jetzt, weil die beiden
Polizeigewerkschaften, GDP und DPolG, das auch
schon lange gefordert haben. Das ist ein guter Tag,
das heute hier auf den Weg zu bringen. Unser Ziel
ware es, diese Regelung natirlich moéglichst schnell
ans Ziel zu bringen, moglichst schnell unseren Be-
amtinnen und Beamten die Mdglichkeit zu geben,
hier tatsachlich auch davon zu partizipieren.

Deshalb appelliere ich noch einmal an die CDU,
doch dazu Ja zu sagen, dass wir in unserer Son-
dersitzung am Freitag, also morgen, das Thema
aufrufen und gemeinsam eine Anhérung dazu be-
schliefen. Es konnte dazu fihren, dass Beamtin-
nen und Beamte einen Monat friiher in den Genuss
dieser Regelung kommen koénnen. Die CDU hat
das bisher leider abgelehnt, was meiner Meinung
nach nicht wirklich inhaltlich begrindbar ist, weil wir
hier ja nicht dariiber reden, ob wir einem Gesetz
zustimmen, sondern wir reden ja hier nur darlber,
eine Anhérung zu ermdglichen, und das sollte auch
das Ziel der CDU sein.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein wei-
terer wichtiger Punkt ist natirlich auch die Frage —
und das ist hier schon angesprochen worden —, ob
Beamtinnen und Beamte, nachdem sie sich fir ein
kommunales Wahlamt zur Verfliigung gestellt ha-
ben, einen wichtigen Dienst fir die Allgemeinheit
durchgefiihrt haben, in den Landesdienst zurtick-
kehren dirfen. Das war friher nicht oder nur unter
ganz wenigen Bedingungen mdglich und es ist rich-
tig und wichtig, dass wir diese Mdglichkeit er6ffnen,
dass auch Beamtinnen und Beamte sich am demo-
kratischen Weiterentwickeln unseres Landes auf
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kommunaler Ebene, auf Landesebene auch weiter-
hin einbringen kénnen.

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren,
ist es ein gutes Gesetz, das hier von der Landesre-
gierung vorgelegt wurde, ein wichtiges Gesetz, das
in mehreren Lebensbereichen wirklich sehr hand-
feste, neue Regelungen einfiihrt, die fir unsere Be-
amtinnen und Beamten auch wichtig sind. Deshalb
bitte ich Sie um Zustimmung zur Uberweisung und
dann auch spater in der zweiten Lesung um Zu-
stimmung fir dieses Gesetz. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasidentin Jung:

Es liegen jetzt keine Wortmeldungen mehr vor. Wir
kommen zur Ausschussiiberweisung. Es ist Uber-
weisung an den Innen- und Kommunalausschuss
beantragt worden. Wer dem zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen aus al-
len Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen? Das kann
ich nicht erkennen. Stimmenthaltungen auch nicht.
Damit ist die Ausschusstiberweisung beschlossen
und ich schlieRe diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 14

Keine neue Kultursteuer in
Thiringen und Deutschland —
Verhaltnis zwischen dem Land
und den Religionsgemein-
schaften weiter auf der be-
wahrten verfassungsrechtli-
chen und vertraglichen Grund-
lage gestalten

Antrag der Fraktion der CDU

- Drucksache 6/6965 -

Die Landesregierung erstattet einen Sofortbericht
zu Nummer | des Antrags. Fir die Landesregierung
erteile ich das Wort Herrn Minister Prof. Dr. Hoff.

Prof. Dr. Hoff, Minister fiir Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
wir hatten ja vor Kurzem schon eine Aussprache
hier im Landtag, am 30. Januar 2019. Diese Aus-
sprache stand noch unter der Frage ,Kultursteuer
statt Kirchensteuer?“ und die heutige Aussprache
signalisiert: keine neue Kultursteuer in Thiringen,
in Deutschland — also den Wunsch, eine Debatte
sofort zu beenden.

Nun ist es ja trotzdem nicht so, dass man eine De-
batte einfach quasi beendet, indem man im Parla-
ment sagt, es darf Gber etwas nicht mehr diskutiert

werden. Man darf aber auch im Umkehrschluss
nicht zu der Auffassung kommen, nur weil etwas
diskutiert wird, sei jede Frage, die man auch im of-
fentlichen Raum erortert, sofort eine Festlegung, in
der mitgeteilt wird: So muss es sein. Wenn wir in
dieser Form eindimensional vorgehen bei jeder Fra-
ge, die man stellt, jeder These, die man diskutiert,
dann durfte es kinftig an unseren wissenschaftli-
chen Institutionen relativ durftig werden. Denn dann
ist jede These, die man irgendwie formuliert, die
moglicherweise auch begriindet eine Kontroverse
initiieren soll, an deren diskursiven Ende man bilan-
ziert, man ist aus einer Diskussion schlauer heraus-
gegangen, als mein reingegangen ist, unmdglich.
Und der Ministerprasident hat zu diesem Thema —
das deutlich mehr als die Frage einer Kultursteuer
umfasst, sondern sich mit der Frage des Verhaltnis-
ses von Staat und Kirche, dem Verhaltnis und den
Fragestellungen, die Kirchen und kirchliche Ge-
meinden aufrufen missen vor dem Hintergrund ei-
nes gesellschaftlichen Wandels, den wir auch als
Parteivertreterinnen und Parteivertreter, als Staat,
als Parlament, auch als Landesregierung erfahren,
auseinanderzusetzen hat —, in diesem Verhaltnis
und dem spezifisch verfassungsrechtlichen Verhalt-
nis von Staat und Kirche, das sich nun auch
100 Jahre jahrt mit der Weimarer Reichsverfas-
sung, zunachst vor allem Fragen aufgerufen. Und
schon damals hat die CDU gesagt: Wir lassen nicht
zu, dass der Ministerprasident eine entsprechende
Frage stellt und zur Debatte stellt, sondern wir un-
terstellen ihm, dass er eine Steuererhdhung fur alle
will. Das heif3t, wir nehmen an der Debatte in ihrer
Komplexitat gar nicht teil, sondern reduzieren es
auf eine Position, die wir in den politischen Raum
stellen, und sagen aber, Uber den eigentlichen
Kern, was heif3t gesellschaftliche Veranderung fur
unser Staat-Kirche-Verhaltnis, wollen wir nicht dis-
kutieren, sondern wir sagen, der Ministerprasident
hatte gesagt — was er nicht gesagt hat und wofur
ich auch heute noch mal stehe und sage, er hat es
nicht gesagt —, es soll eine Steuererhdhung fir alle
geben.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Insofern wiirde ich dafiir pladieren, dass es auch in
der aufgeregten Mediengesellschaft mdglich sein
muss, politische Debatten zu fiihren, politische The-
men auch kontrovers — natirlich kontrovers — zur
Diskussion zu stellen, ohne dass diese Uberlegun-
gen sofort denunziert werden oder vom Tisch ge-
fegt werden. Und in der Mitwirkung an einer politi-
schen Meinungsbildung liegt ja auch eine demokra-
tische Aufgabe. Verantwortliche Politik muss in der
Lage sein, soziale Veranderungen wahrzunehmen
— und darum geht es in dem Kern dieser Diskussion
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— und darauf auch zu reagieren. Und die Verande-
rungen der Gesellschaft, die in den letzten Jahr-
zehnten in religiéser, weltanschaulicher Hinsicht
eingetreten sind, sind ja auch unibersehbar. Es
geht darum, dass wir an dieser Debatte auch als
Freistaat Thiringen teilnehmen, auch als Vertrete-
rinnen und Vertreter der politischen Akteure teilneh-
men, ohne einen Anspruch darauf, dass jeder Dis-
kussionsbeitrag morgen sofort in eine Entschei-
dungsgrundlage minden muss. Wirde man diesen
Mafstab — so wie die CDU ihn mit dem Antrag hier
zugrunde legt —, den allgemeinen Malstab, anle-
gen, hatte der friilhere Ministerprasident Dieter Alt-
haus seine Uberlegungen zum Biirgergeld nie zur
Diskussion stellen durfen.

(Beifall DIE LINKE)

Dieter Althaus hat die Debatte zum Burgergeld da-
mals aufgemacht als einen Beitrag in einer Debatte,
die heute unter dem Gesichtspunkt des Grundein-
kommens und des bedingungslosen Grundeinkom-
mens breit gesellschaftlich geflihrt wird, zu einem
Zeitpunkt, als darUber nur sehr, sehr wenige Leute
diskutiert haben. Und sagt man jetzt rickblickend:
Nein, Dieter Althaus, eine solche Diskussion hatten
Sie niemals als Ministerprasident flihren dirfen,
weil es keinen gesellschaftlichen Konsens gab?
Den gibt es ja auch Ubrigens Jahre nach diesem
Beitrag von seiner Seite aus nicht. Sondern ist nicht
auch die Aufgabe von Ministerprasidentinnen und
Ministerprasidenten, die eben in einem Austausch
mit gesellschaftlichen Akteuren sind und die an die-
sem Austausch auch mit eigener Positionierung
teilnehmen, sich solchen Debatten auch zu stellen
und auch Thesen kontrovers zur Diskussion zu stel-
len? Und genau darum geht es.

(Beifall DIE LINKE)

Die im guten Sinne politische Debatte auch Uber
die Frage des Staat-Kirchen-Verhaltnisses — und
jungst hat, eingeladen durch das Evangelische Bu-
ro Thiringens, ein sehr, sehr interessanter Diskus-
sionsbeitrag riickblickend auf 100 Jahre Weimarer
Reichsverfassung und die dortigen Regelungen
stattgefunden — sind eben im Fluss und keineswegs
abgeschlossen. Und deshalb sind die von der CDU-
Fraktion an die Landesregierung gestellten Fragen
eindeutig dahin gehend zu beantworten, dass sei-
tens der Landesregierung, eingeschlossen den Mi-
nisterprasidenten, keine Uberlegungen bestehen,
den staatlichen Einzug der Kirchensteuer zuguns-
ten einer allgemeinen Kultursteuer abzuschaffen.
Es gibt folglich auch keine Uberlegung zu einzelnen
steuerlichen Parametern und zur steuerlichen Be-
lastung. Diesbezlglich werden auch keine Bundes-
ratsinitiativen geplant. Und es ist auch nicht ge-
plant, dass die Ablésung der Staatsleistung und die

staatliche Finanzierung von Moschee-Gemeinden
realisiert wird, weil die Landesregierung auch keine
Initiative zur Anderung des geltenden Religionsver-
fassungsrechts beabsichtigt.

Ich wiirde diejenige Rednerin oder denjenigen Red-
ner der antragstellenden Fraktion bitten, diese Aus-
sagen, die ich ganz bewusst etwas langsamer und
sehr deutlich vorgetragen habe, in Rechnung zu
stellen, damit die Diskussion im Anschluss an die-
sen Sofortbericht nicht wieder in dem Gestus ge-
fuhrt wird, dass, egal, was ich hier sage, die These
aufgemacht wird, der Ministerprasident oder die
Landesregierung wirden eine entsprechende steu-
errechtliche Initiative im Bundesrat oder an anderer
Stelle planen. Aber unabhéngig davon, dass keine
konkreten politischen Initiativen vorgesehen sind,
nehmen wir uns trotzdem das Recht heraus, Dis-
kussionen auch mit Vertreterinnen und Vertretern
der Kirchen zu fiihren; nicht zuletzt, weil auch auf
Kirchentagen diese Debatte gefuhrt wird.

Wer sich anschaut, was in den umfangreichen Be-
fragungen, die mit Instituten in den Gemeinden bei-
spielsweise der evangelischen Kirche vorgenom-
men wurden, in denen die soziale Struktur der Kir-
chengemeinden evaluiert worden, auch eruiert wor-
den ist, wenn man sich die Ernsthaftigkeit dieser
Debatte innerhalb der Kirchen anschaut, dann war-
de ich mir winschen, dass wir Uber diese Frage-
stellungen, Uber die wir auch mit den Kirchen disku-
tieren, auch im politischen Raum genauso unaufge-
regt diskutieren kdnnen.

Die Landesregierung wahrt — und ich betone das
noch mal sehr deutlich — selbstverstandlich das gel-
tende staatliche Religionsrecht, wobei ich jetzt mal
sage, dass wir das Uberhaupt betonen missen —
wie sollte es in einem Rechtsstaat auch anders
sein? Das kann aber eben, wie gesagt, nicht be-
deuten, die Augen vor Entwicklungen zu verschlie-
Ren, die etwa den Bundesinnenminister in der Auf-
taktveranstaltung der neuen Staffel der Deutschen
Islam Konferenz Ende letzten Jahres bewogen ha-
ben, den Begriff der Moschee-Steuer in die Diskus-
sion einzuflhren, um durch die verlassliche Eigenfi-
nanzierung von Religionsgemeinden deren Abhan-
gigkeit von auslandischen Finanziers zu mindern.
Ich verweise hier auf meinen Redebeitrag, den ich
im Januar in der Debatte dieses Landtags hierzu
schon gehalten habe, weil ich dort sehr ausfihrlich
auf die Struktur der muslimischen Gemeinden ein-
gegangen bin und eben auch kritisch angemerkt
habe, dass die Idee einer Moscheesteuer an der
Struktur der Gemeinden so, wie sie derzeit verfasst
ist, vorbeigeht. Das heil’t also, wenn wir eine Mo-
scheesteuer nach Kirchensteuermodell etablieren
wirden, wirde das bedeuten, dass sich die musli-
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mischen Gemeinden in ihrer bisherigen Struktur,
die vor allem vereinsgetragen sind etc., vollstandig
neu konstituieren missten und dass dies derzeit
nicht zu sehen ist.

Ich denke, dass es eben auch wichtig ist, darauf
hinzuweisen, dass Ministerprasident Bodo Rame-
low deutlich darauf hingewiesen hat, dass diese an-
gesprochenen Moscheegemeinden die flir eine ei-
gene Steuererhebung erforderlichen Voraussetzun-
gen eben bisher nicht geschaffen haben, wie ich es
eben ausgeflhrt habe, und deshalb anzunehmen
ist, dass sie diesen Weg zur selbststandigen Finan-
zierung ihrer Aufgaben derzeit auch nicht gehen
wollen. Das kann man jetzt unterschiedlich bewer-
ten. Es muss aber wahrgenommen werden, um re-
alistisch damit umgehen zu kénnen. Es sollte auch
Einigkeit bestehen, dass eine negative Entschei-
dung durch das religiése Selbstbestimmungsrecht
geschitzt ist. Die muslimischen Gemeinden durfen
diese Entscheidung fir sich treffen, wie sie sich
konstituieren wollen, auch wenn dies bedeutet,
dass sie keine moscheesteuerkonforme Struktur
aufweisen, selbst wenn man sich das wiinschen
wirde.

Diese breite Wirkung und religionsoffene Struktur
des geltenden Religionsverfassungsrechts verkennt
aus meiner Sicht der Antrag der CDU-Fraktion,
wenn dieser die Bewahrung der fortgeltenden
staatskirchenrechtlichen  Artikel der Weimarer
Reichsverfassung auf die Frage der Kirchensteuer-
erhebungsberechtigung verengt. Schon heute wa-
ren die Religionsgemeinden, die durchweg in einer
zivilrechtlichen Rechtsform des eingetragenen Ver-
eins bestehen, rechtlich in der Lage, Mitgliederbei-
trage zu erheben. Auch die Kirchensteuer, die aus-
schlieBlich von Kirchenmitgliedern erhoben werden
darf, stellt ja eine Form von Mitgliederbeitrag dar.
Aber nach standiger hochstrichterlicher Rechtspre-
chung ist die vom Willen des Steuerschuldners ge-
tragene Mitgliedschaft notwendige Voraussetzung
der Steuererhebung, und das — darauf lege ich
eben noch mal Wert — setzt ein eindeutiges Mit-
gliedschaftsrecht und eine Mitgliedererfassung vor-
aus. Hieran fehlt es eben den allermeisten entspre-
chenden Religionsgemeinden. Diesen Aspekt hat
Ministerprasident Ramelow in der Diskussion her-
vorgehoben. Ich verweise an dieser Stelle auf die
entsprechenden Ausflihrungen aus der entspre-
chenden Debatte.

Aber ich frage mich — und das ist mir beim Lesen
des CDU-Antrags immer starker deutlich gewor-
den —, warum eigentlich die CDU-Fraktion — und so
kann man l|hrem Antrag entnehmen — an der
Rechtstreue der Landesregierung zu zweifeln
meint. Ich wirde diese Frage an die Rednerin oder

an den Redner der CDU-Fraktion, die oder der
nach mir sprechen wird, richten wollen. Ich wirde
Sie bitten, zur Kenntnis zu nehmen, dass die Ver-
pflichtungen gegenuber den Kirchen seitens der
Landesregierung vollstandig erbracht werden, und
dass nicht nur der laufende Doppelhaushalt, son-
dern auch der Haushaltsplanentwurf der Landesre-
gierung dariber ein beredtes Zeugnis gibt, denn in
dem mit lhnen in den vergangenen Wochen im
Haushaltsausschuss beratenen Entwurf des Haus-
haltsgesetzes ist aktuell eine Staatsleistung an die
Kirchen in H6he von insgesamt rund 27 Millionen
Euro vorgesehen. Sie werden auch nicht abstreiten
kénnen, dass die Landesregierung eine effektive
Vorsorge zur Sicherung der religionsverfassungs-
rechtlichen Lage sogar uber die laufende Legislatur
hinaus schafft und die Landesregierung auch da-
durch bewahrte verfassungsrechtliche und vertragli-
che Verpflichtungen erfillt. Insofern sehe ich auch
nicht den Raum eines zusatzlichen Bekenntnisses
des Landtags zu Artikel 140 Grundgesetz, auch
schon deshalb nicht, weil Landesregierung und
Parlament der Thuringer Verfassung und folglich
auch deren religionsrechtlichen Artikeln verpflichtet
sind, die sich im sechsten Abschnitt in den Arti-
keln 39 bis 41 unserer Verfassung befinden. Die
Regelungen von Artikel 140 Grundgesetz sind in
Thuringen gemal Artikel 40 Thuringer Landesver-
fassung ebenso geltendes Recht wie das Verfas-
sungsstaatskirchenrecht des Landes, dem ja auch
dieser Landtag durch Gesetze jeweils zugestimmt
hat.

Auch wenn das fur die CDU-Fraktion fur die 6ffentli-
che Debatte nicht so einen wunderschonen, offent-
lich skandalisierbaren Anknupfungspunkt bietet, lag
der Schwerpunkt der Ausfiihrungen des Minister-
prasidenten eben gerade nicht auf steuerrechtli-
chen Aspekten, sondern auf arbeitsrechtlichen As-
pekten. Das kirchliche Arbeitsrecht ist unter dem
Druck der Rechtsprechung des Européischen Ge-
richtshofs und des Bundesarbeitsgerichts geraten.
Davon zeugen auch die Gesprache, die wir mit den
beiden Kirchen flhren. Hier stellen sich Fragen der
Zukunftsfahigkeit von Regelungen, die ihre Plausi-
bilitat einer konfessionellen Situation verdanken,
die fortwdhrend erodiert und deren rechtliche Trag-
fahigkeit unter dem Aspekt des Nichtdiskriminie-
rungsrechts heute zunehmend infrage gestellt wird.
Ich verweise auf die jungsten Rechtsprechungen
auch der vergangenen Wochen, die exakt an dieser
Stelle angesetzt haben. Es wird Sie nicht Gberra-
schen, dass die langjahrige Tatigkeit des heutigen
Ministerprasidenten als friherer Gewerkschafts-
funktionar ihm nattrlich auch eine hohe Sensibilitat
in diesem arbeitsrechtlichen Feld verschafft. Ob es
gelingen wird, die deutsche Rechtstradition zu be-
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haupten, ist angesichts der jlingsten Rechtspre-
chung nicht sicher. Und ohne diesen arbeitsrechtli-
chen Sonderweg als solchen bewerten zu wollen,
spricht eben doch einiges dafir, dass da, wo kirchli-
che Trager mit anderen Betrieben im Wettbewerb
stehen, die Rechte und Pflichten der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer gleich gesichert werden
mussen. Hier wirde ich mir wiinschen — und das
kann ich dem Antrag der CDU-Fraktion nicht ent-
nehmen —, auch seitens der CDU-Fraktion eine ent-
sprechende Positionierung zu bekommen. Ich habe
nachgeschaut, inwiefern sich moglicherweise die
CDA, die Christlich-Demokratische Arbeitnehmer-
schaft, oder die Christlich-Soziale Arbeithehmer-
schaft in dieser Frage in jlngster Zeit positioniert
hat. Es war mir leider nicht moéglich, eine entspre-
chende Positionierung zu identifizieren. Es er-
scheint mir durchaus spannend, genau diese Frage
auch an Sie zu richten, und bin gespannt, welche
Position die CDU-Fraktion auf diesem Feld ein-
nimmt, das, wie gesagt, noch mal den Schwerpunkt
der Ausfiihrungen des Ministerprasidenten und der
offentlichen Debattenbeitrage dazu hatte, die ja
auch nachlesbar sind.

Diese Entwicklungen erfolgen im Rahmen und un-
ter Beachtung der religionsverfassungsrechtlich ge-
wahrleisteten Grundsatze als normale Reaktion des
Rechtssystems. Die sind fachlicher wie birger-
schaftlicher und jedenfalls politischer Debatte zu-
ganglich. Insofern wirde ich Sie bitten, an dieser
Debatte teilzunehmen, die Debatte aber nicht auf
einen lhnen genehmen, 6ffentlich skandalisierbaren
Punkt zu verengen, indem Sie behaupten, was
nicht der Realitat entspricht, dass der Ministerprasi-
dent Steuererhéhungen fur alle gefordert hat, son-
dern er hat die Frage nach der Kirchen- und Mo-
scheesteuer gestellt. Aber fir ihn tatsachlich rele-
vant war die Frage gerade im sozialen und Pflege-
bereich: Wie stellt sich kinftig die arbeitsrechtliche
Situation derjenigen dar, die in kirchlichen Trager-
schaftseinrichtungen tatig sind? Hierzu brauchen
wir tatsachlich eine politische Diskussion. Auf die
Debatte mit lhnen dazu freue ich mich.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Jung:

Gemal § 29 Abs. 2 Satz 3 der Geschéaftsordnung
werden Beratungen zu Sofortberichten grundsatz-
lich in langer, also doppelter Redezeit verhandelt.
Ich frage: Wer winscht die Beratung zum Sofortbe-
richt zu Nummer | des Antrags? Das sind alle Frak-
tionen.

Dann eréffne ich die Aussprache auf Verlangen al-
ler Fraktionen zum Sofortbericht und eréffne die

Aussprache zu den Nummern Il und Il des An-
trags. Als erster Redner hat Abgeordneter Ko-
walleck, Fraktion der CDU, das Wort.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Frau Pra-
sidentin! Herr Minister Hoff, Sie haben sich ja an
der Stelle ganz schdn gewunden. Ich sage mal, es
ware schon gewesen, wir haben ja das zweite Mal
das Thema in der Debatte, wenn der Ministerprasi-
dent hier an dieser Stelle selbst klargemacht hatte,
woflr er steht und dieses Thema mit uns bespro-
chen hatte.

(Beifall CDU)

Offensichtlich geht er dem Ganzen hier im Parla-
ment aus dem Weg. Nichtsdestotrotz aullert er sich
hin und wieder schriftlich. Sie hatten es gesagt, vor
zwei Monaten fast auf den Tag genau, hat die CDU-
Fraktion die Vorschlage von Ministerprasident Bodo
Ramelow zum Thema ,Kultursteuer® im Rahmen
der Aktuellen Stunde behandelt. An dieser Stelle
hat unsere CDU-Fraktion ganz deutlich gemacht,
dass wir den Vorschlag von Bodo Ramelow, die Kir-
chensteuer durch eine Kultursteuer abzulésen, ab-
lehnen. Zum damaligen Zeitpunkt hatten die Koali-
tionsfraktionen nur Hohn und Spott fir den Vor-
schlag ihres Ministerprasidenten Ubrig, mittlerweile
durfte ihnen das Lachen vergangen sein.

Herr Minister, ich gehe auch noch mal auf lhre Ein-
lassung ein. Einerseits wollen Sie eine Debatte fiih-
ren und andererseits wollen Sie unsere Argumente
nicht héren. Da frage ich mich auch, wie geht das
zusammen, wenn Sie im Vorhinein schon bestimm-
te Argumente und Diskussionen an dieser Stelle
ausschlieBen. Wir als CDU-Fraktion haben ganz
klar gesagt, wir wollen hier Licht ins Dunkel brin-
gen.

(Unruhe DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Was an dieser Stelle von Ihnen kam, Herr Minister,
waren ganz einfach Nebelkerzen. Das war nichts
Konkretes — im Gegenteil!

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE:
Was wollen Sie denn noch?)

Ministerprasident Ramelow hat dem Evangelischen
Pressedienst am 13. Marz ein Interview gegeben,
in dem er sich ausfihrlich zur Veranderung der Kir-
chenfinanzierung duflert. Die Wortmeldung wirft na-
turlich zahlreiche Fragen hinsichtlich der steuerli-
chen Belastung der Blrger auf. Gerade diese Fra-
gen missen auch vom Ministerprasidenten beant-
wortet werden. Das ist er auch den Thiringerinnen
und Thiringern an dieser Stelle schuldig.
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Weiterhin betreffen die AuRerungen in wesentlichen
Grundzligen das Religionsverfassungsrecht. Da sa-
ge ich hier auch ganz klar: Das Religionsverfas-
sungsrecht gehért zu den identitdtspragenden
Strukturprinzipien unseres Staats. Das missen wir
in dieser Debatte auch beachten.

Wir sehen die Gefahr, dass mit dem Vorschlag von
Ministerprésident Ramelow das bewahrte System
der Kirchensteuer beseitigt, die Finanzierung der
christlichen Kirchen gefahrdet wirde und am Ende
alle Thuringer mehr Steuern zahlen missen. Aus
diesem Grund haben wir der Landesregierung meh-
rere Punkte aufgezeigt. Meiner Meinung nach wur-
den die nicht allumfassend beantwortet. Wir mus-
sen hier auch weiter in der Debatte bleiben.

Kommen wir zu den Vorschlagen von Bodo Rame-
low. Unter anderem schlagt der Thiringer Minister-
prasident vor, die von Mitgliedern der christlichen
Kirchen Uber die staatliche Finanzverwaltung einge-
zogene Kirchensteuer durch eine von allen Steuer-
pflichtigen zu erhebende Kultursteuer zu ersetzen.
Die Burger sollen entscheiden kdénnen, wem die
Kultursteuer zugewandt werden soll. Sie soll nach
seinen Vorstellungen niedriger ausfallen als die Kir-
chensteuer und hoher als die etwa in ltalien erho-
bene Kultursteuer. Damit ergebe sich ein Zuschlag
zur Einkommen-, Lohn-, Kérperschaft- und Kapital-
ertragsteuer zwischen mindestens 0,8 Prozent und
maximal 9 Prozent.

In ihrer Systematik als Steuerzuschlag entsprache
die Kultursteuer dem Solidaritatszuschlag, der zur-
zeit schrittweise abgeschafft wird. Fur die Abschaf-
fung des Solidaritédtszuschlags hat sich die CDU-
Fraktion vehement eingesetzt, umso befremdlicher
ist es fUr uns, dass jetzt vom Thuringer Ministerpra-
sidenten eine Steuererh6hungsdiskussion ange-
heizt wird.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Die wird von euch angeheizt!)

Aus der Hohe des 2017 durch die Thiringer Fi-
nanzamter vereinnahmten Solidaritatszuschlags
von 202 Millionen Euro lasst sich ableiten, dass
1 Prozent Steueraufschlag auf die genannten Steu-
erarten in etwa den Wert von 37 Millionen Euro hat.
Damit avisiert der Ministerprasident den Blrgern ei-
ne zusatzliche, nicht naher bezifferbare Steuerbe-
lastung zwischen 37 Millionen und gut 330 Millio-
nen Euro.

Und dann kommen wir auch noch einmal auf die
verfassungsrechtlichen Bedenken dieses Vor-
schlags. Der Vorschlag greift ndmlich zu kurz, von
der steuerlichen Mehrbelastung ganz abgesehen,
er greift ndmlich auch tief in das deutsche Religi-
onsverfassungsrecht ein. Bei den Kirchensteuern

handelt es sich um einen Mitgliedsbeitrag, den die
Kirchen ausschliel3lich von ihren Mitgliedern Uber
die staatliche Verwaltung einziehen und firr diese
Verwaltungsleistung im Ubrigen auch zahlen. Eine
Kultursteuer ware demgegenuber eine allgemeine
staatliche Steuer, die jedem Steuerpflichtigen abge-
zogen wird. 100 Jahre nach Trennung von Staat
und Kirche ware dies der Wiedereinstieg in die
staatliche Finanzierung von Religionsgesellschaf-
ten, eine absurde Vorstellung, auch an dieser Stel-
le.

Durch das vorgesehene Recht der Steuerpflichti-
gen, uber die Verwendung ihrer Kultursteuer be-
stimmen zu konnen, wirde lberdies das Recht der
Parlamente beeintrachtigt, Uber die Verwendung
von Steuern zu entscheiden. Hinsichtlich der Be-
stimmung der zuwendungsfahigen Gemeinschaften
ware Uberdies eine Prazisierung des § 52 der Ab-
gabenordnung erforderlich.

Und dann kommen wir auch noch mal zu dem Mo-
tiv fir diese Steuer. Als ein Motiv geben sowohl der
Ministerprasident als auch Sie, Herr Minister Hoff,
an, auf diese Weise auch Moscheegemeinden fi-
nanzieren zu wollen. Einen Teil der Begrindung
wollen wir gelten lassen; das Ziel, die Moscheege-
meinden aus der Abhangigkeit auslandischer Geld-
geber herauszuflihren, wird ja zurzeit viel diskutiert.
Nicht gelten lassen kann man den tieferen Grund,
dass sich diese Gemeinden den Regelungen des
Religionsverfassungsrechts nicht anpassen wollen,
obwohl sie ihnen ausdriicklich offenstehen. Unter
Integrationsgesichtspunkten ware es mehr als nur
wulnschenswert, dass sich muslimische Gemein-
schaften in das Religionsverfassungsrecht hinein-
bewegen. Wenn sie das nicht wollen, bleibt ihnen
die Moglichkeit, ihre Arbeit Uber die Vereinsfinan-
zierung abzusichern. Das bekommen gréRere Or-
ganisationen eben auch geregelt. Die Vorstellung,
aus diesem Grund die Autonomie der Kirchen zu
beeintrachtigen und das Religionsverfassungsrecht
Uber den Haufen zu werfen, weil der Rechtsrahmen
nicht zu den Moscheegemeinden passt, ist aller-
dings abenteuerlich. Der Ministerprasident halt
Uberdies die Zeit fir reif, Gber die Staatsleistungen
an die Kirchen zu reden und rat dazu, sie in eine
rechtsstaatlich saubere Schluss- und Abléseform
zu giefden. Diese Staatsleistungen beruhen auf viel-
faltigen Verpflichtungen deutscher Foderalstaaten.
Geregelt sind die Staatsleistungen in Staatsvertra-
gen, zum einen in einem Staatsvertrag mit den
evangelischen Kirchen aus dem Jahr 1994 und
zum anderen mit dem Heiligen Stuhl aus dem Jahr
1997. Im Entwurf fir den Thiringer Landeshaus-
halt, der aktuell beraten wird, sind fir die evangeli-
schen Kirchen 2020 20 Millionen Euro und fir die
réomisch-katholische Kirche 6,34 Millionen Euro ein-
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geplant. Diese Zahlungen kénnen nur durch eine
entsprechende Entschadigung abgelost werden.
Die Frage ist, ob das zweckmalRig ist, denn die Ab-
I6sung misste so ausfallen, dass die Kirchen die
erwahnten Vermogensertrage daraus erzielen
kénnten. Formal misste der Bund zunachst ein ent-
sprechendes Grundsatzegesetz erlassen. Es ware
landesrechtlich dann ebenfalls zu konkretisieren.

Der Vorstol3 von Ministerprasident Ramelow ist hin-
sichtlich der Einfiihrung einer Kultursteuer unserer
Meinung nach véllig abwegig. Er ruiniert das be-
wahrte Religionsverfassungsrecht, brummt allen
Birgern eine zusatzliche Steuer auf und geféhrdet
die geordnete Finanzierung der Kirchen durch ihre
Mitglieder. Besonders befremdlich ist, dass damit
ein Systemwechsel verbunden ist, weg von der Mit-
gliederfinanzierung der Kirchen hin zu einer Staats-
finanzierung von Religionsgemeinschaften. Das
Ausgangsmotiv, auf diese Weise die Finanzierung
von Moscheegemeinden zu erleichtern, treibt das
Ganze noch auf die Spitze. Der begrenzte und an-
ders zu erfullende Zweck und das gewahlte Mittel
stehen in einem Missverhaltnis. Eine Abldsung der
Staatsleistung lehnen wir ab. Wir meinen, dass
Thuringen mit einer Summe zwischen einer halben
und einer Milliarde Euro wahrlich Besseres anfan-
gen konnte, als Staatsleistungen abzulésen. Der
Thuringer Landtag sollte an dieser Stelle klarstel-
len, dass er diese Irrfahrt nicht mitmachen wird, und
unserem Antrag zustimmen.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Marx
das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Préasidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich fange mal mit dem allerletzten Absatz Ih-
res Antrags an. Da steht: ,Insgesamt bedurfen die
zahlreichen, durch den Ministerprasidenten mit dem
erwdhnten Interview aufgeworfenen, Fragen einer
dringenden Erdrterung im Landtag.“ Das ist falsch,
denn die Landesregierung beschaftigt sich mit dem
Thema Uberhaupt nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich meine, er kann doch Ideen entwickeln, in die
Zukunft gerichtete, aber natirlich nicht geltendes
Recht auller Kraft setzen. Das hat er sozusagen
gar nicht in der Hand. Das macht er nicht und es
gibt keinerlei Initiativen und keinerlei Diskussionen

in der Landesregierung darlber und auch nicht von
den die Landesregierung tragenden Parteien.

Herr Minister Hoff hat zu Recht vorhin darauf hinge-
wiesen, dass — wir haben ja im vorherigen Tages-
ordnungspunkt oder zwei Tagesordnungspunkte
vorher, also vorher die Frauen Gbernommen hatten
— ihr letzter mannlicher Ministerprasident, Herr Alt-
haus, ja auch so ein Steckenpferd hatte. Das war
das bedingungslose Grundeinkommen. Aber was
der Kollege Hoff nicht erwahnt hat ...

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das
Birgergeld, nicht das BGE!)

Das Buirgergeld — aber das ging scharf in die Rich-
tung.

Aber was der Kollege Hoff nicht erwahnt hat, weil er
das wahrscheinlich gar nicht weil3, weil er ja da
noch nicht hier war, dass der Herr Althaus nicht nur
dieses Steckenpferd hatte, sondern er hatte dazu
eine Stabsstelle in der Staatskanzlei eingerichtet,
sozusagen einen Beamten beschaftigt, eine Stelle
geschaffen, ein Buro. Und trotzdem haben wir hier
im Landtag darauf verzichtet, ihn standig zur Rede
zu stellen, was er mit seinem Steckenpferdchen
macht. Wir haben allerdings in den Haushaltsbera-
tungen immer gefragt, ob das denn so richtig sein
kann, dass einer fir eine private ldee Stellen
schafft. Das hat unser Ministerprasident aber bisher
auch noch nicht gemacht. Und deswegen weil} ich
nicht, was das Ganze hier soll. Wir hatten bereits
eine Aktuelle Stunde und da haben alle die Koali-
tion tragenden Parteien auch schon erzahlt, dass
wir hier weder die Absicht noch die Moglichkeit ha-
ben, an geltenden Staatsvertragen irgendwas zu
andern, und auch keine Lust dazu. Deswegen mis-
sen wir vielleicht zu dieser spaten Stunde nicht
Uber in die Zukunft gerichtete Modelle zu einer
moglichen Ablésung von alten Verpflichtungen re-
den oder zu behandelnden Ideen des Ministerprasi-
denten uns hier lange irgendwie Erérterungen fiih-
ren. Also ich habe auch noch mal geschaut in dem
Protokoll der Aktuellen Stunde davon — es hat sich
doch da nicht viel Neues dazu ergeben. Wie ge-
sagt, also mit der Auskunft von Minister Hoff, dass
es nicht Gegenstand irgendwelcher Handlungen
der Landesregierung ist, ertbrigt sich auch hier die
Stellungnahme zu privaten Aktivitdten und Vorstel-
lungen von in die Zukunft gerichteten Denkanre-
gungen des Ministerprasidenten. Das haben wir nie
gemacht und damit brauchen wir auch nicht weiter
anfangen. Wir haben hier genug Sacharbeit zu leis-
ten zu Dingen, mit denen wir uns hier tatsdchlich
beschaftigen. Es stehen noch ein paar mehr auf der
Tagesordnung. In diesem Sinne wiinsche ich Ihnen
einen baldigen erholsamen Abend und dass wir
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hier morgen frisch an unser eigentliches Tagwerk
gehen kénnen.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Jung:

Fir die Fraktion der AfD hat Abgeordnete Herold
das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe Besucher auf
der Triblne und im Internet! Als wir im Januar hier
Uber die Einlassung des Ministerprasidenten in Sa-
chen Abschaffung der Kirchensteuer und Einflh-
rung einer von allen Steuerzahlern zu entrichtenden
sogenannten Kultursteuer debattiert haben, da
sprach die Kollegin Mitteldorf von Luftschléssern,

(Zwischenruf Abg. Mitteldorf, DIE LINKE: Ja,
das ist es auch!)

die wir hier behandeln wirden. Nun, der Minister-
prasident — leider ist er abwesend — findet offen-
sichtlich einen gewissen Gefallen an Luftschlds-
sern, denn er hatte den Vorschlag, man kdénne das
System der Kirchensteuer durch eine allgemeine
Kultursteuer ersetzen, jlingst in einem Interview
wiederholt.

Es gibt nun bestimmt, wie wir alle wissen, keine
konkreten Planungen der Landesregierung in diese
Richtung. Ohnehin ist das Land Thuringen fir die
Kirchensteuer gar nicht zustandig, weil es sich um
Bundesrecht handelt. Es gibt also keine konkreten
Planungen, aber man sieht die Einlassungen des
Herrn Ministerprasidenten doch unschwer als einen
Beitrag oder eine Methode aus dem Baukasten
,Steter Tropfen héhlt den Stein“. Es geht ihm da-
rum, mittelfristig zu einem Steuersystem zu kom-
men, das der multikulturellen Gesellschaft ent-
spricht, die sich Linke und Griine herbeisehnen.

Es soll ein Steuersystem sein, das die spezifische
historische Gestalt unseres verfassungsrechtlich
fundierten Staatskirchenrechts und damit auch die
Pragung unseres Gemeinwesens durch das Chris-
tentum hinter sich Iasst. Verkauft wird das vom Mi-
nisterprasidenten mit dem Hinweis, eine Kultursteu-
er bedeute eine Egalisierung, eine steuerpolitische
Gleichstellung aller Religionsgemeinschaften. Und
das heildt, dass islamische Gemeinden den Kirchen
gleichgestellt wirden bzw. umgekehrt die traditio-
nell in Deutschland verankerten evangelischen und
katholischen Kirchen den islamischen Gemeinden.
Darum geht es.

Bezeichnenderweise hat Minister Hoff in einem Arti-
kel, den er zusammen mit einer Mitarbeiterin seines
Ministeriums verfasst hat, gerade diesen Zusam-
menhang betont. Es gehe jetzt darum, Modelle zu
entwerfen, um mit der — ich zitiere mit lhrer Erlaub-
nis, Frau Prasidentin — ,Notwendigkeit eines saku-
lar eingebetteten muslimischen Glaubens umzuge-
hen®. Notwendigkeit, das klingt doch irgendwie
nach Marx und seinen historischen Notwendigkei-
ten. Und die Steigerungsform von notwendig ist al-
ternativlos.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, daher weht der Wind,
das mussen wir uns mal vor Augen fihren. Fir die
von unseren Regierungsreprasentanten identifizier-
te Notwendigkeit eines sakular eingebetteten musli-
mischen Glaubens ist man selbstredend bereit, un-
sere Verfassungsordnung auf den Kopf zu stellen.
Nicht bedacht haben die Akteure dieser VorstdRe
dabei, ob die muslimischen Gemeinden Uberhaupt
in unsere Gesellschaft eingebettet werden wollen.
Nicht zufallig hat also der Ministerprasident seine
Ideen just zu dem Zeitpunkt in die Debatte gestreut,
als das Thema ,Moscheesteuer aufflackerte. Es
geht dem Ministerprasidenten um die staatliche Fi-
nanzierung von Moscheen.

Schauen wir uns dieses Modell einer Kultursteuer
einmal an. Zunachst einmal handelt es sich um ei-
ne allgemeine und zusatzliche Steuer. Wahrend die
Kirchensteuer nur von denjenigen bezahlt wird, die
das wollen, weil sie freiwillig in einer Kirche Mitglied
sind, wird die Kultursteuer von allen aufgebracht,
auch von den Konfessionslosen. Die Einnahmen
aus der Steuer sollen dann diversen kulturellen Ins-
titutionen zugutekommen. Dazu gehdren nach der
Vorstellung des Ministerprasidenten durchaus auch
die christlichen Kirchen, aber insbesondere auch
Moscheeorganisationen. Im Endeffekt ware eine
solche Kultursteuer — wobei ich diesen Begriff flr
einen blanken Euphemismus halte — quasi ein
Zwangsbeitrag oder eine Zwangsspende fir religio-
se oder kulturelle Institutionen.

Mit Blick auf die Finanzierung oder die angedachte
Finanzierung der Moscheen wird auch behauptet,
dass durch die Finanzierung der Moscheen aus der
Hand des Staats auf dem Wege der Kultursteuer
die bisher Ubliche Finanzierung durch auslandische
Regierungen und die entsprechenden Abhangigkei-
ten ersetzt werden kdénnte. Dazu mdéchte ich sagen:
Das ist reinstes Wunschdenken und der Bau von
Luftschldssern.

(Beifall AfD)

Keine auslandische Regierung, keine auslandische
Behdrde wie die DITIB lasst sich ein solches
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Machtmittel aus der Hand nehmen, um hier auf
dem Wege Uber Geld an Einfluss und innenpoliti-
sche Macht zu kommen. Und die Moscheen, die
solcher Art beglnstigten, werden den doppelten
Geldsegen nattrlich gern mit Kusshand annehmen.
Das Geld wirde natirlich auch weiterhin aus den
entsprechenden Landern und aus den entspre-
chenden Einflussspharen den hier ansassigen inte-
ressengeleiteten Vereinen und Gemeinden zuflie-
Ren.

Bei der Rede von der Kultursteuer verweist der Mi-
nisterprasident vor allem auch auf Italien, wo es ei-
ne solche Kultursteuer in der Tat gibt. Beginstigte
dieser Steuereinnahme sind in Italien diverse christ-
liche Kirchen und Denominationen, auf3erdem auch
etwa Hindus und Buddhisten. Aber muslimische Or-
ganisationen werden auffalligerweise gerade nicht
aus dieser Steuer finanziert. Da kann sich der Herr
Ministerprasident mal fragen, warum das so ist.

Uberhaupt — Italien: Herr Ramelow suggeriert, dass
in ltalien jeder Steuerzahler selbst bestimmen kon-
ne, wer die 0,8 Prozent seiner Kultursteuer be-
kommt. Diese Behauptung wird ja auch im CDU-
Antrag aufgegriffen, das ist allerdings nur die halbe
Wabhrheit. Der italienische Steuerzahler bestimmt
eben nicht, wohin sein Geld geht. Das bestimmt na-
turlich, wie in jedem zivilisierten Land, auch in Itali-
en der Staat. Erstens wird per Gesetz festgelegt,
welche Institutionen Uberhaupt beglnstigt werden
kénnen und zweitens kdnnen die Steuerzahler zwar
angeben, wen sie begunstigen mdchten, wohin ihr
Geld aber tatsachlich flieRt, wird aus einer Gesamt-
betrachtung wiederum von den staatlichen Behor-
den ermittelt.

Verfolgt man das Kultursteuermodell naher, gelangt
man schlieBlich zu dem Ergebnis, dass dieses Mo-
dell ganz und gar nicht in den Kontext der deut-
schen Staatsordnung passt. Die verfassungsrechtli-
chen und historischen Gegebenheiten in Deutsch-
land sind derart, dass sich ein solches Modell allen-
falls unter gréRten Umbauaktionen realisieren lieRe.
Nicht nur musste das Religionsverfassungsrecht
des Grundgesetzes auf den Kopf gestellt werden,
sondern auch das Steuerrecht misste neu geord-
net werden. Das waren radikale Reformen, die auf
ein anderes Gemeinwesen abzielen. So etwas mag
zwar lhrem linken Geschmack entsprechen, fir uns
alle anderen sind das aber allenfalls Luftschlsser.

(Beifall AfD)

Und da halte ich an dieser Stelle fest, dass die Be-
seitigung unseres Kirchensteuersystems und unse-
res Religionsverfassungsrechts nicht auf der Tages-
ordnung steht und das auch in Zukunft nicht soll.
Der Vorschlag einer Kultursteuer ist in den Augen

der AfD-Fraktion nicht hilfreich. Insofern kénnen wir
dem CDU-Antrag auch durchaus beipflichten.

Vizeprasidentin Marx:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Abgeordneten Jung?

Abgeordnete Herold, AfD:
Kleinen Moment, am Ende, Frau Prasidentin.

Einen anderen Aspekt des CDU-Antrags sehen wir
allerdings skeptischer. Uber die Leistungen des
Staats an die Kirchen, die sich aus historisch be-
grundeten und rechtlich vereinbarten Verpflichtun-
gen ergeben, sollte durchaus einmal diskutiert wer-
den. Insoweit liegt der Ministerprasident in seinem
Interview gar nicht so sehr daneben. In der Sache
geht es hier vor allem um Schadenersatz oder um
Ausgleich entgangenen Gewinns infolge histori-
scher Vorgange, die zu einem grofRen Teil bereits
200 und mehr Jahre zuriickliegen. Auch wir in der
AfD-Fraktion halten es flr fraglich, ob noch nach
Jahrhunderten Ersatzleistungen fiir verlorenes Kir-
cheneigentum oder geldwerte Rechte aus dem
Staatshaushalt gezahlt werden missen. Man kann
durchaus hinterfragen, ob die Verluste

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN: Die Mitglieder der Kirche selbst!)

tatsachlich so hoch waren, dass solche Leistungen
heute noch gerechtfertigt oder angemessen sind.
Das muss man auch vor dem Hintergrund der sonst
in Deutschland blichen Praxis des Schadenersatz-
ausgleichs sehen. Wir sind daher der Auffassung,
dass diese Staatsleistungen an die Kirchen jenseits
der Kirchensteuern einmal im Einzelnen gepriift
werden sollten. Der diesbeziigliche Tenor des CDU-
Antrags, dass diese Zahlungen fir alle Zeiten zu
leisten waren und dass die entsprechenden Rege-
lungen in Stein gemeilelt seien, geht uns jedenfalls
zu weit. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Sie wollten doch noch eine
Frage beantworten!)

Vizeprasidentin Marx:

Sie wollten noch eine Frage beantworten, Frau Kol-
legin Herold.

Abgeordnete Herold, AfD:
Bitte sehr.
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Abgeordnete Jung, DIE LINKE:

Frau Herold, Sie waren ja am Dienstag bei dem
Gesprachsforum mit anwesend. Ich habe mich ge-
meldet bei lhrem Satz, dass Sie Uberhaupt keinen
Bedarf der Diskussion sehen. Stimmen Sie mir zu,
dass dieses Gesprachsforum genau anders abge-
laufen ist, dass gerade die Kirchenmitglieder, die
Pfarrer durchaus signalisiert haben, dass es auch
Zeit ist, in der Diskussion Uber Kirchensteuer lber
das System zu diskutieren? Es ging nicht um Ab-
schaffen, es ging um die Diskussion. Stimmen Sie
mir da zu, dass dieses Forum genau in diesem
Kontext abgelaufen ist?

Abgeordnete Herold, AfD:

Wenn ich den Vortragenden, den Oberkirchenrat
aus Munchen, richtig verstanden habe, dann hat er
dargelegt, dass dieses System bewahrt ist und
dass es auf verfassungsrechtlichen Saulen ruht, an
denen wir mdglichst nicht rutteln sollten, auch aus
grundsatzlichen Erwagungen heraus. Was naturlich
auch in dem Vortrag zur Sprache kam war, dass die
Kirchen durchaus bereit waren, unter gewissen Vo-
raussetzungen Uber die Folgen des Reichsdeputati-
onshauptschlusses von 1803 zu sprechen — aller-
dings erst dann, wenn sich die Verhandlungspart-
ner in das sogenannte freundliche Benehmen ge-
setzt hatten. Das ist eine Frage, die wir naturlich
auch gern einmal aufgreifen werden, aber nur zu-
sammen mit den Vertretern der grof3en Kirchen in
Deutschland. Darliber besteht Gesprachsbedarf
und ansonsten haben die Kirchen ein vitales Inte-
resse daran, auch aus verfassungsrechtlichen
Griinden, aber auch aus finanziellen Griinden, dass
das alles, so wie es bisher gut geregelt und organi-
siert war, auch so bleibt.

(Beifall AfD)

Vizepréasidentin Marx:

Als nachster Rednerin erteile ich Frau Abgeordne-
ter Rothe-Beinlich von der Fraktion Blindnis 90/Die
Griinen das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich frage mich, ob es lGber-
haupt noch irgendeinen Landtag in Deutschland
gibt, der so intensiv Uber Tagebucheintrage eines
durchaus prominenten Regierungsmitglieds disku-
tiert.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Das ist auf jeden Fall eine Besonderheit. Es ist
nicht ganz neu, dass dieses Thema aufgegriffen
und auch ge- oder benutzt wird. Ich will aber dazu
durchaus sachlich Stellung nehmen. Wir haben es
eben schon von mehreren gehdrt: Die Regeln zum
Religionsverfassungsrecht im Grundgesetz stam-
men — wie gesagt, es ist auch haufig schon darauf
hingewiesen worden — aus der Weimarer Reichs-
verfassung und sind damit 100 Jahre alt. Die reli-
gids-weltanschauliche Wirklichkeit aber hat sich ja
— wie wir alle wissen — doch stark verandert, gerade
auch hier in Thuringen. Die beiden sogenannten
groRen Volkskirchen sind nicht so grof3. Mitglied-
schaft und Zugehoérigkeitsgefuhl differenzieren sich
stark aus und andere Religionsgemeinschaften sind
in Deutschland auch langst — manche wieder — hei-
misch geworden. Weltanschauungsgemeinschaften
sind entstanden. Eine zunehmende Anzahl von
Menschen versteht sich auch selbst als nicht reli-
giés und die religiés-weltanschauliche Landkarte
Deutschlands wird zugleich individueller, aber auch
pluraler. Thiringen macht hier gar keine Ausnah-
me. Insofern begriflen wir durchaus Debattenbei-
trage, denn Grine verstehen die Entwicklung zu ei-
ner multireligidsen Gesellschaft als Chance und zu-
gleich als Herausforderung. Ubrigens habe ich
auch Herrn Minister Hoff genau so verstanden,
dass er sich die Debatte wunscht. Er hat das auch
so gesagt und freut sich auf die Debatte. Insofern
habe ich die Kritik von Herrn Kowalleck nicht so
recht verstanden.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Selbstverstandlich muss Politik auf diese Verande-
rungen aber auch reagieren und zeigen, dass sie
gestaltungsfahig ist. Blindnisgriine Politik nun wie-
der — das ist das, wofir ich hier stehe — ist Men-
schenrechtspolitik. Fir uns ist deshalb die Orientie-
rung am Menschenrecht der Glaubens-, Gewis-
sens- und Weltanschauungsfreiheit ganz mafRgeb-
lich. Sie muss in all ihren drei Dimensionen auch
gesichert werden. Grundlegend ist zunachst die in-
dividuelle Religionsfreiheit. Sie ist gleichermallen —
das habe ich hier auch schon mehrfach ausgefiihrt
— Freiheit zum Glauben, also das Recht, einen
Glauben zu haben, zu pflegen und auszuiiben, ge-
nauso wie auch die Freiheit vom Glauben, also das
Recht, eben keinen Glauben zu haben.

(Beifall DIE LINKE)

Zur kollektiven Dimension der Religionsfreiheit ge-
hort schliellich, dass Religion auch im 6ffentlichen
Raum stattfindet — auch diese Debatte haben wir
hier schon haufiger gehabt —, dass Religionsge-
meinschaften auch als Akteurinnen und Akteure im
offentlichen Raum auftreten.
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Bundnisgriine Politik ist weiterhin auch Freiheitspo-
litik. Eine lebendige Demokratie und ein funktionie-
render Rechtsstaat sind Voraussetzungen fur politi-
sche Freiheit, und hierfur wiederum braucht es eine
starke Zivilgesellschaft. Zu dieser zahlen — ganz
klar — auch die Kirchen und viele andere Religions-
gemeinschaften. Sie stellen eine wichtige Saule fur
den gesellschaftlichen Zusammenhalt dar und sind
konstitutiv fir eine lebendige Demokratie.

Neutralitdt und Trennung von Religion, Weltan-
schauung und Staat bedeuten aber — das ist ganz
wichtig — kein Kooperationsverbot. Wir Grinen ste-
hen daher fir das in Deutschland historisch ge-
wachsene kooperative Modell und wollen dies — wo
ndtig — auch weiterentwickeln. Dies tun wir in Thi-
ringen zum Beispiel bei der Ausgestaltung des Reli-
gionsunterrichts, der — so wie es auch in der Thu-
ringer Verfassung steht — selbstverstandlich im Ver-
antwortungsbereich der Religionsgemeinschaften
bleiben muss.

Die CDU hat sich in ihrem Antrag nun allerdings
zwei Handlungsfelder herausgegriffen, flir welche
die Zustandigkeit des Landtags schlicht fehlt, da es
Bundesangelegenheiten sind bzw. die im Fall der
Ablésung der sogenannten Staatsleistungen zu-
nachst durch ein Grundsatzgesetz des Bundes vor-
bereitet werden muissen.

Lassen sie mich zunachst einiges zur Kirchensteu-
er sagen. Die Kirchensteuer ermoglicht es den Kir-
chen, mit soliden und planbaren Beitragen zu kal-
kulieren. Uberdies sind diese Beitrage solidarisch,
weil sie namlich einkommensabhangig erhoben
werden. Sie macht Kirchen in Deutschland im Ver-
gleich zu den USA oder Frankreich auch weniger
abhangig von den — ich sage das ganz deutlich —
besonders frommen regelmaligen Gottesdienstbe-
sucherinnen und -besuchern. Das solide Finanzie-
rungssystem hat die Kirchen fir die Gesellschaft
geodffnet und eben nicht radikalisiert. Vor diesem
Hintergrund stellt fir uns die sogenannte Kultur-
steuer, wie sie in Teilen von Sudeuropa erhoben
wird, keine praktikable Alternative dar. Denn eine
solche Steuer ware kein Mitgliedsbeitrag fur die ei-
gene Kirche, sondern ein Teil der Einkommensteu-
er, der eben einer Kirche oder einem sonstigen ge-
meinnutzigen Zweck gewidmet werden kann. Wir
sehen im Moment zu dem Kirchensteuersystem
keine Alternative, zumal der Gesamtgesellschaft
durch den staatlichen Kirchensteuereinzug finan-
ziell gar keine Nachteile entstehen, weil die Kirchen
fir den Einzug mehr an den Staat zahlen, als die-
ses Verfahren den Staat Uberhaupt kostet. Das sei
vielleicht auch noch mal den Kritikerinnen und Kri-
tikern der Kirchensteuer gesagt. Innerhalb dieses
Systems sind Reformen bei Einzelheiten durchaus

denkbar, etwa beim Datenschutz oder bei der Be-
steuerung von glaubensverschiedenen Ehen. Dies
allerdings mussen wir auf Bundesebene angehen
und eben nicht im Thiringer Landtag und da wiede-
rum tragen Sie ja Verantwortung.

Ein weiteres Thema sind in dem Zusammenhang
auch Religionsgemeinschaften, die sich eben nicht
in das auf die deutschen Kirchen zugeschnittene
Religionsverfassungsrecht integrieren lassen, aber
unabhangig von Finanzierung aus dem Ausland
werden sollen. Zum Beispiel wird eine Mo-
scheesteuer nicht einflhrbar sein, da strenge Orga-
nisationsformen, wie sie bei unseren christlichen
Kirchen Ublich sind, dem Islam fremd sind. Die nie-
dersachsischen Griinen haben daher eine Landes-
stiftung in die Diskussion gebracht, die Moscheege-
meinden dabei unterstiitzen soll, in Deutschland
ausgebildete Imame einzustellen und unabhangig
von auslandischer Hilfe zu werden. Das ist Ubrigens
ein Gedanke, den man - wie wir meinen -
durchaus weiterentwickeln kann und der Uberdies
in die Zustandigkeit des Landes fallt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Nach Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbindung
mit Artikel 138 Abs. 1 der Weimarer Reichsverfas-
sung vom 11. August 1919 ist der Bund verpflichtet,
eine gesetzliche Grundlage zu schaffen, nach der
die Lander Gesetze zur Ablésung der Staatsleistun-
gen an die Kirchen erlassen mussen, also jene
Leistungen an die Kirchen, die ihren Ursprung in
der Sakularisation kirchlichen Vermdégens und so-
gar noch aus der Reformationszeit haben. 100 Jah-
re nach Entstehung des Ablésegebots in der Wei-
marer Reichsverfassung wird in zahlreichen Dis-
kussionen gefragt, wann dieses denn nun in die Tat
umgesetzt werde. Hierbei ist zu beachten, dass der
Freistaat Thiringen, ahnlich wie Gbrigens die ande-
ren dstlichen Bundeslander, mit den Kirchen Vertra-
ge geschlossen hat, und zwar mit der evangeli-
schen Kirche 1994 und mit dem Heiligen Stuhl
1997. In diesen Vertragen werden die altrechtlichen
Staatsleistungen abgegolten, ohne aber den Begriff
+Ablésung“ zu verwenden. Es wird dort anstelle fri-
her gewahrter Dotationen ein jahrlicher Gesamtzu-
schuss an die Kirchen vereinbart. Die Staatsleistun-
gen, von denen die Weimarer Reichsverfassung
spricht, existieren also in dieser Form in Thuringen
gar nicht mehr. Eine einseitige Anderung oder gar
Aufhebung der Vertrage durch den Freistaat ist da-
mit gar nicht mdglich. Die Rechtsverpflichtung bleibt
auf beiden Seiten Rechtsverpflichtung. Wahrend
die vorgenannten Staatsleistungen bei den Kirchen
auf dem Gebiet der alten Bundesrepublik im kirchli-
chen Haushalt nur einen kleinen Teil ausmachen,
liegt dieser Anteil bei den Kirchen auf dem Gebiet
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(Abg. Rothe-Beinlich)

der ehemaligen DDR bei rund einem Finftel. Mit
anderen Worten: Die Kirchen in Thiringen sind auf
die Zahlungen aus den Vertrdgen mit dem Freistaat
angewiesen, wenn sie weiter ihre Arbeit leisten wol-
len. Und dies sollten sie aus Sicht von uns Griinen
tun, denn sie sind flir uns, wie eingangs bereits
dargestellt, unverzichtbarer Bestandteil der Zivilge-
sellschaft.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Der Antrag der CDU greift zum einen in die Zustan-
digkeit des Bundes ein und ergeht sich im Ubrigen
in Mutmaflungen und Selbstverstandlichkeiten. Er
leistet daher leider keinen sinnvollen Beitrag zum
gedeihlichen Miteinander zwischen Kirchen, ande-
ren Religionsgemeinschaften und dem Staat und ist
daher abzulehnen. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizepréasidentin Marx:

Als nachster Rednerin erteile ich Abgeordneter Mit-
teldorf von der Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete Mitteldorf, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Herr Kowalleck, Sie
haben mir ja Spall gemacht zu Beginn Ihrer Rede.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und zwar, was ich mich wirklich frage ist, wie man
nach einem Sofortbericht, wo man eindeutige und
klare Aussagen der Landesregierung zu lhren Fra-
gen hort —

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Ich habe
nichts gehort!)

nein, ich habe zugehdrt im Gegensatz zu |hnen of-
fensichtlich — sich hier hinstellt und dann sagt: Oh,
Herr Minister, jetzt haben Sie sich aber hier ganz
schén gewunden, und dann ganz grof3e Probleme
hat, zu seinem Redemanuskript zurtickzukommen,
weil man ja vorhatte, dieses Thema weiter zu skan-
dalisieren. Und dummerweise gab es klare Aussa-
gen der Landesregierung und das kann man dann
offensichtlich von lhrer Seite nur damit kommentie-
ren, dass es angebliche Nebelkerzen sind, die hier
geworfen worden sind. Das finde ich lustig. Deswe-
gen hat mich das durchaus sehr gefreut.

Sie haben in lhrem Sofortbericht zu den Punkten,
zu denen Herr Prof. Dr. Hoff gesprochen hat, eine
klare Aussage bekommen. Das dirfte auch lhren
Pressesprecher freuen, der ja heute erst wieder bei
Twitter eine Stellungnahme von Rot-Rot-Griin zu
den AuRerungen von Bodo Ramelow gefordert hat.

Das halte ich fir erledigt in diesem Zusammen-
hang. Und ich will lhnen auch eines sagen: Wenn
Sie wirklich glauben und das hier auch noch mal
betont haben in Ihrer Rede, dass der Minister Hoff
in seinem Sofortbericht gesagt hat bzw. quasi die
Debatte dazu abkanzeln wirde, dann kann ich |h-
nen nur sagen, genau das Gegenteil war das Fall.
Denn er hat bis zum Schluss gesagt, er freut sich
auf die Debatte. Und wenn Sie sich dartber be-
schweren, dass der Ministerprasident nicht da ist
und lhnen Rede und Antwort steht — ich kann lhnen
immer nur empfehlen: Wenn Bodo Ramelow ein
gesellschaftspolitisches Thema anspricht und Sie
dazu sich mit ihm austauschen mdchten, dann la-
den Sie ihn doch einfach mal ein.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Wir sind
hier im Plenum. Die ganze Zeit sprechen Sie
Uber mich! Sprechen Sie doch mal zum An-
trag!)

Ja, eben, wir sind hier im Plenum und wir behan-
deln zum zweiten Mal auf Grundlage der CDU-
Fraktion ein — und jetzt kommt es wieder — Luft-
schloss. Méchten Sie mir vielleicht auch zuhdren?
Ich habe Ihnen auch zugehdrt.

Der Punkt ist, Sie stellen sich wieder hierhin und
hantieren jetzt sogar mittlerweile mit neuen Zahlen,
auch das finde ich total spannend. Als Sie angefan-
gen haben mit der Debatte um die Kultursteuer und
an die Wand malen wollten,

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Jetzt re-
den Sie wieder tber mich!)

dass das jetzt losgeht und Bodo Ramelow das jetzt
einfihrt, und zwar bundesweit, da haben Sie argu-
mentiert, mit Zahlen angefangen von 34 Millionen
bis 200 Millionen. Heute — und das wird beweisen,
dass ich lhnen gut zugehért habe — haben Sie von
36 Millionen bis 330 Millionen erzahlt. Es muss |h-
nen ja auffallen in der Diskrepanz, dass Sie Uber-
haupt gar keine Grundlage haben, weswegen wir
hier im Thiringer Landtag Uber etwas reden, was
es nicht gibt. Sie haben heute gehdrt, es gibt keine
Bundesratsinitiativen, es gibt keine Vorhaben der
Landesregierung, irgendwelche Gesprache zu su-
chen, um Staatskirchenleistungen abzuschaffen,
um die Kultursteuer einzufihren und die Kirchen-
steuer abzuschaffen. Ich wiederhole mich — und
deswegen finde ich das sogar ein bisschen schade,
dass ich mir immer keine Redemanuskripte auf-
schreibe, weil ich mir sonst das von der Aktuellen
Stunde jetzt mal nach vorne geholt und einfach
noch mal vorgelesen hatte —: Bodo Ramelow kann
als einzelner Mensch und auch im Ubrigen nicht als
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(Abg. Mitteldorf)

Ministerprasident alles auf Bundesebene regeln.
Wenn Sie das sozusagen immer insinuieren, dass
er, weil er einen Gedanken hat, einen Vorschlag
macht, eine gesellschaftspolitische Debatte auf-
macht, dann sofort Ubrigens Ihre Bundesregierung
losrennt und Dinge umsetzt, dann frage ich mich:
Wortiber reden wir denn hier eigentlich? Sie wissen
ganz genau, dass das nicht der Fall ist, und Sie
machen mit diesem Antrag eines, Sie wollen nur
noch mal an die Wand malen dirfen, dass angeb-
lich jetzt hier groRe Steuererhbhungen auf uns war-
ten, weil Sie ganz, ganz dringend und krampfhaft
nach einem finanzpolitischen Thema fir den Wahl-
kampf suchen. Mehr ist es nicht!

(Beifall DIE LINKE)

Denn wenn Sie mal in einem Antrag etwas vorlegen
wuirden, was Tatsachen und Grundlagen betrifft, mit
denen sich der Thiringer Landtag beschéaftigen
kann, bin ich gern bereit, Uber alles zu reden. Aber
so machen Sie eines und Sie werden es weiter tun:
Auch wenn der Minister im Sofortbericht Ihnen heu-
te klare Aussagen gegeben hat zu all Ihren Fragen
und eigentlich lhre Bedenken, die Sie offenbar ha-
ben, langst ausgerdaumt sein missten, freue ich
mich jetzt schon wieder, heute Abend und morgen
bei Twitter alle Mutmaflungen zu lesen, dass ja hier
das alles nicht stimmen wurde, was der Minister |h-
nen heute erzahlt hat. Und das, lieber Herr Ko-
walleck und liebe CDU-Fraktion, ist unredlich.
Schdnen Abend.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Wo ist
Ihr Ministerprasident Gberhaupt?)

(Zuruf Abg. Mitteldorf, DIE LINKE: Ich bin
nicht seine Pressesprecherin!)

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es noch Redebedarf von hier vorne? Nein, das
ist nicht der Fall. Kann ich davon ausgehen, dass
das Berichtsersuchen zu Nummer | des Antrags er-
fullt ist oder erhebt sich Widerspruch?

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Nein,
er hat nicht gesagt, was die CDU héren woll-
te!)

Wie soll ich das jetzt verstehen? Sollen wir tber die
Erfillung des Berichtsersuchens abstimmen?

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN: Nein!)

Nein. Es hat niemand widersprochen. Gut. Dann
mussen wir dber die Nummern Il und Il des An-
trags abstimmen. Frau Abgeordnete Tasch.

Abgeordnete Tasch, CDU:
Ich beantrage namentliche Abstimmung.

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Vizepréasidentin Marx:

Dann ist eine namentliche Abstimmung beantragt.
Ich bitte die Schriftfiihrer, sich mit den Urnen bereit-
zuhalten.

Hatten alle Kolleginnen und Kollegen die Gelegen-
heit, ihre Karte einzuwerfen? Das scheint der Fall
zu sein. Dann schlieRe ich die Abstimmung und bit-
te um Auszahlung.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich darf lhnen
das Ergebnis der namentlichen Abstimmung Uber
die Nummern Il und Il des Antrags der Fraktion der
CDU in der Drucksache 6/6965 bekannt geben. Es
wurden 69 Stimmen abgegeben: 23 Jastimmen,
41 Neinstimmen, 5 Enthaltungen (namentliche Ab-
stimmung siehe Anlage). Damit sind die
Nummern 1l und Il des Antrags in Drucksa-
che 6/6965 mit Mehrheit abgelehnt.

Damit kann ich auch diesen Tagesordnungspunkt
und gleichzeitig auch die Sitzung schlielen. Ich
freue mich, Sie morgen friih um 9.00 Uhr hier wie-
der zu unserer 144. Plenarsitzung begriifien zu dir-
fen.

Ende: 19.24 Uhr
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Anlage
Namentliche Abstimmung in der 143. Sitzung
am 28. Marz 2019 zum Tagesordnungspunkt 14
Keine neue Kultursteuer in Thiiringen und
Deutschland. Verhaltnis zwischen dem Land
und den Religionsgemeinschaften weiter auf
der bewdhrten verfassungsrechtlichen und
vertraglichen Grundlage gestalten
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/6965 -
1. Adams, Dirk nein 34. Kielling, Olaf (AfD) Enthaltung
(BUNDNIS 90/ 35. Kobelt, Roberto nein
DIE GRUNEN) (BUNDNIS 90/
2. Becker, Dagmar (SPD) nein DIE GRUNEN)
3. Berninger, Sabine nein 36. Konig, Dr. Thadaus (CDU) ja
(DIE LINKE) 37. Konig-Preuss, Katharina nein
4. Blechschmidt, André nein (DIE LINKE)
(DIE LINKE) 38. Korschewsky, Knut nein
5. Buhl, Andreas (CDU) ja (DIE LINKE)
6. Diezel, Birgit (CDU) ja 39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein 40. Krauter, Rainer
8. Emde, Volker (CDU) ja (DIE LINKE)
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein 41. Krumpe, Jens (fraktionslos)
10. Fiedler, Wolfgang (CDU) 42. Kubitzki, Jorg (DIE LINKE) nein
11. FloBmann, Kristin (CDU) ja 43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
12. Geibert, Jorg (CDU) 44. Kuschel, Frank
13. Gentele, Siegfried (DIE LINKE)
(fraktionslos) 45. Lehmann, Annette (CDU) ja
14. Grob, Manfred (CDU) ja 46. Lehmann, Diana (SPD) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) 47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
16. Hande, Ronald nein 48. Lieberknecht, Christine ja
(DIE LINKE) (CDU)
17. Hartung, Dr. Thomas nein 49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
(SPD) 50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
18. Harzer, Steffen nein 51. Lukin, Dr. Gudrun nein
(DIE LINKE) (DIE LINKE)
19. Hausold, Dieter nein 52. Malsch, Marcus (CDU) ja
(DIE LINKE) 53. Martin-Gehl, Dr. Iris nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) (DIE LINKE)
21. Henfling, Madeleine nein 54. Marx, Dorothea (SPD) nein
(BUNDNIS 90/ 55. Meilner, Beate (CDU) ja
DIE GRUNEN) 56. Mitteldorf, Katja nein
22. Henke, Jorg (AfD) Enthaltung (DIE LINKE)
23. Hennig-Wellsow, Susanne 57. Mohring, Mike (CDU)
(DIE LINKE) 58. Modller, Stefan (AfD)
24. Herold, Corinna (AfD) Enthaltung 59. Mihlbauer, Eleonore
25. Herrgott, Christian (CDU) ja (SPD)
26. Hey, Matthias (SPD) nein 60. Muhsal, Wiebke (AfD)
27. Heym, Michael (CDU) ja 61. Miller, Anja (DIE LINKE) nein
28. Hocke, Bjorn (AfD) Enthaltung 62. Mller, Olaf (BUNDNIS 90/ nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) DIE GRUNEN)
30. Holzapfel, Elke (CDU) 63. Pelke, Birgit (SPD) nein
31. Jung, Margit (DIE LINKE) nein 64. Pfefferlein, Babett nein
32. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein (BUNDNIS 90/

33. Kellner, Jorg (CDU) ja

DIE GRUNEN)
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65.
66.
67.
68.
69.
70.
71.
72.
73.

74.
75.

Pidde, Dr. Werner (SPD)
Primas, Egon (CDU)
Reinholz, Jirgen
(fraktionslos)

Rietschel, Klaus
(fraktionslos)

Rosin, Marion (CDU)
Rothe-Beinlich, Astrid
(BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN)

Rudy, Thomas (AfD)
Schaft, Christian

(DIE LINKE)
Scheerschmidt, Claudia
(SPD)

Scherer, Manfred (CDU)
Scheringer-Wright, Dr.
Johanna (DIE LINKE)

Hinweis:

nein

ja
nein

Enthaltung
nein
nein

ja
nein

76.
77.
78.

79.
80.
81.
82.
83.
84.
85.
86.
87.
88.
89.
90.

91.

Schulze, Simone (CDU)
Skibbe, Diana (DIE LINKE)
Stange, Karola

(DIE LINKE)

Tasch, Christina (CDU)
Taubert, Heike (SPD)
Thamm, Jérg (CDU)
Tischner, Christian (CDU)
Voigt, Dr. Mario (CDU)
Wagler, Marit (DIE LINKE)
Walk, Raymond (CDU)
Warnecke, Frank (SPD)
Wirkner, Herbert (CDU)
Wolf, Torsten (DIE LINKE)
Worm, Henry (CDU)
Wucherpfennig, Gerold
(CDU)

Zippel, Christoph (CDU)

ja
nein
nein

ja
nein

nein
ja
nein

nein
ja
ja

In der urspriinglichen Fassung war in der Anlage die Fraktionszugehdrigkeit einer Abgeordneten der CDU-Fraktion

versehentlich mit ,(SPD)“ angegeben.
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In der ursprünglichen Fassung war in der Anlage die Fraktionszugehörigkeit einer Abgeordneten der CDU-Fraktion versehentlich mit „(SPD)“ angegeben.






